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Editorial: Ausnahmezustand: Barbarei oder Sozialismus? 


Die gegenwärtige Situation ist schwer 
zu fassen. Dieser „Ausnahmezustand“ 
bedarf selbst einer kritischen Analyse. 
Dabei ist mit „Ausnahmezustand“ nicht 
einfach eine Herrschaftspraxis jenseits 
rechtsstaatlicher Prinzipien gemeint, die 
es zunehmend auch gibt, sondern eine 
zeitdiagnostische Feststellung: die Welt 
scheint aus den Fugen. Diese Feststellung 
war der Ausgangspunkt und die Motiva- 
tion des vorliegenden Heftes. Im PRO- 
KLA-Schwerpunkt „Ausnahmezustand 
— Barbarei oder Sozialismus?“ sollten die 
Dynamiken und Zusammenhänge dieser 
nicht leicht einzuordnenden Ausnahmesi- 
tuation genauer analysiert werden. Welche 
Entwicklungslinien zeichnen sich derzeit 
ab? Von welchen innergesellschaftlichen 
und internationalen Kräftekonstellationen 
werden sie getragen? Welche Widersprüche 
und Konflikte liegen ihnen zugrunde? Und 
stehen die vielen beunruhigenden Ereig- 
nisse, die auf den ersten Blick nichts mit- 
einander zu tun zu haben scheinen, nicht 
vielmehr doch in einem (welt-Jpolitischen 
Zusammenhang, den eine Analyse heraus- 
stellen müsste? - so lauteten die Leitfragen 
unseres ambitionierten Projekts, dem wir 
nur bedingt gerecht werden konnten. Vie- 
les ist in der Schwebe und Entwicklungen 
kaum abzusehen. Zusammenhänge nicht 
nur zu behaupten, sondern auch aufzuzei- 
gen und zu analysieren, bedarf nicht nur der 
Zeit, sondern auch der Sachkenntnisse von 
meist recht unterschiedlichen politischen 


Feldern, die sonst meist getrennt vonein- 
ander betrachtet und analysiert werden. 
Resultat ist, dass wir als Redaktion der 
PROKLA, neben den in diesem Heft ver- 
sammelten Aufsätzen, nach vielen Jahren 
wieder einen gemeinsamen, längeren Text 
als Redaktionskollektiv verfasst haben. Ob 
wir der selbst gesteckten Aufgabe gerecht 
geworden sind, soll die kritische Leser- 
schaft entscheiden. 

Die Debatte über Krise, Krisenver- 
läufe und -folgen vollzieht sich in den 
letzten Jahren oft im Rahmen von Ver- 
gleichen - etwa mit der Krise von 1929. 
Ingo Schmidt diskutiert in seinem Beitrag 
aus vergleichender Perspektive die beiden 
Krisen und folgenden Stagnationsphasen 
und stellt heraus, dass in den Bearbei- 
tungsformen der Krise ab 1929 vor allem 
die Existenz der Sowjetunion als Macht- 
faktor einen entscheidenden Unterschied 
bedeutete. Sein Hauptargument ist, dass 
die antisystemischen Bewegungen, die in 
den 1930er Jahren existierten und nach 
dem Zweiten Weltkriegan Boden gewan- 
nen, das Kapital drängten, sich von der 
imperialistischen Expansion und inter- 
imperialistischer Rivalität ab- und einer 
Durchdringung der heimischen Märkte 
zuzuwenden. Das machte ein starkes 
Wirtschaftswachstum und einen sozialen 
Kompromiss möglich, der zugleich hohe 
Gewinne zuließ. Demgegenüber sei die 
Ursache für die aktuelle Stagnation, dass 
diese Möglichkeit ausgeschöpft ist. Ohne 
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systemische Herausforderungen hat das 
Kapital keinen Grund, seine Akkumula- 
tionsstrategien grundlegend in eine Rich- 
tung zu verändern, die zur Überwindung 
der Stagnation beitragen könnten. Statt- 
dessen stützt es seine Profite auf Kosten der 
subalternen Klassen, auch wenn dies die 
Stagnation verlängert und zu schärferen 
gesellschaftlichen Spaltungen führt. 
Lukas Oberndorfer zeichnet nach, wie 
der Wettbewerbsetatismus in Frankreich 
autoritär durchgesetzt wurde und welche 
Rolle der dort nach den Terroranschlägen 
vom November 2015 ausgerufene Aus- 
nahmezustand dabei spielte: Grundrechte 
wurden aufgehoben, um die Deregulierung 
des Arbeitsmarktes voranzutreiben. Im 
Rahmen eines hegemonietheoretischen 
Ansatzes zeigt er, dass diese Entwicklung 
nur im Zusammenhang des europäischen 
Staatsapparate-Ensembles zu verstehen 
ist. Er kritisiert vor diesem Hintergrund 
den wissenschaftlichen Mainstream, der 
aufgrund seines eurozentrischen und 
liberalen Forschungsdesigns den Autori- 
tarismus des Ausnahmezustands nur als 
äußere Bedrohung begreift - also nicht 
als eine Tendenz, welche - im Anschluss 
an Nicos Poulantzas’ Überlegungen zu 
autoritärem Etatismus, Normalform des 
kapitalistischen Staatsund Ausnahmestaat 
- dem modernen bürgerlichen Staat und 
der Demokratie selbst innewohnt. 
Franziska Schutzbach widmet sich in 
ihrem Text dem Antigenderismus, wie er 
gegenwärtig nicht nur auf Demonstratio- 
nen von sogenannten „Lebensschützern‘, 
sondern auch von Vertreter _innen der 
AfD bis hinein ins bürgerliche Feuilleton 
artikuliert wird. Die zentralen Argu- 
mentationsmuster sind stets die gleichen: 
das Bedrohungsszenario der Auflösung 
geschlechtlicher Identität und der tradi- 
tionellen Familie durch den Feminismus, 
das Bild einer totalitären gesellschaftlichen 
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Gleichmacherei sowie die Diskreditierung 
von Gender Studies als „unwissenschaft- 
lich“. Antigenderismus, so Schutzbach, 
funktioniert dabei gegenwärtig als „ge- 
meinsamer und verbindendender Nen- 
ner für verschiedene rechtskonservative 
und neoliberale Kräfte“. Das Pochen auf 
natürliche Ordnungen schafft Allianzen 
zwischen neoliberalen und neokonserva- 
tiven Bestrebungen und macht diese an- 
schlussfähigan Rassismus, Nationalismus 
und an ein Programm staatlicher Diszip- 
linierung. Die gegenwärtige Konjunktur 
antigenderistischer Programmatiken und 
der Propagierung der Familie kontextuali- 
siert sie schließlich in der vermehrten (pop- 
kulturellen) Sichtbarkeit des Feminismus 
einerseits und in Erfahrungen der Prekari- 
sierungam Arbeitsplatz, in den familialen 
Lebensweisen und vergeschlechtlichten 
Subjektivitäten andererseits. 

Für Jason Moore ist die Thematisierung 
der Naturverhältnisse zentraler Bestandteil 
von Kapitalismuskritik. Dem derzeit po- 
pulären Begriff des Anthropozäns setzt er 
den des Kapitalozäns entgegen. Nicht „der 
Mensch‘, eine begriffslose Abstraktion, 
sondern das Kapital sei der treibende und 
maßgebliche Faktor dafür, dass sich die 
Naturverhältnisse seit dem 15. Jahrhun- 
dert grundlegend umwälzten. Umgekehrt 
sei die Krise des Kapitalverhältnisses nicht 
ohne die Naturverhältnisse zu erfassen. 
„Die kapitalistischen Ursprünge zu ver- 
stehen“, so Moore in seinem Aufsatz, „ist 
eine tückische Arbeit.“ Das Schulbuchbild, 
das wir von der Industriellen Revolution 
kennen, muss „durch jene der globalen 
Transformationen von menschlichen 
und nicht-menschlichen Naturen ergänzt 
werden, die sich in den letzten fünf Jahr- 
hunderten durch die neuen Sicht- und 
Organisationsweisen der unbezahlten 
Arbeit von Menschen und der sonstigen 
Natur herausgebildet haben. “ All das ist 
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insofern besonders bedenkenswert, als eine 
geologische Kommission im August diesen 
Jahres empfohlen hat, „Anthropozän“ zur 
ofliziellen Bezeichnung des Zeitalters zu 
machen, in das die Menschheit spätestens 
seit Mitte des 20. Jahrhunderts eingetre- 
ten ist. Die derzeitige Umweltpolitik wird 
tatsächlich genau in diesem Geist gestaltet: 
technokratisch, marktförmig, vorwiegend 
auf Großtechnologien setzend. Nicht- 
kapitalistische Alternativen dazu werden 
mit der Autorität der fortgeschrittensten 
(Natur-)Wissenschaft häufig vom Tisch 
gefegt - symbolisch wie materiell. Diese 
Post-Politik verdankt ihre Rechtfertigung 
offenbar einer bestimmten Sichtweise auf 
den ökologischen Ausnahmezustand. 

Christian Siefkes schließt den Bogen, 
den Ingo Schmidt eröffnet hat - wenn auch 
aus einer anderen Perspektive: Er fragt, 
welche Möglichkeiten der Befreiung von 
Arbeit die langfristigen Entwicklungsten- 
denzen des Kapitalismus mit sich bringen, 
wenn nicht davon auszugehen ist, dass 
dieser - wie es prominent Paul Mason mit 
seiner Ihese des „Postkapitalismus“ vertritt 
- seine eigenen Reproduktionsbedingun- 
gen untergräbt. 

In der Fortsetzung seines Beitrags zum 
Begriff der „Mitte“ in historischen und 
gegenwärtigen Klassenstudien diskutiert 
Ulf Kadritzke die aktuellen Mitte-Stu- 
dien im Licht der klassentheoretischen 
Analysen der Weimarer Republik, die er 
in PROKLA 184 in Erinnerung rief und 
würdigte. Der zweite Teil verdeutlicht die 
politischen Konsequenzen des Begriffs der 
„Mitte“: „Wenig zu fürchten hat die Elite 
samt ihrem Beratungspersonal, solange 
es ihr gelingt, der angestellten Kranken- 
pflegerin wie dem tariflosen Cloudworker 
ein Mitte-Dabeisein vorzuspiegeln und 
die Lehrerfamilie mit Eigenheim für das 
Steuervermeidungsinteresse der Plutokra- 
ten einzuspannen. Aufdie Selbsttäuschung 
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dieser Mitte kann die Bourgeoisie der Ge- 
genwart zumindest so lange zählen, wie 
ihr auf dem Feld der Begriffspolitik die 
Betreiber der Ungleichheitsforschungund 
der IThemensalons zur Hand gehen.“. Die 
Auseinandersetzung mit Klassenverhält- 
nissen liefert keine einfachen politischen 
Antworten - aber sie bildet die Vorausset- 
zungfür die Perspektive einer klassenlosen 
Gesellschaft, argumentiert Kadritzke. 


”++ 


Wenn die PROKLA aus der Druckerei 
kommt, ist das Jahr 2016 bald zu Ende und 
es beginnt die Zeit, in der viele gute und 
wichtige Initiativen um Spenden werben. 
Auch kritische Sozialwissenschaft und 
Zeitschriften wie die PROKLA sind nicht 
ohne solidarische Strukturen und finanzi- 
elle Unterstützung möglich. Seit 1971 er- 
scheint die PROKLA und bietet politisch 
engagierte sozialwissenschaftliche und 
ökonomische Analysen, die gegenwärtig 
wichtiger sind denn je. Das zeigt ein Blick 
auf die letzten Ausgabenschwerpunkte. 
Der wissenschaftliche Zeitschriftenmarkt 
hat sich inzwischen selbst der Logik der 
neoliberalen Hochschule unterworfen. Für 
viele kritische Autoren und Autorinnen 
sind deshalb Zeitschriften wie die PRO- 
KLA unerlässlich, wenn sie Analysen jen- 
seits des Mainstreams veröffentlichen und 
zur Diskussion stellen wollen. Texte online 
zu publizieren, hat sich bisher nicht als ad- 
äquate Alternative erwiesen, obwohl das 
Internet sicher an Bedeutung gewonnen 
hat und zukünftig noch wichtiger werden 
wird. Auch die PROKLA stellt ihre Aus- 
gaben in einem Archiv als Volltext unter 
prokla.de zur Verfügung. 

Allein von den Verkaufserlösen kann 
sich die PROKLA jedoch nicht finanzieren 
und in die Abhängigkeit von Parteien oder 
großen Verlagen wollte sie sich nie begeben. 
Deshalb wird die PROKLA von einem 
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Förderverein herausgegeben, der „Vereini- 
gungzur Kritik der politischen Ökonomie 
e.V“, die jährlich in ihrer Vollversammlung 
die Redaktion der Zeitschrift wählt und die 
nächsten Ihemenschwerpunkte diskutiert. 

Wir würden uns freuen, wenn die Le- 
serschaft der PROKLA unsere Arbeit un- 
terstützt. Vor allem regelmäßige finanzielle 
Beiträge der Vereinsmitglieder - und seien 
sie noch so klein - schaffen die Vorausset- 
zungen für Kontinuität und Planbarkeit, 
wie sie für die Redaktionsarbeit unabding- 
bar sind. Für Mitgliedsbeiträge und Spen- 
den stellen wir steuerabzugsfähige Spen- 
denbescheinigungen aus, die „Vereinigung“ 


Der PROKLA Förderverein 
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ist als gemeinnütziger Verein anerkannt. 
Weitere Informationen teilen wir gerne per 
E-Mail mit. 

Ab 2017 müssen wir nach langer Zeit 
die Preise für die PROKLA geringfügig 
anheben. Der Abopreis beträgt ab dem 
1.1.2017 42, 00 € (zzgl. Porto, statt vorher 
38,00 €), der Preis für das Einzelheft ab der 
Ausgabe 186 15,00 € (statt vorher 14,00€). 
Ältere Hefte können selbstverständlich 
zum alten Preis erworben werden; für 
AbonnentInnen der PROKLA gilt auch 
beim Bezug von Einzelheften der jeweilige 
Abopreis. 


Die PROKLA erscheint seit 1971 und bietet politisch engagierte sozialwissen- 
schaftliche und ökonomische Analysen. Allein von den Verkaufserlösen kann 
sich die PROKLA nicht finanzieren und in die Abhängigkeit von Parteien oder 
großen Verlagen wollte sie sich nie begeben. Deshalb wird die PROKLA von 
einem Förderverein herausgegeben, der „Vereinigung zur Kritik der politischen 
Ökonomie e.V.“, die jährlich in ihrer Vollversammlung die Redaktion der 
Zeitschrift wählt und die nächsten Themenschwerpunkte diskutiert. 
Kritische Sozialwissenschaft kann nicht dem Markt überlassen werden. 
Ohne solidarische Strukturen und finanzielle Unterstützungsind Zeitschriften 
wie die PROKLA kaum möglich. Die regelmäßigen finanziellen Beiträge der 
Vereinsmitglieder ermöglichen das Erscheinen der PROKLA, sie schaffen die 
Voraussetzungen für Kontinuität und Planbarkeit, wie sie für die Redaktions- 
arbeit unabdingbar sind. Wir freuen uns über weitere Mitglieder, regelmäßige 
Spenden oder einmalige Zuwendungen. Weitere Informationen teilen wir 


gerne per E-Mail mit (redaktion@prokla.de). 


Vereinigung zur Kritik der politischen Ökonomie eV. 
IBAN: DE17 1001 0010 0538 1351 00 - BIC: PBNKDEFF 
Postbank Berlin 


PROKLA 186 Die Materialität und politische Ökonomie des 
Internets (März 2017) 


Das Internet hatte lange Zeit den Ruf, ein dezentraler, hierarchiefreier und 
demokratischer Raum zu sein. Spätestens mit den Snowden-Enthüllungen 
wurde jedoch deutlich, dass die materielle Infrastruktur des Internets alles an- 
dere als das ist. Es gibt riesige und nur wenige Internet-Knotenpunkte, die die 


gesamten transatlantischen Datenströme konzentrieren. Zudem ist die Öko- 


nomie des Internets schr stark von Oligopolen geprägt. Das Internet ist zudem 
wie der geographische Raum von topographischen Verbindungen, Grenzen 
und Zentren und einer Peripherie geprägt - und ist vor allem ein „westliches“ 
Phänomen. Große Teile der Welt sind kaum „vernetzt“. Während in letzter 
Zeit viel über Datensicherheit und -schutz sowie über Kontrolle von geheim- 
dienstlichen Aktivitäten diskutiert wurde, bleibt die „politische Ökonomie“ 
und die „Materialität“ des Internets meist außerhalb kritischer Analyse. Es wird 
zwar viel darüber geredet, wie das Internet die Arbeitswelt verändern könnte 
(„Industrie 4.0“), aber weniger darüber, wie das, was das Internet materiell und 
„immateriell“ ausmacht, selbst eine Anlagesphäre von Kapital sowie ein politisch 
und ökonomisch umkämpftes Terrain ist. 


PROKLA 187 Arbeit und Wertschöpfung im digitalen 
Kapitalismus (Juni 2017) 


Schlagwörter wie „Industrie 4.0“ oder „Digitalisierung“ sind derzeit in aller 
Munde. Doch die Verkündigung einer vierten industriellen Revolution wirkt 
angesichts der wirtschaftlichen Stagnation in Europa wie ein zweckoptimis- 
tisches Heilsversprechen. Der Begriff ist vielmehr ein rhetorischer Coup von 
Unternehmensverbänden und Bundesregierung: Der Standort Deutschland 
soll, so die Protagonisten, neu erfunden werden. Der aufgeladene Kunstbegriff 
„Industrie 4.0“ ist deshalb ungeeignet, einen realistischen Blick auf die aktuellen 
Veränderungen zu gewinnen. PROKLA 187 soll einen Beitrag zu einer kriti- 
schen Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Umstrukturierungen leisten. Der 
Schwerpunkt soll hierbei auf neue Organisations- und Steuerungsformen von 
Wertschöpfung liegen, die Ansätze für eine Transformation des Kapitalismus 
enthalten und nachhaltige Veränderungen in der Nutzung von Arbeitskraft mit 
sich bringen - und was das für gesellschaftliche und gewerkschaftliche Kämpfe 
bedeutet. Jenseits der technologiezentrierten Engführungen, die den Diskurs 
um „Industrie 4.0“ prägen, wird eine herrschaftskritische Perspektive auf die 
gegenwärtige Rationalisierungsdynamik entwickelt. 
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Die politischen Entwicklungen haben sich in den vergangenen Monaten und 
Jahren enorm beschleunigt. Die Ereignisse und Probleme, die tagesaktuelle Auf- 
merksamkeit verlangen und diskutiert werden, lösen sich in immer schnellerem 
Rhythmus ab: Wahlerfolg von Syriza und große Mehrheit des „OXT“, des „Nein!“ 
beim Referendum gegen die Austeritätspolitik in Griechenland - und dennoch 
Unterzeichnung eines dritten „Memorandums“ zur Fortsetzung der Umvertei- 
lungzulasten der Lohnabhängigen; die schwelende Staatskrise in Spanien; Krise 
des europäischen Grenzregimes durch die Ankunft von Hunderttausenden von 
Geflüchteten und deren Unterstützung durch die Vielen - gleichzeitig die Milita- 
risierung der EU-Außengrenze, die Wiedereinführungvon Grenzkontrollen in- 
nerhalb des Schengenraums und neue Einschränkungen des Asylrechts; Aufstieg 
des „Islamischen Staates“; Terroranschläge mit Hunderten von Toten; Bewegung 
gegen das neue Arbeitsgesetz und andauernder Notstandszustand in Frankreich; 
die breite Unterstützung für Bernie Sanders oder Jeremy Corbyn; der Aufstieg 
der neuen Rechten und des autoritären Populismus in der EU, die Zustimmung 
zum „Brexit“ und die Wahl Trumps zum US-Präsidenten; Wiederaufnahme des 
Kriegs der türkischen Regierunggegen die Kurden; Putschversuch in der Türkei, 
„Gegenputsch“ der AKP-Regierungund Ausnahmezustand; blutige Kriege in der 
Ukraine, in Syrien, im Jemen; neue Konfrontation zwischen China bzw. Russland 
auf der einen Seite und dem „Westen“ auf der anderen Seite, aber auch zwischen 
Regionalmächten wie dem Iran und Saudi-Arabien - um nur einige Themen zu 
nennen, die die öffentliche Diskussion in den letzten zwei Jahren bestimmt haben. 

Die kritisch-materialistische Analyse, um die wir uns in der PROKLA bemü- 
hen, kommt ins Hintertreffen, sie hinkt der schnellen Abfolge, der Verschiebung 
der Herausforderungen und Prioritäten hinterher. Eine solche Analyse und eine 
theoretisch begründete Einschätzung von Entwicklungen folgen ohnehin einem 
anderen Rhythmus als die durch Ereignisse, politische Handlungszwänge und 
den Takt der täglichen Nachrichten bestimmte, also herrschende öffentliche 


l Andiesem Text haben Alex Demirovi£, Julia Dück, Jakob Graf, Henrik Lebuhn, Thomas 
Sablowski, Dorothea Schmidt, Etienne Schneider, Felix Syrovatka und Markus Wissen 
mitgearbeitet. 
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Meinung oder die politische Praxis der emanzipatorischen Kräfte. Für uns als 
Redaktion stellt sich die Frage, ob es nicht zwischen vielen dieser Vorgänge innere 
Zusammenhänge gibt. Damit soll nicht gesagt sein, dass es die eine, die einzige 
und umfassende Ursache gäbe. Ein innerer Zusammenhang kann sich aus der 
Gleichzeitigkeit einer Vielzahl ungleichzeitiger Praktiken, Vorgänge, Prozesse und 
Entscheidungen herstellen, die sich zu einer besonderen Konstellation fügen oder 
zu einer solchen gefügt werden. Diese ist kontingent, und doch wird sie ab einem 
bestimmten Zeitpunkt alternativlos und bestimmt das relevante Kräfteverhältnis, 
in dem die Gesellschaftsmitglieder sich positionieren und handeln müssen. 

Die Zusammenhänge lassen sich aufverschiedene Weisen darstellen: Einerseits 
chronologisch - so folgten auf die Subprime-Hypothekenkrise in den USA die 
globale Finanzkrise und die große Rezession, auf diese die Krise der staatlichen 
Refinanzierung und die „Euro-Krise“, die Austeritätspolitik und die Kämpfe 
gegen die Krisenfolgen. Gleichzeitig ist klar, dass zwar die politische Bearbei- 
tung von Krisenprozessen neue Widersprüche hervorruft, die Ursachen der 
multiplen Krisenprozesse jedoch nicht darauf reduziert werden können. Daher 
lassen sich die Zusammenhänge der vielfältigen Prozesse andererseits auch als 
‘synchrone’ beschreiben: als vielfältige gesellschaftliche Widersprüche, die sich in 
den letzten Jahrzehnten auf der Grundlage der neoliberalen Umgestaltung aller 
gesellschaftlichen Bereiche entwickelt und dort zu je spezifischen Zuspitzungen 
geführt haben; und die daher zusammenhängen, aufeinander bezogen sind und 
sich wechselseitig beeinflussen. Wir versuchen hier, sowohl den synchronen als 
auch den diachronen Zusammenhängen nachzugehen, um uns dadurch einer 
Analyse der aktuellen Situation und ihrer Erklärungzu nähern. Ausgehend von 
einigen Krisenzusammenhängen, denen wir den ersten Teil des Textes widmen, 
versuchen wir im zweiten Teil eine Analyse der aktuellen Veränderungen der 
politischen Konstellationen. Es geht uns letztlich darum, die gegenwärtige poli- 
tische Konjunktur zu analysieren, um die Grundlagen für die Entwicklungeiner 
angemessenen Strategie der Linken zu schaffen. Dabei ist es unseres Erachtens 
notwendig, die Analyse der zunächst disparat erscheinenden Momente der ak- 
tuellen Situation in den größeren Zusammenhangder Analyse der Entwicklung 
und Krise des neoliberalen, finanzdominierten Kapitalismus einzubetten. 


1. DieKrisederneoliberalen, finanzdominiertenEntwicklungsweise 
1.1 Der Charakter der Krise 


Betrachtet man die globale Finanz- und Wirtschaftskrise von 2007ER. lediglich als 
eine der zyklischen Krisen des Kapitalismus, wie sie mehr oder minder regelmäßig 
etwa alle zehn Jahre auftreten, so wird man zu dem Schluss kommen, dass diese 
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Krise längst überwunden wurde: Auf die globale Rezession, die im Frühjahr 2009 
ihren Tiefpunkt erreichte, folgte in den meisten Ländern ein Aufschwung, der 
das frühere Reproduktionsniveau annähernd wiederherstellte (vgl. u.a. Krumbein 
2014). Lediglich in der EU gab es den gefürchteten „double dip“, d.h. eine zweite 
Rezession 2011-2012. Aber auch hier sind in den meisten Ländern inzwischen 
wieder positive Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts zu verzeichnen. 
Allerdings sind diese in den letzten Jahren im historischen Vergleich äußerst 
niedrig, sodass man eigentlich von einer anhaltenden Stagnation sprechen muss. 
Auch mit dem gegenwärtigen Konjunkturzyklus scheint sich der seit den 1970er 
Jahren offensichtliche Trend sinkender Wachstumsraten fortzusetzen. Schon 
dieses Faktum verweist darauf, dass es verkürzt wäre, die jüngste Krise nur als 
„kleine“, zyklische Krise zu behandeln.? 

Unsere These ist, dass die jüngste Krise eine „große“, „strukturelle“ Krise ist, 
die nicht durch kleinere Anpassungsprozesse im Rahmen der vorherrschenden 
neoliberalen, finanzdominierten Entwicklungsweise des Kapitalismus überwun- 
den werden kann, sondern diese selbst infrage stellt. Es handelt sich nicht nur 
um eine ökonomische Krise, sondern um eine organische Krise im Sinne Antonio 
Gramscis, die sich auch im Politischen, in einer Krise der Demokratie und in 
verschärften internationalen Konflikten manifestiert. Nicht alle Probleme der 
gegenwärtigen Situation lassen sich, selbst wenn sie mit dem globalen Kapitalis- 
mus zusammenhängen, unmittelbar aufdie jüngste Finanz- und Wirtschaftskrise 
zurückführen. Aber auch die seit Längerem diagnostizierten Krisentendenzen 
in den Bereichen der Reproduktion der Arbeitskraft, der Geschlechter- oder 
der gesellschaftlichen Naturverhältnisse werden, obwohl sie ihre spezifische 
Zeitlichkeit haben und sich gemäß ihrer eigenen Rhythmen entwickeln, durch 
die globale Finanz- und Wirtschaftskrise in ein besonderes Licht getaucht. All 
diese verschiedenen Krisentendenzen interagieren auf spezifische Weise, sodass 
es berechtigt ist, von einer multiplen Krise zu sprechen (vgl. Demirovie u.a. 2011). 
Um sie zu begreifen, ist es notwendig, sich die Widersprüche der neoliberalen, 
finanzdominierten Entwicklungsweise des Kapitalismus klar zu machen. Wir 
wollen die aus unserer Sicht wichtigsten im Folgenden kurz darstellen. 


1.2 Die Transformation der Produktionsprozesse und des 
Lohnverhältnisses 


Als das „Goldene Zeitalter“ (Marglin/Schor 1990) des Kapitalismus mit der 
Stagflation in den 1970er Jahren an sein Ende geriet und die Profitraten in den 


2 Vgl. zur Unterscheidungvon „kleiner“ und „großer“ bzw. „konjunktureller“ und „struk- 


tureller“ Krise Altvater 1983; Boyer 1986. 
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kapitalistischen Zentren sanken, begann das Kapital, die Produktionsprozesse 


aufunterschiedliche Weise zu restrukturieren. Die wichtigsten Strategien waren: 


a) Die beschleunigte Automation von Arbeitsprozessen - wodurch es gelungen 


ist, die Konzentration widerständiger ArbeiterInnen in manchen Bereichen 
aufzulösen. Allerdings ließen sich bis heute nur bestimmte Bereiche profi- 
tabel automatisieren, oft haben sich die an neue Technologien geknüpften 
Erwartungen, etwain Bezugauf Produktivitätsfortschritte, nicht erfüllt (vgl. 
Scherrer 2001). Auch haben neue Technologien nicht einfach menschliche 
Arbeit ersetzt und Arbeitsplätze beseitigt, sondern viele neue geschaffen. 


b) Versuche, ArbeiterInnen durch eine veränderte Arbeitsorganisation mehr 


Spielraum bei der Ausführung der Arbeit zu geben und ihr Wissen zu mobi- 
lisieren, um die Arbeitsproduktivität zu steigern und die Arbeit zu intensivie- 
ren: job enrichment, job enlargement, „ausgehandelte Autonomie“, „indirekte 
Steuerung‘, „Subjektivierung von Arbeit“. Auch hier blieben die Produk- 
tivitätssteigerungen begrenzt oder haben häufig kontraproduktive Effekte 
und Konflikte wie die Steigerung der Arbeitsintensität sowie eine stärkere 
physische und psychische Belastung hervorgebracht. Insgesamt hat sich kein 
neues, einheitliches Paradigma der Arbeitsorganisation als Alternative zur 
tayloristischen und fordistischen? Arbeitsorganisation durchgesetzt. 

Die Aufspaltung von Arbeitsprozessen, die zuvor in vertikal integrierten Un- 
ternehmen organisiert worden waren, und die Verteilung von Teilarbeiten auf 
rechtlich selbständige Unternehmen (outsourcing). Die Fragmentierung von 
Produktionsprozessen verfolgt das Ziel, die Organisierungvon ArbeiterInnen 
zu erschweren, Löhne zu senken, Arbeitsbedingungen zu verschlechtern, d.h. 
die Ausbeutungsrate zu erhöhen und die Risiken schwankender Kapazitätsaus- 
lastungvon den „fokalen“ Unternehmen auf abhängige Zulieferer abzuwälzen. 


d) Die gezielte Nutzung von unterschiedlichen Regimes der Regulation von 


Arbeit in verschiedenen Regionen und Ländern mit dem Ziel, die für unter- 
schiedliche Teilarbeiten jeweils günstigsten Bedingungen auszunutzen und die 
Ausbeutungsrate insgesamt im Rahmen der so entstehenden transnationalen 
Produktionsnetzwerke zu steigern. Während die Konzerne zunehmend trans- 
national agieren bzw. ihre Zuliefernetzwerke transnational organisieren, sind 
die Organisationen der Lohnabhängigen und die historisch errungenen Formen 


Inwieweit esüberhaupt sinnvoll ist, sich aufdie Regulationstheorie (vgl. z.B. Aglietta 1979; 
Boyer 1986; Lipietz 1985) und ihr Fordismus-Konzept zu bezichen, ist in der PROKLA- 
Redaktion kontrovers. Während für einige Autoren dieses Textes die Regulationstheorie 
und der Begriff des Fordismus wichtige Bezugspunkte sind, wurde letzterer von Dorothea 
Schmidt (2013) als irreführend kritisiert. Vgl. zur Kritik der Konzepte des Taylorismus 
und Fordismus auch Rudi Schmidt (2013a; 2013b). 
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der Mitbestimmung immer noch in hohem Maße an die Grenzen einzelner 

Unternehmen, Branchen und Staaten gebunden. Auch dadurch haben sich die 

Kräfteverhältnisse massiv zuungunsten der Lohnabhängigen verschoben. 
Im Verhältnis zu den seit den 1970er Jahren rückläufigen Wachstumsraten des 
Sozialprodukts sind die Produktivitätszuwächse trotz aller Einschränkungen 
erheblich, was die Lohnabhängigen mit Arbeitslosigkeit bedrohte und es den 
Unternehmen erleichtert hat, sie unter Druck zu setzen. Die Kräfteverhältnisse 
haben sich daher zugunsten des Kapitals verschoben. Dies ist auch daran zu schen, 
dass die Reallöhne, die sich im „goldenen Zeitalter“ des Kapitalismus annähernd 
parallel zu den Produktivitätszuwächsen entwickelten, von diesen zunehmend 
entkoppelt wurden und stagnierten oder in einigen Fällen sogar sanken. Die 
Lohnspreizung nahm zu, einheitliche Standards der Regulierung von Arbeit 
wurden immer mehr durchlöchert und die Arbeitsbedingungen wurden zuneh- 
mend heterogener. Im Gegensatz zum säkularen Trend seit dem 19. Jahrhundert 
gibt es Tendenzen der Arbeitszeitverlängerung. 


1.3 Die Transformation der Geschlechterverhältnisse und die Krise der 
sozialen Reproduktion 


Verbunden mit der Transformation der Arbeits- und Lohnverhältnisse sowie der 
Reorganisation der Unternehmen und entsprechender staatlicher Politiken ist die 
Transformation der Geschlechterverhältnisse. Während die Individuen aufgrund 
von Lohnsenkungen und der Erosion des „Familienlohns“ von der familiären 
Solidarität und dem Pool aus verschiedenen Einkommen wieder stärker abhängig 
werden, wird zugleich die Funktionsfähigkeit der Kleinfamilie als institutionelle 
Form der Reproduktion der Arbeitskraft zunehmend infrage gestellt, auch weil 
Frauen seit den 1960er Jahren immer weniger die traditionelle Arbeitsteilung 
zwischen dem männlichen Familienernährer und der Hausfrau akzeptieren. 
Durch die Zunahme von existenzieller Unsicherheit und Armut werden die Mög- 
lichkeiten zur Lebensplanungeingeschränkt, die Entgrenzungund Verlängerung 
der Arbeitszeiten wirkt sich negativ auf das Familienleben aus, die materiellen Be- 
dingungen verschlechtern sich, sodass die Gründungeiner Familie sich auf spätere 
Lebensphasen verschiebt oder völlig unterbleibt. Es sind aber nicht nur materielle 
Bedingungen, welche einen Druck auf den Wandel der Familie ausüben, sondern 
auch Veränderungen in den Ansprüchen an ein familiäres und nicht-familiäres 
Zusammenleben, Vorstellungen alternativer Lebensformen oder die Weigerung, 
reproduktive Arbeiten weiterhin „privat“ und unbezahlt zu übernehmen. Der 
partielle Ausbau von Kindererziehungs- und Pflegeeinrichtungen bleibt hinter 
den Erfordernissen und Rechtsansprüchen zurück; Betreuungs- und Pflegearbeit 
bleiben daher weiterhin Privatangelegenheit - oder sie werden es sogar verstärkt 
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wieder, indem im Zuge von Krisen die soziale Infrastruktur ausgedünnt und 
Sozialleistungen eingeschränkt werden. Angesichts der Auswirkungen der Pre- 
karisierung und verstärkten Belastungen durch Lohnarbeit können und wollen 
Frauen die Übernahme der unbezahlten Reproduktionsarbeit oft nicht mehr 
ohne Weiteres gewährleisten, sodass „Reproduktionslücken“ und Spannungen 
in den Beziehungen und Familien entstehen. 

Der Krise der unbezahlten Reproduktionsarbeit wird entgegengewirkt, indem 
diejenigen, die es sich leisten können, Hausarbeit an niedrig entlohnte Hausar- 
beiterInnen, zumeist MigrantInnen, auslagern. Auch wenn diese Lösung nur für 
einkommensstarke Familien infrage kommt, trägt sie als klassen- und geschlech- 
terspezifische Form der Krisenbearbeitung dazu bei, dass sich die Reproduktions- 
krise in den Mittelklassen nicht zuspitzt. Gleichzeitig wird die Fürsorgekrise in 
die Herkunftsländer der MigrantInnen verlagert, es entstehen also transnationale 
Betreuungsketten, an deren Ende die Fürsorgekrise globalisiert und die prekären 
Lebensbedingungen von Frauen und Kindern in den Ländern Osteuropas oder 
des globalen Südens weiter verschärft werden. 

Aber auch Diskussionen um die Stärkung des Ehrenamts und Konzepte so- 
genannten Caring Communities müssen als Formen der Krisenbearbeitung in 
den Blick genommen werden, denn die Inanspruchnahme unbezahlter oder 
geringfügig entschädigter Arbeit sowie nachbarschaftlichen Engagements soll 
die reproduktiven Lücken füllen und dabei zugleich die Sozialsysteme finanziell 
schonen. 

Die Unterwerfung der Fürsorgearbeit unter die Lohnform und die Inwert- 
setzung reproduktiver Sektoren wie Gesundheitsversorgung und Pflege tragen 
zu Qualitätsverlusten der Arbeit bei, indem Arbeitsabläufe ständig unter ökono- 
mischen Gesichtspunkten reorganisiert werden. Dadurch nimmt der Zeitdruck 
zu und der spezifische Gebrauchswert von Fürsorgearbeiten wird untergraben. 

Die direkten und indirekten Auswirkungen der zunehmenden Prekarisierung 
von Arbeits- und Lebensverhältnissen, der Privatisierung und Inwertsetzung 
vormals öffentlicher Daseinsvorsorge, die Delegation von Hausarbeit an Dritte 
sowie die politisch beabsichtigte - und im Zuge der Austeritätspolitik erneut 
verschärfte - Unterfinanzierung und Erosion der öffentlichen Infrastrukturen 
bilden somit einen Krisenzusammenhang, auch wenn sich die Dynamiken in 
relativ autonomen gesellschaftlichen Bereichen entwickeln. 

Diese bereits seit mehreren Jahren zunehmenden Krisenelemente in verschie- 
denen gesellschaftlichen Bereichen der sozialen Reproduktion schlagen sich bei 
den betroffenen Individuen als Erschöpfung und Verunsicherung nieder. Auch 
sie bilden gegenwärtig den gesellschaftlichen Nährboden, aus dem sich die Stärke 
der politischen Rechten speist. Ergänzend zu den als krisenhaft erfahrenen Ent- 
wicklungen in den Arbeits- und Lebensverhältnissen wird auch die ‘Privatsphäre’ 
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enorm belastet und bedroht. Lösungen für die sich zuspitzenden Probleme auf- 
grund mangelhafter - familiärer und nicht-familiärer - Pflegebedingungen, der 
Verknappungzeitlicher Ressourcen für familiäre Beziehungen oder der Tendenzen 
der (subjektiven) Erschöpfungangesichts zunehmender Belastungen durch verun- 
sichernde Lebensperspektiven, prekäre und flexible Arbeitsverhältnisse, gestiegene 
Reproduktionsanforderungen und den Abbau sozialstaatlicher Leistungen hat die 
herrschende Politik nicht anzubieten. Das vertieft die Distanz der mittleren und 
unteren Klassen von den Kräften im Block an der Macht. Der politischen Rechten 
gelingt es, diese Probleme zu nutzen, indem sie kulturkämpferisch traditionelle 
Familienwerte und entsprechende heteronormative Geschlechterpraktiken propa- 
giert und die sogenannte Genderideologie und die politische Korrektheit angreift 
und damit suggeriert, sie könne die Verunsicherung durch eine Reorganisierung 
von Ordnung in den Griff bekommen. 


1.4 Ökoimperiale Spannungen und autoritäre Abschottung 


Seit Marx’ Analysen kann die Linke wissen, dass unter kapitalistischen Produkti- 
onsverhältnissen der Stoffwechsel zwischen Gesellschaft und Natur zunehmend 
gestört wird. Durch die ungeheure Reichtumsproduktion wird die Erdkruste in 
historisch bis dahin nicht bekanntem Umfangaufgewühlt. Auch bei Naturwissen- 
schaftlerInnen setzt sich mittlerweile die Einsicht durch, dass der Planet bis in die 
natürlichen Zusammenhänge verändert wurde (vgl. Moore in diesem Heft). Lange 
bestand im „Westen“ die Vorstellung von einem nicht entwickelten Außen, das ihm 
in Gestalt von Arbeitskräften und Natur zur Verfügung stehe. Die kapitalistischen 
Zentren haben von Beginn an davon profitiert, auf die Ressourcen, Senken und das 
Arbeitsvermögen ihrer Kolonien, später der peripheren Staaten des Weltsystems 
zugreifen zu können. Diese Möglichkeit schwindet in dem Maße, wie sich mit 
China, Indien oder Brasilien geopolitische und -ökonomische Konkurrenten 
entwickeln, die Anspruch auf Landflächen und Rohstoffe erheben. Es kommt zur 
Formierung von neuen sozialräumlichen Konstellationen - von David Harvey 
(1999) als spatial fix bezeichnet. Die Folge sind ökoimperiale Spannungen, die 
sich in Bevölkerungsverschiebungen, der Zerstörung des Regenwaldes, in neuen 
Kriegen oder etwa in den Ressourcenkonflikten im Südchinesischen Meer und 
der Arktis sowie in der internationalen Klimapolitik zeigen. 

Was letztere angeht, so haben sich die Mitgliedstaaten der UN-Klimarahmen- 
konvention 2015 in Paris zwar aufeinen neuen Klimavertragverständigt, der auf 
den ersten Blick sehr ambitioniert erscheint - das bisher in der internationalen 
Klimapolitik anvisierte Ziel, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur 
auf 2 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Zeitalter zu begrenzen, ist 
nach unten korrigiert worden. Auch wenn Donald Trump als neuer US-Präsident 


514 PROKLA-Redaktion 


den Klimavertrag nicht kündigen würde, reichen die bisher zugesagten Emissi- 
onsreduktionen jedoch nicht einmal aus, um das 2-Grad-Ziel zu erreichen. Alles 
hängt davon ab, dass sich die Staaten in dem mit dem Pariser Klimaabkommen 
begonnenen Prozess auf ambitioniertere Reduktionsziele verpflichten lassen und 
diese dann auch umsetzen. Dabei deutet sich allerdings an, dass die für 2050 
angestrebte Kohlenstoff-Neutralität nicht dadurch erreicht werden soll, dass die 
fossilen Brennstoffe im Boden bleiben, sondern dass ihre Verbrennung durch die 
Schaffung und Erhaltung von CO,-Senken und durch die unterirdische Spei- 
cherungvon Kohlendioxid kompensiert werden soll. Es wird versucht, den sich 
zuspitzenden globalen Konflikt um die Senken - um nichts anderes handelt es 
sich bei der Klimapolitik - durch gefährliche Großtechnologien zu entschärfen. 

Für viele Menschen im globalen Süden dürften selbst diese „Lösungen“ zu 
spät kommen. Für sie ist der Klimawandel bereits heute eine Realität, die in 
Gestalt von Dürre oder Überflutungen ihre Lebensgrundlagen zerstört. Durch 
einzelne klimapolitische Maßnahmen im globalen Norden - wie die teilweise 
Substitution von fossilen Treibstoffen durch Agrartreibstoffe, die nicht zuletzt 
in Form von Monokulturen und unter Missachtung traditioneller Landrechte 
im globalen Süden produziert werden - verschärft sich diese Krise noch weiter. 

Vor diesem Hintergrund werden die heutigen Flucht- und Migrationsbewe- 
gungen zunehmen. Die gleichermaßen von der Externalisierung der sozial-öko- 
logischen Folgen des nördlichen Entwicklungsmodells in die Flucht getriebenen 
wie von der ungebrochenen Attraktivität dieses Modells angezogenen Menschen 
werden durch immer schwerer zu überwindende Grenzen am Erreichen jener Orte 
gehindert, an denen sie ein sicheres und besseres Leben erwarten. Die Abschot- 
tungspolitik der EU und anderer Staaten sowie der allgegenwärtige Rechtsruck 
erscheinen vor diesem Hintergrund als autoritäre und exklusive Stabilisierung 
eines Wohlstandsmodells, das gerade aufgrund seiner tendenziellen globalen 
Verallgemeinerung in die Krise geraten ist. 


1.5 Die Krise des finanzdominierten Akkumulationsregimes 


Während die Schwächungder Lohnabhängigen durch die Restrukturierung der 
Produktion für die Profitabilität des Kapitals auf der betriebswirtschaftlichen, 
mikroökonomischen Ebene zunächst vorteilhaft war und ist, führt sie auf der 
makroökonomischen Ebene zu Problemen, weil der Lohn als Faktor der effekti- 
ven Nachfrage eingeschränkt wird. Dennoch haben sich die gesellschaftlichen 
Konsumnormen? durch die Verbreitung von Computern, Internetanschlüssen, 
Mobiltelefonen oder Smartphones weiterentwickelt. 


4 Vgl. zum Begriff der Konsumnorm Aglietta 1979. 
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Angesichts der stagnierenden Reallöhne konnte die Ausdehnungdes Massen- 
konsums nur gewährleistet werden, indem die privaten Haushalte sich immer 
stärker verschuldeten. Die Möglichkeiten dazu wurden erweitert, indem Hy- 
pothekenkredite und Konsumkredite verbrieft und Kreditderivate entwickelt 
wurden, mit denen man die Kreditrisiken in einem höheren Maße vergesell- 
schaftete. Doch die jüngste Krise zeigt, dass die Haushaltsverschuldung nicht 
beliebig weiter ausgedehnt werden kann. Es ist kein Zufall, dass sie gerade im 
Subprime-Hypothekenmarkt in den USA begann, und zwar in dem Moment, 
als während des kreditinduzierten Booms die Zinsen stiegen und immer mehr 
Kreditnehmer nicht mehr in der Lage waren, den Schuldendienst zu leisten, 
sodass die davon abgeleiteten Wertpapierpyramiden kollabierten. 

Die Restriktionen der Nachfrage seitens der Lohnabhängigen werden unter 
den Bedingungen des finanzdominierten Akkumulationsregimes (vgl. dazu aus- 
führlicher Demirovid/Sablowski 2013) auch nicht durch verstärkte Investitionen 
der Unternehmen kompensiert. Im Gegenteil, obwohl der Anteil der Profite am 
gesellschaftlichen Nettoprodukt steigt, ist eine charakteristische Entkopplung 
von Investitionen und Profiten in den alten kapitalistischen Zentren zu beobach- 
ten. Die Investitionsquoten sinken tendenziell. Dies hängt mit dem Aufstieg ins- 
titutioneller Investoren und einer stärker am Kapitalmarkt, am Shareholder Value 
orientierten Unternehmensführungzusammen. Die institutionellen Investoren 
sind in der Regel ungeduldige Aktionäre, die die Renditen ihrer Investments stän- 
dig überprüfen. Pensionsfonds oder Lebensversicherungsgesellschaften können 
ihre Auszahlungsverpflichtungen zwar relativ langfristigkalkulieren, aber andere 
Typen von institutionellen Anlegern wie Investmentfonds oder Hedgefonds un- 
terliegen selbst einem stärkeren Druck, weil ihre Eigentümer jederzeit das Kapital 
abziehen und woanders investieren könnten. In der Folge werden Unternehmen 
oder Unternehmensteile selbst zur Ware. Kostenstrukturen, Gebäude und Ma- 
schinen, Mitarbeiter, Know-how - alles wird evaluiert, die Unternehmen werden 
zergliedert, Teilprozesse nach Kostengesichtspunkten ausgelagert, Beschäftigte 
entlassen oder ihre Vertragsformen verändert. Die vertikale Desintegration von 
Unternehmen, die Fragmentierung der Arbeitsprozesse, die globale Relokalisie- 
rung der Produktion, all diese Tendenzen der Restrukturierung der Produktion 
werden durch die am Shareholder Value orientierte Unternehmensführung massiv 
befördert und verstärkt. Auch gehen Unternehmen in der Industrie oder im 
Handel dazu über, selbst an den Finanzmärkten zu operieren, sodass die Ge- 
winne, die sie dort erzielen, durchaus höher sein können als im traditionellen 
Geschäftsbereich (siehe dazu auch PROKLA 169/2012). 

Die Strukturveränderungen der neoliberalen, finanzdominierten Entwick- 
lungsweise beschränken sich nicht auf den privaten Sektor, vielmehr wird auch 
der Staat umgebaut. Die Staatsaufgaben werden neu definiert, wobei vor allem die 
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Herrichtung des jeweiligen „Standorts“ für die Bedürfnisse der Kapitalverwer- 
tung und die Steigerung.der globalisierten „Wettbewerbsfähigkeit“ im Zentrum 
stehen: Der Staat wird zum „Wettbewerbsstaat“ (Altvater 1994; Hirsch 1995). 
Die Grenze zwischen dem Öffentlichen und dem Privaten, zwischen Staat und 
Markt wird verschoben, indem vormals staatliche Aufgaben privatisiert wer- 
den, um neue Felder für die Kapitalverwertung zu erschließen. Aber die bloße 
Privatisierung von öffentlichen Dienstleistungen garantiert noch nicht, dass in 
diesen Bereichen auch ausreichend Profite erwirtschaftet werden können. Die 
Arbeitsprozesse in Bereichen sozialer Dienstleistungen wie dem Bildungswesen 
oder dem Gesundheitswesen lassen sich schlecht rationalisieren; Produktivitäts- 
steigerungen durch die Einführung neuer Technologien sind nicht in dem Maße 
wie im traditionellen industriellen Sektor möglich. Profite werden daher in den 
privatisierten Dienstleistungsbereichen maßgeblich dadurch extrahiert, dass 
die Löhne gesenkt werden, die Arbeit verdichtet oder die Qualität der Dienst- 
leistungen vermindert wird. Dies führt zu Problemen im Bereich der sozialen 
Reproduktion. 

Ähnlich wie Unternehmen werden staatliche Bereiche wie z.B. das Hoch- 
schulwesen einer permanenten Umstrukturierung unterworfen und ständig neu 
zugeschnitten. So wird die Bedeutung von Wissen und Innovation zwar hoch- 
geredet, aber gleichzeitig werden die Bildungs- und Wissenschaftsinstitutionen 
unter Spardruck gesetzt und ihre interne Autonomie durch neue Steuerungs- 
instrumente drastisch eingeschränkt. Durch Budgetzwänge wird die Funkti- 
onsfähigkeit der Staatsapparate eingeschränkt (Polizei, Fiskus, Umweltschutz, 
Hochschulen, Schulen), Teile werden aufgegeben, privatisiert oder in Public- 
Private-Partnerships überführt. Neue Formen des Regierens, der „Governance“ 
im Zusammenspiel mit privaten bzw. zivilgesellschaftlichen Akteuren werden 
entwickelt; die Entscheidungsfindung wird flexibel in immer neue Gremien 
verlagert. Paradoxerweise erweisen sich private oder halbprivate Lösungen für 
den Staat im Nachhinein häufig als teurer und schlechter. 

Die Budgetzwänge, denen der Staat unterworfen ist, existieren aber nicht 
einfach so, sondern sie werden vielmehr durch die neoliberale Finanzpolitik 
massiv verschärft, indem Haushaltslöcher periodisch durch Steuersenkungen neu 
geschaffen werden. Dabei werden vor allem Kapitaleigner und Unternehmen von 
Steuerzahlungen und Sozialbeiträgen entlastet, sodass diese in immer stärkerem 
Maße von den Lohnabhängigen aufgebracht werden. Die neoliberale Finanzpo- 
litik ist gezielte Klassenpolitik; die sekundäre Verteilungspolitik verschärft die 
soziale Ungleichheit, die sich durch die Entwicklungen in der Produktion und 
im Arbeitsmarkt ohnehin vergrößert. Die Angriffe richten sich dabei besonders 
gegen die unteren Schichten der Lohnabhängigen, die Erwerbslosen und die 
RentnerInnen. Die Renten werden - im Namen einer absurden Vorstellungvon 
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„Generationengerechtigkeit“ (vgl. Reuter 2000) — drastisch abgesenkt; ältere 
Menschen werden mit immer neuen öffentlichen Attacken und Diskriminie- 
rungen konfrontiert. Obwohl die neoliberale Finanzpolitik als permanente 
Austeritätspolitik angelegt ist, wächst die Staatsverschuldung tendenziell an, 
während gleichzeitig die öffentlichen Investitionen beschränkt werden und der 
Staat immer schlechter als Stabilisator der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage in 
den Krisenzyklen fungiert. 

Als Allheilmittel gilt den Neoliberalen eine stärkere Exportorientierungund 
„Wettbewerbsfähigkeit“. Verstärkte Exporte sollen die Restriktionen kompen- 
sieren, denen die Binnennachfrage durch die kapitalmarktorientierte Unterneh- 
mensführung, die Umstrukturierungder Arbeitsverhältnisse und den Umbau des 
Staates zum „Wettbewerbsstaat“ unterliegt. Aber in der Weltmarktkonkurrenz 
können nicht alle „Standorte“ Sieger sein. Wenn es Länder gibt, die Leistungs- 
bilanzüberschüsse erzielen, so muss es notwendigerweise auch Länder geben, die 
Leistungsbilanzdefizite aufweisen. Ein Land wie Deutschland, das ständig mehr 
Waren exportiert, alses importiert, kann dies nur, wenn es zugleich international 
als Kreditgeber auftritt. Mit den internationalen Leistungsbilanzungleichgewich- 
ten ist notwendigerweise auch eine immer stärkere internationale Verschuldung 
verbunden. Innerhalb der EU, aber auch im globalen Maßstab haben sich enorme 
Zahlungsbilanzungleichgewichte entwickelt. Die USA haben - gestützt auf 
ihre Verfügung über den US-Dollar als Weltgeld - jahrzehntelang die Rolle 
des globalen Konsumenten in letzter Instanz gespielt, indem sie von Kapitalim- 
porten aus Japan, China, Deutschland und anderen Ländern zehren konnten 
und ständig mehr konsumierten, als sie produzierten. Auf diese Weise haben sie 
die Weltwirtschaft eine Zeit lang stabilisiert, weil sie die Überproduktion der 
Länder mit Leistungsbilanzüberschüssen und deren überakkumuliertes Kapital 
absorbierten. Das finanzdominierte Akkumulationsregime beruht also auf der 
fortlaufenden Ausdehnung der privaten und der öffentlichen sowie der interna- 
tionalen Verschuldung. Diese kann aber nicht beliebig ausgedehnt werden. Die 
jüngste Krise hat die Grenzen dieser Entwicklungsweise deutlich gemacht. Die 
Überakkumulation von Kapital wurde auf höherer Stufenleiter reproduziert. 

Die neoliberale, finanzdominierte Entwicklungsweise, die sich seit der Stag- 
flationskrise in den 1970er Jahren herausgebildet hatte, war zwar von Beginn 
an höchst krisenanfällig. Allerdings konzentrierten sich die Krisen bzw. Kri- 
senfolgen lange Zeit überwiegend im globalen Süden. Dies änderte sich mit der 
Krise der New Economy zu Beginn der 2000er Jahre und dann vor allem mit der 
Krise seit 2007. Sie betrafen in erster Linie die Ökonomien des globalen Nordens, 
während z.B. die BRICS-Staaten (zunächst) weit weniger in Turbulenzen gerie- 
ten. Die räumliche Externalisierung der Folgen der Überakkumulation in den 
kapitalistischen Zentren funktioniert nur noch begrenzt. Außerdem scheinen 
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sich die Krisen sukzessive zu vertiefen und auszuweiten. Der Börsencrash in den 
USA 1987, der damals viel Aufschen erregte, erscheint vor dem Hintergrund der 
Crashs an den Aktienmärkten von 2000 und 2008 heute nur noch als kleine 
Delle. Erfasste der Absturz der New Economy vor allem die Aktienmärkte, so 
betraf die jüngste Krise mit dem Geldmarkt bzw. Interbankenmarkt massiv das 
Herz des kapitalistischen Finanzsystems. 

Der Gesamtkreislauf des Kapitals, der neben der Produktion und ihren ver- 
schiedenen Abteilungen und Branchen sowie dem Handel oder dem Kredit 
auch das Verhältnis zur Natur und die generative Reproduktion und familialen 
Verhältnisse beinhaltet, gerät, so unsere Argumentation, in eine umfassende 
Krise. Darin entstehen viele Möglichkeiten, die allerdings auch mit erheblichen 
Spannungen und Konflikten verbunden sind. 


2. Die politischen Verschiebungen durch die Krise und die 
aktuelle Situation 


2.1 Das Krisenmanagement 


Viele Banken, die vor der Insolvenz standen, wurden unter den Stichworten „too 
big to fail“ und aufgrund ihrer „Systemrelevanz“ mit staatlichen Maßnahmen 
gerettet, die auch die vorübergehende Verstaatlichung einschlossen. Es schien 
kurzzeitig, als würden die neoliberalen Regierungen in der Krise von ihren ord- 
nungspolitischen Vorstellungen abrücken. Die USA wendeten geschätzt 3,6 
Billionen US-Dollar auf, Großbritannien 718 Milliarden, Irland 613 Milliarden, 
Deutschland 334 Milliarden US-Dollar (vgl. Kallert 2016, 165). Die Sozialisie- 
rungder Verluste der Banken trugdrastisch zur Erhöhungder Staatsschulden bei, 
während die Verluste der Kapitaleigner dadurch begrenzt wurden. Eine Reihe von 
Vermögensbesitzern konnte im weiteren Verlauf der Krise Gewinne realisieren, 
viele Bankmanager kassierten weiterhin hohe Gehälter und Boni. 

Die bisherigen politischen Maßnahmen zur Krisenbewältigung wurden in 
autoritärer Weise ergriffen. Es wurden neue Gremien mit unüblichen Befugnis- 
sen und geringer Legitimation geschaffen: in Deutschland auf der Grundlage 
eines Eilgesetzes die Einrichtung des Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung 
(SoFFin) (vgl. Demirovic 2009), auf der Ebene der EU zunächst die Europäische 
Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) und ab 2012 der Europäische Stabilitäts- 
mechanismus (ESM). 

Durch die wegbrechenden Steuereinnahmen und die ansteigenden Sozialaus- 
gaben in der Krise, die Maßnahmen zur Bankenrettung und die „Konjunktur- 
pakete“ vergrößerten sich die Haushaltsdefizite stark und die Staatsverschuldung 
stieg sprunghaft an. Als sich das Ende der großen Rezession von 2008-2009 
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abzeichnete, gingen viele Länder, insbesondere aber die EU angesichts der stark 
wachsenden Staatsverschuldung zur Austeritätspolitik über. Diese zielt nicht nur 
auf die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte, sondern auch auf die Stei- 
gerung der „Wettbewerbsfähigkeit“ mittels Lohnsenkungen und einer weiteren 
Deregulierungder Arbeitsverhältnisse in den Ländern mit Leistungsbilanzdefizi- 
ten. In der medialen Darstellung wurde die Krise der staatlichen Refinanzierung 
von ihrer eigentlichen Ursache, der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise, nach 
und nach abgetrennt. Die Staaten hätten über ihre Verhältnisse gelebt - so die 
schlichte Diagnose zur Rechtfertigung der Austeritätspolitik. 

Die Austeritätsmaßnahmen gingen insgesamt zulasten der beherrschten Klas- 
sen (Verlängerung der Lebensarbeitszeit, Kürzungen der Renten, Verschlechte- 
rungder arbeitsrechtlichen Situation, Kürzungen bei den öffentlichen Ausgaben, 
Privatisierungen öffentlicher Dienstleitungen, Erhöhungen der Massensteu- 
ern). Obwohl etliche der betroffenen Länder durch die Sparpolitik erneut in 
die Rezession getrieben wurden und auch viele Unternehmen bankrottgingen, 
profitierte die Kapitalistenklasse insgesamt von der Umverteilung. In diesem 
Kontext haben wir in PROKLA 177 auf den engen Zusammenhang zwischen 
Austeritätspolitiken und lokalen Konflikten hingewiesen, da neoliberale Spar- 
politik sozialräumlich auf das untere Ende der Gesellschaft abgewälzt wird (vgl. 
Lebuhn 2014: 482). 

Nach dem Ausbruch der globalen Finanzkrise wurde zwar viel über die not- 
wendige Regulierung der Finanzmärkte diskutiert, doch die Agenda, auf die sich 
die G20 dann verständigte, war schr begrenzt und tangierte die wirklichen Ursa- 
chen der Krise nur am Rande. Selbst die Maßnahmen, die im Rahmen der G20 
formuliert wurden, unterlagen im Prozess ihrer Umsetzung starker Verwässerung. 
Eine andere Diskussion zielte aufden Übergang zu einem grünen Kapitalismus. 
Dessen Befürworter wollen durch die Stimulierungdes ökologischen Umbaus von 
Wirtschaft und Gesellschaft eine neue Investitionswelle auslösen und dadurch 
die Krise und die globale Wachstumsschwäche überwinden. Tatsächlich kommt 
es zu ökologisch orientierten Investitionen und deren Finanzialisierung. Von 
einem grünen Kapitalismus ist dennoch wenig zu schen. Anstelle der von der 
Industrie angekündigten 3-Liter-Autos kamen SUVs; selbst nach Fukushima 
blieb der Atomausstieg ein deutscher Sonderweg, der ja auch in der BRD noch 
längst nicht vollzogen ist; trotz der Einsicht in die globale Erwärmung werden 
neue Kohlekraftwerke gebaut; etc. Insgesamt kann man nicht von einem Bruch 
mit der neoliberalen, fossilistischen und finanzdominierten Entwicklungsweise 
sprechen. Versucht wird vielmehr, diese weitgehend mit autoritären Maßnahmen 
zu erhalten. 

Die Herrschenden verfügen heute zwar tatsächlich über ein umfassenderes 
Wissen über die Krise und haben eine Reihe von Instrumenten eingesetzt, die 
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zunächst einmal ihren eigenen politischen Programmen und Zielen widerspre- 
chen. Dennoch beherrschen sie die Krisendynamik nicht, ihr Krisenmanagement 
erzeugt vielmehr Folgen, durch die es selbst krisenhafte Züge annimmt. Der 
entscheidende Faktor bleibt, dass es eine Überakkumulation von Kapital gibt, 
also gesellschaftlicher Reichtum sich nicht in dem Maße verwerten kann, wie er 
angehäuft wurde. Die kapitalistischen Gesellschaften sind zu reich geworden - 
oder anders gesagt, die Verhältnisse erweisen sich als Grenze, diesen Reichtum 
in der bisherigen Form zu verwalten und zu erhalten. 


2.2 Die Krise der Europäischen Union 


Dass die globale Finanz- und Wirtschaftskrise sich in eine Krise der EU ver- 
wandelt hat, ist kein Zufall. Die Krise des finanzdominierten Akkumulationsre- 
gimes bringt hier die Widersprüche der wetzbewerbsstaatlichen Integrationsweise 
(Ziltener 1999) und die ungleiche Entwicklung in der EU zum Vorschein; und 
diese verschiedenen Aspekte der Krise verstärken sich wechselseitig. Die EU 
fußt weniger auf gemeinsamen supranationalen Regelungen als vielmehr auf der 
wechselseitigen Anerkennung der nationalen Regulationsweisen des Kapitalis- 
mus, die im Prinzip als gleichwertig gelten. Dadurch werden die verschiedenen 
Systeme der Regulierung von Arbeit zueinander in Konkurrenz gesetzt. Das 
Kapital wandert tendenziell dorthin, wo die günstigeren Akkumulationsbedin- 
gungen existieren. Aus der Perspektive der Lohnabhängigen wird so ein race to 
the bottom im Hinblick auf Löhne und Arbeitsbedingungen in Ganggesetzt. Die 
verschärfte Konkurrenz im europäischen Binnenmarkt beschleunigt außerdem 
die Konzentration und Zentralisation des Kapitals. Diese führt in Verbindung 
mit der steigenden Arbeitsproduktivität in Teilen der EU zu einer sukzessiven De- 
industrialisierung und insgesamt zu einer zunehmend ungleichen Entwicklung, 
die durch die Europäische Währungsunion noch verstärkt wird. Die einheitliche 
Geldpolitik, die sich notwendigerweise an den durchschnittlichen Verhältnissen 
in der Eurozone orientieren muss, hat vor der jüngsten Krise in den Ländern mit 
überdurchschnittlichen Inflationsraten zu niedrigeren Realzinsen und somit 
zu einer höheren Kreditnachfrage und stärkerem Wachstum geführt, während 
in den Ländern mit niedrigen Inflationsraten die Realzinsen vergleichsweise 
hoch waren, die Kreditnachfrage und das Wachstum also gebremst wurden. In 
Ländern wie Griechenland oder Spanien entstanden dadurch Kreditblasen, die 
mit der Krise geplatzt sind. 

Nachdem die Kapitalanleger infolge der globalen Finanzkrise die Risiken 
ihrer Anlagen in der europäischen Peripherie neu bewertet und dort in großem 
UmfangKapital abgezogen hatten, sahen sich die Regierungen der Eurozone und 
der IWF gezwungen, die staatliche Refinanzierungin diesen Ländern zu sichern 
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und deren Banken zahlungsfähig zu halten. Die Notkredite und Bürgschaften 
wurden jedoch nur gegen strenge Auflagen gewährt, die daraufzielten, nicht nur 
die Staatshaushalte zu konsolidieren, sondern die „Wettbewerbsfähigkeit“, sprich: 
die Profitabilität des Kapitals in diesen Ländern durch Umverteilungauf Kosten 
der beherrschten Klassen zu steigern. Insbesondere in Griechenland wurde eine 
harte Austeritätspolitik verfolgt. In ihren verschiedenen Memoranden zwang 
die Troika (EU-Kommission, EZB und IWF) den „Programmländern“ eine 
rigide Sparpolitik, Lohnsenkungen, Rentenkürzungen und Privatisierungen auf. 
Das gesamte System der Regulierung von Arbeit wurde grundlegend verändert, 
etwa durch die Aufwertung der betrieblichen gegenüber der branchenweiten 
Verhandlungsebene oder überhaupt durch die Abschaffung von Tarifverhand- 
lungen. Diese Politik wurde - wie auch die wettbewerbsorientierte Politik der 
Kommission insgesamt - vielfach gegen die Vorstellungen der betroffenen 
Menschen durchgesetzt. Während die Deindustrialisierungstendenzen bzw. 
die zunehmende Divergenz der Produktionsstrukturen in der EU vor der Krise 
durch die internationalen Kapitalflüsse überlagert und teilweise verdeckt wur- 
den, beschleunigt die Schuldendeflation seit dem Ausbruch der Krise nun jene 
Tendenzen. 

Wir haben es aber nicht nur in der EU, sondern auch global mit einer unglei- 
chen Entwicklung zu tun. Schon vor der jüngsten Krise konzentrierte sich die 
Kapitalakkumulation zunehmend auf Gebiete außerhalb der kapitalistischen 
Zentren, bspw. auf China und andere emerging markets. Die globalen Gewichtsver- 
lagerungen haben sich durch die Krise und ihre austeritätspolitische Bearbeitung 
in der EU noch beschleunigt. Der Anteil der EU am globalen Sozialprodukt ist 
drastisch geschrumpft. Diese Tatsache führt auch zu wachsenden Spannungen 
innerhalb der herrschenden Klassen in der EU und zwischen den Regierungen 
der EU-Staaten. Die Arbeitsteilung und die Kapitalverflechtungen zwischen den 
EU-Staaten nehmen zwar nicht absolut ab, im Gegenteil, sie vertiefen sich weiter. 
Aber sie verlieren relativ an Bedeutung, weil die Verflechtungen mit außereuro- 
päischen Regionen schneller wachsen und relativ gesehen ein immer stärkeres 
Gewicht bekommen (vgl. Heine/Sablowski 2015). Angesichts dessen sinkt die 
Bereitschaft der Kapitalisten tendenziell, Opfer für die Kohäsion der EU oder der 
Währungsunion zu erbringen. Die Europapolitik wird dadurch zunehmend zum 
Gegenstand von Auseinandersetzungen innerhalb der herrschenden Klassen (s.u.). 


2.3 Die Kämpfe der subalternen Klassen und ihre Niederlagen 


Aufgrund der Krisenfolgen und der herrschenden Krisenbearbeitung kam es 
zu umfassenden Protesten gegen die Herrschenden und ihre Politik - etwa in 
Europa, im arabischen Raum, in den USA, in Israel, in Brasilien, Chile, Nigeria, 
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Hongkong. Kämpfe richteten sich unter anderem gegen steigende Nahrungsmit- 
tel- und Benzinpreise, Zwangsräumungen von Wohnungen, die Privatisierung 
öffentlicher Infrastrukturen, den Abbau von Sozialleistungen und sozialen Teil- 
haberechten, Korruption und ganz allgemein gegen die Abwälzungder Krisenkos- 
ten auf die Bevölkerung, gegen die existierenden Regierungen, die herrschenden 
Regierungsformen und den Mangel an Demokratie. Die globale Protestwelle 
erreichte ihren Höhepunkt 2011 und ebbt seitdem langsam ab. Inzwischen muss 
man von einer Reihe von Niederlagen der beherrschten Klassen sprechen. 

Besondere Ausstrahlungskraft und dramatische Folgen hatte der „arabische 
Frühling“. Die „Arabellion“ begann im Dezember 2010 in Tunesien und dehnte 
sich von dort auf weitere Länder aus. Breite Koalitionen von ArbeiterInnen, reli- 
giösen Gruppierungen, Intellektuellen und Journalisten forderten Freiheit und 
Demokratie. In einigen Ländern gelang es, langjährige Machthaber zu stürzen. 
Doch verschoben sich die Kräfte schnell zuungunsten der Demokratie. Religiöse 
Gruppen und alte Machtnetzwerke besetzten relevante politische Positionen. In 
Tunesien zogen sich die Auseinandersetzungen zwischen religiösen und laizisti- 
schen Kräften hin, und es wurde schnell deutlich, dass der Sturz des regierenden 
Clans alleine noch keine substanzielle Verbesserung der Lebensverhältnisse der 
beherrschten Klassen bringt. In Ägypten übernahmen mit Mohammed Mursi 
die Moslembrüder die Regierung und schränkten die neu errungenen Freiheiten 
ein. Die Proteste dagegen wurden vom Militär genutzt, um die alten Macht- 
verhältnisse noch rigider wiederherzustellen. In Libyen entwickelten sich die 
zivilen Massenproteste schnell zum Bürgerkrieg, und die Militärintervention 
der USA und ihrer Verbündeten trugmaßsgeblich zum Sturz Gaddafis bei. Nach 
diesem zerfiel der libysche Staat; es bildeten sich mehrere Regierungen, aber keine 
konnte allgemeine Anerkennung finden, verschiedene Milizen kontrollieren 
unterschiedliche Teile des Landes. Im Jemen findet seit Jahren ein Kriegstatt, der 
auch von äußeren Kräften wie Saudi-Arabien und Iran genährt wird. Der Versuch 
liberaler bürgerlicher Kräfte in Syrien, Assad zu stürzen und eine Demokratie 
durchzusetzen, führte zu einem blutigen Bürgerkrieg. Ein Ende dieses Krieges 
und der Destabilisierung der Region ist nicht abzusehen. 

In den EU-Staaten bestand die Reaktion der Betroffenen aus zahlreichen 
Streiks und Protestaktionen, die 2011 in der massenhaften Besetzungöffentlicher 
Plätze kulminierten. Die Platzbesetzungen in Griechenland und Spanien nah- 
men aufentsprechende Aktionen während des „arabischen Frühlings“ Bezug; in 
ihrem Zentrum standen die soziale Frage und die Forderung nach Demokratie. 
Die Protestwelle des Jahres 2011 erreichte ihren Höhepunkt im Herbst mit der 
weltweiten Occupy-Bewegung. Obwohl diese Bewegung im Jahr 2012 abebbte, 
kam esauch danach noch in einzelnen Ländern zu großen Protestbewegungen, die 
je spezifische Anlässe hatten, aber in ihren Formen zum Teil auf die vorangegan- 
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genen Bewegungen Bezugnahmen, so etwa die von der Besetzung des Gezi-Parks 
in der Türkei ausgehenden Proteste im Jahr 2013 oder die Nuit Debout-Bewegung 
in Frankreich 2016. Die Platzbesetzungen in Kairo, Madrid, Athen, New York, 
Tel Avivundan vielen anderen Orten stehen symbolisch für breite Bewegungen, 
in denen sich viele Menschen aus sehr verschiedenen Sektoren der Gesellschaft 
engagierten (vgl. PROKLA 167 und PROKLA 177). Überall wurde eine neueund 
wirkliche Demokratie gefordert. Demokratie war ein umfassender Signifikant, 
der vieles einschloss und der Erwartung Ausdruck verlieh, dass endlich eine ganz 
neue Artvon Politik praktiziert werden sollte, die die multiplen gesellschaftlichen 
Krisendynamiken wirklich anpackte, welche die neoliberale Konterrevolution 
jahrzehntelang ignoriert, verursacht oder verschärft hatte. 

In Ländern wie Griechenland und Spanien zeigte sich eine spezifische Un- 
gleichzeitigkeit von Massenbewegungen und Verschiebungen der parlamenta- 
rischen Kräfteverhältnisse. Während die Bewegungen bereits abflauten, wurde 
bei den Wahlen eine neu formierte Linke gestärkt. In Spanien folgte auf die 
Platzbesetzungen, die Nachbarschaftsinitiativen, die Organisierung im Bil- 
dungs- und Gesundheitswesen und die Aktivitäten gegen die Zwangsräumung 
von Wohnungen schließlich die Bildungder Partei Podemos, die das von PP und 
PSOE dominierte bipolare Parteiensystem bis zu einem gewissen Grad erfolgreich 
transformieren konnte. In Griechenland konnte die kleine linke Partei Syriza 
nach den Wahlen im Januar 2015, gestützt aufein Drittelder WählerInnenstim- 
men, eine Koalitionsregierung bilden. In Griechenland, Spanien und Portugal 
zeigte sich aber auch, dass durch außerparlamentarische Massenbewegungen 
alleine die herrschende Krisenpolitik nicht substanziell geändert werden konnte; 
obwohl Millionen Menschen aufden Straßen und Plätzen protestierten, setzten 
die Regierungen die Austeritätspolitik ungerührt fort. Insofern war die Wahl 
von Parteien, die deutlich gegen die Austeritätspolitik Stellung bezogen, eine 
notwendige Konsequenz. Die Wahl von Syriza war eine der großen Hoffnungen 
der Linken in ganz Europa und verband sich mit der Erwartung, in der ganzen EU 
einen Bruch mit dem Neoliberalismus herbeiführen zu können. Diese Erwartung 
wurde enttäuscht. Die griechische Regierung fand keine Bündnispartner bzw. 
Unterstützung seitens der sozialdemokratischen Parteien in der EU. Es wurde 
schnell deutlich, dass die deutsche Regierung und die Vertreter der Troika eine 
Ausweitunglinker Politik auf andere Staaten verhindern wollten. Beim Referen- 
dum vom 5. Juli 2015 wiesen über 60 Prozent der WählerInnen die Reformagenda 
der Troika zurück. Dennoch sah sich Tsipras am 13. Juli 2015 gezwungen, ein 
drittes Memorandum zu unterzeichnen, nachdem die EZB den griechischen 
Banken den Geldhahn zugedreht hatte und damit die Regierung erfolgreich 
erpressen konnte. Faktisch wird Griechenland mit dieser Entscheidung als Pro- 
tektorat behandelt. Tsipras konnte sich zwar nach erneuten Wahlen im September 
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2015 als Regierungschef behaupten, doch aufgrund seiner Unterzeichnung des 
dritten Memorandums und der Weigerung, kurzfristigeinen Parteitag zu dieser 
Frage durchzuführen, spaltete sich Syriza. Faktisch hat sich auch das Projekt der 
Regierung Tsipras gewandelt: Es geht jetzt - zumindest kurz- und mittelfristig — 
nicht mehr um einen Bruch mit der Austeritätspolitik, sondern um deren soziale 
Abfederungdurch ein Programm, das parallel zu den Forderungen der Gläubiger 


implementiert werden soll. 


2.4 Die Spaltungen innerhalb der Machtblöcke 


Innerhalb der herrschenden Klassen und unter ihren organischen Intellektuellen 
gab und gibt es bezüglich der Krisenpolitik starkes Unbehagen. Es bestanden 
Zweifel daran, ob es richtig sei, die Banken zu retten, anstatt sie entsprechend 
der Wettbewerbslehre bankrottgehen zu lassen. Die gewaltigen finanziellen Rert- 
tungspakete zur Stabilisierung der Wirtschaft und der Banken waren ebenso 
strittig wie die Politik der Zentralbanken, die Zinsen immer weiter zu senken 
oder mit immer neuen Instrumenten den Banken Geld in großem Umfang zur 
Verfügung zu stellen. 

Die Auseinandersetzungen über das Krisenmanagement haben die Widersprü- 
che innerhalb der herrschenden Klassen, namentlich in der EU, enorm vertieft. 
In den Ländern mit Leistungsbilanzüberschüssen entzündet sich der Dissens 
vor allem an der Vergemeinschaftung der Haftung für die Staatsschulden von 
Mitgliedsstaaten der Eurozone. In Deutschland wurde Kritik am deutlichsten 
vom Verband „Die Familienunternehmer“ geäußert, der sich dezidiert gegen die 
Notkredite für Griechenland und andere Krisenländer ausgesprochen hat (vgl. 
Heine/Sablowski 2013). Auch aus der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung 
der CDU/CSU oder von einzelnen Abgeordneten der Regierungskoalition kam 
immer wieder Kritik an der „Rettungspolitik“ der Bundesregierung. Inzwischen 
hat diese Position in der AfD einen neuen, eigenständigen parteipolitischen 
Ausdruck gefunden. Um europäische Finanztransfers abzuwehren, sind diese 
Akteure bereit, die Währungsunion aufzugeben. Die hegemoniale Fraktion des 
transnational orientierten, monopolistischen Kapitals, die sich in Deutschland 
vor allem im Bundesverband der deutschen Industrie (BDI) artikuliert, setzt 
demgegenüber weiterhin auf die Aufrechterhaltung der Europäischen Wäh- 
rungsunion in ihrer gegenwärtigen Form und befürwortet auch eine weitere 
Vertiefung der europäischen Integration. 

Auch in den Machtblöcken der Länder mit Leistungsbilanzdefiziten entwi- 
ckelte sich eine ähnliche Spaltungslinie: Die schwächeren Kapitalfraktionen 
forderten eine stärker wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik oder gar die Auf- 
lösungder Währungsunion, um wieder geldpolitische Spielräume auf nationaler 
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Ebene gewinnen sowie die eigene Konkurrenzfähigkeit durch Abwertung der 
nationalen Währung steigern zu können. Aber auch in diesen Ländern dominie- 
ren die transnational orientierten Kapitalfraktionen, die an den Disziplinierungs- 
instrumenten der Währungsunion und der Austeritätspolitik festhalten wollen. 

Demgegenüber stehen die Regierungen in Polen oder Ungarn bereits für eine 
stärker nationalistisch orientierte Politik. So brachte die Regierung Orban die 
ungarische Zentralbank - ungeachtet heftiger Kritik aus anderen EU-Staaten 
- unter ihre Kontrolle und setzte eine stärkere Besteuerung des transnationalen 
Finanzkapitals durch, während sie die transnationalen Konzerne im industriellen 
Sektor verschonte. Das gewachsene Gewicht der Visegrad-Staaten - ihr Anteilan 
der verarbeitenden Industrie in der EU ist erheblich gestiegen - zeigt sich auch 
in ihrem selbstbewussten Auftreten in der Migrations- und Flüchtlingspolitik. 
Allerdings verfolgen diese Regierungen in anderer Hinsicht außenpolitisch keine 
einheitliche Linie. So neigt die Regierung Orban zu einer Annäherungan Putin, 
während Polen gegenüber Russland eine konfrontative Haltung einnimmt und 
zu diesem Zweck auch eine stärkere militärische Zusammenarbeit in der EU 
befürwortet. Insgesamt haben die Widersprüche in den herrschenden Klassen in 
den EU-Staaten zu einer stärkeren Formierung konservativer, nationalistischer 
und faschistischer Kräfte geführt. 


2.5 Der Aufstieg der Rechten und die Momente des Ausnahmezustands 


Rechte Strömungen und Parteien erhalten derzeit Zulauf. Der Aufstieg der 
Rechten seit dem Ausbruch der Krise erfolgte zunächst parallel zum Aufstieg 
der Linken in einigen Ländern und war insofern Ausdruck einer wachsenden 
politischen Polarisierung. Inzwischen verbinden sich mit ihm aber auch Nie- 
derlagen der Kämpfe der beherrschten Klassen und das Scheitern der Linken. 
Ähnlich wie in der Krise nach dem Ersten Weltkrieg bzw. in den 1930er Jahren 
stellt sich nun die Frage, ob auf die Niederlage der Arbeiterklasse und der sozialen 
Bewegungen ein Prozess der Faschisierung folgt. 

Der rechte Populismus istan sich nicht neu: Die SVP in der Schweiz, den Front 
National in Frankreich, die FPÖ in Österreich, die Lega Nord in Italien gibt es 
seit Langem. Die FPÖ bildete seit 2000 mit der ÖVP in Österreich für sieben 
Jahre eine Regierung, die neoliberale Politik verfolgte, öffentliches Eigentum 
privatisierte und enorm korrupt war; dennoch gelingt es der FPÖähnlich wieder 
SV, sich als eine Partei außerhalb des Establishments zu präsentieren. In Italien 
regierte längere Zeit eine rechte Koalition unter Führung von Silvio Berlusconis 
Forza Italia und unter Einschluss der regionalistischen LegaNord und der aus dem 
neofaschistischen MSIhervorgegangenen Alleanza Nazionale. Doch esbildeten 
und bilden sich auch neue Parteien wie etwa die AfD. Während manche Parteien 
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wie die Alleanza Nazionale oder der Front National in der Vergangenheit ihr 
Auftreten gemäßigt haben, um breitere Wählerschichten zu erreichen, rücken 
andere Parteien wie PiS in Polen oder Fidesz in Ungarn jetzt noch weiter nach 
rechts. Das Führungspersonal radikalisiert sich und drängt die Bevölkerung in 
national-populistische Bündnisse hinein. Im Anschluss an Stuart Hall (1986) 
kann von einem autoritären Populismus gesprochen werden. 

Tatsächlich gab es seit 2010 nicht nur den Aufbruch von Demokratiebewe- 
gungen und Massenproteste gegen die Austeritätspolitik. Mit dem Massaker, das 
Anders Breivik am 22.7.2011 in Norwegen unter Mitgliedern der sozialdemokra- 
tischen Jugend anrichtete, machte er auf drastische Weise offenkundig, dass es 
eine gewaltbereite, faschistische Strömung in Europa gibt, die sich aufein breites 
Reservoir von national-populistischen Ressentiments, auf Homophobie, auf anti- 
islamischen Rassismus, auf Eurozentrismus und Antigenderismus stützen kann. 
Diese Ressentiments werden in allen europäischen Staaten durch rechte Parteien 
mobilisiert, organisiert und politisch vertreten. Dort, wo sie in Kommunen, 
Regionen oder nationalen Regierungen relevante Positionen erlangen, können sie 
folgenreich Entscheidungen treffen. Im Alltagkommt es zu rassistischen Über- 
griffen, rechtsterroristischer Gewalt und Morden, VertreterInnen demokratischer 
Parteien oder AntifaschistInnen werden medial und körperlich angegriffen. Das 
Demokratieproblem soll durch den Bezugaufdas biologische oder kulturelle Volk 
gelöst werden, das als Schicksals- und Herkunftsgemeinschaft verstanden wird, 
und das seinen Ausdruck im Programm und in den Äußerungen einer Partei 
und führender PolitikerInnen finden soll. 

Rechte Politik schürt Verunsicherung, indem ständig betont wird, die Sorge 
der BürgerInnen um ihre Sicherheit werde von der sogenannten politischen Klasse 
nicht ernst genommen. Dabei wird gelogen: linke Gewalt und Gewalt von Aus- 
ländern wird aufgebauscht, die Kriminalstatistiken werden schlicht ignoriert. Die 
„Politik der Verunsicherung“ wird verknüpft mit einem Kampf um die Geschlech- 
terverhältnisse, welcher sich in Form eines Angriffs auf den „Genderismus“ und 
Feminismus artikuliert. Verknüpft ist dies mit dem Versprechen neuer Sicherheit: 
„Geschlechtliche Verunsicherungen“ werden durch einen (neuen) Fokus auf 
Familie, aufeine Retraditionalisierungvon Geschlechterverhältnissen und einen 
Angriff auf autonome Weiblichkeit beantwortet. Die Kehrseite dieser „Politik 
der Verunsicherung“ ist somit eine neue soziale und geschlechtliche Ordnung 
und die (vermeintliche) Wiederherstellung von Kontrolle. 

Antimuslimischer Rassismus und die Ausbreitung einer neuen Religiosität als 
Reaktion auf die Erfahrungen mit rassistischer Unterdrückung sind zwei Seiten 
einer Medaille. Im Extremfall nimmt die Kritik an der Unterdrückungvon Mus- 
limInnen, der globalen Vorherrschaft des Westens und seiner imperialistischen 
Politik selbst terroristische Formen an. Verschiedene Formen der reaktionären 
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Krisenbearbeitungstehen sich gegenüber - der von Samuel Huntington beschwo- 
rene clash of civilisations wird so zur Wirklichkeit, und die nach dem Ende des 
Kalten Kriegs einsetzende Suche konservativer Kräfte nach neuen Feindbildern 
scheint vom Erfolggekrönt. Die terroristischen Anschläge islamistischer Gruppen 
oder Einzeltäter in London, Madrid, Paris, Brüssel oder Nizza verstärken den 
Eindruck von Unsicherheit und legitimieren den Ausbau repressiver Staatsap- 
parate und die Einschränkung von Bürgerrechten bis hin zur Durchsetzung des 
Ausnahmezustands (vgl. Oberndorfer in diesem Heft). 

Die Rechtsentwicklung ist Ausdruck einer Spaltung innerhalb der kapita- 
listischen Machtblöcke. Einzelne seiner Fraktionen können sich mit autoritär- 
populistischen Strategien auch auf Teile der ArbeiterInnenklasse stützen. Ob 
deren Unterstützungsbereitschaft als politische Notwehr zu deuten ist, wie 
Didier Eribon meint (2016: 90), ist noch zu diskutieren. Es ist nicht auszu- 
schließen, dass sich wohlstandschauvinistische und rassistische Überzeugungen 
durchaus auch bei ArbeiterInnen finden lassen. Jedenfalls sind sie bereit, und 
das häufig stärker alsandere Wählergruppen, autoritär-populistischen Parteien 
ihre Stimme zu geben (vgl. Syrovatka 2015; Chwala 2015). Die AfD fügt sich 
nicht ohne Weiteres in dieses Bild ein. Denn von Einzelergebnissen abgeschen, 
zeichnet sie sich bundesweit nicht durch eine besonders starke Verankerung 
in unteren Teilen der Gesellschaft aus. Vielmehr hätten AfD-AnhängerInnen 
„überdurchschnittlich hohe Einkommen [...] aber pessimistische Wirtschafts- 
erwartungen“, so Peter Matuschek vom Meinungsforschungsinstitut Forsa (zit. 
nach Maas/Richter 2016). Eine Studie des kapitalnahen Instituts der deutschen 
Wirtschaft (Bergmann u.a. 2016) stützt - allerdings auf Basis von Zahlen von 
2014 - diese Einschätzung: lediglich Grüne und FDP haben einen höheren 
Anteil ihrer AnhängerInnen im obersten Einkommensfünftel. Die Wähle- 
ıInnenbasis der AfD ist hinsichtlich ihrer ökonomischen Situierung insofern 
heterogener als die anderer rechtspopulistischer Parteien in Europa. Ein Zu- 
sammenhang lässt sich jedoch mit Blick auf den formalen Bildungsabschluss 
feststellen: Während die AfD - vergleichbar mit der FPÖ - beiden Wahlen in 
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin unter WählerInnen mit universitärem 
Abschluss oder Hochschulreife schwach abschnitt, ist sie am stärksten unter 
jenen mit mittlerer Reife, noch deutlich vor WählerInnen mit Hauptschulab- 
schluss vertreten. Horst Kahrs (2016) interpretiert den Aufstieg der AfD vor 
diesem Hintergrund mit Blick auf eine Konfliktlinie entlang der Bildung: Wäh- 
rend die Partei DIE LINKE (und die Grünen) besonders von AkademikerInnen 
gewählt werden, spreche die AfD vor allem jene an, die danach streben, ihren 
sozialen Status ohne universitäre Ausbildung (und Fremdsprachenkenntnisse) 
angesichts zunehmender Transnationalisierung und Selbstoptimierung zu er- 
halten und zu verteidigen. 
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In den USA scheint die Ihese, dass die aktuellen rechten Bewegungen in den 
Milieus deklassierter ArbeiterInnen stark verankert sind, eindeutiger zuzutreffen. 
Hier hat sich in den vergangenen Jahren eine neue Bewegung am rechten Rand 
der Republikaner gebildet, deren soziale Basis vor allem, aber nicht nur, in den 
überwiegend weißen, oftmals christlich-fundamentalistischen Teilen der von 
Deindustrialisierung und Sozialstaatsabbau besonders stark betroffenen Arbei- 
terlnnenschicht zu finden ist. „Die Soldaten im Klassenkampf sind zugleich auch 
dessen Opfer“, wie die New York Times es kürzlich in einer Besprechung von Arlie 
Hochschilds (2016) neuer Studie über die soziale Basis der Rechten formulierte 
(DeParle 2016). Bereits bei den Präsidentschaftswahlen 2008 kandidierte mit Sarah 
Palin eine ultrarechte Republikanerin an der Seite von John McCain für das Amt 
der Vizepräsidentin. Ihre UnterstützerInnenbasis hatte Palin unter anderem in der 
Klientel der kurze Zeit später gegründeten Tea-Party Bewegung, die zunächst stark 
libertär und danach zunehmend rechtspopulistisch und konservativ agierte. Mit 
Donald Irump hat sich die Fragmentierungder Republikaner in eine teils geradezu 
hilflos anmutende Stammpartei und einen ultrarechten Flügel weiter zugespitzt. 
Mit Slogans wie „Die Migranten nehmen uns die Jobs weg! Washington ist korrupt! 
Make America great again!“ gelanges ihm, Konservative und ProtestwählerInnen 
an sich zu binden und die Wahl überraschend deutlich für sich zu entscheiden. 
In den von Migration geprägten Großstädten stieß Trump zwar überwiegend 
auf Ablehnung. Hillary Clinton vermochte es jedoch nicht, die kritische Masse 
zu mobilisieren, die Obama 2008 und 2012 zur Präsidentschaft verholfen hatte. 
Vielleicht wäre Bernie Sanders der erfolgreichere Gegenkandidat gegen Irump 
gewesen. Als radikaler Reformer war er für die Demokraten jedoch nicht tragbar 
und wurde von Hillary Clinton bei den Vorwahlen aus dem Feld gedrängt. 

Ohne Zweifel trägt die autoritär-populistische Rechte zu einer Verschärfung 
der Krisendynamik bei, denn für viele Bevölkerungsgruppen wird die Lebenslage 
weiter verschlechtert, Rechte werden eingeschränkt, Gewaltpraktiken auf der 
staatlichen und parastaatlichen ebenso wie auf der zivilgesellschaftlichen Ebene 
nehmen zu. Aber auch schon vorher mutete die Normalität für viele wie ein 
permanenter Ausnahmezustand an, so waren etwa in den USA die Illegalisie- 
rungvon MigrantInnen, massenhafte Inhaftierungen und racialprofiling gängig. 
Die Black Lives Matter-Bewegung hat die alltägliche und oftmals mörderische 
Polizeigewalt gegen Schwarze, Latinos und insbesondere auch queere people of 
color ins öffentliche Bewusstsein gerufen. „Wir werden auf der Straße abgeknallt, 
ohne dass es irgendwelche rechtlichen Konsequenzen hätte“, wie ein Aktivist es 
in der Sendung Democracy now! formulierte. Aufinternationaler Ebene findet die 
völkerrechtswidrige Praxis außergerichtlicher Hinrichtungen von ZivilistInnen 
durch Luftangriffe und Drohneneinsätze in Ländern wie Afghanistan, Pakistan, 
Somalia oder Jemen statt. 
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Auch in Europa lassen sich parallele Strategien der Herrschaftssicherungund 
damit verbunden auch eine Entkoppelungder Alltagserfahrung unterschiedlicher 
Gruppen in ihrem Verhältnis zum Staat feststellen. Besonders offensichtlich ist 
dies auf dem Feld der Grenz- und Migrationspolitik. Während die BürgerIn- 
nen in den Kernländern der EU die aktuelle Krise vermutlich als schwierige 
Herausforderung, aber wohl kaum als Ausnahmezustand beschreiben würden, 
fallen Tausende von MigrantInnen der ‘Sicherheitspolitik’an den europäischen 
Außengrenzen zum Opfer: Sie ertrinken im Mittelmeer, ersticken in Containern, 
verdursten oder erfrieren auf ihrem Weg ins vermeintlich sichere Europa (siche 
auch PROKLA 140 und 183). Wer es lebendig über die Grenze schafft, wird 
von rechten Gruppierungen drangsaliert, von der Polizei verhaftet, in Lagern 
festgehalten und so schnell wie möglich wieder außer Landes gebracht. 


2.6 Neuer Faschismus? 


Die Entwicklungen in den vergangenen Jahren, die austeritätspolitischen Maß- 
nahmen, die teilweise mit ausnahmestaatlichen Mitteln implementiert wurden, 
die staatlichen Kontrollmechanismen (Ausbau und Integration der Polizei, Da- 
tenerfassung und Überwachung), das autoritäre Grenzregime, die Verhängung 
des Not- und Ausnahmezustands, die drastische Einschränkung von bürgerlichen 
Freiheitsrechten, die Entwicklung von autoritär-populistischen und rassistischen 
Parteien und zahlreiche rechte zivilgesellschaftliche Aktivitäten legen nahe, 
vielleicht nicht von Faschismus, aber von einer Tendenz der Faschisierung zu 
sprechen. Während der ‘Normenstaat’ für die als NormalbürgerInnen geltenden 
Menschen einigermaßen verlässliche Regularien und Verfahren schafft, mithin 
gesellschaftliche Normalität und Kontinuität aufrechterhält, gehen die Organe 
des “Maßnahmenstaats’ (Fraenkel 1984) rücksichtslos gegen alles vor, was von 
den gesellschaftspolitischen Zielen abweicht. 

Die Tragweite politischer Veränderungen kann unter- oder überschätzt werden 
- in beiden Fällen kann es zu strategischen Fehlern kommen. In der PROKLA 
war die Anwendung des Begriffs des Faschismus bereits bei der Analyse der Krise 
in den 1970er Jahren 'Ihema. So argumentierten Christel Neusüß u.a. 1971 in 
ihrer Analyse der damaligen Weltwährungskrise, die politischen Maßnahmen 
zur Bereinigung der Krise würden auch politischen Gegendruck hervorrufen, 
„eine Entwicklung, die vorderhand nur als Stärkung faschistischer Tendenzen 
zu interpretieren ist“ (ebd. 115). Saloppe - und meist nicht weiter begründete 
— Hinweise auf drohende faschistische Entwicklungen ließen sich damals bei 
linken Gruppierungen häufig finden. 1978 kam die PROKLA-Redaktion bei 
ihrer Einschätzung der aktuellen Situation zu einem anderen Ergebnis. In der 
Erklärung Über die Schwierigkeiten, mit den Problemen des Terrorismus fertig zu 
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werden wurde das Jahr 1977 zwar als maßgeblicher Wendepunkt geschen, „viel- 
leicht eines der für die zukünftige Entwicklung entscheidendsten Jahre nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Denn die Anschläge auf Buback, Ponto, Schleyer haben wie 
Katalysatoren bei der Rückwärtsentwicklung in die autoritäre Demokratie funk- 
tioniert. (Redaktion 1978: 135) Allerdings hätten die Änderungen im Straf- und 
Polizeirecht sowie die militärische Aufrüstung des Staatsapparates zur Bewahrung 
der „inneren Sicherheit“ im Rahmen des bisherigen Rechtsstaates stattgefunden, 
insofern sei kein „neuer Faschismus“ zu erkennen: „Nicht nur die demokratische 
Republik, sondern auch der einer deutschen, preußischen Tradition entsprechende 
Obrigkeitsstaat lassen sich rechtsformlich organisieren. Allerdings bedeutet diese 
Rechtsförmlichkeit des Rechtsstaates eine Perversion des historisch gewachsenen 
Begriffs des bürgerlichen Rechtsstaats“ (ebd.: 136) Damit wandte man sich gegen 
die Redeweise von „mikrofaschistischen Strukturen“, wie sie Intellektuelle wie 
Andre Glucksmann oder Felix Guattari allenthalben erblickten. 

Vergleiche mit dem historischen Faschismus sind immer schwierig, und die 
Geschichte wiederholt sich nicht. Nicos Poulantzas (1970) folgend sind die ver- 
schiedenen Stadien der kapitalistischen Entwicklung durch verschiedene Staats- 
formen gekennzeichnet. Jede dieser Formen entwickelt spezifische Formen des 
Ausnahmestaats. Der historische Faschismus setzte sich in einer ganz anderen 
Situation durch. Sozialistische und kommunistische Orientierungen waren in der 
Arbeiterbewegung damals weitaus stärker verankert als heute, in Russland hatte 
sich eine sozialistische Revolution erfolgreich behauptet und fand umfassend 
Unterstützung im Westen, das traditionelle Kleinbürgertum war zahlenmäßig 
erheblich stärker und innerhalb der Machtblöcke hatten die feudal geprägten 
Großgrundbesitzer ein größeres Gewicht, die Hegemonie des Monopolkapitals 
war auch gegenüber dem nichtmonopolistischen Kapital noch nicht gefestigt (vgl. 
auch Abraham 1986). Andererseits sind gewisse Parallelen zwischen dem Faschi- 
sierungsprozess der 1920er und 1930er Jahren und der heutigen Situation unüber- 
sehbar. In beiden Fällen folgen die gesellschaftlichen Rechtsverschiebungen auf 
eine Niederlage der Arbeiterklasse in einer Krisensituation. Auch heute scheint 
die Herrschaftssicherung nicht mehr allein auf Grundlage rechtsförmlicher bzw. 
rechtsstaatlicher Mittel zu funktionieren. Poulantzas (2002) diagnostizierte in 
den 1970er Jahren eine neue Form des parlamentarisch-demokratischen Ver- 
fassungsstaates, die er als „autoritären Etatismus“ bestimmte. Ob dieser Begriff 
angesichts der Veränderungen staatlicher Praktiken durch Governance - neolibe- 
raler staatlicher Steuerungsmodelle, die die Verwaltungen erheblich geschwächt 
und um zivilgesellschaftliche Akteure ergänzt haben - tatsächlich geeignet ist, 
muss eingehender und von Land zu Land analysiert werden. Das gilt auch für 
die Brüche mit der Normalform des kapitalistischen Staates und die Übergänge 
in den Ausnahmestaat. 
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Die Formen des kapitalistischen (Ausnahme-)Staates können sich natürlich 
ändern. Die historische Forschung zeigt zudem, dass der Ausnahmezustand 
unzulänglich begriffen wäre, wenn er nur an Rechtsnormen festgemacht würde 
(vgl. Lüdtke/Wildt 2008). Denn der Ausnahmezustand bildet eigene Norma- 
litäten aus; er wird auch von den Bevölkerungsgruppen in verschiedener Weise 
wiederum für eigene Interessen genutzt, sodass sie sich auch über längere Zeit- 
räume hinweg mit Ausnahmezuständen arrangieren. Wahrscheinlich benötigen 
wir neue Begriffe, um diese neue historische, neoliberale, transnationalisierte 
Staatsform und die spezifische Form des Ausnahmestaats zu erfassen. Gleich- 
wohl kann der Vergleich mit den historisch unterschiedlichen Ausprägungen des 
Faschismus - bei aller gebotenen Vorsicht - auch zu einem besseren Verständnis 
der Gewaltförmigkeit des aktuellen Krisenmanagements in den kapitalistischen 
Zentren beitragen. 


2.7 Die Verschärfung der geopolitischen Konflikte und die wachsende 
Kriegsgefahr 


Die von George H. W. Bush 1991 ausgerufene „neue“, vom „Westen“ dominierte 
und die ganze Welt mit Kapitalismus und liberaler Demokratie beglückende 
Weltordnung hatte - wenn überhaupt - nur kurze Zeit Bestand (siche PRO- 
KLA 181). An ihre Stelle ist eine Vielzahl von inner- und zwischenstaatlichen 
Konflikten mit sich überlagernden und immer wieder verschiebenden Kräf- 
tekonstellationen getreten. Die globale Vorherrschaft des „Westens“, der alten 
kapitalistischen Zentren, wird durch neu aufsteigende kapitalistische Mächte 
herausgefordert. An erster Stelle sind hier China und Russland zu nennen. Ei- 
nerseits hat die Transformation des „real existierenden Sozialismus“ dem Kapital 
ein enormes Reservoir an Arbeitskräften und neue große Märkte erschlossen. 
Andererseits aber sind die herrschenden Klassen der neu bzw. auf neue Weise in 
den Weltmarkt integrierten Länder nicht gewillt, sich auf eine niedere Position 
in der Hierarchie der internationalen Arbeitsteilungals Rohstofllieferanten und 
verlängerte Werkbänke des Westens beschränken zu lassen. Nicht nur in China 
und Russland, auch in weiteren Ländern wie dem Iran, der Türkei oder Brasilien 
formieren sich neue nationale Bourgeoisien, die mit den Bourgeoisien der alten 
Zentren in Konflikt geraten. Dabei sind die aufstrebenden Staaten selbst von 
heftigen inneren Konflikten geprägt. Ihre innere strukturelle Heterogenität 
ist größer als die der alten kapitalistischen Zentren; die Koexistenz verschiede- 
ner Produktionsweisen und -formen bedingt eine komplexere Klassenstruktur 
und vielfältige Konflikte zwischen herrschenden und beherrschten Klassen. 
Auch innerhalb der Machtblöcke gibt es vielfältige Widersprüche, vor allem 


zwischen den neuen nationalen Bourgeoisien, neuen inneren Bourgeoisien und 
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Kompradorenbourgeoisien’, die von den Bourgeoisien der alten Zentren unmit- 
telbar abhängig sind. Die Entwicklungsweisen der aufstrebenden kapitalistischen 
Staaten sind alles andere als gefestigt; Verschiebungen der Kräfteverhältnisse 
haben gravierende Auswirkungen. 

Die besten Voraussetzungen für den Aufstieg in der internationalen Arbeits- 
teilung hat zweifellos China, das aufgrund seiner gewaltigen Ressourcen am 
wenigsten von den alten imperialistischen Mächten erpressbar ist. Die Regierung 
versucht gegenwärtig, das Land von der exportorientierten Entwicklungsweise 
auf eine stärker binnenzentrierte Entwicklungsweise umzustellen und „nationale 
Champions“ aufzubauen, die von ausländischem Kapitalzunehmend unabhängig 
sind und zu neuen Konkurrenten westlicher Konzerne heranwachsen. Die Kon- 
zerne des Westens benötigen China als Absatzmarkt und Produktionsstandort, 
sind aber nicht daran interessiert, dass dort unabhängige Konkurrenten entstehen. 
Dementsprechend gibt es heftige Konflikte um den von der chinesischen Regie- 
rung angestrebten Wissenstransfer, um geistige Eigentumsrechte sowie um den 
ZugriffaufRohstoffe und andere Ressourcen in Drittstaaten. Als Reaktion auf die 
chinesische Entwicklung hat sich die Politik der USA gegenüber China deutlich 
geändert. In den 1990er Jahren war sie vor allem auf die Integration Chinas in 
die von den USA dominierte Weltordnung gerichtet; der W TO-Beitritt Chinas 
ist charakteristisch für die Konvergenz der chinesischen und US-amerikanischen 
Strategien in jener Phase. In den letzten Jahren betrieben die USA allerdings eine 
Politik, die sich stärker auf die Einkreisung und Isolation Chinas richtet. Die 
Verhandlungen über das Trans-Pacific Partnership Agreement (TPP) und das 
Trans-Atlantic Trade and Investment Partnership Agreement (T'TIP) - die China 
ausschließen und mit denen die USA bisher versuchten, die übrigen Staaten im 
pazifischen Raum und die EU enger an sich zu binden und deren Umorientierung 
in Richtung China zu verhindern - sind ebenso Ausdruck dieser Strategie wie 
die zunehmende Verlagerung der militärischen Kapazitäten der USA in den 
asiatischen Raum (Pivot to Asia). Es deutet sich aber an, dass sich mit der Wahl 
von Donald Trump die außenpolitische Orientierung der USA erneut ändern 
könnte. Die EU versucht ihrerseits, mit den Verhandlungen über CETA und 
TTIP, der Verlagerung des Gravitationszentrums des globalen Kapitalismus 
vom atlantischen in den pazifischen Raum entgegenzuwirken und ihre Isolation 
gegenüber einem potenziellen „Chimerika“ zu verhindern. Auch diese politische 
Orientierung könnte mit einem Schwenk der US-Politik obsolet werden. Die 
handels- und investitionspolitischen Strategien der USA und der EU stoßen 


5 Zur Unterscheidung von nationaler und innerer Bourgeoisie sowie Kompradorenbour- 
geoisie vgl. Poulantzas 1975 und mit Blick auf die Transnationalisierung der Herrschafts- 
verhältnisse und der entsprechenden Staatsform Wissel 2007. 
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jedenfalls im Inneren der beteiligten Länder auf massiven Widerstand. Der 
Sog Chinas ist gleichwohl gewaltig. Das zeigen solche Projekte wie die „neue 
Seidenstraße“, die chinesischen Investitionen in Hafenanlagen, Eisenbahnen, 
Agrarflächen oder den Aufkauf von Unternehmen. Angesichts dieser Gemen- 
gelage wächst die Gefahr militärischer Konflikte, wie die Auseinandersetzungen 
im Südchinesischen Meer zeigen. 

Der Aufstieg Chinas hat die Spielräume der von den alten kapitalistischen 
Zentren abhängigen peripheren und semiperipheren Staaten erheblich vergrö- 
ßert, gleichzeitig droht ihnen jedoch eine neokoloniale Abhängigkeit anderer 
Art. Durch die zusätzliche Nachfrage nach Rohstoffen sind deren Preise bis zur 
jüngsten globalen Finanz- und Wirtschaftskrise erheblich gestiegen, wovon die 
Rohstofllieferanten profitieren konnten. Nicht zuletzt die Welle linker Regierun- 
gen in Lateinamerika in den 2000er Jahren beruhte auf diesen Verschiebungen im 
Weltmarkt. Nur in dieser Region waren die Versuche, mit dem Neoliberalismus 
zu brechen, erfolgreich - aber eben auch nur partiell und temporär, wie sich 
inzwischen zeigt. Die zusätzliche Nachfrage nach Rohstoffen und industriellen 
Fertigwaren schuf die Grundlage für den „Sozialismus des 21. Jahrhunderts‘, 
für die temporäre Verbindung von exportorientierten Entwicklungsstrategien 
und „sozialdemokratischer“ Umverteilung in Ländern wie Brasilien, Argenti- 
nien, Venezuela, Ecuador und Bolivien. Auch die Zurückdrängung der Kom- 
pradorenbourgeoisie unter Putin in Russland und die Versuche, das Land zu 
reindustrialisieren, haben vom Aufstieg Chinas profitiert. Allerdings wurden 
durch den Anstieg der Rohstoffpreise und durch entsprechende strategische 
Entscheidungen in den USA auch die Bedingungen für eine gegenläufige Bewe- 
gunggeschaffen (vgl. Daniljuk 2015): Durch die Erschließungunkonventioneller 
Öl- und Gasquellen und die Nutzung neuer Technologien wie Fracking wurde 
die globale Produktionskapazität für fossile Energieträger deutlich erhöht. In 
Verbindung mit der infolge der globalen Wirtschaftskrise und des Wachstums- 
rückgangs in China einbrechenden Nachfrage hat dies zu einem Preisverfall 
in den Rohstoffmärkten geführt. Dieser hat die Rohstoffproduzenten und mit 
ihnen auch die neuen nationalen Bourgeoisien und die lateinamerikanischen 
Linksregierungen in die Krise gestürzt. In Ländern wie Venezuela, wo die Armut 
zuvor reduziert wurde, kommt es nun wieder zu krassen Versorgungsproblemen. 
Die Grenzen von Transformationsversuchen - seien es national-kapitalistische 
oder „sozialistische“ - , die den Extraktivismus und die abhängige Position in 


6 Die sozialistischen Merkmale des „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ waren auch 
in Venezuela, Ecuador und Bolivien sehr beschränkt. Die Macht der traditionel- 
len Oligarchien wurde nicht wirklich gebrochen. Die Bodenrenten, die der Staat im 
Rahmen der extraktivistischen Entwicklungsstrategie einstrich, wurden vor allem in 
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der hierarchischen internationalen Arbeitsteilung nicht überwinden, sind ein- 
mal mehr schlagend deutlich geworden. Der Iran sah sich - auch aufgrund der 
verschärften Sanktionen - im Atomstreit gezwungen, den Ausgleich mit dem 
Westen zu suchen. In Lateinamerika werden die Linksregierungen nach und 
nach abgewählt oder per „kaltem Putsch“ wie in Brasilien aus dem Amt entfernt. 
Dabei profitiert nun die Rechte von dem verbreiteten Unmut, dass die Linke es 
nicht geschafft hat, korrupte politische Verhältnisse und die soziale Ungleichheit 
zu überwinden und eine demokratische Wirtschaft zu organisieren. 

Lediglich im Falle Russlands konnten die alten imperialistischen Mächte 
nicht von der Schwächungvon dessen Wirtschaft durch den Rohstoffpreisverfall 
profitieren. Der Westen unterschätzte die Bereitschaft Putins, die ökonomische 
Schwächungdurch resoluteres militärisches Auftreten zu kompensieren, wie sich 
zunächst in der Ukraine und dann in Syrien gezeigt hat. Die Spannungen zwi- 
schen der EU und Russland werden von einer wechselseitigen energiepolitischen 
Abhängigkeit und von den Interessengegensätzen überlagert, die innerhalb der 
EU in der Sanktionsfrage bestehen (vgl. Wissen 2016). Die zwischenzeitliche 
Annäherung zwischen den USA und Russland bei der Bekämpfung des IS in 
Syrien ist im Bombenhagel auf Aleppo untergegangen, der unermessliches Leid 
verursacht. Der NATO-Staat Türkei und Russland, die in Syrien gegensätzliche 
Interessen verfolgen und deren Beziehungen nach dem Abschuss eines russischen 
Kampfjets durch die Türkei im November 2015 eingefroren worden waren, trei- 
ben gerade mit Macht die wirtschaftliche und energiepolitische Wiederannähe- 
rung voran. 

Während nach der Jahrtausendwende zunächst ein Rückgang der weltweit 
geführten Kriege festgestellt wurde, hat sich dieser Trend im letzten Jahrzehnt 
umgekehrt und in den betroffenen Ländern zu den höchsten Opferzahlen seit 
dem Ende des Kalten Krieges geführt, und zwar insbesondere im Irak, in Af- 
ghanistan, in der Ukraine, in Israel-Palästina, im Jemen und ganz besonders in 
Syrien. Alle diese Konflikte sind in hohem Maße internationalisiert (Pettersson/ 
Wallensteen 2015). Parallel dazu hat der Waffenhandel zugenommen. In den 
Jahren nach 1990 war viel von der durch das Ende der Ost-West-Konfrontation 
möglichen „Friedensdividende“ die Rede - in der Tat haben viele europäische 
Länder und auch Russland ihre Verteidigungshaushalte zunächst zurückgefahren. 
In den USA fand dergleichen - trotz des oflıziellen Endes des Kalten Krieges — 
nicht statt, u.a. weil nun tatsächlich Kriege im Irak und in Afghanistan geführt 


Umverteilungsmaßnahmen zugunsten der Armen gesteckt, soweit sie nicht in den Kor- 
ruptionskanälen der herrschenden Klassen und des Staatspersonals versickerten. Zu kurz 
kam dabei der Versuch, die Abhängigkeit von einigen wenigen Exportprodukten durch 
eine Diversifizierung der Industriestruktur zu reduzieren. 
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wurden. Aber inzwischen sind auch neue Akteure dazugekommen, etwa Schwel- 
lenländer wie Brasilien oder Indien, die ihre Militärhaushalte kräftigaufgestockt 
haben. International ist von Mitte der 1990er Jahre bis 2009 ein starker Anstieg 
der Militärausgaben zu registrieren, seither stagnieren sie aufhohem Niveau und 
entsprechen ungefähr denjenigen in den letzten Jahren des Kalten Krieges. Die 
absolut größten Militärhaushalte leisten sich die USA, China, Saudi-Arabien, 
Russland und Großbritannien (Perlo-Freeman u.a. 2015: 1). In Zeiten, in denen 
innerhalb politischer Blöcke wie der EU, aber auch global zwischen den USA, 
Russland und China wachsende Konkurrenzen und Spannungen auftreten, und 
in denen autoritäre oder militärische Lösungen eine Aufwertungerfahren haben, 
müssen vor allem zwei Entwicklungen beunruhigen. Zum einen haben gerade 
Länder, die direkt oder indirekt an militärischen Konflikten beteiligt sind, ihre 
Militärhaushalte im letzten Jahrzehnt massiv erhöht (USA, Russland, Saudi- 
Arabien). Zum anderen hat der Waffenhandel insbesondere seit dem letzten 
Jahrzehnt einen neuen Boom erlebt, und zwar sowohl bei Großwaffen wie auch 
bei Kleinwaffen. 

Auch wenn die Verflechtungen zwischen den kapitalistischen Staaten durch 
internationale Produktionsnetzwerke heute weitaus stärker sind als in früheren 
Perioden und sich daraus auch machtvolle gemeinsame Interessen der herr- 
schenden Klassen ergeben, muss mit einer weiteren Verschärfung geopolitischer 
Konflikte um Rohstoffe, um die Hoheit im Weltraum und einer Zunahme von 
Auseinandersetzungen gerechnet werden, die militärisch oder im Cyberspace 
ausgetragen werden. Konflikte werden auch um die Kontrolle über Information, 
kritische Infrastrukturen, staatliche Verwaltungen, Wissen in Unternehmen 
oder demokratische Abstimmungen ausgetragen. Gewalt wird neue Formen 
annehmen. Im Übrigen wissen wir aus der Geschichte, dass der Kapitalismus 
sich nicht linear entwickelt und nicht notwendigerweise ein höheres Niveau 
der Vergesellschaftung aus sich heraus erzeugt: Nach einer Phase der beschleu- 
nigten Internationalisierung des Kapitals kam es zu einer Desintegration des 
Weltmarkts, verbunden mit zwei Weltkriegen. Auf dieser Basis entwickelten 
sich dann die nationalen Wohlfahrtsstaaten der kapitalistischen Zentren und 
konnten Regierungen in einer Reihe von peripher-kapitalistischen Staaten au- 
tozentrierte Strategien der Importsubstitution und der nachholenden Industri- 
alisierung verfolgen - bis sich der nationalstaatliche Rahmen erneut als zu eng 
für die Akkumulation des Kapitals erwies. 


2.8 Die gegenwärtige Situation in historischer Perspektive 


Es ist eine der Streitfragen in der Linken, wie die gegenwärtige Situation im 
historischen Verlauf der kapitalistischen Entwicklung einzuordnen ist. Handelt 
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es sich um eine Krise, mit der nun erst eine Periode abgeschlossen wird, die 
mit der großen Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre begann (vgl. dazu den 
Beitrag von Ingo Schmidt in diesem Heft)? Oder signalisiert die Krise - wenn 
man davon ausgeht, dass die fordistische Periode, die mit der Krise der 1930er 
Jahre begann, bereits in den 1970er Jahren beendet wurde - vielmehr das Ende 
des Postfordismus? Ist damit gleichfalls der Neoliberalismus zu Grabe getragen 
worden, weil dessen ordnungspolitische Konzepte in der Krise mehr oder weniger 
aufgegeben wurden? Handelt es sich möglicherweise sogar um eine Krise, die 
das bevorstehende Ende des Kapitalismus signalisiert? Autoren wie Immanuel 
Wallerstein haben schon lange vor der jüngsten Krise prognostiziert, dass das 
nahe Ende des Kapitalismus bevorsteht (vgl. zuletzt Wallerstein u.a. 2014), aber 
es ist frappierend, dass sich Publikationen zu dieser Frage häufen und dass z.B. 
auch Wolfgang Streeck (2015), ein ehemaliger Vordenker der neoliberalen Sozi- 
aldemokratie, in den Chor, der vom Ende des Kapitalismus kündet, einstimmt. 
Andererseits spricht Colin Crouch (2011) vom „befremdlichen Überleben des 
Neoliberalismus“, Stefan Lehndorff (2012) vom „Triumph gescheiterter Ideen“. 
Überwiegen also doch Momente der Kontinuität gegenüber jenen des Bruchs? 
Setzt sich mit der jüngsten Krise erst ein neuer Kapitalismustyp richtigdurch, der 
sich in den vergangenen Jahrzehnten langsam entwickelt hat, wie Wolfgang Fritz 
Haug (2012) in seiner Analyse des Hightech-Kapitalismus nahegelegt hat? Hat die 
Periode des Neoliberalismus bzw. der finanzdominierten Akkumulation vielleicht 
doch noch nicht ihr Ende erreicht? Diese Fragen werden sich letztendlich erst in 
der Rückschau schlüssig beantworten lassen, wenn die gegenwärtige Situation 
selbst Geschichte geworden ist. Dennoch sollen hier noch einige Überlegungen 
zu diesen Fragen angestellt werden. 

Die angesprochenen Fragen sind auch für die Strategie der Linken von Bedeu- 
tung. Eine verbreitete Sichtweise ist, dass wir es mit einer offenen Übergangssitu- 
ation zu tun haben, in der das Alte noch nicht völlig vergangen sei und das Neue 
sich noch nicht durchgesetzt habe. Der Neoliberalismus und der Kapitalismus 
hätten an Zustimmung verloren. Im Anschluss an Gramsci wird deswegen von 
einer „Hegemonickrise“ bzw. einer „organischen Krise“ gesprochen. Gramsci 
wendete sich mit diesen Begriffen gegen ein ökonomisch verengtes Verständnis 
der Krise: Wirtschaftskrisen können zwar die Ausbreitung umfassender poli- 
tischer Krisenerscheinungen begünstigen, letztere lassen sich jedoch nicht auf 
ökonomische Krisenereignisse reduzieren, sondern folgen einer eigenen Dynamik 
und bilden daher auch einen eigenen Gegenstand der Untersuchung. Das genuin 
politische Moment der ‘organischen Krise’ besteht darin, dass die gesellschaftlich 
vormals führende Klasse ihre Hegemonie, das heißt ihre „Fähigkeit zur Führung 
und Organisation eines aktiven Konsenses“ (Candeias 2013: 22), verliert. In dieser 
Situation müssen die Herrschenden verstärkt auf Zwangsmittel zurückgreifen. 
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Diesen Überlegungen folgend wird der Einsatz zunehmend autoritärer Mittel 
nicht allein als Maßnahme zur Stärkung, sondern - durchaus optimistisch - als 
Zeichen der Schwächung der herrschenden Kräfte interpretiert, wodurch sich 
auch für die Linke ein politisch bedeutsames Gelegenheitsfenster auftue. Die Ge- 
walt, die den Herrschenden zur Verfügungsteht, droht damit jedoch verharmlost 
zu werden, denn es magzwar sein, dass der Rückgriff auf autoritäre Maßnahmen 
(Einschränkung der Bürgerrechte, stärkere Überwachung, Regierung mit den 
Mitteln des Notstandsstaats) auf eine Schwäche der Herrschenden hinweist, 
doch hilft diese Einsicht denen, gegen die die Gewalt angewendet wird, zunächst 
einmal nicht. Im Übrigen muss die vermehrte Anwendung von Zwang keineswegs 
automatisch eine Verminderung von Konsens bedeuten; Verschiebungen im 
Verhältnis von Zwang und Konsens sind kein Nullsummenspiel. Gewalt kann 
- in rechten Zusammenhängen - selbst eine Form des Konsenses reflektieren 
oder erzeugen; die Anwendung von Zwang setzt zumindest bei denen, die sie 
exekutieren, einen aktiven Konsens, und bei denen, die sie tolerieren, einen pas- 
siven Konsens voraus. Noch ein anderer Gesichtspunkt hat für die gegenwärtige 
konkrete Situation Bedeutung: Die herrschenden Klassen müssen sich keineswegs 
zwischen Zwangund Konsens entscheiden, ihnen stehen weitere Regierungstech- 
nologien zur Verfügung: Sachzwang und Technokratie, Governance, Disziplin 
und Kontrolle, biopolitische Strategien, Kontingenz. 

Ob und inwieweit die neoliberale Regierungstechnologie hegemonial war bzw. 
auf Hegemonie zielt, ist strittig (vgl. Demirovid 2008). Hegemonie beinhaltet 
einerseits die Durchsetzung einer bestimmten Weltauffassung durch die Herr- 
schenden und ihre organischen Intellektuellen. Die bürgerliche Klasse muss sich 
an Kompromisse binden, wie sie Gestalt in Aushandlungen mit den Gewerkschaf- 
ten, staatlicher Beschäftigungund Nachfrage sowie sozialstaatlicher Absicherung 
annehmen. Doch gerade davon will sie angesichts der geringeren Profitabilität des 
Kapitals wenig wissen. Zentrale Elemente der Weltauffassung und politischen 
Strategie des Neoliberalismus wie der Glaube an den Markt als Ordnungsprinzip, 
die Notwendigkeit von Privatisierungen oder die Beschränkung von Sozialleis- 
tungen sind bei der breiten Masse der Lohnabhängigen cher unpopulär, wie 
Meinungsumfragen immer wieder gezeigt haben. Andererseits gibt es durchaus 
so etwas wie einen passiven Konsens, weil konkurrierende Weltauffassungen wie 
die des Marxismus heute bei den Lohnabhängigen wenig bekannt, wenigveran- 
kert sind. Der „real existierende Sozialismus“ hat sozialistisch-kommunistische 
Bewegungen weitgehend diskreditiert, und diese Hypothek wirkt sich bis heute 
aus. Dem Neoliberalismus sind gewissermaßen die Gegner abhandengekommen, 
an denen er sich abarbeiten und durch die er sich überhaupt erst entwickeln 
konnte. Das erlaubt ihm eine weitreichende Umgestaltungder gesellschaftlichen 
Verhältnisse und deren Durchdringung mit einer neuen Rationalität. Da diese 
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Rationalität in hohem Maße selbstdestruktiv und widersprüchlich ist, kann sie 
nicht als stark gelten. Gerade deswegen werden autoritär-populistische Bünd- 
nisse gebildet. Teile der Bourgeoisie können auch neue Bündniskonstellationen 
herstellen, die autoritär-populistisch sind. Sie übernehmen die Führung über 
Subalterne in einer Art plebiszitärem Kurzschluss. Es handelt sich nicht mehr 
um eine Form liberaler repräsentativer Führung, vielmehr nehmen die populis- 
tischen Führer in Anspruch, unmittelbar den Kollektivwillen des Volkes und 
Staates zum Ausdruck zu bringen. Für die Subalternen ist dies mit rebellischem 
Konformismus verbunden: sie können zum einen ihre Wut, ihre Verzweiflung 
über die Verhältnisse und den Gang der Entwicklungausdrücken. Zum zweiten 
können sie die Erwartunghaben, dass die neuen populistischen Führer tatsächlich 
so, wie sie versprechen, machtvoll handeln können. Dieser Eindruck kann entste- 
hen, wenn es gelingt, vermeintliche Ursachen für die gesellschaftlichen Probleme 
quasi logisch zu fixieren, denen gegenüber schnelle Maßnahmen greifen können. 
Im Fall autoritär-populistischer Politik ist das die rassistische Identifizierung 
von ‘Anderen’: sie können drangsaliert, benachteiligt, ausgewiesen werden oder 
bilden eine Kategorie von Lohnabhängigen, die den autochtonen Lohnabhängi- 
gen unterworfen werden können. Diese politische Konzeption, die sich eng mit 
staatlichen Herrschaftspraktiken verbinden kann, unterscheidet sich dann von 
den Angeboten linker Parteien, die zwar im besseren Falleine radikale Opposition 
darstellen, denen jedoch genau die Macht fehlt, radikale Ziele zu verwirklichen. 
Dazu müssten sie die Unterstützung durch die Subalternen erfahren bzw. ge- 
nauer noch: Diese müssten unmittelbar das Ziel anderer Verhältnisse verfolgen, 
selbst beginnen, zu handeln, sich auch die vorhandenen linken Organisationen 
aneignen, sie einem radikalen Transformationswillen unterwerfen und Bünd- 
nisse eingehen mit denjenigen intellektuellen Kräften, die an diesem Projekt der 
Transformation arbeiten. Es bildet sich also ein autoritär-populistischer Zirkel, 
der schwer zu durchbrechen ist. Verstärkt wird er noch durch die Tatsache, dass im 
Unterschied zum Fallder Hegemonie die Rationalität drastisch geschwächt wird. 
Durch den autoritär-nationalen Populismus werden die Gefühle der Menschen 
von der Erkenntnis und der Möglichkeit zur Rationalisierung und Wahrheit 
abgespalten und desorganisiert. Die Verbindlichkeit von Zahlen, Fakten oder 
Argumenten besteht nur innerhalb eines Wahrheitsregimes. Der autoritäre Po- 
pulismus löst die Menschen daraus; ihm gelingt also eine Abspaltung. Nicht 
jedoch durch eine elaborierte Weltsicht, durch eine komplexere und kohärente 
Sicht der Dinge, sondern durch die Entkräftung der Bedeutung von Wahrheit 
und Rationalität. 

Wir haben oben schon deutlich gemacht, dass es zahlreiche Momente der 
Kontinuität der neoliberalen, finanzdominierten Entwicklungsweise gibt. In 
Deutschland zeichnen sich aktuell z.B. neue Angriffe der Bourgeoisie ab, die auf 


Der globale Kapitalismus im Ausnahmezustand 539 


die weitere Senkung der Renten und die Deregulierung der Arbeitszeiten zielen. 
Wir halten es nicht für ausgeschlossen, dass die Herrschenden ihre autoritär- 
neoliberale Politik auf der Basis der skizzierten Regierungstechnologien noch 
eine ganze Weile fortsetzen können. 


2.9 Die Aufgaben der Linken 


Auch für die Akteure in den sozialen Bewegungen und die Linke ist es nicht 
leicht, den Zusammenhang der verschiedenen Krisenprozesse zu erfassen und 
in ihrer Praxis zur Geltung zu bringen. Viele konzentrieren ihr Engagement 
auf spezielle Gebiete. Eine Arbeitsteilung innerhalb der Linken ist natürlich 
notwendig, doch wird diese derzeit kaum planmäßig hergestellt, sondern sie 
entsteht überwiegend naturwüchsig aufgrund individueller Entscheidungen. 
Manche bleiben über viele Jahre bei einem Ihema, doch viele politische Gruppen 
neigen zu einem interventionistischen und nomadischen Politikverständnis, 
die Ihemen, die Intensität des Engagements, die Mitgliedschaften fluktuieren 
enorm. Bei welchen Themen und an welchen Orten eszu Mobilisierungen kommt, 
ist kaum vorauszusagen. Die Verschiebungen erfolgen manchmal sehr schnell. 
Nach der Niederlage von Syriza war es größtenteils vorbei mit dem Interesse an 
Griechenland; die Solidarität galt nun den Geflüchteten: „Welcome to stay!“. 
Als deutlich wurde, dass die „Willkommensbewegung“ keineswegs hegemonial 
ist und dass von der neuen Situation vor allem rechte Kräfte profitieren, hieß es: 
„Aufstehen gegen Rassismus!“ Die Phänomene werden oft isoliert für sich genom- 
men; Proteste richten sich gegen die Politik der Euro-Gruppe und der deutschen 
Regierung, die Entwicklungder Mieten und die Gentrifizierung, das europäische 
Grenzregime, Extraktivismus, Rassismus und die autoritäre staatliche Politik. All 
diese Kämpfe sind notwendig, und doch ist die Erfahrungder letzten Jahre, dass 
sie die Verschiebung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zuungunsten der 
Subalternen nicht aufhalten konnten. Es fehlt ein integrales Programm, das über 
die beschränkten Kreise der heutigen Linken hinaus attraktiv und überzeugend 
ist, und vor allem eine Strategie, um ein solches Programm durchzusetzen. Es sind 
auch neue Organisationsformen der Linken notwendig, die es ermöglichen, dass 
die Subalternen selbst zu Protagonisten werden, die alternative Formen popularer 
Macht, neue Formen der Demokratie entwickeln: sie müssen die politischen 
Institutionen umbilden und sich die materielle Produktion des Lebens auf neue 
Weise aneignen. 

In der gegenwärtigen Diskussion der Linken ist viel von der Bildung eines 
„dritten Pols“ die Rede, der gegen die regierenden autoritär-neoliberalen Kräfte 
einerseits und gegen die neue Rechte andererseits gebildet werden müsste. Dies 
ist einerseits richtig, denn die diskursive Dynamik wird von den regierenden 
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neoliberalen Parteien und von der neuen Rechten geprägt, während die Linke 
weitgehend marginalisiert ist. Andererseits verdeckt die Rede vom dritten Pol, 
dass die Polarisierung zwischen den regierenden autoritär-neoliberalen Kräften 
und der neuen Rechten einen anderen Charakter hat als die Polarisierung zwi- 
schen jenen Kräften und der Linken. Der autoritäre Populismus bildet eigentlich 
keinen eigenständigen Pol, sondern ist eine Abspaltungaus dem Machtblock auf 
der Grundlage einer spezifischen Herrschaftsstrategie. Im ersten Fallliegen dieser 
Polarisierungvor allem die oben dargestellten Widersprüche und Konflikte inner- 
halb der Machtblöcke zugrunde, während die Konflikte zwischen der Linken und 
den bürgerlichen Parteien auf die Polarisierung zwischen ArbeiterInnenklasse 
und Kapitaleignern verweisen. In vielen Staaten lassen sich solche Polarisierungen 
beobachten, die jedoch vielfach nicht entlang einer elaborierten Links-rechts- 
Achse kodiert sind (USA, Österreich, Frankreich, Spanien), sondern in deren 
Zentrum Fragen der Demokratie, des Verhältnisses zu MigrantInnen, Gender 
oder Umwelt stehen. In Deutschland sind die Sozialdemokratie und die Grünen 
heute überwiegend bürgerliche Parteien, die ebenso wie FDP, CDU/CSU oder 
AfD nur für verschiedene Varianten einer kapitalistischen Klassenpolitik stehen. 
Die Aufgabe der Partei DIE LINKE und der gesellschaftlichen Linken ist es da- 
gegen, eine umfassende emanzipatorische Politik auszuarbeiten und zur Geltung 
zu bringen, die aufeine Rekodierungund Überdeterminierungdes Feldes durch 
Gesichtspunkte der ‘Klasse’ zielt, also die Überwindungder Herrschaft von Men- 
schen über Menschen und Natur. Bündnisse zwischen der Linken und der SPD 
sowie den Grünen können - nach dem Stand der beiden letztgenannten Parteien 
und ihres Personals - nur eine geringe Mobilisierungskraft entfalten, wie sich be- 
reits bei den Aktionen des Bündnisses „Aufstehen gegen Rassismus!“ gezeigt hat. 
Dies gilt nach unserer Einschätzung auch für Spekulationen über rot-rot-grüne 
Regierungsbündnisse. Sie werden die gesellschaftliche Rechtsverschiebung nicht 
stoppen. Ein solches Regierungsbündnis ist auf Bundesebene ohnehin unrealis- 
tisch, weil dafür eine gemeinsame inhaltliche und zahlenmäßige Basis fehlt und 
selbst viele, die eigentlich dafür wären, unter den gegebenen Bedingungen nicht 
an seine Realisierung glauben. Die Partei DIE LINKE würde - auch angesichts 
der schwachen gesellschaftlichen Linken - in einem solchen Bündnis, wenn es 
gegen alle Wahrscheinlichkeit doch zustande käme, eine subalterne Rolle spielen; 
sie könnte wenigerreichen, würde letztendlich zur Desorientierungbeitragen und 
Gefahr laufen, sich politisch durch Wähler- und Mitgliederverluste erheblich 
zu schwächen. Am Ende wäre wohl - ähnlich wie bei der rot-grünen Regierung 
von 1998 bis 2005 - das neoliberale Prinzip „Ihere is no alternative“ (TINA) 
wieder bestätigt. Die Linke in ihrer Gesamtheit sollte lieber aufihre eigene Kraft 
vertrauen und mit langem Atem um gesellschaftliche Mehrheiten kämpfen. Denn 
es geht um die Alternative Sozialismus oder Barbarei. 


Der globale Kapitalismus im Ausnahmezustand 541 


Literatur 


Abraham, David (1986): The collapse of the Weimar Republic. New York-London. 

Aglietta, Michel (1979): A theory of capitalist regulation. The US experience. London. 

Altvater, Elmar (1983): Der Kapitalismus in einer Formkrise. Zum Krisenbegriffin der politischen 
Ökonomie und ihrer Kritik. In: Argument-Sonderband 100 „Aktualisierung Marx“. Hamburg. 

- (1994): Operationsfeld Weltmarkt oder: Die Transformation des souveränen Nationalstaats 
zum nationalen Wettbewerbsstaat. In: PROKLA,H. 97: 517-547. 

Bergmann, Knut u.a. (2016): Die AfD - eine Partei der Besserverdiener? Institut der deutschen 
Wirtschaft, IW Kurzberichte 19/2016. Köln. 

Boyer, Robert (1986): La theorie de la regulation. Une analyse critique. Paris. 

Candeias, Mario (2013): „Wenn das Alte stirbt ...“ - Organische Krise bei Antonio Gramsci. In: 
Michael Brie (Hg.), „Wenn das Alte stirbt ...“. Die organische Krise des Finanzmarktkapitalismus. 
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Reihe Manuskripte Neue Folge, Band 8. Berlin: 14-28. 

Chwala, Sebastian (2015): Der Front National. Köln. 

Crouch, Colin (2011): Das befremaliche Überleben des Neoliberalismus. Berlin 

Daniljuk, Malte (2015): America's T-Strategy. Die US-Hegemonie und die Korrektur der US- 
Außen- und Energiepolitik. In: PROKLA,H. 181: 529-544. 

Demirovid, Alex (2008): Neoliberalismus und Hegemonie. In: Christoph Butterwegge u.a. (Hg.), 
Neoliberalismus. Analysen und Alternativen. Wiesbaden. 17-33. 

- (2009): Kehrt der Staat zurück? Wirtschaftskrise und Demokratie. In: PROKLA, H. 157: 
589-605. 

-/Dück, Julia/ Becker, Florian/Bader, Pauline (Hg.) (2011): VielfachKrise. Im finanzmarktdomi- 
nierten Kapitalismus. Hamburg. 

-/Sablowski, Thomas (2013): Finanzdominierte Akkumulation und die Krise in Europa. In: 
Atzmüller, Roland u.a. (Hg.): Fit für die Krise? Perspektiven der Regulationstheorie. Münster: 
187-238. 

DeParle (2016): Why do people who need help from government hate it so much? In: New York 
Times, Book Review, 19.9.2016. URL: nytimes.com/2016/09/25/books/review/strangers-in- 
their-own-land-arlie-russell-hochschild.html?_r=0, Zugriff: 13.11.2016. 

Eribon, Didier (2016): Rückkehr nach Reims. Berlin. 

Fraenkel, Ernst (1984): Der Doppelstaat. Recht und Justiz im „Dritten Reich“. Frankfurt/M. 

Hall, Stuart (1986): Popular-demokratischer oder autoritärer Populismus?. In: Helmut Dubiel 
(Hg.): Populismus und Aufklärung. Frankfurt/M: 84-105. 

Harvey, David (1999): The Limits to Capital. London. 

Haug, Wolfgang Fritz (2012): Hightech-Kapitalismus in der Großen Krise. Hamburg. 

Heine, Frederic/Sablowski, Thomas (2013): Die Europapolitik des deutschen Machtblocks und ihre 
Widersprüche. Eine Untersuchung der Positionen deutscher Wirtschaftsverbände zur Eurokrise. 
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Reihe Studien. Berlin. 

- (2015): Zerfällt die Europäische Währungsunion? Handels- und Kapitalverflechtungen, Kri- 
senursachen und Entwicklungsperspektiven der Eurozone. In: PROKLA, H. 181: 563-591 

Hirsch, Joachim (1995): Der nationale Wettbewerbsstaat. Berlin-Amsterdam. 

Hochschild, Arlie Russel (2016): Strangers in their own Land. Anger and Mourning on the American 
Right. New York-London. 

Kahrs, Horst (2016): Die Landtagswahlen 2016 - Acht ausgewählte Aspekte der politischen Ver- 
schiebungen. Manuskript, Rosa-Luxemburg-Stiftung. Berlin, 8.10.2016. URL: horstkahrs.de/ 
wp-content/uploads/2016/09/2016-10-06-Ka-Wahlen-2016.pdf, Zugriff: 13.11.2016. 

Kallert, Andreas (2016): Die Bankenrettung als politisches Projekt in der Finanzkrise 2007-2009 
in Deutschland: zur Kritik der Systemrelevanz. Diss. Marburg. 


542 PROKLA-Redaktion 


Krumbein, Wolfgang u.a. (2014): Finanzmarktkapitalismus? Zur Kritik einer gängigen Krisenin- 
terpretation und Zeitdiagnose. Marburg. 

Lebuhn, Henrik (2014): Krise und Protest in den Städten. Occupy machte sich 2011 aufden Weg 
um die halbe Welt. In: PROKLA,H. 177: 477-494. 

Lehndorff, Steffen (Hg.) (2012): Ein Triumph gescheiterter Ideen. Warum Europa tiefin der Krise 
steckt. Hamburg. 

Lipietz, Alain (1985): Akkumulation, Krisen und Auswege aus der Krise. Einige methodische 
Überlegungen zum Begriff der “Regulation”. In: PROKLA,H. 58: 109-138. 

Lüdtke, Alf/Wildt, Michael (2008): Szaats-Gewalt: Ausnahmezustand und Sicherheitsregime. 
Historische Perspektiven. Göttingen. 

Maas, Stefan/Richter, Christoph (2016): Der AfD-Wähler - das unbekannte Wesen. Deutsch- 
landfunk, 21.7.2016. URL: deutschlandfunk.de/eine-soziologische-analyse-der-afd-wachler- 
das-unbekannte.724.de.html?dram:article_id=360821, Zugriff: 13.11.2016. 

Marglin, Stephen A./Schor, Juliet B. (1990): The Golden Age of Capitalism. Reinterpreting the 
Postwar Experience. Oxford. 

Neusüß, Christel/Blanke, Bernhard/Altvater, Elmar (1971): Kapitalistischer Weltmarkt und 
Weltwährungskrise. In: Probleme des Klassenkampfs, H. 1: 5-116. 

Perlo-Freeman, Sam u.a. (2016): Trends in World Military Expenditure, 2015. In: SIPRI Fact 
Sheet, April: 1-7. 

Pettersson, Therese/Wallensteen, Peter (2015): Armed conflicts, 1946-2014. In: Journal of Peace 
Research, Vol. 52 (4): 536-550. 

Poulantzas, Nicos (1970): Faschismus und Diktatur. München. 

- (1975): Klassen im Kapitalismus heute. Berlin. 

- (2002): Staatstheorie. Hamburg. 

Redaktion (1978): Über die Schwierigkeiten, mit den Problemen des Terrorismus fertigzu werden. 
In: PROKLA, H. 30: 135-141. 

Reuter, Norbert (2000): Generationengerechtigkeit in der Wirtschaftspolitik. Eine finanzwissen- 
schaftliche Analyse staatlicher Haushalts- und Rentenpolitik. In: PROKLA,H. 121:547-566. 

Scherrer, Christoph (2001): New Economy. Wachstumsschub durch Produktivitätsrevolution? 
In: PROKLA,H. 122: 7-30. 

Schmidt, Dorothea (2013): Fordismus: Glanz und Elend eines Produktionsmodells. In: PROKLA, 
H. 172: 401-420. 

Schmidt, Rudi (2013a): Fordismus/Massenproduktion. In: Hirsch-Kreinsen, Hartmut/Minssen, 
Heiner (Hg.): Lexikon der Arbeits- und Betriebssoziologie. Berlin: 227-233 

- (2013b): Taylorismus. In: Hirsch-Kreinsen, Hartmut/Minssen, Heiner (Hg.): Lexikon der 
Arbeits- und Betriebssoziologie. Berlin: 447-454. 

Streeck, Wolfgang (2015): Wie wird der Kapitalismus enden? In: Blätter für deutsche und inter- 
nationale Politik, H. 3: 99-111, und H. 4: 109-120. 

Syrovatka, Felix (2015): Der Aufstieg der Madame Le Pen. Die Strategie des Front National im 
Europawahlkampf 2014. In: PROKLA,H. 180: 387-408. 

Wallerstein, Immanuel u.a. (2014): Stirbt der Kapitalismus? Frankfurt/M-New York. 

Wissel, Jens (2007): Die Transnationalisierung von Herrschaftsverhältnissen. Zur Aktualität von 
Nicos Poulantzas’ Staatstheorie. Baden-Baden. 

Wissen, Markus (2016): Zwischen Neo-Fossilismus und „grüner Ökonomie“. Entwicklungsten- 
denzen des globalen Energieregimes. In: PROKLA, H. 184: 343-364. 

Ziltener, Patrick (1999): Strukturwandel der europäischen Integration. Die Europäische Union und 
die Veränderung von Staatlichkeit. Münster. 


Ingo Schmidt 


Kapitalistische Krisen mit und ohne 
systemischer Herausforderung 


Ein Vergleich der Stagnationsperioden der 1930er Jahre 
und der Gegenwart 


Die Kapitalisten stehen vor einem Rätsel. Sie haben die kommunistischen Regi- 
mes, deren Vormarsch seit 1917 den Weltmarkt immer weiter eingeschnürt hat, 
besiegt, im Falle der Sowjets und ihrer Satelliten, oder zum Einschwenken auf 
kapitalistischen Kurs bewegt, wie im Falle der chinesischen und vietnamesischen 
kommunistischen Partei. Auf ihrem eigenen Terrain haben sie Sozialdemokra- 
tie und Gewerkschaften, von denen sie sich im Laufe des langen Booms nach 
dem Zweiten Weltkrieg in eine Profitklemme getrieben fühlten, zu Aposteln 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit degradiert. Trotzdem haben die Globa- 
lisierung kapitalistischer Produktionsverhältnisse und sukzessive Kostensen- 
kungsprogramme nicht zu immerwährender Prosperität geführt, sondern zu 
Krisen und Stagnation (Teulings/Baldwin 2014). Die Erwartungen, die mit der 
Wiederherstellung einer liberalen Weltordnung nach dem Zeitalter des Staats- 
interventionismus und Keynesianismus im Westen und der Planwirtschaft im 
Osten verbunden waren, haben sich nicht erfüllt. Damit schließt sich der Kreis 
zu den gescheiterten Bemühungen, den Liberalismus gegen sozialdemokratische 
Vorstellungen eines organisierten Kapitalismus und die sowjetische Herausfor- 
derung zu verteidigen bzw. nach den staatlichen Lenkungen während des Ersten 
Weltkrieges wiederherzustellen. Dieses Scheitern fand in der Großen Depression 
der 1930er Jahre seinen Ausdruck. 

Im Folgenden werde ich die These entwickeln, dass die gegenwärtige Kri- 
senperiode, obwohl sie weniger tief ist und bislang keine dem Faschismus und 
Weltkrieg vergleichbaren Katastrophen nach sich gezogen hat, schwerer zu über- 
winden sein wird als die Große Depression. Der Grund dafür liegt darin, dass 
dem Neoliberalismus dieser Tage die anti-systemische Herausforderung fehlt, 
die dem Kapitalismus seit den 1930er Jahren eine Transformation aufgezwungen 
und schließlich eine Prosperitätskonstellation geschaffen hat, die die herrschen- 
den Klassen während der Großen Depression nicht zuwege gebracht haben. Im 
Gegenteil führte der faschistische Versuch, die ArbeiterInnenbewegung durch 
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Terror nach innen und Krieg nach außen zu unterdrücken, zusammen mit der 
Unfähigkeit der westeuropäischen Mächte, die faschistische Eroberungspolitik 
zu stoppen, zu einem Weltkrieg, an dessen Ende sich der Einflussbereich der 
Sowjetunion erheblich vergrößert hatte. Diese weltpolitische Machtverschie- 
bungverhalfdem Sozialstaatskompromiss zwischen Kapital und reformistischer 
ArbeiterInnenbewegung zum Durchbruch. Dieser Kompromiss wurde Teil der 
Bemühungen zur Eindämmung des sowjetischen und (nach 1949) chinesischen 
Kommunismus. Mit dem Jahrzehnte später errungenen Sieg über kommunis- 
tische oder auch nur sozialdemokratische Herausforderungen ist dem Kapital 
aber gerade jene Opposition abhanden gekommen, die heute eine grundlegende 
Modernisierung des Kapitalismus erzwingen könnte. 

Diese 'Ihese wird im Folgenden anhand einer vergleichenden Analyse der 
Großen Depression der 1930er Jahre und der gegenwärtigen Stagnationsperio- 
de entwickelt. Dazu wird im nächsten Abschnitt ein Erklärungsmodell vorge- 
stellt, das krisentheoretische Argumente, wie sie aus der Marx’schen Kritik der 
politischen Ökonomie abgeleitet werden können, mit der Analyse historisch 
spezifischer Formen der Akkumulation im Weltmaßstab, der Beziehungen zwi- 
schen kapitalistischen und nicht-kapitalistischen Produktionsweisen und sich 
wandelnder Klassenverhältnisse verbindet. Im darauffolgenden Abschnitt wird 
ein skizzenhafter Vergleich zwischen Großer Depression und der gegenwärtigen 
Stagnationsphase vorgenommen. Im letzten Abschnitt dieses Beitrags verwende 
ich das zuvor entwickelte theoretische Modell, um insbesondere die Unterschiede 
zwischen der Welt der 1930er Jahre, in der sich industrialisierte Metropolen und 
Rohstoffe bzw. Agrarprodukte liefernde Peripherien gegenüberstanden, und 
der heutigen Welt globaler Produktionsnetzwerke zu erklären. Die Trennung 
zwischen industrialisierten Metropolen und nicht-industrialisierten Peripherien 
zeichnete das Zeitalter eines kolonialen Imperialismus aus, dessen Widersprüche 
nicht nur zum Ersten Weltkrieg, sondern letztlich auch zur Großen Depression 
geführt haben. Die Herausbildungeiner Welt, in der das Eigentum an Produkti- 
onsmitteln und militärische Kapazitäten sowie Entscheidungen über den Einsatz 
und die Entwicklung von Technologien weitgehend in den alten imperialistischen 
Zentren konzentriert sind, ein erheblicher Teil der unmittelbaren Produktions- 
prozesse aber in industrielle Distrikte des postkolonialen Südens verlagert wurde, 
hat dagegen zu einem neuen Imperialismus geführt. Die von diesem neuen Impe- 
rialismus geschaffenen Expansionsmöglichkeiten waren aber ebenso begrenzt wie 
jene, die mit dem kolonialen Imperialismus verbunden waren. Eine Rückkehr der 
Stagnation in den imperialistischen Zentren war deshalb unvermeidlich. Dabei 
muss an dieser Stelle offenbleiben, ob einige der Länder des Globalen Südens, die 
in der jüngeren Vergangenheit erhebliche Wachstumsraten verzeichnen konn- 
ten, sich als eigenständige Pole wirtschaftlicher Entwicklung etablieren können. 
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In einem solchen Falle könnte es, ganz wie zu Ende des 19. Jahrhunderts, zu 
neuerlichen Konflikten um die Aufteilung des Weltmarktes kommen. In ihrer 
gegenwärtigen Verfassung mögen die aufstrebenden Ökonomien des Südens die 
lange bestehenden Hierarchien des kapitalistischen Weltsystems herausfordern, 
sind aber weit davon entfernt, eine systemische Herausforderung dieses Systems 


darzustellen (Bond/Garcia 2015; Goldberg 2015; Li 2016). 


Geschichte und Krisentheorie 


Ein Kernanliegen der Marx’schen Kritik der politischen Ökonomie besteht 
in dem theoretischen Nachweis, dass es sich beim Kapitalismus nicht um eine 
natürliche und ewige, sondern eine von Menschen gemachte und historisch ver- 
gängliche Produktionsweise handelt. Mit diesem theoretischen Projekt wollte 
Marx zur strategischen Orientierung der sozialistischen ArbeiterInnenbewe- 
gung beitragen, an deren Aufbau er - im Rahmen der Ersten Internationalen 
— zeitweise selbst beteiligt war (Pelz 2017). Mit der, wie es im Vorwort zum 
ersten Band des Kapital heißt, „Enthüllung des Bewegungsgesetzes der moder- 
nen Gesellschaft“ suchte er die kapitalistische Produktionsweise von anderen 
Produktionsweisen abzugrenzen. Mit dieser Abgrenzung ist aber nicht nur die 
Frage aufgeworfen, wie die kapitalistische Produktionsweise sich historisch in 
einer nicht-kapitalistischen Umwelt hat entwickeln können, sondern auch die 
Frage, ob eine vollständige kapitalistische Durchdringung und schließlich eine 
Verdrängungnicht-kapitalistischer Produktionsweisen möglich ist. Diese histori- 
schen, im Projekt der Kritik der politischen Ökonomie angelegten Fragen sind in 
der marxistischen Krisentheorie allerdings kaum berücksichtigt worden, obwohl 
sie die entscheidenden analytischen Werkzeuge zum Verständnis früherer und 
aktueller Stagnationsperioden liefern. 

Im Kern drehte sich die marxistische Debatte zur Krisentheorie um die Fra- 
ge, ob der Akkumulationsprozess aufgrund eines Mangels an Nachfrage, eines 
Missverhältnisses zwischen der Art derangebotenen Waren und der Nachfrage- 
struktur oder sinkenden Profitraten in eine Krise umschlägt (O’Connor 1987: 
49ff.). Die entsprechenden theoretischen Ansätze wurden auf Grundlage der 
auch von Marx im Kapital getroffenen Annahme einer rein kapitalistischen 
Produktionsweise entwickelt. Dabei spielen Klassenkämpfe, die im Kommunis- 
tischen Manifest noch als Motor aller geschichtlichen Entwicklung bezeichnet 
wurden, bestenfalls eine untergeordnete Rolle (Lebowitz 2002). Gelingt es den 
ArbeiterInnen, höhere Löhne durchzusetzen, treiben sie das Kapital in eine 
Profitklemme, worauf es zunächst zu sinkenden Investitionen, Arbeitslosigkeit 
und einer Schwächung der Kampfkraft der ArbeiterInnen kommt. Langfristig 
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wird die lebendige Arbeitskraft durch Maschinen ersetzt, deren Einsatz sich 
allerdings als so kostspielig erweisen kann, dass es nicht zu den angestrebten 
Produktivitäts- und Profitzuwächsen, sondern einem neuerlichen Absinken 
der Profitrate kommt. So lassen sich aus der Marx’schen Akkumulationstheorie 
unterschiedliche Krisenursachen ableiten, die ArbeiterInnenklasse bleibt aber 
stets der Kapitallogik unterworfen. Die Konstitution der ArbeiterInnenklasse 
als revolutionäres Subjekt, dessen Kämpfe in den inneren Widersprüchen und 
Krisentendenzen der Kapitalakkumulation vielfältige Ansatzpunkte finden, 
sich aber schließlich als systemische Herausforderung von außen gegen das Ka- 
pitalverhältnis stellen, ist auf der theoretischen Ebene einer rein kapitalistischen 
Produktionsweise nicht zu bestimmen. Klassenkämpfe, in denen es um mehr 
geht als die Höhe der Mehrwertrate, sind gar nicht oder nur als voluntaristischer 
Akt denkbar. Darüber hinaus war in der Debatte um die Krisenursachen, also 
Unterkonsumtion, Disproportionalität oder fallende Profitrate, lange nicht klar, 
ob diese als Momente des Konjunkturzyklus (Sherman 1991) oder als Faktoren 
zu verstehen seien, die längerfristig auf einen ökonomischen Zusammenbruch 
der kapitalistischen Produktionsweise hinwirken (Sweezy 1942: 225ff.). 

Es war die marxistische Imperialismusdebatte, die unterschiedliche Ver- 
sionen der Krisentheorie aufgriff (Hilferding 1911: 325ff.; Luxemburg 1913; 
Grossmann 1929: 416ff.), sie als Beitrag zur langfristigen Entwicklung des Ka- 
pitalismus verstand und dabei die Bedeutung der kapitalistischen Expansion in 
nicht-kapitalistische Ökonomien und deren Rückwirkung auf den Klassenkampf 
betrachtete. Dabei ginges insbesondere um die Frage, ob die äußere Expansion die 
Akkumulation des Kapitals fördern und damit Spielräume für soziale Reformen 
eröffnen könnte. Expansion wurde dabei fast durchgängigals koloniale Eroberung 
verstanden; die Frage, ob es auch innerhalb der imperialistischen Zentren noch 
nicht-kapitalistische Räume gab, deren Öffnung der kapitalistischen Produkti- 
onsweise die Überwindung von Stagnationsperioden erlauben könnte, wurde in 
dieser Debatte allerdings so gut wie gar nicht gestellt. 

Ich knüpfe in diesem Aufsatz sowohl an die marxistische Krisen- als auch 
Imperialismustheorie, insbesondere in der Luxemburg’schen Fassung (Schmidt 
2012), an. Die verschiedenen Versionen der Krisentheorie, die sich auf einer 
abstrakten Ebene logisch voneinander abgrenzen lassen, verstehe ich als Mo- 
mente des realen Prozesses kapitalistischer Entwicklung. Zu unterschiedlichen 
Zeiten ist diese Entwicklung mit den Problemen unzureichender Nachfrage, 
Disproportionen von Angebots- und Nachfragestruktur und sinkenden Pro- 
firaten konfrontiert. Stets führt die zyklische Entwicklung in die Stagnation, 
sofern sich keine neuen Anlagefelder und Absatzmärkte in nicht-kapitalistischen 
Milieus erschließen lassen, ganz gleich, wo diese geografisch zu finden sind. Para- 
doxerweise ist die Erschließung neuer Räume für die Kapitalakkumulation umso 
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wahrscheinlicher, je stärker der Kapitalismus von anti-systemischen Bewegungen 
herausgefordert wird. Sowurde die Überwindungder Großen Depression schließ- 
lich dadurch möglich, dass die Ausdehnung des sowjetischen und chinesischen 
Kommunismus den Kapitalisten einen starken Anreiz gab, einen Ausgleich mit 
der sozialdemokratischen ArbeiterInnenbewegungzu suchen. Die damit verbun- 
denen sozialen Reformen wurden ohne Druck auf die Profitrate möglich, weil 
die kapitalistische Durchdringung der Lebenswelten der ArbeiterInnenklasse 
die Erschließung neuer Märkte und damit die Realisierung von Skalenerträgen 
ermöglichte. Umgekehrt ist mit dem Zusammenbruch des Kommunismus sowie 
der im Zuge der neoliberalen Globalisierung erfolgten Auflösung der sozialen 
Netzwerke (Schmidt 2014), auf denen die Verhandlungsmacht der ArbeiterIn- 
nenbewegungim Westen beruhte, der Druck verschwunden, durch eine grundle- 
gende Modernisierung des Kapitalismus gleichzeitigneue Akkumulationsfelder 
und neue Formen der sozialen Konsensbildung zu finden. 

Mein Ansatz zum Vergleich der Großen Depression mit der gegenwärtigen 
Stagnationsperiode beruht demnach auf einem Dreiklangvon Krisentheorie, der 
Analyse der Beziehungen zwischen kapitalistischen und nicht-kapitalistischen 
Produktionsweisen und der jeweils konkreten Formen der Klassenverhältnisse 
und -kämpfe. 

Unter Rückgriff auf die Marx’sche Kritik der politischen Ökonomie lassen 
sich verschiedene krisentheoretische Momente identifizieren, aus deren Zusam- 
menspiel sich der kapitalistische Akkumulationszyklus ergibt (Harvey 2010). 
Zyklische Schwankungen navigieren die Kapitalakkumulation zwischen der 
Skylla unzureichender Nachfrage nach Konsumgütern und der Charybdis einer 
durch übermäßige Nachfrage aus Lohneinkommen verursachten Profitklemme. 
Sofern Unternehmen die Verhandlungsmacht der ArbeiterInnen sowie den damit 
verbundenen Druck auf ihre Profite durch die Einführung arbeitssparender 
Technologien zu reduzieren suchen, besteht die Möglichkeit, dass sich die Ka- 
pitalzusammensetzung vom variablen, Mehrwert schaffenden zum konstanten 
Kapital verschiebt, das lediglich bereits produzierten Wert auf neue Produkte 
überträgt. Wird eine solche Erhöhung der organischen Zusammensetzung des 
Kapitals nicht durch eine entsprechende Erhöhung der Mehrwertrate kompen- 
siert bzw. überkompensiert, kommt es wiederum zu einer fallenden Profitrate 
und damit sinkendem Investitionsanreiz. Neben diesen Verteilungskämpfen 
zwischen Lohnarbeit und Kapital sowie ihren Wirkungen auf die Profitrate 
geht der Akkumulationsprozess mit der Schaffung zusätzlicher Kapazitäten 
einher. Die Schaffung der zusätzlichen Nachfrage, die zur Auslastung dieser 
Kapazitäten notwendig ist, führt zu neuen Problemen. Wird diese zusätzliche 
Nachfrage durch die Herstellung weiterer Produktionsmittel geschaffen, wird das 
Problem des Aufbaus und der Auslastung der neuen Produktionskapazitäten in 
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die Zukunft verschoben; in der Zwischenzeit erhöht sich allerdings die organi- 
sche Zusammensetzung des Kapitals samt der damit verbundenen Möglichkeit 
einer fallenden Profitrate. Zusätzliche Nachfrage nach Arbeitskraft und damit 
einhergehende steigende Löhne drücken ebenso auf die Profitrate. 

Einen Auswegaus diesem Dilemma bietet die Expansion in nicht-kapitalistische 
Milieus. Diese erlaubt die Ausweitung des Absatzes, dessen Finanzierung aller- 
dings Kredite oder Wertpapieremissionen seitens der kapitalistischen Ökonomie 
voraussetzt, weil die nicht-kapitalistischen Milieus über keine Geldeinkommen 
verfügen. Kredit und Börsen spielen daher nicht nur eine wichtige Rolle, die den 
kapitalistischen Zyklus vorantreiben, Rezessionen aber auch enorm verschärfen 
können, sondern fungieren zudem als ein Hebel, mittels dessen das kapitalistische 
Vordringen in nicht-kapitalistische Milieus, ggf. im Zusammenspiel mit militäri- 
scher Gewalt, organisiert werden kann. Eine weitere Methode der kapitalistischen 
Expansion ist die gewaltsame, d.h. nicht dem Prinzip des Äquivalententauschs 
entsprechende Aneignungvon Werten und die Proletarisierung von Menschen, 
die ihre Existenz vormals außerhalb der Zwänge des kapitalistischen Reproduk- 
tionsprozesses erarbeiten konnten. Solche Proletarisierungsprozesse eröffnen den 
Zugriff auf lebendige Arbeitskraft, deren Wert unter jenem liegt, den sich die 
schon länger dem kapitalistischen Regime unterworfenen Arbeitskräfte erkämp- 
fen konnten. Die Ausbeutung von Arbeitskraft unterschiedlichen Wertes führt 
zu ungleichem Tausch. Anders als von Marx im Kapital angenommen, findet 
zwischen Zentren und Peripherien kein Ausgleich des Wertes der Arbeitskraft 
statt, sodass Werte, die von der billigeren Arbeitskraft in den Peripherien pro- 
duziert werden, in die Zentren transferiert werden (Smith 2016). 

Die kapitalistische Durchdringung nicht-kapitalistischer Milieus umfasst 
demnach drei Aspekte: die Erweiterung der Absatzmärkte (Luxemburg 1913), 
die Akkumulation durch Enteignung (Harvey 2003: Kap. 4) sowie Proletari- 
sierungsprozesse und den dadurch begründeten ungleichen Tausch zwischen 
kapitalistischen Zentren und Peripherien. Diese drei Gesichtspunkte können als 
ökonomische Kennzeichen des Imperialismus betrachtet werden. Ihre Analyse 
istim Rahmen einer Akkumulations- und Krisentheorie, die von der Annahme 
einer ausschließlich von der kapitalistischen Produktionsweise beherrschten 
Gesellschaft ausgeht, nicht möglich. Um die kapitalistische Entwicklung in ihrer 
Totalität zu verstehen, müssen neben den Widersprüchen, die sich innerhalb 
der kapitalistischen Produktionsweise ergeben, auch die Beziehungen zwischen 
kapitalistischer Produktionsweise und nicht-kapitalistischen Milieus sowie die 
damit verbundenen Klassenverhältnisse einbezogen werden. Auch die Analy- 
se bestimmter Abschnitte kapitalistischer Entwicklung, wie der Vergleich der 
Stagnationsphasen der 1930er Jahre mit der Gegenwart, erfordert daher die 
Einbeziehungvon Krisentendenzen der Kapitalakkumulation, des Imperialismus 
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und Klassenkampfes. Erstere unterliegen seit Herausbildung der kapitalistischen 
Produktionsweise den gleichen Gesetzen, auch wenn diese sich in unterschied- 
lichen historischen Formen durchsetzen. Imperialismus, der hier nicht als eine 
Entwicklungsphase des Kapitalismus, sondern als dessen Zwilling verstanden 
wird, und Klassenkampf bzw. die dem Kampf zugrunde liegenden Klassenver- 
hältnisse nehmen gleichfalls unterschiedliche historische Formen an. 


Zwei Krisenperioden: eine vergleichende Beschreibung 


Die Große Depression begann mit einer Abkühlung der Konjunktur in den 
USA und Westeuropa im Frühjahr 1929 (Kindleberger 1973: 119ff.). Diese 
reichte allerdings aus, Zweifel an Börsennotierungen und den damit verbun- 
denen Gewinnerwartungen zu säen. Die Börsenumsätze gingen zurück und 
viele InvestorInnen suchten Kredite zurückzuzahlen, die sie zur Finanzierung 
von Wertpapierkäufen aufgenommen hatten. Daraufhin stiegen die Zinsen auf 
Kredite, die von den Banken als riskant eingeschätzt wurden, was wiederum In- 
vestorInnen zu Panikverkäufen an der Börse veranlasste. Der Börsenkrach führte 
zum Absturz der Rohstoffpreise, einem Verfall des allgemeinen Preisniveaus und 
damit zu einem Anstiegvon Realzinsen und realer Schuldenlast. Versuche, diese 
Last loszuwerden, führten zu weiteren Panikverkäufen und beschleunigten die 
Abwärtsspirale, in der sich die Weltwirtschaft seit Ausbruch der Börsenkrise im 
Oktober 1929 befand (Fisher 1933). Der Anstiegvon realen Zinsen und Schulden 
führte außerdem zu einer Reihe von Bankenkrisen (James 2003: Kap. 2), deren 
Kosten zumindest teilweise auf die öffentlichen Haushalte abgewälzt wurden. 
Ohnehin von krisenbedingten Einnahmeausfällen geplagt, trieb die Sozialisie- 
rung der Bankenverluste die öffentlichen Haushalte weiter in die roten Zahlen 
und löste in einem Land nach dem anderen eine Kapitalflucht aus, die immer 
hektischer wurde und das internationale Finanzsystem zunehmend destabili- 
sierte. Als Anker dieses Systems galt den meisten Regierungen der Goldstandard, 
zu dem die meisten Länder nach der Überwindung der Nachkriegskrise 1919/21 
sowie den damit verbundenen Inflations- und schließlich Deflationsprozessen 
zurückgekehrt waren (Tooze 2015: 439ff.). Versuche, die Kapitalflucht einzu- 
dämmen und die Goldparität durch Einsparungen und eine damit angestrebte 
Haushaltskonsolidierung zu verteidigen, bewirkten das Gegenteil. Neben der 
privaten ging auch noch die öffentliche Nachfrage zurück, bis der Deflations- 
konsens zerbrach und der Goldstandard schließlich aufgegeben wurde (Kindle- 
berger 1973: 212ff.). Doch damit war das Ende der Talfahrt immer noch nicht 
erreicht. Die Bemühungen, durch irgendeine Form internationaler Kooperation 
zur Stabilisierung der Wirtschaft beizutragen, wurden nach dem Scheitern des 
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Goldstandards aufgegeben. Währungsabwertungen und Handelsprotektionis- 
mus wurden zu Methoden einer um sich greifenden beggar-thy-neighbour-Politik, 
die den Weltmarkt zerstörte (James 2003: Kap. 3). Nachdem die krisenverschär- 
fende Deflationspolitik endlich aufgegeben wurde, behinderten fehlende Zugänge 
zu ausländischen Rohstoff- und Absatzmärkten eine effektive Reflationspolitik. 
Die im Wesentlichen in nationale Märkte zersplitterte Weltwirtschaft war in 
der Stagnation gefangen. Trotz Deflation waren die realen Preise für Rohstoffe, 
Arbeitskraft und schließlich auch die realen Zinsen am Ende der wirtschaftlichen 
Talfahrt niedriger als vor Beginn der Krise, aber Investitionen blieben angesichts 
düsterer Absatzerwartungen aus. 

Die wirtschaftspolitischen Reaktionen auf die Rezession 1929 waren wesent- 
lich von dem Versuch geprägt, die liberale Ordnung, in der das Kapital seine 
inneren Fraktionskämpfe ohne Rücksichtnahme auf die Belange der subalternen 
Klassen austragen konnten, wiederherzustellen. Ausgeglichene Haushalte und der 
Goldstandard waren wesentliche Elemente dieser liberalen Ordnung, die durch 
Kriegswirtschaft und die anschließende Welle militanter, zum Teil revolutionärer 
Arbeitskämpfe freilich arg erschüttert war. Der Durchbruch zum Keynesianis- 
mus, der nach dem Zweiten Weltkrieg so viel zur Stabilisierung des Kapitalismus 
beitrug, scheiterte in der Zwischenkriegszeit daran, dass die führenden Kreise 
der Bourgeoisien Westeuropas und der USA in keynesianischen Beschäftigungs- 
programmen unnötige Konzessionen an die ArbeiterInnenbewegung sahen. 
Tragischerweise war es dann der Faschismus, der einerseits die ‘Herr-im-Haus- 
Position’ des Kapitals vorübergehend wiederherstellte, aber gleichzeitig mit sei- 
nem Rüstungskeynesianismus die Überwindung der Stagnation einleitete. Kurz: 
Während der Großen Depression herrschte beim Kapital noch die Vorstellung 
vor, die kommunistischen und sozialdemokratischen Gespenster vertreiben zu 
können. Diese Vorstellung trug auch dazu bei, dass die Bourgeoisien, anstatt 
sich auf eine gemeinsame Politik zur Krisenüberwindung zu verständigen, sich 
aufs Neue in nationalstaatlichen Konkurrenzkämpfen verstrickten. Diese hatten 
bereits zum Ersten Weltkrieg geführt und nahmen in den 1930er Jahren die 
Form der beggar-thy-neighbour-Politik an, die erheblich zur Verfestigung der 
Stagnation beitrug. 

Die große Rezession 2008/9 entwickelte sich zunächst nach einemähnlichen 
Muster wie die Große Depression. Auch in diesem Fall gingeine Abkühlung der 
Konjunktur dem Absturz der Börse voraus. Allerdings stellte die Immobilienkrise 
in den USA, die ausbrach, nachdem eine steigende Zahl einkommensschwacher 
Haushalte ihre Hypothekenkredite infolge der Konjunkturabschwächung und 
steigenden Zinsen nicht bedienen konnte, einen Zwischenschritt in Richtung 
Börsenkrach dar. Im Gegensatz zu 1929, als es drei Jahre dauerte, bis die Krise 
vom Börsenparkett in den Bankensektor vorgedrungen war, gingen Börsen- und 
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Bankenkrise 2008 Hand in Hand. Dafür reagierte die Politik völliganders: Nicht 
Austerität, sondern Bankenrettungs- und international abgestimmte Ausgaben- 
programme sowie eine expansive Geldpolitik konnten die Negativspirale aus 
Panikverkäufen an der Börse, Deflation, einem Anstieg der realen Zinsen und 
Schulden und weiteren Panikverkäufen im Keim ersticken. Die Zusammenbrü- 
che von Northern Rock in Großbritannien und Lehman Brothers in den USA 
waren die Warnschüsse, welche die herrschenden Eliten von der Notwendigkeit 
energischer Reflationspolitik überzeugten. In deren Folge stieg die öffentliche 
Verschuldung allerdings in einem Maße an, das weit über den entsprechenden 
Schuldenanstieg während der Großen Depression hinausging. Diese Schulden 
lieferten den Vorwand, die Reflation schon nach kurzer Zeit zu beenden und 
ein neues Zeitalter der Austerität auszurufen. Allerdings hielten die führenden 
Zentralbanken an Zinsen mitunter sogar unter der Nulllinie fest und pumpten 
durch massive Anleihekäufe Liquidität ins Finanzsystem. Diese Käufe drückten 
zwar auf die Renditen, trieben aber Anleihe- und Aktienmärkte nach der mit 
keynesianischer Hilfe überstandenen Finanz- und Wirtschaftskrise wieder in 
die Höhe. Eine nachhaltige Konjunkturbelebung war mit steigenden Börsen- 
kursen zwar nicht verbunden. Anders als nach 1929 konnte der Absturz im 
Herbst 2008 jedoch bereits im Frühjahr 2009 abgefangen werden. Es folgte eine 
kräftige, aber kurze Erholung, danach die Stagnation. Genau wie in den 1930er 
Jahren hatte die Krise die Kosten für Rohstoffe, Arbeitskraft und Kredit in den 
Keller gedrückt, aber es fehlte den Unternehmen an Absatzmöglichkeiten, um 
die günstigen Angebotsbedingungen in eine anhaltende Investitionskonjunktur 
zu übersetzen. Im Unterschied zur Großen Depression kam es jedoch zu einem 
zwar kurzen, aber entschlossenen keynesianischen Intermezzo, das ein Abgleiten 
der Rezession in die Depression verhindern konnte. Angesichts der Schwäche 
der reformistischen ArbeiterInnenbewegung ging dieses Intermezzo nicht mit 
der Gefahr einher, mit staatlichen Nachfrageprogrammen das Gespenst von 
Anspruchsinflation und Profitklemme wiederzubeleben, das das Kapital in den 
1970er Jahren zur neoliberalen Wende veranlasst hatte. Angesichts des Fehlens 
einer anti-systemischen Herausforderunggab es allerdings auch keinen Grund, die 
keynesianische Politik mit dem Ziel einer Kooptation der reformistischen Arbei- 
terInnenbewegung, und sei sie noch so schwach, fortzusetzen. Zur Erzielungho- 
her Profitraten konnte daher wieder an die seit den 1980er Jahren vorherrschende 
Politik des Neoliberalismus angeknüpft werden, auch wenn damit die Stagnation 
verlängert wird, statt einer neuen Prosperitätskonstellation zum Durchbruch zu 
verhelfen. Unterkonsumtion, die schon ein Merkmal der Großen Depression 
war, trägt auch gegenwärtig zur Verlängerung der Stagnation bei (Desai 2010). 
Das gilt unbeschadet dessen, dass mit Blick auf die ökologischen Grenzen des 
Wachstums eine auf Ausweitung des Konsums gründende Krisenüberwindung 
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alles andere als wünschbar ist. Diese ökologischen Grenzen stellen freilich nicht 
nur eine Herausforderung für die Entwicklung des Kapitalismus, sondern auch 
für die Entstehung anti-systemischer Bewegungen dar, weil immer noch unklar 
ist, wie die nach wie vor weit verbreitete Armut in der Welt ohne Wachstum 
und den damit verbundenen Ressourcenverbrauch überwunden werden kann. 

Die Finanzkrisen 1929 und 2008 markierten keinesfalls das Ende anhaltender 
Prosperitätsphasen, sondern waren Episoden innerhalb weiter zurückreichender 
Krisenperioden. Nach dem Ersten Weltkrieg hatte sich in Sieger- wie Verlierer- 
staaten die Inflation beschleunigt, nachdem Preiskontrollen aufgehoben worden 
waren und militante ArbeiterInnenbewegungen sich gegen Reallohnverluste 
wehrten. Aus Angst vor einer Ausbreitung des Bolschewismus steuerten die 
Regierungen im Westen zunächst einen expansiven Kurs, der ein hohes Beschäf- 
tigungsniveau ermöglichte, aber zugleich die Preis-Lohn-Spirale am Laufen hielt. 
1920/21, in Deutschland erst 1923, sahen Regierungen und Kapitalisten ihre 
Position ausreichend gesichert, um ihrerseits in die Offensive zu gehen. Mit ei- 
nem Schwenk zur Deflation, der zugleich die Rückkehr zum Goldstandard, der 
während des Ersten Weltkrieges aufgegeben worden war, vorbereiten sollte, lösten 
sie eine schwere Rezession und einen massiven Anstieg der Arbeitslosigkeit aus 
(Tooze 2015: 439ff.; Varga 1921). Zu diesem Zeitpunkt hatte die Inflation die 
Ersparnisse der Mittelklasse entwertet und eine Spekulationswelle ermöglicht, 
in deren Verlauf Konzentration und Zentralisation des Kapitals sprunghaft zu- 
nahmen. Der auf die Deflationskrise 1920/21 folgende Aufschwung, vielfach 
als ‘Goldene Zwanziger’ verklärt, stellte weniger den Umschwung von Krieg 
und Krise zu Prosperität als ein Zwischenspiel in der ‘Niedergangsperiode’ des 
Kapitalismus dar (Varga 1969). 

Vom kapitalistischen Niedergang war vor Ausbruch der großen Rezession 
2008/9 weder auf der Linken noch auf der Rechten die Rede. Nach dem Zu- 
sammenbruch der Sowjetunion und dem Schwenk der chinesischen KP von 
marktwirtschaftlichen Experimenten in den 1980er Jahren zur forcierten Ein- 
gliederung in den kapitalistischen Weltmarkt in den 1990er Jahren schienen alle 
Hindernisse, die der Kapitalakkumulation während des kurzen 20. Jahrhunderts 
von 1917 bis 1989 im Wege gestanden hatten, aus dem Weg geräumt. Umso 
größer war der Schock, als der in der Tat überdurchschnittlich lang anhaltende 
Konjunkturaufschwung der 1990er Jahre 2001 in Wall-Street-Krach und Rezessi- 
on endete. Immerhin galten die USA als Motor der neoliberalen Globalisierung. 
Deren Beginn reicht in die Regierungszeit Reagans, Margaret Thatchers aber 
auch Pinochets zurück, richtig in Fahrt kam die neoliberale Globalisierung aber 
erst mit der Wiedereingliederung vormals kommunistisch regierter Länder in 
den kapitalistischen Weltmarkt in den 1990er Jahren. Bereits mit der Krise 2001 
stieß sie aber an ihre Grenzen (Schmidt 2008). Konnte die Krise 1920/21 noch 
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auf die Folgen des Ersten Weltkrieges, also eines politischen Faktors jenseits der 
Logik des Kapitals bzw. der Kräfte von Angebot und Nachfrage zurückgeführt 
werden, so war dies beider Krise 2001 nicht möglich, galten doch Aufschwungund 
Globalisierungder 1990er als Ausweis der Überlegenheit des Marktes über jegliche 
Form des Staatsinterventionismus. Umso bemerkenswerter ist es, dass die Krise 
2001 zum Übergang von der Globalisierung des Marktes zu einem permanenten 
Kriegszustand geführt hat. Es stellte sich jedoch bald heraus, dass die Kriege, die 
der westliche Imperialismus gegen ‘Schurkenstaaten’ von Afghanistan über den 
Irak bis nach Syrien führt, ihre Ziele ebenso wenig erreichten wie die Kriege um 
die Neuaufteilung der Welt, in denen die imperialistischen Mächte im Ersten 
Weltkrieg ihre Kräfte verschlissen hatten. In beiden Fällen erwies sich der Krieg 
als glänzendes Geschäft für die Rüstungsindustrie, stimulierte die Konjunktur ins- 
gesamt, im Unterschied zum Zweiten Weltkriegsowie dem nachfolgenden Kalten 
Krieg, aber nur mäßig. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene liefen die Kosten des 
Krieges gegen den Terror den erwarteten Kriegsgewinnen davon. Die USA, welche 
die Hauptlast der militärischen Operationen trugen, blieben zwar weiterhin kre- 
ditwürdigund konnten zudem ihr US-Dollar-Privilegzur Finanzierung der neuen 
Kriege ausnutzen, dennoch wuchsen nach 2001 und erst recht nach 2008 Zweifel 
an ihrer militärischen und wirtschaftlichen Führungskraft (Eichengreen 2012). 

Das war in den 1990er Jahren anders gewesen. Von Mexico 1994 über Asien 
1997 bis Brasilien und Russland 1998 war es in diesem Jahrzehnt zu Finanzkrisen 
gekommen. Jede dieser Krisen eliminierte entwicklungsstaatliche Elemente in 
den betroffenen Ländern und führte zu Strukturanpassungsprogrammen, in 
deren Zuge neoliberale Gegenreformen durchgeführt und Auslandsinvestitionen 
Tür und Tor geöffnet wurden. Diese Krisen können daher als Erweiterungskrisen 
der neoliberalen Globalisierung begriffen werden und sind damit vergleichbar 
mit der Serie von Finanzturbulenzen und Verhandlungen zwischen den USA 
und den europäischen Sieger- und Verlierermächten über ausstehende Reparati- 
onen, aber auch über die Auslandsschulden, die Frankreich und Großbritannien 
im Laufe des Ersten Weltkrieges gegenüber den USA eingegangen waren. Die 
US-Eliten erwiesen sich vom Abschluss der Versailler Friedensvertrages 1919 
bis zur Londoner Weltwirtschaftskonferenz 1933 als unfähig, eine von ihnen 
dominierte Weltordnung durchzusetzen (Eichengreen 1992; Kindleberger 1973; 
Moser 2015; Tooze 2015). 


Akkumulation, Imperialismus und Klassenkampf 


Sowohl die Große Depression als auch die gegenwärtige Stagnationsphase began- 
nen mit einer Rezession, die von Finanzkrisen in beiden Fällen massiv verschärft 
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wurde. Danach kam es zur Stagnation, in der das zyklische Schwanken zwischen 
Unterkonsumtion und Profitklemme nicht aufhörte, das Akkumulationstempo 
insgesamt aber deutlich nachließ und Tendenzen zur Unterkonsumtion immer 
mehr über Tendenzen zur Profitklemme dominierten. Dass die innere Logik 
der Kapitalakkumulation und Krise zu solchen Stagnationsphasen führt, kann 
nicht allein aus dieser Logik selbst erklärt werden. Zur Stagnation kommt es 
vielmehr, wenn bestimmte nicht-kapitalistische Milieus, deren kapitalistische 
Durchdringung die Akkumulation vorantreibt, ausgeschöpft sind oder einer 
weiteren Durchdringung politischer Widerstand entgegengesetzt wird. In diesem 
letzten Abschnitt wird zu zeigen sein, dass die Große Depression im Umschlagvon 
kolonialer Expansion zu Kämpfen um die Neuverteilung der Welt angelegt war. 
Es wird weiter zu zeigen sein, dass diese Kämpfe anti-systemischen Bewegungen 
Auftrieb verlichen, die eine Neuorientierung der Kapitalakkumulation, von der 
Kolonisierung des Südens zur Kolonisierung der Lebenswelten des Nordens bzw. 
Westens erzwang. Und schließlich wird zu zeigen sein, dass die Kolonisierungdes 
Nordens sowie die damit einhergehende Prosperität zu einem Aufschwung von 
ArbeiterInnen- und neuen sozialen Bewegungen geführt haben, welcher vonseiten 
des Kapitals mit einer globalen Umstrukturierung beantwortet wurde, die die 
genannten Bewegungen massiv schwächte. Nachdem die Anlagemöglichkeiten 
und Absatzmärkte, welche diese Umstrukturierungeröffnet hatte, erschöpft sind 
und zu einer neuerlichen Stagnation geführt haben, fehlt esan einer systemischen 
Herausforderung, die zur Erschließung neuer Märkte zwingen könnte. 

Vor dem Ersten Weltkriegwar die Akkumulation des Kapitals untrennbar mit 
der Massenauswanderungaus Europa in die für Europäer immer noch neuen Wel- 
ten Nord- und Südamerikas, Australiens und, in deutlich geringerem Umfang, 
des südlichen Afrika verbunden (Hatton/Williamson 2005: Sff.). Ohne diese 
Auswanderung wäre das durch Bevölkerungswachstum und Proletarisierung 
geschaffene Arbeitsangebot immer weiter über die durch den Akkumulations- 
prozess geschaffene Nachfrage nach Arbeitskraft hinausgegangen. Ein erheblicher 
Teil der AuswanderInnen ließ sich in den neuen Welten als FarmerInnen nie- 
der, nur ein kleiner Teil füllte die Ränge der industriellen ArbeiterInnenklasse, 
welche die ‘einfache Warenproduktion’ auf dem Lande mit Werkzeugen und 
Transportmitteln versorgte. Die Neubesiedlung von Land begrenzte demnach 
das Arbeitsangebot, sodass die Entstehung einer über zyklische Schwankungen 
hinausgehenden industriellen Reservearmee in den Aus- und Einwanderungslän- 
dern verhindert werden konnte. Es ließen sich Reallohnerhöhungen durchsetzen, 
die mehr oder minder der Zunahme der Arbeitsproduktivität folgten (O’Rourke/ 
Williamson: 1999). Allerdings blieb die absolute Kaufkraft der Löhne beschränkt, 
weil ein erheblicher Teil der Waren, die in die Reproduktion der Arbeitskraft 


eingingen, von HandwerkerInnen, FarmerInnen, Bauern und Bäuerinnen oder, 
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in Osteuropa, LandarbeiterInnen unter halbfeudalen Produktionsverhältnissen 
hergestellt wurde. Diese nicht-kapitalistischen Produktionsverhältnisse wiesen 
nur geringe Produktivitätssteigerungen auf, steigende Nachfrage nach ihren Pro- 
dukten konnte daher nur durch den Einsatz von mehr Arbeitskraft unter nicht- 
kapitalistischen Verhältnissen befriedigt werden. Die Akkumulation des Kapitals 
wurde durch die Art und Weise, in der die kapitalistisch angewandte Arbeitskraft 
reproduziert wurde, begrenzt. Die Begrenzung der Kapitalakkumulation in den 
Konsumgüter produzierenden Industrien setzte sich in den Investitionsgüter 
produzierenden Industrien fort, weil eine fortwährende Erhöhung der organi- 
schen Zusammensetzung unter der Bedingung, dass die zur Reproduktion der 
Arbeitskraft notwendigen Konsumgüter aus nicht-kapitalistischer Produktion 
stammen, nicht durch einen entsprechenden Anstieg der Mehrwertrate kompen- 
siert werden konnte. Ein Fall der Profitrate wäre bei einer weiteren Erhöhungder 
organischen Zusammensetzung daher unvermeidlich gewesen. 

Tatsächlich wurde eine fortdauernde Ausweitung der Produktion von In- 
vestitionsgütern und Produktionsgütern gar nicht erst in Angriff genommen; 
stattdessen lieferten die entsprechenden Industrien einer neuen Welle kolonialer 
Expansion die notwendige Infrastruktur, also vor allem Eisenbahnen und Schiffe 
(vgl. Hobsbawm 1995: Kap. 3). Allerdings stieß diese Kolonisierungan räumliche 
Grenzen, während die Industrialisierung der Kolonien, die einen steigenden 
Absatz von Investitionsgütern aus den imperialistischen Zentren ermöglicht 
hätte, nicht vorgesehen war. Die Kolonien waren vor allem Lieferanten von Ag- 
rarprodukten und Rohstoffen. Die fast vollständige koloniale Aufteilung der 
Welt sowie die Besiedlung der hierfür zur Verfügung stehenden Flächen setzte 
der Kapitalakkumulation äußere wirtschaftliche Grenzen, die sich im Ersten 
Weltkrieg als Krieg um die Neuverteilung der kolonialen Beute entluden. Die 
Absatzprobleme, denen sich das Kapital vor Ausbruch des Krieges infolge der 
Ausschöpfung damals erschließbarer Märkte gegenübersah, wurden durch den 
Krieg gelöst. Der Bedarf an Destruktionsmitteln war so groß, dass nicht nur die 
bestehenden Kapazitäten ausgelastet, sondern auch große Schritte in Richtung 
Standardisierung und Serienproduktion unternommen werden konnten (Broad- 
berry/Harrison 2005). 

Mit Ende des Krieges wurden staatliche Absatzgarantien allerdings hinfällig, 
während die zur Finanzierung des Krieges aufgenommenen Schulden die Finan- 
zierung von Investitionen in der dem Kriegfolgenden Krisenperiode belasteten. 
Zudem führten dauerhafte Überkapazitäten und Dauerarbeitslosigkeit zur Ab- 
kopplung der Reallöhne, die infolge der Nachkriegsinflation massiv gesunken 
waren, von der Produktivitätsentwicklung, sodass die Löhne zunehmend als 
Konjunktur stabilisierender Faktor ausfielen. Die Unterkonsumtion wurde daher 
zu einem Kennzeichen der Großen Depression. Erst der Zweite Weltkrieg und 
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die damit einhergehende Erneuerung staatlicher Absatzgarantien führten zum 
Ende der Depression. Mit diesem Krieg wollten die Achsenmächte unter anderem 
Siedlungsräume erschließen, die infolge der Einwanderungsbeschränkungen, 
die viele Einwanderungsländer bereits vor dem Ersten Weltkriegeingeführt und 
danach beibehalten hatten, nicht mehr zur Verfügung standen. Siedlungsgebiete 
in den eroberten Ländern sollten das Problem überzyklischer Massenarbeitslo- 
sigkeit überwinden (Kakel 2013). Die Niederlage der Achsenmächte verdeutlich- 
te, wie schon der Ausgang des Ersten Weltkrieges, dass eine Neuverteilung der 
politischen Kontrolle über bestimmte Gebiete dem Kapital keine neuen Räume 
territorialer Expansion schaffen kann. Anders als der Erste Weltkrieg schuf der 
Ausgang des Zweiten Weltkrieges allerdings die Bedingungen der kapitalisti- 
schen Durchdringung von Räumen, die sich unter der politischen Kontrolle 
kapitalistischer Staaten befanden. 

Damit wurden auch neue Antworten auf die soziale Frage möglich, die sich im 
Zuge des Fortschreitens der Kapitalakkumulation und der Entstehung industrieller 
ArbeiterInnenklassen immer schärfer gestellt hatte. Nach einer ersten Phase der 
Unterdrückung im frühen 19. Jahrhundert hatten die Bourgeoisien der meisten 
kapitalistischen Länder gegen Ende des Jahrhunderts bereits nach Wegen der 
zumindest partiellen Einbindung der ArbeiterInnenbewegung gesucht. Dazu 
hatte der Imperialismus mit seinen Lobpreisungen der eigenen Nation und „Rasse“ 
die ideologischen Waffen geliefert, die in Teilen der ArbeiterInnenbewegungmit 
Hoffnungen auf materielle Beteiligung an den erwarteten Gewinnen aus den 
Kolonien unterfüttert waren (Hobsbawm 1995: Kap. 6). Der Erste Weltkrieg, 
in dem ArbeiterInnen in Uniform um die Neuverteilung der Kolonien kämpfen 
mussten, machte den Traum von der klassenübergreifenden imperialen Nation 
jedoch brutal zunichte. Trotz Ansätzen korporatistischer Aushandlungen zwi- 
schen Unternehmen, Staat und Gewerkschaften stellte sich die Klassenfrage in 
den Schützengräben, aber auch in den unter Kriegsrecht stehenden Fabriken 
schärfer als je zuvor. Sozialdemokratische Hoffnungen, die im Kriege entstan- 
denen Ansätze eines organisierten Kapitalismus in Friedenszeiten fortführen 
und zur Durchsetzung sozialer Reformen nutzen zu können, erwiesen sich als 
ebenso illusorisch wie frühere Hoffnungen auf eine Beteiligung der ArbeiterIn- 
nenklasse an den Früchten kolonialer Ausbeutung. Unter Bedingungen schwachen 
Wachstums und häufiger Krisen sahen die Kapitalisten in solchen Vorstellungen 
die Vorboten einer dauerhaften Profitklemme und eines damit verbundenen 
Niedergangs des Kapitalismus. Die KommunistInnen, die diesen Niedergang 
bereits als eine unumkehrbare Tatsache ansahen und daran revolutionäre Hoff- 
nungen knüpften, wurden freilich ebenso enttäuscht wie sozialdemokratische 
Hoffnungen auf ein dank Klassenkollaboration krisenfreies Hinüberwachsen in 
den Sozialismus. Die politische Spaltung der ArbeiterInnenbewegung führte in 
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den Abgrund des Faschismus. Trotz der verheerenden Niederlage der gesamten 
ArbeiterInnenbewegung im Zuge der faschistischen Herrschaft blieben die Ar- 
beiterInnenklassen in den kapitalistischen Zentren als soziale Kraft aber bestehen 
und konnten nach dem Zweiten Weltkrieg unter grundlegend veränderten welt- 
politischen und ökonomischen Bedingungen den Sozialstaat durchsetzen, von 
dem die Sozialdemokratie in der Zwischenkriegszeit vergeblich geträumt hatte. 
Allerdings ging mit dem Ausbau real existierender Sozialstaaten eine Entzaube- 
rung des sozialdemokratischen Projektes einher, die dessen Verteidigung gegen 
die in den 1980er Jahren beginnende Gegenreform erschwerten. Mehr noch: 
Die Erschöpfung der Utopien staatlich gesteuerter Arbeitsgesellschaften ebnete 
der neoliberalen Utopie marktgesellschaftlicher Selbstverwirklichung den Weg. 

Nachdem die politische Spaltung der ArbeiterInnenbewegung im Inneren 
der kapitalistischen Zentren in den Systemgegensatz zwischen Kapitalismus 
und Kommunismus transformiert war, hatten die Bourgeoisien ungleich mehr 
Grund, sich auf einen Deal mit der Sozialdemokratie einzulassen als zu Zeiten 
der Großen Depression, in denen sie zwar von den sowjetischen Wachstumsraten 
beeindruckt, aber weit davon entfernt waren, die Sowjetunion als weltpolitische 
Herausforderung wahrzunehmen (Schmidt 2016). 

Korporatistische Arrangements stellten die nach dem Ersten Weltkrieg ver- 
loren gegangene Verbindung zwischen Reallohn- und Produktivitätswachstum 
wieder her, der Ausbau des Sozialstaates sowie keynesianisches Nachfragema- 
nagement trugen zur Glättung zyklischer Schwankungen bei. Die konjunk- 
turelle Stabilisierung erklärt die hohen Wachstumsraten nach dem Zweiten 
Weltkrieg aber nur insofern, als sie fixkostenintensive Produktionsmethoden, 
die im Falle starker Konjunkturausschläge nicht rentabel angewendet werden 
können, ermöglichte. Deshalb konnten auch Skalenerträge realisiert werden, die 
zu einer Verbilligung von Konsumgütern führten, sodass steigende Reallöhne 
auch zur Anschaffung gänzlich neuer Produkte ausgegeben werden konnten. 
Allerdings spielte auch der Imperialismus, wie schon in der Prosperität vor dem 
Ersten Weltkrieg, wenngleich in völlig verwandelter Form, eine entscheidende, 
die Akkumulation fördernde Rolle (Schmidt 2012). Dazu gehörten im Zeichen 
des Kalten Krieges auch über das Ende des Zweiten Weltkrieges hinaus hohe 
Rüstungsausgaben sowie die fortschreitende Industrialisierung des postkolo- 
nialen Südens, die die herrschenden Eliten des Westens im Kampf gegen den 
Kommunismus ebenso als unvermeidliches Übel zu akzeptieren gelernt hatten 
wie den Ausbau des Sozialstaates im Westen. Letzterer ging mit der Kolonisie- 
rung der Lebenswelten der ArbeiterInnenklasse einher, die ökonomisch dem 
Massenkonsum den Weg bereitete und sozial zur Auflösung jener Netzwerke 
führte, in denen sich die kollektiven Identitäten der ArbeiterInnen seit dem 
Beginn der Industrialisierung reproduziert hatten. Solange die keynesianische 
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Akkumulationswelle am Laufen war, machten sich die Folgen dieser Auflösung 
des sozialen Fundaments der ArbeiterInnenbewegungnoch nicht bemerkbar. Im 
Gegenteil konnte deren organisatorischer Überbau, die Gewerkschaften, dank 
der Einbindung in den keynesianischen Staat und seine zivilgesellschaftlichen 
Vorfeldorganisationen, sogar eine Verschiebung des Kräftegleichgewichts vom 
Kapital zur Lohnarbeit erreichen. Diese Verschiebung wurde vom Kapital als 
Bedrohungder Profite wahrgenommen (Manske 1976), sobald die institutionelle 
Macht der ArbeiterInnenbewegung durch spontane Streiks ergänzt wurde, in 
denen insbesondere marginalisierte ArbeiterInnengruppen, zumeist Frauen, 
EinwanderInnen oder Angehörige ethnischer Minderheiten, bestehende Lohnhi- 
erarchien und sozialstaatliche Diskriminierungen infrage stellten. Das Menetekel 
einer Profitklemme wurde als noch dringlicher empfunden, weil Forderungen 
nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung oder gar eines nicht-kapitalistischen 
Entwicklungsweges, die von postkolonialen Regimes immer lauter artikuliert 
wurden, gleichermaßen zu einer Verengung der Absatzmärkte als auch der Be- 
schränkungneokolonialer Formen der Ausbeutungdes Südens zu führen drohten. 

Die zyklische Krise von 1974/75 wurde zusammen mit der Güter- und Roh- 
stoffpreis-Lohnspirale, die sich im Zusammenspiel von keynesianischem Staat, 
Aufschwung sozialer Bewegungen im Westen und der Radikalisierung vieler post- 
kolonialer Regimes immer schneller drehte, zum Anlass einer Umgruppierung 
und daran anschließenden Offensive der Kräfte des Kapitals. Die monetaristische 
Wende führte zu überzyklischer Massenarbeitslosigkeit und einer entsprechenden 
Schwächung gewerkschaftlicher Verhandlungsmacht. Seither hinken die Real- 
löhne der Entwicklung der Arbeitsproduktivität hinterher. Zinserhöhungen und 
krisenbedingte Steuerausfälle, die mit der monetaristischen Wende verbunden 
waren, verschärften zudem die Fiskalkrise des Staates, die zunächst aufgrund stei- 
gender Ansprüche seitens der ArbeiterInnenklassen und marginalisierter Gruppen 
begonnen hatte. Diese Krise wurde zum Ausgangspunkt von Privatisierungen, die 
privaten Investitionen neue Anlagefelder boten. Mit der Reintegration Osteuropas 
und Chinas in den kapitalistischen Weltmarkt erreichte diese Akkumulation durch 
Enteignung unerwartete Höhen, sodass die mit der Wende zu Monetarismus 
und Austerität verbundene Beschränkung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
kompensiert werden konnte. Positiv auf die Akkumulationsbewegung während 
der „neoliberalen Welle“ der Akkumulation (Schmidt 2012) wirkten sich auch 
die technologische, organisatorische und räumliche Umstrukturierung des Pro- 
duktionsprozesses aus, weil sie entsprechende Investitionen in Anlagen und insbe- 
sondere die Infrastruktur erforderte, welche die nunmehr geschaffenen globalen 
Produktionsnetzwerke zusammenhält. Die Reintegration vormals kommunis- 
tischer Länder in den Weltmarkt bot weiteren Spielraum für die kapitalistische 
Expansion und mit dem Zusammenbruch des Realsozialismus wurde auch der 
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Widerstand gegen die Akkumulation durch Enteignung in den kapitalistisch 
dominierten Ländern weiter geschwächt. Allerdings war die äußere Expansion 
ebenso begrenzt wie die koloniale Expansion des ausgehenden 19. Jahrhunderts. 
Die innere Expansion wurde nicht nur durch neu entstehende soziale Bewegung 
abgebremst, sondern scheiterte auch zunehmend an inneren Widersprüchen. Die 
Privatisierung von Versorgungsunternehmen, Infrastruktur und sozialer Fürsorge 
mag für Einzelkapitale profitabel sein, erhöht aber für das Gesamtkapital die 
Reproduktionskosten für Produktionsmittel und Arbeitskraft und ruft damit 
erneut das Gespenst sinkender Profitraten hervor. Angesichts dieser Probleme 
bedurfte es lediglich einer zyklischen Krise, die 2001 eingetreten ist, um die Wende 
von der neoliberalen Expansion zu einer anhaltenden Krisenperiode einzuleiten. 
Der danach begonnene Krieg gegen den Terror hatte auf die Konjunktur 
allerdings eine weniger belebende Wirkung als der Erste Weltkrieg. Anders als 
der Erste und in etwas anderer Form auch der Zweite Weltkrieg führte der Krieg 
gegen den Terror nicht zur Wiederbelebung einer durch Kriegsbeginn politisch 
geschwächten ArbeiterInnenbewegung. Auch die im Zuge wiederkehrender Kri- 
sen erfolgte Verschärfung sozialer Gegensätze und die damit einhergehenden 
Gefühle von Enttäuschung, Angst und Wut führen bestenfalls zu kurzlebigen 
Protestbewegungen. Die soziale Kraft, die es den alten ArbeiterInnenbewegungen 
erlaubte, auch schwerste politische Niederlagen zu überstehen, wurde durch die 
globale Restrukturierung des kapitalistischen Produktionsprozesses zersetzt. Die 
alten ArbeiterInnenklassen, die im 19. Jahrhundert im Westen entstanden waren 
und die kapitalistische Herrschaft im 20. Jahrhundert ernsthaft herausgefordert, 
teilweise sogar überwunden hatten, existieren nicht mehr. Die Entstehung neuer 
ArbeiterInnenklassen steckt bestenfalls in den Kinderschuhen (Schmidt 2014). 
Kurzlebige Protestbewegungen können zur Entstehungsolcher Klassen beitragen, 
ihre Schwäche führt aber auch dazu, dass das Unbehagen am Neoliberalismus 
oder sogar Kapitalismus von rechten Bewegungen aufgegriffen werden kann, die 
Lösungen der sozialen Frage im Namen von Nation und „Rasse“ versprechen. 
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Lukas Oberndorfer 


Europa und Frankreich im Ausnahmezustand? 
Die autoritäre Durchsetzung des Wettbewerbs' 


Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, daß der ‘Ausnahmezustand’, in 
dem wir leben, die Regel ist. Wir müssen zu einem Begriff der Geschichte kommen, der 
dem entspricht. |...] Das Staunen darüber, daß die Dinge, die wir erleben, im zwanzigsten 
Jahrhundert 'noch’ möglich sind, [...] steht nicht am Anfangeiner Erkenntnis, esseidenn 
der, daß die Vorstellung von Geschichte, aus der es stammt, nicht zu halten ist. (Über den 
Begriff der Geschichte, Walter Benjamin 1942/2003: 697) 


„Wir sind im Krieg — wir sind im totalen Krieg. [Es] heißt: wir oder sie.“ (Ze Fi- 
garo, 17.7.2016) Mit dieser Paraphrase des Freund-Feind-Denkens Carl Schmitts 
(Schmitt 1932/1991: 6f.) forderte Nicolas Sarkozy infolge des Anschlages von 
Nizza im Juli 2016 die erneute Verlängerung des „Etat d’urgence“. Wenige Tage 
später entsprach die Nationalversammlungseinem Wunsch und verlängerte zum 
vierten Mal den im Anschluss an die Attentate vom November 2015 verhängten 
„Ausnahmezustand“ - entgegen der ursprünglichen Pläne von Präsident Frangois 
Hollande nicht um drei, sondern um sechs Monate (Die Zeit, 20.7.2016). Der 
Ausnahmezustand scheint nach Europa zurückgekehrt zu sein. 

Es ist diese, spätestens mit dem Herbst 2015 einsetzende, autoritäre Verhärtung 
der Französischen Republik, welche die Nuit-Debout-Bewegung in ihrer Losung 
aufgriff: „Gegen das Arbeitsgesetz und seine Welt“. Die Kritik der Bewegungan ei- 
nem zunehmend autoritären Neoliberalismus (Oberndorfer 2012b; Deppe 2013; 
Bruff 2014) sollte wenig später brutal bestätigt werden: Die breite Aktivierung 
der Vielen gegen eine weitere Deregulierung des Arbeitsmarktes beantwortete der 
Staat unter Berufungaufden „Ausnahmezustand“ mit Hausdurchsuchungen und 
Hausarresten (ohne richterliche Genehmigung) für Aktivist_innen sowie mit 
Demonstrationsverboten für Gewerkschaften. Schließlich setzte die Regierung 
trotz der massiven Proteste die Beschlussfassung der „Reform“ Ende Juli 2016 
im Wege der Heranziehung eines „Notparagrafen“ durch. 

Aber auch an anderen Stellen des europäischen Staatsapparate-Ensembles 
(Buckel u.a. 2014) treten ausnahmestaatliche Regierungstechnologien zunch- 
mend offen zutage. Das reicht vom - durch das deutsche Grundgesetz nicht 


1 Für ausführliche Hintergrundgespräche zu diesem Beitrag möchte ich mich bei Melina 
Germes und Guillaume Paoli bedanken. 
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gedeckten - Einsatz der Bundeswehr im Inneren (die tageszeitung, 24.7.2016) bis 
zum Beschluss einer Notverordnung.durch die österreichische Bundesregierung, 
die ab Erreichen einer „Obergrenze“ das Grundrecht auf Asyl aufhebt. Diese 
Einschränkung eines u.a. durch die Europäische Menschenrechtskonvention 
geschützten Rechts durch eine Maßnahme der Exekutive sei - so die Begründung 
der Regierung - aufgrund der Gefährdung der „öffentlichen Ordnung und der 
inneren Sicherheit“ notwendig. 

Und auch hier wird deutlich, dass jeder Notstand abseits einer Naturkatastro- 
phe einen Feind erfordert: Um argumentieren zu können, dass eine Gefährdung 
existiert, werden Flüchtende in den Erläuterungen zur Verordnungodetailliert als 
Bedrohung für soziale Infrastruktur und Sicherheit konstruiert. Dumpf hallt 
darin das menschenverachtende Denken Carl Schmitts wider: „Die eigentliche 
politische Unterscheidung ist die Unterscheidung von Freund und Feind. [...] 
Der politische Feind braucht nicht moralisch böse zu sein, [e]r bleibt aber ein 
Anderer, ein Fremder“ (Schmitt 1932/1991: 6f). Die existenzielle Gefährdung 
durch einen Feind („wir oder sie“) rechtfertigt die Aufhebung des Rechts. 

Dieser autoritären Wende auf der nationalen Ebene des europäischen Staats- 
apparate-Ensembles ging die Etablierung eines Notstandsmodus (Rödl 2012) 
innerhalb der EU-Institutionen voraus. Schon 2010 schrieb Ernst-Wolfgang 
Böckenförde (2010), ehemaliger Richter am deutschen Bundesverfassungsge- 
richt, dass die Maßnahmen zur Euro- und Bankenrettung durch „Rekurs auf 
den Ausnahmezustand“ ermöglicht worden wären: Ausnahmebefugnisse, die 
aber an keiner Stelle des Europarechts vorgesehen seien. Nicht zuletzt in der 
2012 beschlossenen New Economic Governance, die in der Folge zum Einsatz 
kam, um Frankreich auf die oben erwähnte Arbeitsmarktreform zu verpflichten, 
bestätigte sich ein autoritäres Muster (Oberndorfer 2012b), das „Carl Schmitt 
erschreckende Aktualität [zu] verleihen“ scheint (Joerges 2012: 377). Zuletzt 
offenbar wurde dies mit der Niederwerfung des linken Regierungsprojektes in 
Griechenland (Oberndorfer 2016). 

Doch die „Iradition der Unterdrückten“ belehrt uns, dass für die Subalternen 
der „Ausnahmezustand“ nicht erst seit seiner formellen Verhängung gilt - für 
sie ist das Leben im faktischen Ausnahmezustand die Regel. Besonders deutlich 
wird dies in der Konstruktion eines Anderen, eines Fremden entlang kolonialer 
Linien. Dass diese Differenz auch Jahrzehnte nach der formellen Dekolonisation 
reproduziert wird und immer wieder Zustände faktischer Rechtlosigkeit herstellt, 
kann nicht erst in den letzten Jahren beobachtet werden. Im „Außen“ des europä- 
ischen Staatsapparate-Ensembles lässt man seit Jahrzehnten Flüchtende ertrinken, 
in seinem Inneren existieren Lager (wie auf den griechischen Inseln), Enklaven 
(wie im Fall der französischen Banlieues) und Ausschlüsse (wie bei muslimischen 
Terror-Verdächtigen, denen Beschuldigtenrechte vorenthalten werden), in denen 
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faktische Rechtlosigkeit und Polizeigewalt herrschen. Kolonialisierte Subjekte 
und kolonial markierte Räume (Fanon 1966: 31) erleben daher keine Rückkehr 
von auf Zwang basierenden Regierungstechnologien. Vielmehr ist für sie der 
faktische Ausnahmezustand Alltag. 

Lässt sich daher seit dem Ausbruch der großen Krise des Kapitalismus im 
Jahr 2008 keine grundlegende Verschiebungbeobachten? Hat Giorgio Agamben 
folglich recht, wenn er argumentiert, dass sich zwischen den Weltkriegen das 
Paradigma des Ausnahmezustandes etablierte, das sich in der Folge in einem 
ununterbrochenen Verfallsprozess der Demokratie Anfang der 2000er Jahre 
entfaltete (Agamben 2004: 21; 2016)? 

Eine solche Perspektive läuft Gefahr, zwei wesentliche Einschnitte zu über- 
schen: Zum einen kommt es, entgegen der Annahme einer stillschweigenden 
Ausweitung des Ausnahmezustandes (Agamben 2004: 9, 22) zunehmend auch 
zur expliziten Erklärungeines Notstandes. Dieser unterscheidet sich - wie unter 
anderem die erwähnte Notverordnung zur quantitativen Begrenzung des Asyl- 
rechts zeigt - vom faktischen Ausnahmezustand dadurch, dass selbst in Fällen, 
in denen es gelingt, den Zugang zum Recht zu erstreiten, Grundrechte durch 
Berufung auf die Ausnahmesituation verwehrt werden. 

Zum anderen lässt sich feststellen, dass ausnahmestaatliche Regierungstech- 
nologien zunehmend auch jenseits der kolonialen Grenzlinie Raum greifen. In 
den letzten Jahren lässt sich nicht nur in Frankreich beobachten, dass der Staat 
auf Widerstand gegen die Zumutungen neboliberaler Politik mit offener Gewalt 
antwortete - Repression, von der auch breite Teile der weißen „Mehrheitsgesell- 
schaft“ betroffen waren. „Wir brauchen ein System, das den Demonstranten Angst 
macht“, meinte ein spanischer Innenminister angesichts der 15M-Bewegung, in 
der Schätzungen zufolge ein Viertel der gesamten Gesellschaft aktiv war. Der- 
artige Aussagen schufen ein Klima, das in massiver Gewalt der Exekutive und 
einem neuen „Polizeigesetz“ mündete, das dem UN-Sonderberichterstatter nach 
„den Kern des Rechts auf Versammlungsfreiheit verletzt, indem es eine große 
Spanne von Handlungen unter Strafe stellt, die essentiell sind für die Ausübung 
von Grundrechten“(Caceres/Oberndorfer 2013). Doch nichts lässt den Um- 
stand, dass zunehmend auch ganze Gesellschaften innerhalb des europäischen 
Staatsapparate-Ensembles von autoritären Herrschaftsstrategien erfasst werden, 
so deutlich hervortreten, wie die Rolle der Euro-Gruppe während der Krise. 
Obwohl dieser nur koordinierende, aber keine Beschlusskompetenzen zukommen 
(Protokoll Nr. 14 zu den Europäischen Verträgen), traf sie mit „Rekurs auf den 
Ausnahmezustand“ Entscheidungen über ganze Volkswirtschaften, wie im Fall 
von Griechenland, Irland, Portugal und Zypern. 

Für diesen qualitativen Bruch auf der nationalstaatlichen und europäischen 
Ebene scheint Agambens Theorie des Ausnahmezustandes keine Erklärung 
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zu bieten. Das dürfte nicht zuletzt daran liegen, dass Agamben das, was er 
ökonomistischen Lesarten des Marxismus zu Recht vorwirft, nämlich bei „einer 
ökonomischen Analyse stehen zu bleiben“ (Agamben 2015), gegengleich prak- 
tiziert, indem seine Gesellschaftsanalyse eine Kritik der politischen Ökonomie 
ausspart. 

Diese Ausblendung kapitalistischer Ökonomie und ihrer Krisen teilt der herr- 
schaftskritische Ansatz Agambens mit den herrschenden Demokratietheorien. 
Dass sich im Anschluss an die große Krise des Kapitalismus 2008ff eine Krise 
der Herrschaft entfaltet hat, in welcher die neoliberale Entwicklungsweise zwar 
so dominant ist, wie nie zuvor, gleichzeitigaber mit autoritären Mitteln versucht 
wird, den zunehmenden Verlust ihrer führenden Qualität zu bearbeiten, verbleibt 
daher im toten Winkel dieser Ansätze. 

Demgegenüber möchte ich im Folgenden zeigen, dass eine hegemonietheore- 
tische Analyse der Konjunktur von Demokratie und Autoritarismus Antworten 
daraufbieten kann, warum wirgegenwärtigdas rasche Anwachsen von ausnahme- 
staatlichen Regierungstechnologien erleben und wie diese trotz ihrer Ungleich- 
zeitigkeit und Unterschiedlichkeit transnational miteinander zusammenhängen. 

Dazu werde ich in einem ersten Schritt (1.) die aufgerufenen Demokratie- 
theorien einer Lesart gegenüberstellen, die die gegenwärtigen Umbrüche im 
Kontext der Hegemonickrise der neoliberalen Integrationsweise analysiert. Dass 
die Art und Weise der Entfaltung ausnahmeförmiger Regierungstechnologien 
in einzelnen Ländern nicht zuletzt mit deren ökonomischen und politischen 
Positionen im europäischen Staatsapparate-Ensemble artikuliert ist (2.), soll 
anhand der Durchsetzung eines verschärften Wettbewerbs am französischen 
Arbeitsmarkt veranschaulicht werden, die explizit mit Berufung auf den „Etat 
d’urgence“ erfolgte (3.). Um eine demokratietheoretische Einordnung zu ermög- 
lichen, wird daran anknüpfend die Ausgestaltung des „Ausnahmezustandes“ 
in Frankreich dargestellt (4.). Damit soll eine erste Differenzierung zwischen 
verschiedenen Formen autoritärer Herrschaftstechnik vorgenommen werden, 
auf deren Grundlage ich abschließend (5.) eine Einschätzung der Konjunktur 
der Demokratie vornehme, in der wir leben. 

Die Bewertungder gegenwärtigen „ausnahmestaatlichen Regierungstechnolo- 
gien“ soll nicht zuletzt in Abgrenzung zu jenem „Ausnahmezustand“ geschehen, 
vor dessen Hintergrund Benjamin in der eingangs unvollständig zitierten Stelle 
schreibt. Eine Auslassung, die an dieser Stelle nachgeholt werden soll: „Die Tradi- 
tion der Unterdrückten belehrt uns darüber, daß der ‘Ausnahmezustand’, in dem 
wirleben, die Regel ist. Wir müssen zu einem Begriff der Geschichte kommen, der 
dem entspricht. Dann wird uns als unsere Aufgabe die Herbeiführung des wirk- 
lichen Ausnahmezustandes vor Augen stehen; und dadurch wird unsere Position 
im Kampf gegen den Faschismus sich verbessern.“ (Benjamin 1942/2003: 697) 
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1. Im toten Winkel der Demokratietheorie: die autoritäre 
Bearbeitung der neoliberalen Hegemoniekrise 


Für die Ausbreitung ausnahmestaatlicher Regierungstechnologien im „Inneren 
Europas“ bietet die herrschende Demokratie- bzw. Staatstheorie keine Erklärun- 
gen an. Verheddert in einem methodologischen Eurozentrismus und Liberalismus 
wird autoritäre Politik nur jenseits Europas oder in der Zukunft als Bedrohung 
durch rechtspopulistische Machtergreifung verortet. Das gegenwärtige Auf- 
tauchen autoritärer Momente in der Normalform des kapitalistischen Staates 
verbleibt so im toten Winkel: Im Hinblick auf die „etablierten Demokratien“ 
meint etwa Manfred G. Schmidt (2010: 504ff) hinsichtlich des 21. Jahrhunderts, 
dass noch „nie zuvor [...] die Bedingungen für die Demokratie günstiger“ waren. 

Darin klingt jenes tief verankerte Fortschrittsdenken an, das, wie Benjamin 
kritisiert, in dem Moment, in dem sich der Ausnahmezustand ihm schließlich 
aufzwingt, nur ein Staunen erübrigen kann. Ein Staunen, „dass die Dinge, die wir 
erleben“, im 21. Jahrhundert „'noch’ möglich sind.“ Der Mangel an Erklärungen, 
den die herrschende Demokratie- und Staatstheorie für die gegenwärtigen auto- 
ritären Umbrüche in Europa aufzubieten hat, erinnert dabei an die Ratlosigkeit 
der Mainstream-Ökonomie nach Ausbruch der Weltwirtschaftskrise. 

Das avancierte Gegenstück zu Theorien, die im Wesentlichen einen linearen 
Aufstiegder westlichen bürgerlichen Demokratie prognostizieren, deren Ankunft 
als „finale Form menschlicher Regierung“ Fukuyama Ende der 1980er gekommen 
sah, bilden herrschaftskritische Ansätze, die von einem kontinuierlichen Verfall 
der Demokratie ausgehen (Agamben 2004; Agnoli 2004). Doch die Annahme 
einer sich verschärfenden autoritären Tendenz, deren gesellschaftliche Ursachen - 
zumindest bei Agamben - nicht dargelegt werden, führt in eine dunkle Mystik 
des Staates, die wenig Orientierung für emanzipatorische Strategien bietet. 

So viel die aufgerufenen herrschaftskritischen Ansätze von den herrschenden 
Demokratietheorien trennt, so sehr ähneln sie sich in ihrer Annahme von mehr 
oder weniger linearen Verlaufsformen der Demokratie. Beide Zugänge verfehlen, 
so die hier vertretene These, die dem Spannungsverhältnis von Demokratie und 
Kapitalismus eigentümliche Dialektik (Buckel 2017): Kapitalistische Vergesell- 
schaftung bringt Formen bürgerlicher Demokratie hervor, die es erst ermöglichen, 
zwischen den widerstreitenden Interessen (auch zwischen jenen der divergierenden 
Kapitalfraktionen) ein ungleiches Kompromissgleichgewicht und damit jene Sta- 
bilität herzustellen, die für die Verwertung des Kapitals notwendig ist. Im Kontext 
einer politischen Krise jedoch, so Marx angesichts des Kampfes um Demokratie in 
Frankreich, ist die bürgerliche Klasse, um ihre gesellschaftliche Macht unversehrt 
zu erhalten, bereit, die bürgerliche Demokratie wieder einzuschränken oder gar 
generell aufzugeben (Marx, MEW 8: 136). Die gegenwärtige Entfaltung ausnah- 
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mestaatlicher Regierungstechnologien im europäischen Staatsapparate-Ensemble, 
dessen Teil die nationalstaatliche Ebene der Regierung ist, lässt sich daher nur vor 
dem Hintergrund der 2008 einsetzenden großen Krise verstehen, die innerhalb 
der EU eine Hegemoniektise der neoliberalen Integrationsweise angestoßen hat. 

In dieser sich immer weiter zuspitzenden Krise von zumindest auf passivem 
Konsens aufbauender Herrschaft haben nicht nur die zentralen Projekte (Bieling/ 
Steinhilber 2000) der neoliberalen Integrationsweise (der auf der WWU aufbau- 
ende Euro, die Liberalisierung der Märkte und die periphere Integration Süd- und 
Östereuropas) massiv an Ausstrahlungskraft verloren. Vielmehr sind auch abseits 
ideologischer Formen der Herstellungvon Konsens die Spielräume für materielle 
Zugeständnisse an die Subalternen stark gesunken. Gerade der Konsens auf 
Kredit (durch öffentliche und private Verschuldung), der durch die neoliberale 
Integrationsweise ermöglicht und mit seinem Gegenstück, dem Konsens durch 
Exportüberschuss verschränkt wurde, scheint zunehmend blockiert. 

Das verweist auf die ungleichzeitige, aber kombinierte Krise der Hegemo- 
nie: Mit der jeweiligen ökonomischen Position im europäischen Staatsapparate- 
Ensemble artikulieren sich Verlaufsform und Ausmaß der politischen Krise. Es 
überrascht daher nicht, dass, wie im nächsten Abschnitt näher gezeigt wird, in 
Frankreich, das eine eigenständige, aber verbundene Stellunggegenüber den schul- 
den- und exportgetriebenen Entwicklungsmodellen einnimmt, mit Verspätung 
eine Bewegungeinsetzte, die große Parallelen zu jenem Protestzyklus aufweist, der 
fünf Jahre zuvor unter anderem in Spanien, Portugal und Griechenland entstand. 

Große Krisen des Kapitalismus, das lässt sich nicht nur an der gegenwärtigen, 
sondern auch anhand jener der 1930er und 1970er Jahre nachverfolgen, ziehen 
umfassende Krisen der Herrschaft nach sich, die nicht nur die Ökonomie, sondern 
auch die Felder des Politischen, der Repräsentation und der Ideologie durchdrin- 
gen. Wenn das alte Entwicklungsmodell „nur noch“ dominant, aber nicht mehr 

führend ist, schlägt die Stunde der ausnahmestaatlichen Regierungstechnologien. 

Dabei handelt es sich aber nicht um einen linearen Verfallsprozess. Vielmehr 
setzen immer auch Gegentendenzen ein, die sich durch den rebellischen Willen 
zur Demokratie von unten (Demirovid 2013: 199) und - zumindest dann, wenn 
die politische Krise wieder als beherrschbar erscheint - dem Interesse an Stabilität 
und Planbarkeit von oben speisen. 

Entgegen den Ansätzen eines linearen Aufstieges oder Verfalles ist daher, um 
den aktuellen Zustand der europäischen Demokratie bewerten zu können (Buckel 
2017), eine empirische Untersuchung der Zyklen der Demokratie im Kontext 
einer Konjunkturanalyse der Formen staatlicher Herrschaft und sozialer Proteste 
notwendig (Demirovid 2013: 193). Eine solche Untersuchung muss dabei die 
räumliche Neuanordnung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse, die sich in den 
letzten 30 Jahren vollzogen und unter anderem im europäischen Staatsapparate- 
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Ensemble verdichtet hat, ernst nehmen. Ein einigermaßen vollständiges Bild der 
gegenwärtigen Konjunktur der Herrschaft in Frankreich und Europa lässt sich 
daher nur dann gewinnen, wenn das französische Entwicklungsmodell in der 
neoliberalen Integrationsweise und ihrer Hegemonickrise verortet wird. 


2. Das französische Entwicklungsmodell und seine Krise 


Laut einer Umfrage aus dem Frühjahr 2016 vertrauen nur noch 8 Prozent der 
französischen Bevölkerung den politischen Parteien und nur 26 Prozent den 
Staatsapparaten auf nationaler und europäischer Ebene (Sopra Steria Ipsos 2016). 
Darin drückt sich eine tiefe Repräsentationskrise aus, die sich nicht ohne die 
Mitte der 1980er einsetzende Durchsetzung eines neuen ökonomischen Ent- 
wicklungsmodells verstehen lässt und die Art und Weise, wie dieses von der 
Krise seit 2008 erfasst wurde. 

Entgegen einer immer noch weit verbreitenden Vorstellung, die französische 
Ökonomie sei etatistisch-industriell, wurde in Frankreich seit dem Scheitern des 
„Keynesianismus in einem Land“ unter Mitterrand (Stützle 2013: 163ff.) eine 
massive Privatisierung vollzogen, die in Verbindung mit dem zeitgleich realisier- 
ten Binnenmarktprojekt eine massive Deindustrialisierung nach sich zog: Seit 
Mitte der 1980er Jahren gingen zwei Millionen Arbeitsplätze im industriellen 
Sektor verloren, dessen Anteil an der Gesamtwertschöpfung 2013 bei nur mehr 
12,8 Prozent (EU-28: 19,1%; ITA: 18,3%; DE: 25,5%; Eurostat 2013) lag. Eine 
Entwicklung, die viele, wie es Didier Eribon (2016) beeindruckend beschreibt, 
nicht „nur“ ökonomisch entsicherte, sondern ihnen auch einen wesentlichen Teil 
ihrer Identität nahm. Gleichzeitigkam es aufder Basis der Liberalisierung der eu- 
ropäischen Kapitalmärkte zu einer tiefgehenden Finanzialisierung (Becker/Jäger 
2009). Heute verfügt Frankreich über eines der am meisten internationalisierten 
Bankensysteme und gehört „hinter ein paar Steueroasen“ zu den am „stärksten 
finanzialisierten Ländern der Welt“ (Jany-Catrice/Lallement 2014: 161). Diese 
Entwicklungging einher mit einem starken Anwachsen territorialer und sozialer 
Ungleichheit sowie dem Entstehen eines bedeutenden Prekariats (Castel 2003). 
Eine Entwicklung, von der gerade junge Menschen besonders betroffen sind - 
80 Prozent der Neueinstellungen erfolgen heute befristet. Im Alltagsverstand 
artikulierte sich dieser Prozess als „von der EU“ getragener und nicht als einer, 
den das französische finanz- und exportorientierte Kapital selbst vorantrieb. 

Da Frankreich aber weder als schuldengetriebenes (Konsens durch Kredit) 
noch als exportgetriebenes (Konsens durch Exportüberschüsse) Entwicklungs- 
modell (Stockhammer 2011) qualifiziert werden kann, stellt sich die Frage, mit 
welchen materiellen Zugeständnissen zumindest ein passiver Konsens für die 
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Durchsetzungdes neoliberalen Entwicklungsmodells hergestellt werden konnte. 
Zwei Antworten drängen sich auf: Im Bereich des Sozialstaates und des Arbeits- 
marktes kam es bis zur Krise zwar zu wettbewerblichen Anpassungen aber nicht 
zu radikalen Umbrüchen (Syrovatka 2016a: 92). Zweitens entwickelten sich die 
Löhne in Frankreich weitgehend parallel zu den Produktivitätsfortschritten 
(Feigl/Zuckerstätter 2013). Dazu kam die durch den Zugriff auf globale Arbeit 
und Ressourcen für die neoliberale Phase insgesamt typische Einbindungbreiter 
Massen in die imperiale Lebensweise (Wissen/Brand 2016). Daher spricht Levy 
(2008) zugespitzt von der Transformation des „Dirigiste State to a Social Anaes- 
thesia State“. In regulationstheoretischen Begriffen (vgl. Becker 2002) handelt es 
sich um ein finanzialisiertes, aber stärker binnenorientiertes Akkumulationsre- 
gime, das Ergebnis der Kämpfe ab Mitte der 1980er war: Zwar konnten soziale 
Kämpfe weder die Deindustrialisierung noch die Finanzialisierung verhindern, 
doch gelang unter Rückgriff auf Militanz und die republikanische Tradition 
zumindest die weitgehende Verteidigung der bestehenden Sicherungssysteme 
(Syrovatka 2016a: 80). 

Die stärkere Binnenorientierung Frankreichs ist wesentlich, um die im Ver- 
gleich zu den südeuropäischen Ländern verzögerte Entfaltungder Hegemonickri- 
se zu verstehen. Als die Weltwirtschaftskrise 2009 ihren vorläufigen Höhepunkt 
erreichte, erlebten exportgetriebene Länder aufgrund ihrer Außenorientierung 
überdurchschnittliche Einbrüche (z.B.: DE: -5,6%, FIN: -8,3%, AUT: -3,8%). In 
den Folgejahren kam es aber aufgrund des Wiederanspringens der Weltwirtschaft 
- trotz des Wegbrechens der Nachfrage in südeuropäischen Krisenländern - zu 
einer relativen Erholung, Das verweist auf die, durch die neoliberale Integrations- 
weise mit den exportgetriebenen Ländern verschränkten, schuldengetriebenen 
Entwicklungsmodelle, deren Kapazität zur Aufnahme der Exportüberschüsse 
massiv abnahm, da die Finanzkrise die Ausweitung der privaten (paradigma- 
tisch hierfür Spanien) und öffentlichen Verschuldung (paradigmatisch hierfür 
Griechenland) zunehmend blockierte. Im Vergleich zu den exportgetriebenen 
Ländern brach das BIP 2009 zwar zunächst weniger stark ein (in GRC: -4,3%; 
ESP: -3,6%; PRT: -3%), jedoch sprang das Wirtschaftswachstum in den folgenden 
Jahren nicht an, weil der Kapitalimport weiter stockte und Massenentlassungen 
die Binnennachfrage weiter schwächten: Allein zwischen 2008 und 2011 kam es 
etwa in Spanien und Griechenland zu einer Verdreifachung der Arbeitslosigkeit 
auf 21,4 Prozent und 17,9 Prozent. Die plötzlich entstehende Arbeitslosigkeit 
konnte so als strukturelles und nicht als individuelles Problem erfahren und 
politisiert werden - ein Umstand, ohne den sich die spätestens 2011 einsetzenden 
Staatskrisen in beiden Ländern nicht verstehen lassen. 

Dass ökonomische Krisen sich nicht einfach von selbst in Krisen der Herrschaft 
übersetzen, bringt Antonio Gramsci vor dem Hintergrund der vorletzten großen 
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Krise aufden Punkt: „Ausgeschlossen kann werden, dass die unmittelbaren Wirt- 
schaftskrisen von sich aus fundamentale Ereignisse hervorbringen; sie können 
nur einen günstigeren Boden für die Verbreitung bestimmter Weisen bereiten, 
die für die ganze weitere Entwicklung des staatlichen Lebens entscheidenden 
Fragen zu denken, zu stellen und zu lösen“ (Gramsci 1932-1935/1996: 1563). Dies 
findet sich darin bestätigt, dass es strategischen Akteuren und gesellschaftlicher 
Organisierungin Portugal, Spanien und Griechenland gelang, die Erschöpfung 
des Konsenses durch Kredit zu politisieren und in eine Hegemonickrise des alten 
Entwicklungsmodells zu übersetzen. 

Wenn Ada Colau, die damalige Sprecherin der Bewegung gegen Zwangsräu- 
mungen, diesen Prozess, der durch das Aktivwerden der Vielen, durch zivilen 
Ungehorsam und die Besetzung der Plätze möglich wurde (Candeias/Völpel 
2013), beschreibt, dann liest sich das wie eine Paraphrase Gramstcis: „Die Woh- 
nungskredite wurden zu einer aufrüttelnden Bedrohung, zu einem Kommuni- 
kations-Werkzeug, das es uns möglich gemacht hat, den Zusammenhang von 
finanzialisierten Kreditmärkten und Wohnen zu problematisieren. Anhand 
dieser konkreten Bedrohungkonnten wir jene Strukturen freilegen und darstel- 
len, die uns in diese Situation gebracht haben“ (Colau/Alemany 2014). 

Dass in Frankreich vorerst keine Bruchstellen entstanden, die für eine ver- 
gleichbare Politisierung genutzt werden konnten, hängt nicht zuletzt damit 
zusammen, dass das französische Entwicklungsmodell auf ganz andere Weise 
von der Krise betroffen war. Entscheidend für diese andere Verlaufsform der 
Krise war die ökonomische und politische Verortung Frankreichs innerhalb 
der neoliberalen Integrationsweise der EU: Zu Beginn der Krise gewährte die 
stärkere Binnenorientierung eine größere Unabhängigkeit vom Einbruch des 
Welthandels und dem Austrocknen der Verschuldungskanäle. Die Wirtschaft 
brach 2009 „nur“ um 2,9 Prozent ein und konnte sich im Vergleich zu den schul- 
dengetriebenen Ländern in den Folgejahren wieder stabilisieren. 

Ebenso nutzte Frankreich seine Machtposition im europäischen Staatsapparate- 
Ensemble, um die Krisenbetroffenheit zu reduzieren und räumlich zu verlagern. 
Da die französischen Banken mit 78 Milliarden Euro am stärksten von allen EU- 
Banken in griechische Staatsanleihen investiert hatten, unterstützte Frankreich 
entschlossen die als „Rettung Griechenlands“ bezeichnete und unter „Rekurs auf 
den Ausnahmezustand“ ermöglichte Sozialisierung der Verluste von vor allem 
deutschen und französischen Banken (Thompson 2015). 

Über die Zeit zeigte sich aber, dass sich die Hegemonickrise der neoliberalen 
Integrationsweise in den Mitgliedstaaten zwar ungleichzeitig, aber kombiniert 
entwickelt: Das Wegbrechen der Nachfrage aus den Krisenländern, das durch die 
2010 auf Drängen des Finanzkapitals einsetzende „Rettungspolitik“ verschärft 
wurde, traf Frankreich aufgrund seiner überdurchschnittlichen Außenhandels- 
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verflechtung mit Südeuropa in den folgenden Jahren besonders hart (Heine/ 
Sablowski 2013: 571). Durch die erzwungene innere Abwertung in den Krisen- 
ländern stieg entsprechend stark auch der Druck zu Arbeitsmarktreformen in 
Frankreich. So verlagerte etwa Renault 2015 einen Teil seiner Fertigung mit der 
Begründung nach Spanien, dass dort die Löhne aufgrund von „Reformen“ um 
rund 30 Prozent niedriger seien (Syrovatka 2016b). Ebenso verwandelte sich das 
stark in Krisenländern veranlagte französische Kapital von einer „Cash-Cow“ 
zu einem „Klotz am Bein“. Schließlich führten die Krisenkosten (Bankenret- 
tung, gesunkene Steuereinnahmen und erhöhte Sozialaufwendungen) zu einem 
sprunghaften Anstieg des Schuldenstandes (2008: 68,1%; 2015: 95,8% des BIP). 

Mit den sich verdichtenden ökonomischen Schwierigkeiten stieg der Druck, 
den postfordistischen Kompromiss aufzukündigen, der den passiven Konsens für 
das französische Entwicklungsmodell garantierte. Trotz massiver Proteste setzte 
Präsident Sarkozy 2010 eine Rentenreform durch, die er explizit „als Zeichen“ an 
die Finanzmärkte und die EU-Kommission bezeichnete, die im Jahr zuvor ein 
Defizitverfahren gegen Frankreich eingeleitet hatte. Das berührte den auch nach 
1983 unangetastet gebliebenen symbolischen Kern der republikanischen Tradi- 
tionslinie, der darin bestand, Politiken zumindest dann nicht weiterzuverfolgen, 
wenn sich „der Souverän“ massenhaft auf den Straßen zeigte. Diese ersten Schritte 
zur Durchsetzung eines neuen Modus gesellschaftlicher Auseinandersetzung 
bezahlte die konservative Partei mit dem Verlust der Präsidentschaft. Obwohl 
Sarkozy im Wahlkampf den Versuch unternommen hatte, den erodierenden Kon- 
sens dadurch auszugleichen, dass er seine nationalistische Haltung zuspitzte und 
einen offen antimuslimischen Diskurs anstimmte, gewannen Frangois Hollande 
und Marine Le Pen die Wahlen. Während der Front National (FN) mit 17,9 
Prozent das beste Ergebnis seiner Geschichte einfuhr, obwohl ihm 2007 noch 
der Niedergang prophezeit worden war, verband sich mit dem neuen sozialdemo- 
kratischen Präsidenten die Hoffnungeiner Wiederbelebung.des postfordistischen 
Kompromisses. 

Spätestens als Hollande ab 2014 jedoch begann, das von Unternehmerver- 
bänden zunehmend als Leitbild etablierte „deutsche Modell“ durchzusetzen, 
verdichtete sich die Repräsentationskrise. 

„An einem bestimmten Punkt“, so Gramsci (1932-1934/1996: 1577£.) in 
seiner Charakterisierung einer Hegemonickrise, „lösen sich die gesellschaftlichen 
Gruppen von ihren traditionellen Parteien, [da sie diese] nicht mehr als |...] Aus- 
druck ihrer Klasse oder Klassenfraktion“ anerkennen. Dieser Ablösungsprozess 
vollzogsich in Frankreich ab Mitte der 1980er schleichend, konnte aber durch die 
materiellen Zugeständnisse, die nicht zuletzt durch die Vorteile, die Frankreich 
im Rahmen der neoliberalen Integrationsweise erzielen konnte, begrenzt werden. 
Erst deren Hegemonicekrise ermöglichte esdem FN „der EU“ - die im Alltagsver- 
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stand mit den Zumutungen des Neoliberalismus in eins gesetzt war - die „Nation“ 
als Signifikant des fordistischen Wohlfahrtsstaates mit derart durchschlagendem 
Erfolgentgegenzusetzen. Wiederum mit Gramsci: „Wenn diese Krisen eintreten, 
wird die unmittelbare Situation heikel und gefährlich, weil das Feld frei ist für 
Gewaltlösungen, für die Aktivität obskurer Mächte, repräsentiert durch die 
Männer [und Frauen; L.O.] der Vorsehung oder mit Charisma“ (ebd.). 


3. Emanzipativer Aufbruch und die Durchsetzung der 
Arbeitsmarktreform durch den „Ausnahmezustand” 


Die Nuit-Debout-Bewegung zeigte jedoch, dass Hegemonickrisen offene Situa- 
tionen darstellen, in denen die Krise der Führung nicht nur durch reaktionäre, 
sondern auch durch emanzipative Kräfte genutzt werden kann. Nicht zuletzt 
aufgrund des dargestellten Krisenverlaufs in Frankreich knüpfte die Bewegung 
mit fünf Jahren Verspätung an den globalen Protestzyklus von 2011 an. Als die 
Regierung mit der Loi El Khomri erneut ein Gesetz vorstelle, das Angriffe auf 
den postfordistischen Kompromiss enthielt (weitere Lockerungdes Kündigungs- 
schutzes, Ausweitung der Höchstarbeitszeiten und Aufwertungder betrieblichen 
Aushandlungsebene auf Kosten der Branchentarifverträge), mündete dies Ende 
März 2016 in Platzbesetzungen, die sich auf mehr als 60 französische Städte 
erstreckten (Syrovatka 2016b). 

Die auf den Plätzen geäußerte Kritik richtete sich aber nicht nur gegen das 
Arbeitsgesetz, sondern auch gegen „seine Welt“ („Contre la loi travail et son 
monde“) und adressierte so unterschiedliche Formen der Ausbeutung sowie die 
Einschränkung von Grundrechten durch den verhängten Etat d’urgence. Viele 
gingen „urplötzlich von der politischen Passivität zu einer gewissen Aktivität 
[über] und [stellten] Forderungen, die in ihrer unorganischen Komplexität eine 
Revolution darstellen“ (Gramsci 1932-1934/1996: 1577f.). Unter ihnen waren, 
wie auch in den Protestbewegungen in Südeuropa, überproportional viele junge 
Prekäre mit guter Ausbildung. Gerade für diese Fraktion der Lohnabhängigen 
verlor aufgrund der Krise die neoliberale Erzählung stark an Glaubwürdigkeit, 
dass eine gute Ausbildung, Praktika und Auslandsaufenthalte sowie der Willen 
zu Wettbewerbsfähigkeit eine Chance auf Beschäftigung eröffneten. Aus „Hof- 
fenden“ (Dörre 2008) machte die Entfaltung der Krise und die Aufkündigung 
des postfordistischen Kompromisses „Enttäuschte“. 

Wie auch in den Protesten 2011 ließ sich beobachten, dass es strategische Ak- 
teure waren (z.B. Convergence des Luttes), die die Krise der Führung wahrnahmen 
und Räume öffneten, in denen jene Vernetzungen und Debatten stattfanden, die 
in der organisierten Besetzung der Pace de la Republigue in Paris mündeten (Döll 
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2016: 453). An den besetzten symbolischen Orten des Souveräns kam es - wie 
auch auf der Puerta del Sol in Madrid und dem Syntagma-Platz in Athen - durch 
den Austausch individueller Ausbeutungs- und Prekarisierungserfahrungen zur 
Herausbildungeines kollektiven Subjekts. Ein Prozess, der diesmal bereits vor der 
Besetzung im Internet stattfand: Angestoßen durch eine in kurzer Zeit von einer 
Million Menschen unterschriebenen Petition gegen das Arbeitsgesetz teilten viele 
unter dem Hashtag#WirSindMehrWert (#OnVautMieuxQueCa) ihre Erfahrun- 
gen mit den Zumutungen eines neoliberalisierten (Arbeits-) Alltags. Die darüber 
freigelegten strukturellen Herrschaftsverhältnisse beförderten die Transformation 
von Enttäuschten in Empörte. Wie in Südeuropa war die auf den Plätzen und 
durch sie konzentrierte kreative und mediale Produktivkraft entscheidend dafür, 
die „Reformpolitik“ zu delegitimieren. Das half dabei, die Gewerkschaften abseits 
der Sozialdemokratie (CGT, FO, SUD) stärker in die Offensive zu bringen, die 
schließlich auch Streiks und Blockaden zentraler Infrastruktur einleiteten. 

Dynamik, Muster, Forderungen und Protest- und Kommunikationsformen, 
aber auch die Defizite von Nuit-Debout gleichen derart stark den Bewegungen 
von 2011, dass sich nicht nur die These des expliziten Zitates (ebd.) aufdrängt, 
sondern etwas tiefer liegendes Gemeinsames: Die wettbewerbliche Durchdrin- 
gung der Welt ist so tief gehend und durchzieht nicht nur das Ökonomische, 
sondern auch die Kultur und Lebensweise, dass sich im Moment der Krise dieser 
Ordnung auch jene Protestformen gleichen, die sich gegen sie richten und in der 
mögliche alternative Formen von Gesellschaft greifbar werden. 

Ebenso gleichen sich die Präventivdispositive, die von staatlicher Seite in 
dieser Krise der Führung in Stellung gebracht werden. Den am Tag nach den 
Terroranschlägen vom 13.11.2015 verhängten Zitat d’urgence setzte die Regierung, 
obwohl sie ihn aufgrund einer völlig anderen Gefahrenlage ausgerufen hatte 
(Amnesty International 2016: 33), zur Verhängungvon Demonstrationsverboten 
für Aktivist_innen der Bewegungund Hausdurchsuchungen ohze richterlichen 
Befehl ein. Erprobt hatte sie diese Maßnahmen bereits im Rahmen des UN- 
Klimagipfels, der einige Wochen nach Ausrufung des Etat d’urgence stattfand: 
Obwohl alle kommerziellen Großveranstaltungen planmäßig durchgeführt 
wurden, untersagte die Exekutive alle Demonstrationen und stellte Klimaakti- 
vist_innen unter Hausarrest (Die Zeit, 29.11.2015). Gleichzeitig kam es gegen 
die Nuit-Debout- und Streikbewegung zu massiver Polizeigewalt, die sich unter 
anderem im hypertrophen und regelwidrigen Einsatz sogenannter nicht-tödlicher 
Waffen äußerte (Le Monde, 3.5.2016.), der zu teils schweren Verletzungen führ- 
te. Auf die Gewalt angesprochen meinte Premierminister Valls: „Es gibt keine 
Anweisung zur Zurückhaltung!“ (Ze Parisien, 19.5.2016) 

Nachdem die Zahl derer, die das Arbeitsgesetz ablehnten, auf70 Prozent gestie- 
gen war und die Gewerkschaften am 14. Juni 2016 Demonstrationen mit großer 
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Beteiligung - allein in Paris waren eine Million auf der Straße - organisieren 
konnten, untersagte das Innenministerium die für die folgende Woche geplante 
Großdemonstration in Paris unter Berufung auf den Etat d’urgence. Aufgrund 
massiver Kritik - paradoxerweise sah selbst der FN darin ein „Gefährdung der 
Demokratie“ - kam es schließlich doch zur Genehmigung einer Veranstaltung, 
die aber wenig mit dem Recht auf Versammlungsfreiheit gemein hatte: Das 
Innenministerium erlaubte eine lediglich 1,8 Kilometer lange Route, die von 
meterhohen Zäunen umgeben war und nur über Eingänge mit Personen- und 
Gepäckkontrolle erreicht werden konnte. Selbst die Polizeigewerkschaft kommen- 
tierte dies als „außergewöhnliche Maßnahmen“(Ze Monde, 23.6.2016), während 
die Demonstrant_innen auf Schildern zum Sarkasmus Zuflucht nahmen: „Das 
ist keine Demo, das ist ein Zoo.“ 

Die autoritäre Neuzusammensetzung bürgerlicher Herrschaft, das zeigt sich 
gerade auch am Beispiel Frankreichs deutlich, lässt sich aber nur durch das Zu- 
sammenspiel der nationalen und übernationalen Ebene des europäischen Staats- 
apparate-Ensembles erschließen. So waren die zentralen, durch die Loi El Khomri 
vorgesehenen, Einschnitte schon in den länderspezifischen Empfehlungen des 
Rates der EU von 2015 enthalten.” Da es sich dabei um die nahezu wortgleiche 
Übernahme von Forderungen des französischen Arbeitgeberverbandes Le Mou- 
vement des entreprises de France (MEDEF) handelt, zeigte sich dieser nach ihrer 
Verabschiedungbegeistert. Auch wenn Empfehlungen weiterhin nicht unmittel- 
bar durchsetzbar sind, hat die Beschlussfassung der New Economic Governance 
2012 der EU-Kommission ein wirkmächtiges Instrument zu ihrer Erzwingung 
in die Hände gelegt: Wenn die Kommission ein „übermäßiges Ungleichgewicht“ 
in einem Mitgliedstaat feststellt, kann sie diesen auf einen Korrekturmaßnah- 
meplan festlegen und - sollte die darin vorgesehene Wirtschaftspolitik nicht 
umgesetzt werden - Geldbußen verhängen. Die autoritäre Dimension dieses 
Instruments (Verfahren bei makroökonomischen Ungleichgewichten) erschließt 
sich nicht nur dadurch, dass dabei weder das nationale, noch das europäische 
Parlament Mitentscheidungsrechte haben, sondern auch durch den Umstand, 
dass die europäischen Verträge im Bereich der Wirtschaftspolitik im Gegensatz 
zum Defizitverfahren keine Geldbußen und keine Beschlusskompetenzen der 
Kommission vorsehen (detailliert hierzu Oberndorfer 2014). 

Hinsichtlich der Arbeitsmarktreform in Frankreich zeigt sich, dass es neben 
dem Etat d’urgence genau dieses Verfahren war, das zur Durchsetzung zum Ein- 
satzkkam. So hatte die EU-Kommission in den Jahren vor der Beschlussfassungder 
Loi El Khomri mehrfach gedroht, einen Korrekturmaßnahmeplan zu verhängen, 


2 URL: http://ec.europa.eu/economy_finance/economic_governance/macroeconomic_ 
imbalance_procedure/alert_mechanism_report/index_en.htm 
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sollte ihren Empfehlungen zur Deregulierung des Arbeitsmarktes nicht Folge 
geleistet werden.? Dass die französische Regierung aber ihr Stimmgewicht im Rat 
nicht dazu einsetzte, entsprechende Empfehlungen zu verhindern, zeigt, dass es 
sich hierbei nicht um eine Auseinandersetzungentlangdervom FN konstruierten 
Konfliktachse EU versus Nationalstaat handelt. Vielmehr setzen französische 
Kapitalverbände im Bündnis mit nationalen und europäischen Staatsapparaten, 
ein im Wege des autoritären Konstitutionalismus (ebd.) geschaffenes Instrument 
ein, um den postfordistischen Kompromiss in Frankreich aufzubrechen. 


A. Ausnahmezustand und autoritärer Etatismus: zwischen 
äußerem und innerem Feind 


Dass die Figur des „Ausnahmezustandes“ dazu eingesetzt wird, um gegen die 
(parlamentarischen) Mehrheiten Wirtschaftspolitik zu machen und im Interesse 
der „öffentlichen Ordnung |...] Kriegzu führen oder einen Aufruhr im Inneren 
niederzuschlagen“ (Schmitt 1921/1994: 1, 16), mussten die Arbeiter_innen auch 
in der großen Krise des Kapitalismus ab 1929 in ganz Europa erfahren (Obern- 
dorfer 2012a). Daher weigerten sich 1946 die linken Parteien Frankreichs auch, 
einen Ausnahmezustand in der Verfassung der IV. Republik vorzuschen (Gross/ 
Ni Aoläin 2006: 30). 

Es blieb jedoch nicht ohne Konsequenzen, dass der 1945 eingeleitete De- 
mokratisierungsprozess an den kolonialen Grenzlinien haltgemacht hatte: Als 
die algerische Unabhängigkeitsbewegung an Unterstützung gewann und die 
angewandte Gewalt zu ihrer Unterdrückung immer mehr in Widerspruch zu 
dem geriet, was in der Normalform des französischen Staates zulässig war, kam 
es trotz mangelnder Verfassungsgrundlage 1955 zur Einführung des Etat d’ 
Urgence (Dringlichkeitszustand) durch das Gesetz n° 55-385. Er ermächtigt die 
Exekutive zu weitgehenden, aber abschließend aufgezählten Maßnahmen, die 
bis auf die Zensur der Medien seit November 2015 (wie oben beschrieben) auch 
zur Anwendung kamen. Allerdings umfasst der Etat d’ Urgence keine Recht- 
setzungskompetenzen für die Exekutive und greift abseits der tief greifenden 
Einschränkung von Grundrechten nicht in die Verfassung ein. 

Viel weiter geht der Etat d'exception (Ausnahmezustand), der nach der Zuspit- 
zung der Staatskrise durch die formelle Dekolonialisierung 1958 im Rahmen der 
neuen Verfassung der V. Republik beschlossen wurde. Er sieht vor, dass der Präsi- 


dent allein dazu berechtigt ist, bei „Gefahr für die Republik“, die „erforderlichen 


3 „Kurz warnt vor "unschönen Szenen" an der Grenze‘, ots.at (23.1.2106). 
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Maßnahmen“ zu ergreifen (Art. 16 Abs. 1). Die damit gewährte Allmacht des 
Präsidenten, die exekutive „Rechtsetzung“ umfasst, muss „vom Willen getragen 
sein“, den verfassungsmäfßsigen Institutionen wieder „die Mittel zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu sichern“ (Abs. 3). 

Beim Etat d’exception handelt es sich in den Kategorien von Carl Schmitt 
um eine „kommissarische Diktatur“, die bei der Gefährdung durch innere 
oder äußere Feinde dazu berechtigen soll, die gesamte Rechtsordnung außer 
Kraft zu setzen (Voigt 2013), um die alte Ordnung wiederherzustellen. Von 
dieser unterscheidet Schmitt die „souveräne Diktatur“, die auf die Errichtung 
einer neuen Ordnung zielt. Allein für die kommissarische und die souveräne 
Diktatur verwendet Schmitt den Begriff des Ausnahmezustandes: „Denn nicht 
jede außergewöhnliche Befugnis, nicht jede polizeiliche Notstandsmaßnahme 
oder Notverordnung ist bereits Ausnahmezustand. Dazu gehört vielmehr eine 
prinzipiell unbegrenzte Befugnis [...]. Ist dieser Zustand eingetreten, ist klar, dass 
der Staat bestehen bleibt, während das Recht zurücktritt“ (Schmitt 1922/2015: 
18) 

Diese Differenzierung entspricht weitgehend der Unterscheidung zwischen 
der Normalform des kapitalistischen Staates und dem Ausnahmestaat, wie sie Ni- 
cos Poulantzas (1973: 343ff.; 1977: 102£.) vorgenommen hat. Im Ausnahmestaat 
kommt es zur weitgehenden Einschränkung oder Aufhebung jener Momente, 
die die Normalform kennzeichnen: Rechtsstaatlichkeit, Gewaltentrennung, 
Beachtung der Verfassung, auf Basis eines allgemeinen Wahlrechts miteinander 
konkurrierende Parteien. 

Während der marxistische Staatstheoretiker und Jurist jedoch davor warnt, 
dass der Einsatz von ausnahmestaatlichen Regierungstechnologien in der Nor- 
malform des Staates die Gefahr birgt, den Boden für den Ausnahmestaat zu 
bereiten (Poulantzas 1978/2002: 239), geht der autoritär-konservative Schmitt 
gegengleich vor: Um den kapitalistischen Staat, um „Dauer, Kontinuität und 
Stabilität“ vor dem Ansturm der „besitzlosen Massen“ zu retten (Schmitt 
1932/1995: 83), ist es spätestens ab 1921 Schmitts Ziel, jene staatstheoretischen 
und rechtswissenschaftlichen Argumentationen zu entwickeln, die notwendig 
sind, um das Notverordnungsrecht der Weimarer Verfassung Schritt für Schritt 
bis hin zur kommissarischen und schließlich souveränen Diktatur zu dehnen 
(Oberndorfer 2012a). 

Vor diesem Hintergrund ist esnun möglich zwischen den genannten, in Frank- 
reich rechtlich vorgesehenen Instrumenten zur Bearbeitung von Staatskrisen im 
Interesse der Wahrung der alten Ordnung zu differenzieren: Während es der 
Etat d’ Urgence ermöglicht, ausnahmestaatliche Regierungstechnologien in der 
Normalform des kapitalistischen Staates einzusetzen, handelt es sich beim Eiat 
d’exception um eine kommissarische Diktatur, die bereits Ausnahmestaat ist. 
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Eine Etablierungvon autoritären Instrumenten, die jedoch nicht den Rahmen 
der Normalform des kapitalistischen Staates sprengen, sondern ihn modifizieren, 
sodass es zu einer Symbiose der ausnahmestaatlichen mit den normalen Merk- 
malen des kapitalistischen Staates kommt (Jessop 2006: 58), beobachtete Nicos 
Poulantzas vor dem Hintergrund der Entfaltung der Krise ab 1973 und bezeich- 
nete dies als autoritären Etatismus (Poulantzas 1978/2002: 231ff; Kannankulam 
2008). Da sich viele der von Poulantzas festgestellten Tendenzen spätestens seit 
2010 beobachten lassen, habe ich 2012 vorgeschlagen den Begriff aufzunehmen 
und unter Berücksichtigung der zwischenzeitlichen Herausbildung eines euro- 
päischen Staatsapparate-Ensembles als „autoritären Wettbewerbsetatismus“ zur 
Analyse der Hegemonickrise der neoliberalen Integrationsweise heranzuziehen 
(Oberndorfer 2012b). Wie könnte nun vor diesem Hintergrund und angesichts 
der gegenwärtigen Entwicklungen in Frankreich und Europa eine Einschätzung 
der gegenwärtigen Konjunktur ausschen? 


5. Die Konjunktur von Demokratie und Autoritarismus, 
in der wir leben 


Die massive Differenzierung der europäischen Entwicklungsmodelle (Becker/ 
Jäger 2009), lässt sich nur durch ihren Zusammenhang erklären: Die (Kapital-) 
Exporte der einen ermöglichten den anderen die ständige Ausweitung ihrer 
privaten und/oder öffentlichen Verschuldung, was wiederum auf der Finanzi- 
alisierung aller Mitgliedsstaaten beruhte. Diese Entwicklungsmodelle wurden 
durch die neoliberale Integrationsweise ermöglicht und verschränkt. Die tiefe 
Verflechtungder Mitgliedsstaaten durch Waren-, (Finanz-)Dienstleistungs- und 
Kapitalströme sowie eine gemeinsame Währung verdichtete sich zum europäi- 
schen Staatsapparate-Ensemble. 

Die Entfaltung ausnahmestaatlicher Regierungstechnologien, ihre unter- 
schiedlichen Formen und ihr Zusammenhang lassen sich daher nur verstehen, 
wenn sie im Kontext dieser Europäisierungbzw. Transnationalisierung von Staat- 
lichkeit (Buckel u.a. 2014) analysiert werden. Während Krise und Arbeitslosigkeit 
Südeuropa schockartig trafen und es so sozialen Bewegungen erleichterte, die 
strukturellen Ursachen der Krise zu adressieren, verlief die Krise in Frankreich 
- und in anderen Ländern - cher als langsame Erosionskrise, die sich erst zur 
vollen Staatskrise entfaltete, als die französische Regierung dazu überging, den 
postfordistischen Kompromiss infrage zu stellen. Dementsprechend wurden Ar- 
beitslosigkeit und Abstiegsängste (Nachtwey 2016) stärker individuell erfahren, 
was es rechtspopulistischen Kräften erleichterte, Migrant_innen als Krisenur- 
sache zu rahmen und, anstatt über (transnationalisierte) Klassenverhältnisse zu 
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sprechen, „der EU“ die „Nation“ als Signifikant des fordistischen Wohlfahrts- 
staates entgegenzustellen. Dass aber auch in dieser Anordnungbzw. Verlaufsform 
der Hegemoniekrise die Chance für eine Refokussierung auf die demokratische 
und soziale Frage besteht, bewies die Nuit-Debout-Bewegung. 

Auch die Entwicklungen in Frankreich bestätigen das Muster des autoritären 
Wertbewerbsetatismus. Die Entfaltung der großen Krise des Kapitalismus in 
Europa hat eine Hegemonickrise der neoliberalen Integrationsweise nach sich 
gezogen, die gleichzeitig Ausdruck und Ursache der Krise der in ihr verschränkten 
Entwicklungsmodelle ist. Das relative Austrocknen der Export- und Verschul- 
dungskanäle hat die Spielräume für materielle Zugeständnisse massiv verkleinert 
und die Ausstrahlungskraft zentraler Projekte schwinden lassen. Um dennoch 
sicherzustellen, dass die Herrschaftsverhältnisse im Kern nicht infrage gestellt 
werden, kommt es zu einer zunehmenden Ersetzung des wegbrechenden Kon- 
senses durch Zwangin Form von ausnahmestaatlichen Regierungstechnologien 
(hierzu ausführlich Oberndorfer 2016). 

Wie sich anhand von Frankreich zeigen lässt, werden aufgrund der räumli- 
chen Neuanordnung von Herrschaft auch die Präventivdispositive gegen ihre 
Infragestellung auf unterschiedlichen Ebenen eingerichtet. Ökonomische Bau- 
steine der Krisenpolitik, wie etwa die zur Durchsetzungder Arbeitsmarktreform 
eingesetzte New Economic Governance, wurden auf der europäischen Ebene des 
Gesamtensembles verankert, da die strukturellen Selektivitäten dieses Terrains es 
erschweren, diese Politiken zu beeinflussen bzw. infrage zu stellen (Wigger/Horn 
2013: 202£.). Eine Herrschaftsstrategie, die mit den führenden Kapitalfraktionen 
korrespondiert: So meinten die Analyst_innen großer Investmentbanken zuletzt, 
dass der „tiefer werdende Graben zwischen den Reichen und den Armen“ mit der 
Gefahr eines “anti-establishment backlash“ von „links oder rechts“ einhergehe 
(The Guardian, 28.6.2016). 

Umgekehrt ermöglichen die ausnahmestaatlichen Regierungstechnologien 
— wie das Vorgehen der Exekutive im Rahmen des Etat d’urgence zeigt - eine 
Neuzusammensetzung der direkt-repressiven Apparate, die auf der nationalstaat- 
lichen Ebene des europäischen Staatsapparate-Ensembles angesiedelt sind, da 
diese immer noch das zentrale Terrain von sozialen Bewegungen bildet (Caceres/ 
Oberndorfer 2013). Dadurch kommt es zu einer massiven Einschränkung von 
Grundrechten, die - mit Poulantzas (1978/2002: 202) gesprochen — „man erst 
wirklich schätzen lernt, wenn sie einem genommen werden“. 

Allerdings stellen der Etat d’urgence und der Beschluss einer Notstandsver- 
ordnung zur Beschränkung des Asylrechts in Österreich eine neue Qualität 
innerhalb des autoritären Wettbewerbsetatismus dar. Während sich die bisherige 
Politik in der Hegemonickrise des Neoliberalismus unter einem szillen „Rekurs 
aufden Ausnahmezustand“ (Böckenförde 2010) vollzog, scheint es nun verstärkt 
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zu einer expliziten Beschlussfassung von Notstandsmaßnahmen zu kommen, 
die darauf zielen, Grundrechte auch dann zu verwehren, wenn der Zugang zu 
Rechtschutzverfahren erstritten werden kann. 

Diese Entwicklung hat meines Erachtens zwei Dimensionen. Zum einen ant- 
wortet sie auf eine reale Herausforderung der herrschenden Verhältnisse: Die 
Stärke der Migrationsbewegung im Jahr 2015 setzte das europäische Grenzregime 
zeitweilig außer Kraft. Wäre sie nicht durch zunehmend nackte Gewalt an den 
und jenseits der Grenzen gestoppt worden, hätte sie mit der Zeit die Verteilungs- 
kämpfe zugespitzt und die Regierbarkeit aus neoliberaler Perspektive infrage 
gestellt. Die Notverordnung stellt daher eines jener Gewaltmomente dar, mit 
denen die partielle Aufhebung der Teilungder kolonialen Welt in Abteile (Fanon 
1966: 31) zurückgedrängt werden soll - es werde zu „unschönen Szenen“ an der 
Grenze kommen, meinte dementsprechend der österreichische Außenminister.‘ 
Mit dem französischen Frühlingkam erstmals in einem der ökonomischen Kern- 
länder der EU eine massive Bewegung in Gang, die mit der Gefahr einherging, 
die EU-Krisenpolitik noch grundlegender als ihre griechischen, portugiesischen 
und spanischen Vorläufer infrage zu stellen. 

Doch die explizite Setzung von Notstandmaßnahmen ist nicht nur eine Ant- 
wort aufreelle Herausforderungen der Herrschaft. Vielmehr stellt die Anrufung 
der Figur des „Ausnahmezustandes“ einen Versuch dar, jene symbolische Auf- 
ladung zu mobilisieren, die mit ihm historisch verbunden ist. Durch ihn sollen 
Muslim_innen, Migrant_innen und die widerständigen Empörten als „äußere“ 
und „innere“ Feinde markiert werden - zu einer Bedrohung der Sicherheit der 
Nation, die nur mit nackter Gewalt bekämpft werden kann. 

Darin spiegeln sich die Versuche wider, die wegbrechenden materiellen Zu- 
geständnisse durch einen national-popularen Konsens auf ideologischer Ebene 
auszugleichen: „Herrschaft lässt sich im imperialen Zentrum nicht auf Dauer 
ohne den Konsens der Subalternen aufrechterhalten. Dass die Suche nach neuen 
Ressourcen popularer Zustimmung bereits begonnen hat, lässt sich derzeit da- 
ran erkennen, dass offen rassistische Diktionen und Narrative vermehrt in den 
ofhziellen Diskurs Einzug halten [...]. Das Begehren nach einem guten Leben, 
das angesichts der allgegenwärtigen Spar- und Restrukturierungsprogramme 
immer weniger möglich und wahrscheinlich wird, findet Ersatzbefriedigung in 
der Identifikation mit dem ‘Ganzen’“ (Oberndorfer 2012b). 

Zur Produktion des „kollektiven Narzißmus“ (Adorno 1959/2003) erfolgt 
eine Abgrenzung von den „faulen Südländern“, Migrant_innen und Muslim_ 
innen, die durch die herrschende Politik verstärkt den „weißen“ Subalternen 


4 „Kurz warnt vor „unschönen Szenen“ an der Grenze“, ots.at (23.1.2106). 
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und Abstiegsgefährdeten als „Feinde“ untergeschichtet werden. In Form eines 
psychologischen Lohnes (Du Bois 1998: 711) soll so die uns umgebende Fab- 
rik des Unglücks etwas erträglicher gemacht werden. Da der Konsens für ein 
„weiter wie bisher“ zunehmend verloren geht, wird der Rassismus Schritt für 
Schritt zur letzten - und damit umso bedrohlicheren - Stabilitätsreserve des 
Neoliberalismus. 

Durch die sich so ständig beschleunigende Maschine der Gewalt werden 
Grundrechte - vor allem von Migrant_innen und Muslim_innen - mehr und 
mehr durch ausnahmestaatliche Regierungstechnologien infrage gestellt. Da 
die herrschenden Staats- und Demokratietheorien Autoritarismus aufgrund 
ihres Zuschnitts nur jenseits Europas oder in der Zukunft als Bedrohung durch 
rechtspopulistische Machtergreifung verorten, muss die gegenwärtige autoritäre 
Wende innerhalb der „liberalen“ Institutionen außerhalb ihrer Wahrnehmung 
bleiben oder wird billigend in Kaufgenommen, um „Schlimmeres“ zu verhindern. 

Während die Autoritarisierung verschwiegen oder nach außen projiziert wird, 
wird durch die Normalisierung ausnahmestaatlicher Regierungstechnologien 
innerhalb der Normalform des Staates Rechtsstaatlichkeit durchbrochen, die 
Exekutive gegenüber den nationalen Parlamenten und dem europäischen Parla- 
ment aufgewertet und werden Präventivdispositive ein- und ausgebaut. Das hat 
zur Konsequenz, dass der Bruch zum Ausnahmestaat nicht von außen vollzogen 
werden muss, sondern sich „im Inneren des Staates entlang von Nahtlinien [voll- 
ziehen könnte], die in seiner gegenwärtigen Konfiguration längst vorgezeichnet 
sind“ (Poulantzas 2002: 239). 

Doch die Entfaltungausnahmestaatlicher Regierungstechnologien folgt nicht 
der Logik eines linearen Verfalls der Demokratie. Der autoritäre Wettbewerbse- 
tatismus, das beweist der französische Frühling, ist Stärkung und Schwächung 
des Staates. Obwohl sein „autoritärer Etatismus erschreckend real ist“ (ebd. 233) 
provoziert er gleichzeitigeine „wahrhaftige Explosion demokratischer Ansprüche“ 
(ebd.: 277) und verweist dadurch auf die Herbeiführung des wirklichen Aus- 


nahmezustandes vom Normalzustand der Herrschaft über Mensch und Natur. 
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Der Heidi-Komplex 


Gender, Feminismus und der Ekel vor der „Gleichmacherei” 


1. Einleitung 


Im Jahr 1880 veröffentlichte die Schweizer Schriftstellerin Johanna Spyri Heidi. 
Das Buch wurde kurz darauf zum internationalen Erfolg, denn es kam zum 
richtigen Zeitpunkt: In vielen europäischen Ländern verbreitete sich während 
des Fin de Siecle ein antimoderner Zeitgeist. Beklagt wurde ein gesellschaftlicher 
Wertezerfall, die Zerstreuung der traditionellen Kultur, der Geschlechterordnung 
und der nationalen Identität. Der um sich greifende Kulturpessimismus war eine 
Absage an den Fortschritt, an Aufklärungund Emanzipation - insbesondere an 
die Emanzipationsbestrebungen der Juden und Jüdinnen, aber auch der Frauen. In 
Kunst und Literatur gedich die Sehnsucht nach Romantik und Heimat, völkische 
Weltanschauungen wurden zunehmend populär. 

Die Heidi-Geschichte entfaltet das Grundmotiv des Völkischen, die Idee 
nämlich, es gebe so etwas wie einen natürlichen, rundum harmonischen Urzu- 
stand. Heidis Begegnung mit der modernen, urbanen Welt wird von Spyri als 
traumatische Erfahrung beschrieben. Heidi ist nämlich nicht auf der Suche, sie 
wird nicht erschüttert durch die Möglichkeit eines anderen Seins oder Anders- 
Seins, vielmehr will sie zurück in das verlorene Paradies. Die weite Welt bringt 
keine Veränderung, sondern bestätigt das Mädchen in dem, was es ist. Und so 
kehrt Heidi zurück in die Berge und kümmert sich für den Rest ihres Lebens 
um zwei alte Männer. 

Die Geschichte ist bis heute populär, millionenfach verkauft, unzählige Male 
verfilmt. Heidi ist zwar kein aggressives Blut- und Boden-Stück, das Fazit aber 
unmissverständlich: Natur ist gut, Kultur und Zivilisation schlecht. Heidi steht 
für das, was Adorno „Selbstidentität“ nannte: für die Sehnsucht danach, dass 
Gefühl, Denken und Erleben übereinstimmen und nicht irritiert werden durch 
die Möglichkeit des Andersseins, der Veränderung. 

Shulamit Volkov (1990) und Ute Planert (1998) haben gezeigt, wie sich der 
antimoderne Zeitgeist gegen Ende des 19. Jahrhunderts sowohl mit Antisemitis- 
mus als auch mit Antifeminismus verband. Juden- wie auch Frauenemanzipation 
wurden für den Zerfall von Einheit und Reinheit verantwortlich gemacht; sie 
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repräsentierten die verhassten demokratischen Institutionen, Intellektualität, 
Urbanisierung; nicht zuletzt gab man ihnen die Schuld an der Verweichlichung 
der Männer und damit an der Schwächung der Nation. 

Geschichte wiederholt sich bekanntlich nicht. Gleichwohl weisen die aktuellen 
Entwicklungen und Debatten im europäischen Raum einige Parallelen zum 
Antimodernismus des Fin de Siecle auf. Auch heute wird vielfach ein Wertezerfall 
beschworen und damit die Vorstellungverbunden, es gäbe so etwas wie eine natür- 
liche, also vorgesellschaftliche, vorpolitische Ordnung, die nun durch äußere und 
innere Feinde korrumpiert werde - zum Beispiel durch „die Lügenpresse“, „die 
Scharia“, „den Staat“, „Flüchtlinge“ oder durch Feminismus und Gleichstellung. 

Der vorliegende Text beschäftigt sich mit dem Feindbild „Genderismus“. Unter 
diesem Begriff! werden derzeit Feminismus, Gender Mainstreaming, Gender 
Studies sowie LGBT+-Organisationen pauschal diskreditiert. In den vergangenen 
Jahren haben sich europaweite Allianzen aus dem christlich-fundamentalisti- 
schen, rechtsnationalistischen sowie bürgerlichen Lager formiert, die „Genderis- 
mus“ als „Gleichstellungs-Exzess“, „Homosexualisierung‘, „Pseudowissenschaft“ 
oder „Umerziehungsprogramm“ bekämpfen. Beschworen wird ein dystopisches 
Szenario, in dem ein elitärer Staat - oder wahlweise die EU - die Bürger_innen 
manipuliert. 

Was macht Gender derart kontrovers? Weshalb formulieren Journalist_innen 
in den Feuilletons Polemiken, gehen „besorgte Bürger“ gegen sexuelle Vielfalt 
auf die Straße? Jene, die diffamieren, haben durchaus verstanden, was Gender 
impliziert, nämlich ein postnaturalistisches, postessentialistisches Verständnis 
von Geschlecht. Der Begriff Gender verunsichert, denn er hinterfragt das Apri- 
ori einer gegebenen, unveränderlichen Essenz der Geschlechterunterschiede. 
Damit ist die Einsicht verbunden, dass Menschen zu bestimmten „Männern“ 
und „Frauen“ werden - in lebenslänglich andauernden komplexen Dynamiken, 
die weder auf Natur noch auf Kultur reduziert werden können, mit der Schluss- 
folgerung, dass Lebensweisen nicht feststehen, sondern veränderbar sind. Gegen 
diese Vorstellung wehren sich die Gender-„Kritiker_innen“. 

Im vorliegenden Text skizziere ich einige der zentralen antigenderistischen 
Argumentationsmuster und frage, welche Ursprünge und gesellschaftspolitischen 
Funktionen die neuen Anfeindungen haben und weshalb sie derzeit wieder viru- 
lent werden. Im Anschluss an gemeinsame Forschungsarbeiten mit Andrea Mai- 
hofer bezicht sich mein Untersuchungsmaterial vor allem auf Schweizer Medien 


(vgl. Maihofer/Schutzbach 2015). Die Phänomene sind jedoch in Deutschland 


1 Der Begriff „Genderismus“ ist eine diffamierende und pauschalisierende Zuschreibung 
und keine Selbstbezeichnung wie etwa Feminismus (vgl. Hark/Villa 2015). Ich verwende 
den Begriff im Text in kritischer Distanzierung. 
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undanderen europäischen Ländern ähnlich (vgl. Hark/Villa 2015; Frey u.a. 2014) 
und meine Ausführungen lassen sich durchaus als eine allgemeine Einschätzung 
antigenderistischer Diskurse verstehen. 

Die von Maihofer und mir (2015), aber auch von anderen (vgl. Hark/Villa 
2015), formulierte These besagt, dass eine Verschiebung vom Antifeminismus 
zum Antigenderismus stattgefunden hat und mithin eine Erweiterung.des Feind- 
bildes. Die Gründe dieser Verschiebung sind vielfältig, einer dürfte sein, dass 
der klassische Antifeminismus, der Frauen als minderwertig und deshalb nicht 
gleich an Rechten begreift, heute politisch nicht mehr opportun bzw. mehr- 
heitsfähig ist (Maihofer/Schutzbach 2015). Dass Männer und Frauen formal 
gleichgestellt sind, wird weithin akzeptiert. Wenn eine offensive Infragestellung 
der gesetzlichen Gleichheit nicht mehr möglich ist, werden die ‘natürlichen’ 
Geschlechterdifferenzen wieder relevant gemacht und dadurch fortbestehende 
Ungleichheiten legitimiert. 

Im ersten Teil skizziere ich zunächst einige antigenderistische Argumenta- 
tionsmuster, weiter versuche ich einige zeitdiagnostische Einschätzungen zu 
der Frage, weshalb Antigenderismus gerade jetzt so stark ist. Im Anschluss an 
Siri (2015) skizziere ich die These, dass Antigenderismus ein gemeinsamer und 
verbindendender Nenner für verschiedene rechtskonservative und neoliberale 
Kräfte ist. 


2. Argumentationsmuster? 


Die Verschiebungzum Antigenderismus bedeutet nicht, es gäbe keinen Antifemi- 
nismus mehr. Auch dieser ist nach wie vor präsent, häufigsind beide Phänomene 
argumentativ miteinander verwoben. Mit dem Antigenderismus findet aber eine 
Akzentverschiebung statt, die spätestens mit der 4. Weltfrauenkonferenz in 
Peking (1995) einsetzte. Auf dieser Konferenz wurde der Begriff Gender erstmals 
in internationale Beschlüsse aufgenommen. Dies löste zahlreiche Einwände aus, 
die weiterhin vorgebracht werden. Grob lassen sich drei Argumentationsmuster 
herauskristallisieren: Erstens wird das Bedrohungsszenario der Vervielfältigung 
der Geschlechter und darin die Gefahr einer „Homosexualisierung“ der Gesell- 
schaft beschworen; zweitens und scheinbar im Widerspruch dazu werden sowohl 
Gender Mainstreaming als auch die Gender Studies einer programmatischen 
„Gleichmacherei“ bezichtigt, und drittens wird die Geschlechterforschung als 
„unwissenschaftlich“ und „ideologisch“ diskreditiert. 


2 Eshandelt sich beim Folgenden um Ausschnitte aus der Diskursanalyse von Maihofer/ 
Schutzbach (2015), ausführlich in Hark/Villa (2015). 
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2.1 Vervielfältigung und Gleichmacherei: Zwei Seiten eines Arguments 


Das Argument der Vervielfältigung ist seit Peking zentral und erfährt heute vor 
allem bei christfundamentalistischen Kräften wieder Aufschwung. Der Vatikan 
versuchte damals vehement zu verhindern, dass Gender in die internationalen 
Dokumente und damit Eingang in die internationale Politik findet. Gender, so die 
Argumentation, stelle die Natürlichkeit der heterosexuellen Zweigeschlechtlich- 
keit infrage und somit die „Verbindung zwischen Weiblichkeit und Mutterschaft 
als natürliche und gottverordnete Notwendigkeit“ (Butler 2009: 292). In Gender 
vermutete man einen „Code für Homosexualität“ (ebd.). Das klingt bis heute 
ähnlich: Die „Gender-Ideologie“ ziele, wie es in der Petition „Kein Gender im 
Lehrplan 21“ (2014) heisst, auf die „Dekonstruktion der natürlichen Geschlech- 
terordnungund das Aufbrechen der heterosexuellen Norm“. Entsprechend warnt 
auch der Churer Bischof Huonder (2013), „Genderismus“ betrachte „jede sexuelle 
Praxis (lesbisch, schwul, bisexuell, transsexuell) als gleichwertig mit der Hetero- 
sexualität“. Huonder zufolge handelt es sich um einen fundamentalen „Angriff 
auf Ehe und Familie als die tragenden Strukturen unserer Gesellschaft“. 


2.2 Gender Mainstreaming als Ideologie der „Gleichmacherei” 


Vermeintlich gegenteilig funktioniert (vor allem in den Medien) das Argument 
der „Gleichmacherei“. Im Unterschied zur Vervielfältigung wird das Szenario 
einer Gleichschaltung gezeichnet: „Genderismus“ leugne die biologischen Un- 
terschiede zwischen Mann und Frau und mache die Geschlechter gleich. Die 
Vertreter_innen der Gleichmacherei-Ihese stellen Gender unter den Verdacht des 
Totalitarismus und inszenieren sich selbst als Tabubrecher, die Emanzipations- 
Bestrebungen als „übertrieben“ und „extremistisch“ entlarven. „Genderismus“ 
wolle - so zum Beispiel die Autorin Birgit Kelle, Publizistin und Autorin von 
Gendergaga (2015) oder Dann mach doch die Bluse zu (2013) (vgl. Kemper 2014) 
- mehr als bloß rechtliche Gleichstellung, es handle es sich um einen „aus dem 
Ruder gelaufenen Feminismus“. Wie es der Blogger Stefanolix (2013) formuliert: 
„Kein überzeugter Demokrat kann das Rad der Geschichte zurückdrehen wollen. 
Deshalb ist ein Feminismus im Sinne des Eintretens für die Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern auch heute notwendig“. Entschieden zurückgewiesen 
wird dagegen „die Absurdität eines Genderismus“ (ebd.): in „ihrer Absolutheit 
geht die Genderideologie weit über den Feminismus hinaus“ (Kaufmann-Eggler 
(2014). Hier zeigt sich die Verschiebungzum Antigenderismus: Feminismus, der 
bislang die Zielscheibe von Angriffen war, wird sogar zu einem bedeutsamen 
gesellschaftlichen Entwicklungsschritt stilisiert oder zumindest als geringeres 


Übel angesehen (vgl. Hark 2014). 
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Exemplarisch ist der Artikel von Markus Somm (2014) in der Basler Zei- 
tung „Mann und Frau sind gleich, gleicher, am gleichsten“.” Somm wirft der 
Geschlechterforschung vor, sie bewege sich „im Mikrokosmos der angeblichen 
“Geschlechterungerechtigkeiten’“. Die wirklich „schwerwiegender Diskriminie- 
rungen“ seien längst beseitigt, Gleichstellung erreicht. Deshalb sei Forschung 
dazu heute überflüssig. Somm zufolge sind die verbleibenden Unterschiede nicht 
gesellschaftlich, sondern natürlich bedingt (ebd.). Es sei deshalb „totalitär“, wie 
„diese Wissenschaftler den Menschen neu formen wollen: einen Frankenstein 
ohne Geschlecht“, eine Gesellschaft, in der es nicht „sein darf, dass ein Mädchen 
lieber mit Puppen spielt“ (ebd.). Der Autor konstruiert ein totalitäres Umerzie- 
hungsprogramm und setzt sich demgegenüber als Verteidiger der Freiheit in 
Szene: Gleichstellung bezeichnet er zwar als ein selbstverständliches „liberales 
Anliegen“, aber „we like to differ, und das betrifft auch Mann und Frau“, und nicht 
zuletzt sei es „keine Staatsaufgabe, Unterschiede zwischen den Geschlechtern 
einzuebnen“ - zumal „dies kaum möglich sein dürfte“ (cbd.). 

Bei genauer Betrachtung erweist sich das Plädoyer für Differenz („we like 
to differ...“) gerade nicht als Bekenntnis zu Verschiedenheit und Vielfalt. Viel- 
mehr fungiert diese Form des Antigenderismus als Einfallstor dafür, scheinbar 
natürliche Unterschiede zwischen Männern und Frauen wieder festzuklopen 
und so traditionelle gesellschaftliche Ungleichheiten und Diskriminierung zu 
legitimieren. Das Argument der „Gleichmacherei“ und jenes der „Vervielfälti- 
gung“ sind, genau beschen, also zwei Seiten einer Medaille. Im Unterschied zu 
den päpstlichen Forderungen, die traditionelle Ehe zu retten, geht der Diskurs 
der „Gleichmacherei“ allerdings geschickter vor, weil er weniger offensichtlich 
argumentiert und sich liberal gibt. 

Insgesamt zeigt sich in beiden Argumentationsweisen eine Naturalisierungder 
Geschlechterdifferenz und mithin ein Herrschaftsmechanismus, der wesentlich 
zur Festigung und Reproduktion der bürgerlich-patriarchalen Geschlechterver- 
hältnisse beiträgt (Goffman 1994). Teil dieser Naturalisierung sind auch Diskur- 
se, die eine scheinbare Krise der Männlichkeit ausrufen. In der Gleichstellung der 
Geschlechter wird eine Schwächung des Männlichen vermutet. Selbst etablierte 
Medien bedienen den Diskurs, dass Männer keine Männer mehr sein dürfen, 
dass sie die „Verlierer des Feminismus“ seien, und verankern diese Mär nachhaltig 
im kulturellen Bewusstsein. Häufig unterstützt dieser Diskurs Sehnsüchte nach 
einer autonomen, natürlich überlegenen Männlichkeit, dem Mann als „Schöpfer 
der Kultur“ (Walter Hollstein zit. n. Emma 2012; kritisch vgl. Kemper 2012; 
Claus 2014). 


3 Die Basler Zeitung ist eine einflussreiche Tageszeitung und in Besitz der rechten Schwei- 


zerische Volkspartei, SVP. 
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Pierre Bourdieu nennt den Bezug auf eine natürliche männliche Differenz 
eine erfolgreiche „geschichtliche Verewigungsarbeit“, mit der eine „fortdauernde 
(Wieder-)Herstellung der objektiven und subjektiven Strukturen der männli- 
chen Herrschaft“ gewährleistet wird (Bourdieu 2005: 144). Aufrechterhalten 
wird Macht, ungleiche Verteilung materieller und symbolischer Ressourcen und 
Privilegien sowie schließlich auch „eine bestimmte soziale Organisation der Fort- 
pflanzung“ (Hirschauer 1994: 689). 

Neben der alt bekannten Naturalisierung zeigt sich aber auch ein „neuer“ 
Mechanismus: Installiert wird der Mythos, Gleichstellung sei längst erreicht, 
und esbedürfe keiner weiteren Maßnahmen (Maihofer/Schutzbach 2015). Diese 
Argumentation macht es nicht zuletzt möglich, eine Grenze zu ziehen gegenüber 
emanzipatorischen Anliegen: bis hierher, aber nicht weiter, jetzt reicht es malmit 
der Emanzipation. Hier wird auch verständlich, weshalb die Geschlechterfor- 
schung.diskreditiert werden muss, belegt sie doch wissenschaftlich die fortbeste- 
henden Ungleichheiten und Diskriminierungen und damit Handlungsbedarf. 
Nicht zuletzt konstruiert der Diskurs der Gleichmacherei einen folgenschweren 
Unterschied zwischen formaler und materieller Gleichstellung. Gleichstellung 
wird aufeine rein formale Gleichstellungreduziert, die zatsächliche und materielle 
Umsetzung durch den Staat als übertrieben dargestellt. Dabei wird unterschlagen, 
dass die meisten europäischen Verfassungen keineswegs nur rechtliche Gleichheit 
formulieren, sondern auch das Ziel, Gleichstellungzarsächlich herzustellen. Staat 
und Gesellschaft haben ausdrücklich die Aufgabe, für die materiellen und gesell- 
schaftlichen Bedingungen zu sorgen, unter denen Menschen ihre Möglichkeiten 
auch realistisch umsetzen können (ebd.). 

Das Argument der Gleichmacherei erfolgt immer häufiger auch zusammen 
mit der Diskreditierung der sogenannten Political Correctness und einer Ab- 
wertung oder Karikierung von Opfern. Akteur_innen aus den Gender Studies, 
LGBT+-Organisationen oder Feministinnen werden der Opfer-Ideologie, des 
„Opferautoritarismus“ (Scheu 2016) bezichtigt und beschuldigt, ihre Anliegen 
auf autoritäre Weise zu vertreten. Ideen von Gleichheit und Gerechtigkeit wer- 
den dabei pauschal des Totalitarismus verdächtigt und als demokratiefeindlich 
gebrandmarkt. An sich harmlose Anliegen - wie beispielsweise Transgender- 
Toiletten zu bauen oder eine inklusive Sprache zu fördern - gelten als gefährlich. 
Der inflationäre Gebrauch des Totalitarismus-Vorwurfs hat - so meine These 
- die verheerende Folge, dass zwischen tatsächlich totalitären Forderungen (zum 
Beispiel nach „national befreiten Zonen“) und solchen, die zum Beispiel mehr 
Gerechtigkeit für bestimmte Menschen einklagen - nicht mehr unterschieden 
werden kann. Sämtliche Vorstöße, die Gesellschaft zu verändern, gelten glei- 
chermaßen als gefährlich. Carolin Emcke sagt dazu treffend, Liberale müssten 
sich vorwerfen lassen, dass sie mitgelacht haben, als es Mode wurde, eine auf die 
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Herstellung tatsächlicher Gleichberechtigung verpflichtete Politik dem Spott 
preiszugeben. „Es gab in den letzten Jahren ein zunehmend artikuliertes Unbe- 
hagen, ob es nicht doch langsam etwas zu viel sei mit der Toleranz, ob diejenigen, 
die anders glauben, anders aussehen oder anders lieben, nicht langsam auch mal 
zufrieden sein könnten“.* 


2.3 Wissenschaftsfeindlichkeit 


Zuletzt möchte ich auf die Kritik an den Gender Studies als Wissenschaft ein- 
gehen. Diese Kritik ist zunächst Ausdruck eines zunehmenden Antietatismus: 
Gender wurde in den vergangenen Jahrzehnten als Konzept institutionalisiert; es 
ist Teil der politischen Institutionen geworden, die Geschlechterforschung ist als 
Wissenschaft anerkannt. Dies macht „Genderismus“ zum geeigneten Feindbild 
antietatistischer Rhetorik (wie, dass hier Steuergelder verschwendet werden usw.). 

Zentral ist dabei der Vorwurf, Gender Studies seien unwissenschaftlich (vgl. 
Frey u.a. 2014) und damit ideologisch. Die Unwissenschaftlichkeit wird vor allem 
an der angeblichen Weigerungder Geschlechterforschungfestgemacht, natürliche 
Unterschiede zwischen den Geschlechtern anzuerkennen. Geleugnet würde die 
Existenz „angeborener Unterschiede zwischen den Geschlechtern“ (Schär 2014: 
2), die Erkenntnisse der Geschlechterforschung seien nicht naturwissenschaftlich 
„nachgewiesen“. Gewarnt wird deshalb vor einer „genderistischen Wirklichkeits- 
blindheit“, vor einer Leugnung der Realität überhaupt. 

Wissenschaftlich ist in dieser Perspektive nur, was vermeintlich naturwissen- 
schaftlich ist. Plädiert wird für eine Wissenschaft, die das, was faktisch vorgefun- 
den wird, als Realität an sich definiert, und somit als Beleg, dass das Vorgefundene 
erstens schon immer so war, zweitens immer so sein wird, drittens sich Gesellschaft 
gemäß einem biologischen Automatismus abspult und viertens aus dem ‘So sein’ 
auch auf das ‘Sollen’ geschlossen werden kann. Wissenschaft muss aus dieser 
Sicht ein für alle Mal beweisen, was wahr und was falsch ist.’„Genderistische“ 
Vorwürfe zeigen ein Verständnis von Wissenschaft, das Wissenschaft nicht als 
einen kontinuierlichen Prozess der Wahrheitssuche begrüßt, sondern vielmehr 
Eindeutigkeit fordert - statt unterschiedlicher Blickwinkel, Interpretationen 
oder Lesarten. Dies ist letztlich eine Absage an Ambiguität und Komplexität, 
eine Absage an kritische Reflexion. Ein solches Verständnis von Wissenschaft 
spiegelt eine antiintellektuelle, ja autoritäre Geisteshaltung (Maihofer/Schutz- 
bach 2015). Besonders deutlich zeigt sich dies, wenn auf Alltagserfahrungen oder 


4 „Wieentsteht die Verachtungganzer Klassen von Menschen?“, URL: faz.net (1.11.2016) 
5 Auch die Naturwissenschaften vertreten in der Regel kein solch deterministisches Wis- 
senschaftsverständnis mehr. 
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den „gesunden Menschenverstand“ gepocht wird: „Ich sehe doch, dass Mädchen 
Puppen mögen“. Wissenschaft wird demnach nur dann akzeptiert, wenn sie die 
Vertrautheit der Alltagserfahrung, was nachvollziehbar ist und bereits gewusst 
wird, bestätigt. Eine differenzierte Analyse wird zugunsten der beruhigenden 
Vertrautheit des Alltagswissens zurückgewiesen. 

Derartige Angriffe erfährt bekanntlich nicht nur die Geschlechterforschung, 
sondern auch andere Sozial-, Kultur- und Geisteswissenschaften sind ihnen aus- 
gesetzt. So lässt sich im Zuge neoliberaler Transformation beobachten, dass ein 
positivistisch naturwissenschaftliches Wissenschaftsverständnis wiedererstarkt 
ist. Braidotti (2014: 10) beschreibt diese Entwicklung als „theoriefeindlich“. 
Darin zeige sich die „Ideologie der freien Marktwirtschaft“, die den „Antiin- 
tellektualismus zu einem hervorstechenden Zug unserer Zeit macht“. Anders 
formuliert: Kritische Theorie muss abgelehnt werden, weil sie die gesellschaftliche 
„Gemachtheit“ von Ungleichheit aufzeigt. Genau dafür willder Markt aber keine 
Verantwortung übernehmen. 

Es ist also kein Zufall, dass die Geschlechterforschung im Neboliberalismus in 
die Schusslinie gerät. Auch deshalb nicht, weil gerade die Frauen- und Geschlech- 
terforschung das herkömmliche Verständnis von Wissenschaft grundlegend 
herausfordert. Neben einer Reihe anderer kritischer Wissensprojekte wie die 
Queer- oder die Postcolonial Studies formuliert(e) die Geschlechterforschung 
besonders explizite Kritiken sowohl an der Wissenschaftspolitik als auch an 
herkömmlichen idealistischen Vorstellungen von Rationalität, Objektivität und 
Wahrheit. Sie macht dabei nicht nur die vergeschlechtlichte Verfasstheit von 
Wissenschaft sichtbar, sondern trägt auch dazu bei, kritische Selbstreflexion als 
Wissenschaftsstandard zu etablieren. 

Im Anschluss an Foucaults Thesen zum „Nexus von Macht-Wissen“ (Foucault 
1992: 33) wird in den Angriffen aufdie Gender Studies die Deutungshoheit über 
Wissen als zentrale Macht- und Herrschaftstechnik bürgerlicher Gesellschaften 
deutlich. Indem eine (naive) Trennung von Wahrheit einerseits und Ideologie 
andererseits reklamiert wird, kann eine bestimmte Sicht auf Wahrheit verteidigt, 
jadie Macht über Wahrheitsproduktion überhaupt beansprucht werden. Beharrt 
wird auf der Vorstellung, die Wirklichkeit „an sich“ sei objektiv beschreibbar - 
und man selbst im Besitz dieser Wahrheit, ein Gestus, den Iheweleit (2015: 140) 
als Diskurs des „Rechthabens“ bezeichnet. 


3. Gender, Rechtsnationalismus und die politische Mitte 


Es ist kein Zufall, dass das Pochen auf „Natur“ in einer Zeit an Brisanz gewinnt, 
in der sich völkische Ideen wieder ausbreiten. Aktuell ist zu beobachten, dass 
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ein „aggressiver Harmoniewunsch“ (Keil 2015) wieder erstarkt, in dem das so- 
genannte Volk als organisches Ganzes imaginiert wird, das „vom Rest der Welt“ 
bedroht wird. Ob bei Pegida oder der SVP, konstruiert wird eine Übermacht der 
„Gutmenschen‘“, „Gender-Elite“, der „Politikerkaste“ oder der EU. Diese Ängste 
sind nicht neu und Forderungen, das Volk zu „befreien“ - vom Staat, von der 
Wissenschaft oder von emanzipierten Frauen — wurden erstmals von den völki- 
schen Vordenkern zu Beginn des 20. Jahrhunderts gestellt. Ihnen schwebte dabei 
keineswegs ein egalitäres Gemeinschaftsmodell vor: Das freie Volk zeichne sich 
gerade durch Ungleichheit aus, konkret: durch die Minderwertigkeit von Frauen 
oder bestimmter „Rassen“, wie der antisemitische Schriftsteller und Kulturkri- 
tiker Julius Langbehn 1922 schrieb: „Gleichheit ist Tod, Gliederung ist Leben“ 
(zit. n. Keil 2015). Lang (2015) hat gezeigt, dass auch die Essentialisierung von 
Geschlecht für diese hierarchisierten völkischen Vorstellungen konstituierend 
waren und sind. 

Dass solche Weltanschauungen heute wieder Erfolghaben, liegt unter anderem 
- so meine These - an ihrer erfolgreichen Verknüpfung mit neoliberalen, das 
heißt scheinliberalen Terminologien, wie ich sie am Beispiel der vermeintlichen 
„Gleichmacherei“ aufgezeigt habe: Reaktionäre Weltanschauungen erklären hier 
den Kampf für die Freiheit und reklamieren die politische Mitte zu repräsentieren. 
Einige Vertreter_innen der neuen Rechten schaffen es im Zuge dieser Praxis sogar, 
sich als homosexuellenfreundlich oder pro „Frauenrechte“ zu stilisieren (wie Geert 
Wilders mit seiner Pro-LGBT-Politik, oder Alice Weidel, Mitglied im AfD- 
Bundesvorstand, die mit Kind und Partnerin lebt) und gleichzeitig scharf gegen 
den übertriebenen „Genderismus“ oder Feminismus zu polemisieren. Weidel sagte 
in der Talksendung Maischberger, Homosexuelle sollten leben, wie sie wollen, 
weitere Gleichstellungsanstrengungen seien allerdings nicht nötig. Ähnlich wird 
in Bezug auffeministische Anliegen argumentiert: Man sei heute gleichgestellt, 
alles Weitere sei Privatsache und den Individuen frei überlassen. Bei genauer 
Betrachtung wird aber schr wohl der Anspruch formuliert, zu definieren, wie 
genau diese Freiheit zu nutzen sei, und was zu weit geht. So müsse, wie Weidel 
ausführte, die heterosexuelle Ehe weiterhin die Norm sein. Dass unter anderem 
an den patriarchalen Traditionen festgehalten wird, wird also zum Inbegriff von 
Freiheit und Liberalismus verklärt. 

Der Topos der Schein-Freiheit hat meines Erachtens die Terminologie des 
Völkischen teilweise ersetzt, erzielt jedoch den gleichen Effekt: Ungleichheit gilt 
als natürlicher und normaler Effekt von Freiheit. Wir müssen nicht eingreifen, 
alles regelt sich von selbst. Wer es nicht „schaft“, ist selbst schuld, hat die Freiheit 
nicht genutzt und darf - im aktivierenden Sozialstaat - auch sanktioniert werden. 
Die neoliberale Vorstellung von Freiheit ist längst auch kompatibel mit rechten 
Forderungen nach Disziplinierung, sozialer Kontrolle und Autorität (vgl. Keil 
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2015). Und nicht zuletzt ist sie anschlussfähig für Rassismus und Nationalismus. 
Der Neoliberalismus hat emanzipatorisch-feministische Forderungen der Er- 
mächtigungund Wahlfreiheit aufgegriffen (vgl. McRobbie 2010) und gleichzeitig 
zunehmend rassistisch und nationalistisch verformt, indem die eigene (westliche) 
Situation als fortschrittlich gegenüber den Fremden von außen konstruiert wurde. 
Anders gesagt: Wenn sich Neoliberalismus und Neokonservatismus verbinden, 
entsteht daraus ein besonders aggressiver Standortnationalismus (vgl. Keil 2015). 
Tatsächlich hört man mit Verweis auf den eigenen fortschrittlichen Standort 
nun öfter das offensive Eintreten für weibliche oder gar homosexuelle Selbstbe- 
stimmung in Abgrenzung zur drohenden „Islamisierung“. Das erinnert an eine 
Praxis, die aus der Forschung zum sekundären Antisemitismus bekannt ist (vgl. 
ebd.): Frauen- oder Homosexuellenfeindlichkeit wird nur bei Muslim_innen 
oder anderen Migrant_innen vermutet, während die Geschlechterordnung, die 
man sich selbst attestiert, keine solchen Probleme aufweise.° 


4. Zeitdiagnosen 


Zum Schluss möchte ich einige Ihesen zu folgenden Fragen formulieren: Warum 
gerade jetzt? Und welche Funktion haben die antigenderistischen Anfeindungen? 
Einiges wurde in den bisherigen Ausführungen schon angedeutet. Die folgenden 
Pointierungen sind der Versuch, das Phänomen Antigenderismus - anschließend 
an bereits vorhandene Analysen und Thesen (Lenz 2013; Maihofer/Schutzbach 
2015; Wimbauer/Motakef/Teschlade 2015) - im Kontext vielfältiger gesell- 
schaftspolitischer Prozesse zu betrachten. Diese können hier nicht erschöpfend 
dargestellt werden und es braucht weitere vertiefende Ursachen- und Phäno- 
menanalysen. Einig sind sich die meisten bisher jedoch darin, dass es sich um 
Reaktionen auf vielschichtige Verunsicherungen handelt. 


4.1 Antigenderismus als Reaktion auf die neue Sichtbarkeit des 
Feminismus und Wandel der Geschlechterverhältnisse? 


Die US-amerikanische Sängerin Beyonce tanzte bei den MTV Music Awards 
2014 vor dem Schriftzug „Feminist“ und zitierte in ihrem Song die Schwarze, 
feministische Schriftstellerin Chimananda Ngozi Adichie. Conchita Wurst, die 


bärtige Dragqueen, gewann 2015 den Eurovision Songcontest und setzt sich für die 


6 In diesem Sinne stehen auch die starken rechten Frauenfiguren (Magdalena Martullo- 
Blocher, Marine le Pen, Frauke Petry usw.) oder homosexuelle SV P-Politiker für die eigene 
Toleranz - allerdings nur, solange diese das Nationalisierungsprojekt unterstützen. 
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Rechte von Homosexuellen ein. Lady Gaga wiederum macht sich gegen Rapecul- 
ture stark, und die Ansprachen der Schauspielerin und UN-Frauenbotschafterin 
Emma Watson werden im Internet millionenfach angeschaut. Fast scheint es, als 
wären queer-feministische Anliegen und Gleichstellung Mainstream geworden 
(vgl. Wimbauer/Motakef/Teschlade 2015: 41). 

Aufder anderen Seite gibt es die aufgezeigten antifeministischen und antigen- 
deristischen Kräfte. Die optimistische und vorerst spekulative Interpretation ist, 
dass Antigenderismus unter anderem eine Reaktion auf diese neue Sichtbarkeit 
und Selbstverständlichkeit von Feminismus, Gleichstellung, Homosexualität 
usw. ist und mithin ein Verweis auf die Erfolge dieser Bewegungen und Anliegen. 
Anders gesagt: Antigenderismus versucht, die Veränderungen in den Geschlech- 
terverhältnissen aufzuhalten, etwa die Erosion des Ernährer- und Kleinfami- 
lienmodells, Berufstätigkeit und Einfluss der Frauen usw. (vgl. Maihofer 2014). 
Gerungen wird darum, was Familie, Geschlecht, Sexualität, Männlichkeit und 
Weiblichkeit sind oder sein sollen, welches Leben gelebt werden darf und welches 
nicht. Der Wandel bedeutet nicht zuletzt, wie McRobbie (2010: 99) betont, 
„eine Bedrohung der patriarchalen Autorität“. Gerungen wird also auch um die 
„Anpassungslasten“: wer Privilegien aufgeben muss - denn die Realisierung von 
Gleichheit gibt es nicht zum Nulltarif. Das macht eine erneute und aggressive 
Absicherung der „Matrix des heterosexuellen Begehrens“ (ebd.: 97) notwendig. 


4.2 Reaktion auf Prekarisierung? 


Die oben genannten Erfahrungen des Geschlechterwandels, die Erosion fami- 
liärer Lebensweisen usw. stehen in engem Zusammenhang mit Erfahrungen 
ökonomischer Prekarisierung. In dieser Gemengelage verschiedener Dimensionen 
der Prekarisierung verbindet sich die Sorge vor einem ökonomischen Abstiegmit 
Erfahrungen, etwa Reproduktionsanforderungen (Care) nicht entsprechen zu 
können. Eine Frage ist, inwiefern Antigenderismus auch als Reaktion auf diese 
Prozesse verstanden werden muss. Wimbauer/Motakef/Teschlade (2015) und 
Weiss (2013) formulieren die These, dass Antigenderismus und Antifeminismus 
versuchen, einen Schuldigen zu markieren, um Erfahrungen der Prekarisierung 
und Prekarität zu bewältigen. Anders gesagt ist Antigenderismus auch ein Sym- 
ptom für einen tief greifenden Wandel der kapitalistischen Wirtschafts- und 
Arbeitswelt. Esping-Andersen (2002) führt aus, dass die Erosion des männlichen 
Ernährermodells unter anderem aufden neoliberalen Umbau der Sozialsysteme 
zurückzuführen ist: Viele Menschen können sich ein Einernährermodell nicht 
mehr leisten. Die damit einhergehende Einführung des Adult-Worker-Modells 
erhöhte den Druck auf die Reproduktionssphäre (da Frauen Care-Tätigkeiten 
nicht mehr selbstverständlich abdecken). Der Reproduktionsbereich wurde an 
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Menschen in sozial schwächeren Positionen (vor allem Migrant_innen) delegiert, 
die diese Tätigkeiten heute oft zu Minimallöhnen und unsicheren Arbeitsver- 
hältnissen verrichten. 

Insgesamt verschärfen sich im europäischen Raum soziale Ungleichheiten. Im 
Zuge der ökonomischen Krisensituation haben Abstiegsängste und tatsächliche 
Prekarisierung zugenommen, die ein gesteigertes Bedürfnis nach Sicherheit und 
Re-Souveränisierung hervorrufen (Weiss 2013). Dadurch wird zum einen die 
Familie wieder zunehmend als ein Ort der Sicherheit idealisiert, als ein Ort, 
an dem „Frauen als Sozial-Puffer den Rückzug des Staates aus der sozialen Ver- 
antwortung abfedern“ sollen (ebd.: 41). Damit hängt zudem eng der Ruf nach 
mehr bzw. starker Männlichkeit zusammen. Weiss zufolge handelt es sich hierbei 
um ein historisches Merkmal moderner Gesellschaften. Auf Erschütterungen 
reagieren sie, indem unter anderem über richtige“ Weiblichkeitund Männlichkeit 
verhandelt wird. Mit anderen Worten ist dies ein historisch wiederkehrendes 
Phänomen. Transformationen, Erfahrungen von Ungleichheit und Prekarität 
werden vor allem als Ausdruck eines Wertezerfalls gedeutet. Die ökonomischen 
Hintergründe werden dagegen cher ausgeblendet.” Komplexe Transformations- 
prozesse werden demnach häufig mit dem Ruf nach der Herstellungeiner klaren 
Geschlechterordnung beantwortet. Dabei werden Feindbilder aufgebaut - wie 
„der Feminismus“ bzw. aktuell „der Genderismus“ - und ihnen eine Hegemonie 
unterstellt, die mitnichten gesellschaftliche Realität ist (vgl. Wimbauer/Motakef/ 
Teschlade 2015). 

Durch die Inszenierung von Werte-Feinden („Genderisten“) bleibt die herr- 
schaftsförmige Geschlechterordnung - auch als ein kapitalistisches Verhältnis — 
von der Kritik letztlich unberührt. Anstatt die ausbeuterischen Tiefenstrukturen 
des patriarchalen (und nicht zuletzt rassistischen und klassistischen) Kapitalismus 
zu verurteilen, werden Frauenemanzipation, heiratende Homosexuelle, Drag- 
queens und Scheidungsraten skandalisiert. Mit Siri (2015) lässt sich ergänzen, dass 
diese Praxis kultureller Blitzableiter-Feinde derzeit stark anhand des Feindbildes 
„Flüchtling“ greift, das vor allem parteipolitisch instrumentalisiert wird. 


7 Vermutlich hängt dies auch damit zusammen, dass Meinungen zu Geschlechterfragen 
schnell beider Hand sind, alle haben subjektive Erfahrungen, alle können mitreden. Wenn 
sich die Welt als krisenhaft erweist, sind Geschlechterdebatten ein „einfacher“ Weg, um 
Gewissheit herzustellen. 
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5. Schluss 


Siri (2015) und Kemper (2014) machen deutlich, dass sich das Phänomen Anti- 
genderismus parteipolitisch nicht klar zuordnen lässt. Die Akteur_innen setzen 
sich aus einem breiten Spektrum zusammen und reichen von Parteien über neu- 
rechte Bewegungen (Pegida), christliche Fundamentalist_innen, Konservative, 
Journalist_innen, Männerrechtsorganisationen bis hin zur Maskulistenszene 
im Internet. Das legt die Ihese nahe, dass Antigenderismus als gemeinsamer 
Nenner für viele funktioniert. Siri (2015: 240) konstatiert, dass mit der Kri- 
tik an einer angenommenen „übergreifenden Political Correctness“ und an der 
„Dekonstruktion der heteronormativen Geschlechterordnung“ ein gemeinsamer 
Topos gefunden wurde, der extreme Rechte, (rechts-)konservative, neoliberale 
und auch weniger eindeutig positionierte Akteur_innen, Organisationen und 
Gruppierungen zueinanderfinden lässt. 

Für extreme Rechte ist antigenderistische Kritik ein Einfallstor, um sich an 
„bürgerlichen“ Protesten zu beteiligen, sich im öffentlichen Diskurs Geltung 
zu verschaffen und im unscharfen neokonservativen Aktivismus ihre Positi- 
onen stärken (Siri 2015: 241). Für neoliberale Kräfte ist Antigenderismus ein 
Diskurs, (sozialstaatliche) Verantwortung abzuwehren und jeglichen Willen 
zur gesellschaftspolitischen Veränderung als totalitär zu diskreditieren. Dazu 
passt, dass Diversity als marktliberales Argument, als Mehrwert für die Wirt- 
schaft durchaus akzeptiert wird (Wolterdorff 2010) - allerdings nur für hoch 
qualifizierte Menschen mit sicherem Aufenthaltsstatus, die sich als neoliberale 
Kompliz_innen zu inszenieren vermögen.” Mit anderen Worten: Das neoliberale 
Motto der freien Märkte ist mit rechtskonservativen Vorstellungen „natürlicher“ 
(bzw. gottgewollter) Hierarchien kompatibel. Auch das scheinbar freiheitliche 
neoliberale Diversity-Modell enthält die Idee einer natürlichen, marktgewollten, 
sozialdarwinistischen Ungleichheit. Abschließend lässt sich sagen, dass sich mit 
antigenderistischen Argumentationen Allianzen eingehen lassen, die eine herr- 
schaftsförmige Ordnung als die beste aller Welten beibehalten wollen und im 
Anigenderismus eine Möglichkeit finden, politischen Gestaltungswillen, Utopien 
der Veränderung und der Gerechtigkeit als totalitär und gefährlich abzuwehren. 
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Jason W. Moore 
Über die Ursprünge unserer ökologischen Krise 


Das Anthropozän ist zum wichtigsten - und auch zum gefährlichsten - Umwelt- 
konzept unserer Zeit geworden. Es ist nicht deshalb gefährlich, weil es die pla- 
netarische Krise so falsch erfasst, sondern weil es zwar die laufenden „Zustands- 
veränderungen“ der Naturen beschreibt, gleichzeitig aber die dahinterliegende 
Geschichte mystifiziert (Barnosky u.a. 2012). In keinem Begriff kristallisiert 
sich das deutlicher als in dem der anthropogenen globalen Erwärmung. Hier liegt 
eine grandiose Fehlinterpretation vor, da die globale Erwärmung nicht auf eine 
abstrakte Menschheit, den Anthropos zurückgeht, sondern die krönende Leistung 
des Kapitals darstellt. Die globale Erwärmung ist kapitalogen (Street 2016). 

Seitdem ich den Begriff des Kapitalozäns erstmals vor drei Jahren skizziert 
habe (Moore 2013), hat er sich viral verbreitet.' Für mich stellt er zum Teil ein 
Wortspiel dar und bezeichnet als Geopoetik (Last 2015) einen Kontrapunkt zur 
außerordentlichen Popularität des Anthropozäns. Er trifft mitten ins Herz der 
durch Crutzen und Stoermer (2000) angestoßenen Debatte. Dabei wurden zwei 
Richtungen verfolgt (Moore 2017a, 2017b). Die erste ist stratigrafisch: Als not- 
wendige Bedingung, um eine neue geologische Ära zu kennzeichnen, gilt ein 
„geologisches Signal“, das im globalen Maßstab „ausreichend stark, klar und 
deutlich“ zu erkennen sein muss (Working Group 2016).? Dies ist das geologi- 
sche Anthropozän, das in der Mitte des 20. Jahrhunderts, an der Schwelle zum 
Atomzeitalter begonnen haben soll. 

Der geologische Anthropozän-Begrift, so heißt es, sei ein nützliches „forma- 
les Konzept für die wissenschaftliche Community“. Indes wurde er durch den 
populärwissenschaftlichen Anthropozän-Begriff ins Abseits gedrängt, einen 
Ansatz, der sich genauso wie derjenige des Kapitalozäns mit den Ursprüngen 
und der Evolution der modernen ökologischen Krise befasst. Worum es dabei 


1 Ichhabedie Genealogie des Kapitalozäns an anderer Stelle nachgezeichnet (Moore 2016). 
Der Begriff geht auf Andreas Malm zurück. Ihn als ein System von Macht, Kapital und 
Natur zu verstehen, verbindet mich mit Donna Haraway (2016). Wir haben unabhängig 
voneinander damit experimentiert, bis wir uns 2013 wechselseitig entdeckten. 

2 Diesesund weitere englische Zitate, für die keine deutsche Übersetzungvorliegt, wurden 
durch die Übersetzerin des Artikels ins Deutsche übertragen. 
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geht, ist - anders als Chakrabarty (2016) behauptet — keineswegs trivial. Der 
populärwissenschaftliche Anthropozän-Begriff wirft folgende große Fragen auf: 
1) Welchen Charakter hat die ökologische Krise des 21. Jahrhunderts? 2) Wann 
ist ihr Ursprung anzusetzen? 3) Welche Kräfte befördern sie? 

Der Begriff Anthropozän, wie er von Crutzen und Stoermer (2000) ins Spiel 
gebracht wurde, hatte den entscheidenden Vorzug aller Großen Ideen - er kam 
zur rechten Zeit. Dabei half, dass er, ähnlich wie „Globalisierung“ in den 1990er 
Jahren, einen dieser quasi-leeren Signifikanten darstellt, der mit Bestrebungen 
und Argumenten von ansonsten diametral unterschiedlichen Standpunkten 
gefüllt werden konnte. Quasi-leer bedeutet gleichwohl nicht „völlig hohl“. 
Der populärwissenschaftliche Anthropozän-Begriff hat nicht nur deshalb gut 
funktioniert, weil er ein Plastikwort ist, sondern auch, weil er besonders gut zu 
einer Sichtweise passt, wonach die Entwicklung von Bevölkerung, Umwelt und 
Geschichte von der Ernährung und der Ressourcennutzung bestimmt wird, 
während von Fragen der Klasse und imperialistischer Herrschaft (und nicht nur 
von diesen) abgesehen wurde. 

Falls sich dies neo-malthusianisch’ anhört: das ist es, und zwar nicht deshalb, 
weil soviel Augenmerk auf die Entwicklungder Bevölkerunggelegt wird, sondern 
weil das von Marx aufgezeigte, der Moderne eigene „Populationsgesetz“ ignoriert 
wird, „wie in der Tat jede besondre historische Produktionsweise ihre besondren, 
historisch gültigen Populationsgesetze hat.“ (Marx 1890, MEW 23: 660). Das 
erste Opfer des Anthropozän-Denkens ist die Geschichte. So wie bei Thomas 
Robert Malthus im 18. Jahrhundert wird an ihre Stelle eine abstrakte Zeit gesetzt, 
und die eigentliche historische Perspektive, die den quantitativen Ergebnissen 
Fleisch und Blut geben würde, wird aufgegeben. Zu den größten Irrtümern von 
Malthus gehört seine Unfähigkeit, das tatsächliche Zusammenfallen einer Stag- 
nation der Landwirtschaft mit einem Zuwachs der Bevölkerung in den Kontext 
von langen Wellen der Agrarrevolution und der demografischen Veränderungen 
zu stellen (Moore 2010c; Seccombe 1992). 

Wenn man vom Kapitalozän spricht, argumentiert man - anders als z.B. 
Vansintjan (2015) meint - nicht auf der Ebene der geologischen Geschichte. 
Das „Zeitalter des Kapitals“ geht den „geologischen Signalen“, mit denen sich 
eine neue geologische Ära ankündigt, voran und verstärkt sie. Diese Ära des 
Anthropozäns wird den Kapitalismus viele Jahrtausende überdauern. In der Tat 
werden die biosphärischen Bedingungen der laufenden „Zustandsänderungen“ 
das menschliche Leben in der /ongue duree prägen. 


3 Der Neo-Malthusianismus geht auf den Ökonomen Thomas Robert Malthus (1766- 
1834) zurück und argumentiert, dass die Bevölkerung dann wächst, wenn sie nicht durch 


Ressourcenknappheit eingeschränkt wird. (Anm. d. Redaktion) 
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Die Rede vom Kapitalozän bewegt sich tatsächlich auf der Ebene der Reflexion 
der ökologischen Krise. Sie ist eine Auseinandersetzungmit der Geo-Geschichte, 
nicht aber mit der geologischen Geschichte - obwohl die beiden selbstverständ- 
lich miteinander verbunden sind. Das Kapitalozän stellt das Modernitäts-Modell 
des populärwissenschaftlichen Anthropozäns mit seinem Fokus auf die letzten 
beiden Jahrhunderte infrage, ein Modell, das den Leitstern des grünen Den- 
kens seit den 1970er Jahren bildet. Der Ursprung der ökologischen Krise - und 
somit des Kapitalismus - kann nicht auf England, das lange 19. Jahrhundert, 
die Kohle und die Dampfmaschine reduziert werden. Die historische Kurzsich- 
tigkeit des Anthropozän-Begriffs scheint darüber hinaus immanent für seine 
intellektuelle Kultur zu sein. Insofern fordert der Begriff Kapitalozän nicht nur 
die Erdsystem-Wissenschaften heraus, sondern auch diejenigen, die sich auf der 
„anderen“ Seite der zwei Kulturen befinden (vgl. Brondizio u.a. 2016; McNeill/ 
Engelke 2016) - die sich weigern, das System zu benennen. Das populärwissen- 
schaftliche Anthropozän ist nichts anderes als die letzte Version einer langen Serie 
von Umweltkonzepten, deren Funktion darin bestand, die vielen Facetten von 
Gewalt und Ungleichheit im Kapitalismus zu verleugnen, und zu versichern, dass 
die durch das Kapital produzierten Probleme in der Verantwortung der ganzen 
Menschheit lägen. Die Politik des Anthropozäns - eine Anti-Politik im Sinn 
von Ferguson (1990) — ist dementsprechend darauf orientiert, die Vorstellung 
des Kapitalismus und die in ihm gründenden Ursachen der planetarischen Krise 
dezidiert auszulöschen. 

Mit dem Anthropozän wird die Frage nach dem Dualismus Natur/Gesell- 
schaft zwar auf sinnvolle Weise aufgeworfen, aber es wird keine Möglichkeit für 
seine Auflösung und eine neue Synthese angeboten. Aus meiner Sicht muss eine 
derartige Synthese darauf beruhen, dass der Kapitalismus im Netz des Lebens‘ 
neu gedacht wird. Es ist inzwischen ein Gemeinplatz zu sagen: „Nicht Klima- 
wandel, sondern Systemwandel“. Das ist richtig, aber es ist darauf zu achten, was 
man unter dem System versteht. Eine Kritik des Kapitalismus, die im Rahmen 
von dessen Selbstdefinition verbleibt - ein Markt oder Gesellschaftssystem, das 
vom Netz des Lebens abstrahiert - wird uns nicht zu Emanzipation und Nach- 
haltigkeit verhelfen. Insofern gilt es skeptisch zu sein gegenüber Sichtweisen des 


4  Mitdem Begriff „Netz des Lebens“, im Original web oflife, bezeichnet Moore das komplexe 
Ganze von menschlicher und nicht-menschlicher Natur. Sein Anspruch ist es, den Dua- 
lismus zwischen Natur und Gesellschaft zu überwinden, in dem er eine wichtige Ursache 
von Herrschaft sieht. Moore plädiert für eine Sichtweise, der zufolge der Kapitalismus 
nicht einfach ein ökonomisches und gesellschaftliches System darstellt, sondern eine Art 
und Weise, das Verhältnis zwischen Menschen und Natur zu organisieren. Insofern er 
dabei ständig räumlich expandiert, handelt es sich für Moore um eine „Weltökologie“ 


(world ecology) (Anm. der Übersetzerin). 
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Kapitalismus, die ausschließlich ökonomisch und gesellschaftlich motiviert sind: 
die Praxis der „menschlichen Einzigartigkeit“ (Haraway 2008). Behauptungen 
von Einzigartigkeit sind immer gefährlich, und insbesondere dann, wenn „die 
Menschheit“ angerufen wird - eine Realabstraktion, die in einer langen Geschich- 
te von rassistischer, geschlechtsspezifischer und kolonialer Gewaltzum Zugkam 
(Moore 2017c). Der Diskurs über die Weltökologie hat umgekehrt argumentiert: 
Der Kapitalismus hat sich über das Netz des Lebens entwickelt, und in diesem 
Rahmen ist die menschliche Sozzalität über das Begriffspaar Natur/Gesellschaft 
brutal umgeformt worden, sodass aufeinanderfolgende rassistische Ordnungen 
und solche geschlechtlicher Unterordnungermöglicht wurden (Plumwood 1993; 
von Werlhof 1985). Die doppelbödige Frage nach Natur - als Gegensatz Natur/ 
Gesellschaft und als Netz des Lebens - ist in der modernen Geschichte jedoch in 
jeden Moment und in ihre gesamte Bewegung grundlegend eingelassen. 
Menschliche Organisationen sind zugleich Produzenten und Produkte des 
Netzes des Lebens, wenn dieses als ein sich entwickelndes Mosaik der Diversität 
verstanden wird. Aus einer solchen Perspektive erscheint der Kapitalismus alsein 
Phänomen jenseits des abstrakt Menschlichen. Er wird zu einer Weltökologie von 
Macht, Kapital und Natur (Moore 2015). Dies schließt die geologische Geschichte 
ein, ersetzt sie jedoch nicht. Die Weltökologie lehnt sowohl den Naturalismus wie 
den Konstruktivismus ab und sucht nicht danach sie auszubalancieren, sondern 
sie zu transzendieren. Sie umfasst geo-bio-physikalische Prozesse und die Wirt- 
schafts- und Sozialgeschichte in einem Feld der wechselseitigen Beziehungen. 
Dieses Feld erlaubt es, die in der Historiografie des Kapitalismus häufig ausge- 
blendete Geschichte der Kultur und der Produktion von Wissen aufzugreifen. 
Der Begriff Kapitalozän wendet sich insofern gegen Gesellschafts- wie Umwelt- 
reduktionismus und gegen jegliche Periodisierung des Kapitalismus, die aufeiner 
mythischen Kategorie von Gesellschaft basiert - Menschen ohne Natur.’ 


Die Ursprünge von Billiger Natur (I): Billige Arbeit und die 
Produktionskräfte 


Von Anfang an haben Menschen ihre Umwelt verändert. Die Entwicklung der 
menschlichen Gesellschaft erfolgte über eine Reihe von biologischen Extrover- 
sionen - nicht zuletzt durch das Feuer, die Reduzierung des Energieverbrauchs 
für den Stoffwechsel und die Ausdehnung der menschlichen Fähigkeiten, die 


Umwelt umzugestalten. Um ihre Umwelt zu revolutionieren, brauchten moderne 


5 Wenngleich dies genau die Art ist, wie Malm (2016) den Begriff benutzt. 
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Menschen weder die Landwirtschaft noch die Städte - man denke nur an das 
Verschwinden der nordamerikanischen Megafauna in einem „geologischen 
Augenblick“ vor 12.000 Jahren (Faith/Surowell 2009). Die Anfänge der Land- 
wirtschaft und verschiedene Zivilisationen haben noch größere Veränderungen 
in der menschlich initiierten (aber stets koproduzierten) Gestaltungder Umwelt 
hervorgebracht. 

Die Umweltgeschichte erstreckt sich über hunderte - zuweilen tausende - 
von Jahren. Doch nach 1450 bewegte sich alles schneller - sehr viel schneller, 
wenn auch keineswegs überall. In manchen Regionen ging das bäuerliche Leben 
genauso weiter, wie es Jahrhunderte zuvor verlaufen war. Aber an den Frontiers‘ 
der Kommodifizierung veränderte der Kapitalismus Land und Leute innerhalb 
von ein oder zwei Generationen: auf Inseln wie Madeira oder den Kanaren, im 
Erzgebirge, in den Anden, im nordöstlichen Brasilien oder in den baltischen 
Holzexport-Zonen. Selbst wenn es sich hier um Kaufmannskapitalismus han- 
delte, so trat dieser gleichwohl produktivistisch auf. Denn an all diesen Orten 
hing das kaufmännische Vordringen von neuen Maschinen, neuen Formen der 
wirtschaftlichen Organisation und häufigauch von neuartigen Arbeitssystemen 
ab. Die neue Größenordnung der Produktion und des Handels war Produkt wie 
Produzent einer neuen Dimension von Geld und Kredit. In den 1540er Jahren 
verfügten die Fugger, Gläubiger von Karl V., über ein Geschäftskapital, das erwa 
zehn Mal so hoch war wie dasjenige der Medici Bank auf dem Höhepunkt ihrer 
Entwicklung (1451) - dies aber mit einem bedeutenden Unterschied. Die Fugger 
waren auch industrielle Kapitalisten und massiv im zentraleuropäischen Bergbau 
sowie in der Metallurgie engagiert. Der Aufstiegdes Kapitalismus ging mit neuen 
zeitlichen Dynamiken wirtschaftlicher, politischer und ökologischer Art einher, 
die davon angetrieben waren, die „gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit“ bei 
Produktion und Zirkulation zu reduzieren (Harvey 2001: 327). 

Zwischen 1450 und 1750 setzte sich eine neue Ära der menschlichen Beziehun- 
gen im Netz des Lebens durch: das Zeitalter des Kapitals. Seine Epizentren waren 
die Sitze von imperialer und finanzieller Macht, seine Fangarme umfassten die 
Ökosysteme vom Baltikum bis nach Brasilien, von Skandinavien bis Südostasien. 
Zusammen mit neuen Technologien traten auch neue Techniken in Erscheinung 


6 Frontier gilt als wichtiger Begriff im US-amerikanischen Selbstverständnis - durch „Pio- 
niere“ verschobene Grenzen, die Eroberungimmer weiter westlich gelegener Gebiete. Der 
Historiker Frederick Jackson Turner stellte in den 1890er Jahren hinsichtlich des Aufstiegs 
der USA durch die Eroberung des „Wilden Westens“ eine spezifische Frontier-Ihese 
auf. Weil Frontier seither sehr viel mehr bedeutet als „Grenze“, nämlich in bestimmten 
Zusammenhängen deren ständige Verschiebbarkeit impliziert und auch im übertragenen 
Sinn Verwendung gefunden hat, wird er im Folgenden auf Englisch beibehalten. (Anm. 
der Übersetzerin) 
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- ein neues Repertoire von Wissenschaft, Macht und Maschinerie, das darauf 
abzielte, neue Billige Naturen zu „entdecken“ und anzueignen.’ Im Mittelpunkt 
standen dabei neuartige Wege, die Welt zu kartographieren und zu quantifizieren 
(Moore 2015: 193ff.). Vermutlich am grundlegendsten war jedoch die - für die 
Zeitgenossen kaum wahrnehmbare - Veränderung im Verständnis davon, was 
als verwertbar galt. 

Alle Zivilisationen haben „Wertgesetze“ - im Sinn von weitläufigabgesteckten 
Prioritäten in Bezug auf das, was als wertvoll gilt und was nicht. So gesehen gab 
es zwischen dem Schwarzen Tod (1347) und der Eroberung der Amerikas eine 
epochale Verschiebung. Wert wurde bis dahin der Produktivität des Bodens im 
Rahmen von feudaler Herrschaft zugeschrieben, nunmehr aber der Produktivität 
der Arbeit unter der Hegemonie des modernen Weltmarkts, der „überhaupt die 
Basis und die Lebensatmosphäre der kapitalistischen Produktionsweise“ (Marx 
1894, MEW 25: 120) bildet. Welchen Unterschied macht das für unser Ver- 
ständnis der Biosphären-Krise im 21. Jahrhundert aus? Einen ganz erheblichen. 
Die Verschiebung von der Boden- zur Arbeitsproduktivität als entscheidender 
Maßstab für das, was Reichtum bedeutet, verändert den Blick auf menschliche 
Aktivität im Netz des Lebens. Zum ersten Mal wurden die Naturkräfte dazu 
eingesetzt, um die Produktivität der menschlichen Arbeit zu steigern - allerdings 
nur bestimmter menschlicher Arbeit. Esgingdarum, Arbeit innerhalb der durch- 
lässigen Sphäre der Produktion und des Austauschs von Waren zu bewerten, die 
man „die Wirtschaft“ nannte. Somit wurden alle anderen Aktivitäten entwertet 
undin einer schmalen Zone der Kommodifizierung in den Dienst der Steigerung 
der Arbeitsproduktivität gestellt und angeeignet.* 

Demnach ginges bei der ursprünglichen Akkumulation um mehr als um eine 
Veränderung der Eigentumsverhältnisse, um Proletarisierung und Plünderung. 
Sie markierte auch den Ursprung der Billigen Natur als Akkumulationsstra- 
tegie. Billig bedeutet jedoch nicht: frei. Ich möchte damit unterstreichen, wie 


7 Moore begreift den Kapitalismus als eine Produktionsweise, die gleichzeitig auf ökono- 
mischer Ausbeutung von Lohnarbeit und außerökonomischen Aneignung von Natur 
und Nicht-Lohnarbeit beruht. Durch die außerökonomische Aneignung werden die 
Voraussetzungen für die ökonomische Ausbeutunggeschaffen, und zwar in Gestalt dessen, 
was Moore als Billige Natur, insbesondere als die Four Cheaps bezeichnet: Arbeitskraft, 
Lebensmittel, Energie, Rohstoffe. (Anm. der Übersetzerin) 

8  Arbeitsproduktivität wird hier im Sinn der Marx’schen Begriffe der Schaffung von Wert 
und der Ausbeutungsrate verstanden, ihre Bestimmung erweist sich aber vor allem im 
frühen modernen Kapitalismus als kompliziert: wegen empirischer Probleme (physische 
Arbeitsproduktivität entspricht nur indirekt der Produktion von Mehrwert), scktoralen 
und nationalen Abweichungen und dem Ausblenden der (meist nicht-kommodifizierten) 


Reproduktion der Arbeitskraft. 
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der Kapitalismus sich Arbeit/Energie und biophysikalisch Nützliches, das mit 
minimaler Arbeitskraft hergestellt wurde, angeeignet und unmittelbar in die 
Produktion und den Tausch von Waren einbezogen hat. Billige Naturen wirken 
sich auf den Aufschwung der weltweiten Akkumulation zweifach aus. Sie sen- 
ken die Wertzusammensetzung für einen oder mehrere der Vier Großen Inputs 
(Arbeit, Nahrungsmittel, Energie, Rohmaterialien) aufein Niveau unterhalb des 
systemweiten Durchschnitts. Aufdiese Art vermindern sie die Produktionskosten 
für das Gesamtsystem. 

Das Wertgesetz des Kapitalismus privilegiert die Arbeitskraft und ihre Pro- 
duktivität als Maßstab des Reichtums, daher liegt ein grundsätzliches Moment 
jeder großen Welle der Kapitalakkumulation stets darin, dass die Bewegung der 
Proletarisierung/ Enteignung und die landwirtschaftliche Revolution Hand in 
Hand gehen. Periodische Ausdehnungen der industriellen Reservearmee ver- 
stärken die Konkurrenz unter den Arbeitskräften und entmutigen kollektiven 
Widerstand. Eine Reihe von landwirtschaftlichen Revolutionen erhöht die Menge 
der Lebensmittel bei gleichzeitig reduzierter Arbeitszeit und führt somit zu einer 
Verringerungder Reproduktionskosten für die Arbeitskraft (Moore 2010c, 2015). 
Aufdiese Art wird verständlich, warum Ent-Bäuerlichung, Proletarisierungund 
agro-Ökologischer Wandel aufs Engste miteinander verwoben sind. 

Das moderne Proletariat war also eine notwendige Bedingung für kapitalisti- 
sche Entwicklung, wobei es in einem engeren oder weiteren Sinn definiert werden 
kann. Rückblickend neigen wir dazu, Proletarisierung daran festzumachen, ob 
die soziale Reproduktion von der Verfügung über Geld abhängt. Die typischen 
RepräsentantInnen dafür sind jedoch nicht die „reinen“ LohnarbeiterInnen, son- 
dern die semi-proletarischen Haushalte (Wallerstein 1983). Charles Tilly (1984) 
vertritt die möglicherweise etwas übertriebene Ihese, dass sich deren Anteil an der 
europäischen Bevölkerung zwischen 1500 und 1800 auf 50 Prozent verdoppelt 
hat. Hierzu gehört die breite Schicht, die innerhalb des Kapitalismus von Kapi- 
talzuflüssen direkt oder indirekt abhängig war, sowohl für ihr tägliches Leben wie 
für ihre intergenerationelle Reproduktion - also auch die anwachsende städtische 
Bevölkerungin Westeuropa und Lateinamerika, deren Zahl in der Zeit von 1550 
bis 1700 sehr viel stärker zunahm als danach von 1700 bis 1850 (de Vries 1984: 
39ff). Sämtliche europäischen Metropolen wiesen nicht nur ein ausgedehntes 
Proletariat auf, sondern wurden durch ein Subproletariat von Frauen und Kindern 
unterstützt - und dies galt selbst für das koloniale Potosi im südlichen Bolivien. 
Dennoch lebte der Großteil des neuen Proletariats nicht in Städten, sondern auf 


9  Billiges Holz im 17. oder Erdöl im 20. Jahrhundert reduzierten nicht nur den Wert des 
zirkulierenden Kapitals, sondern den der gesamten Warenproduktion, vgl. Moore (2015, 
Part Two). 
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dem Land (Tilly 1984; Seccombe 1992). Diese proletarischen Reserven (Braudel 
1972: 207) waren notwendig zur Unterstützung der arbeitenden Klasse in den 
Städten, die wiederholt von „negativen Raten des natürlichen Zuwachses“ bedroht 
waren, wie dies in der dürren Sprache der modernen Sozialwissenschaft heißt (de 
Vries 1984: 207). Das sollte auch das Schicksal der versklavten Arbeiterinnen und 
Arbeiter in den Amerikas werden. Um 1700 lebten in der Neuen Welt lediglich 
330.000 afrikanische Sklavinnen und Sklaven. Dieses bescheidene demografische 
Gewicht stand in völligem Gegensatz zu ihrer zentralen Stellung für die Kapitalak- 
kumulation im Rahmen der Frontier der Zuckerproduktion. Kapitalüberschüsse 
aus Westindien und der Dreieckshandel beförderten auf entscheidende Weise die 
britische Industrialisierung, indem sie zwischen einem Fünftel und einem Drittel 
zur „Schaffung von fixem Bruttokapital“ beitrugen (Blackburn 1998: 542ff). 

Gegen Ende des 17. Jahrhunderts beschleunigte sich die Proletarisierung im 
ländlichen Westeuropa dramatisch (Tilly 1984; Seccombe 1992). In der His- 
toriografie als „Protoindustrialisierung“ beschrieben, war dieser Prozess auf 
die häusliche Textilproduktion zentriert und nutzte die Existenz weiblicher 
Arbeitskraft sowie der saisonalen landwirtschaftlichen Zyklen. Er beförderte 
seinerseits ein (semi-)proletarisches Bevölkerungswachstum und bereitete dem 
fossilen Kapitalismus die Bühne. Genau damals war, wie Silvia Federici (2004: 92) 
festhält, die Definition von Frauen als „nicht-Arbeitende“ somit bereits nahezu 
abgeschlossen. Die vielfältige Proletarisierung erwies sich nicht nur als zutiefst 
rassifiziert, sondern auch durch geschlechtsspezifische Ungleichheit geprägt: 
Der gesellschaftliche Ausschluss von Frauen und people of colour verschaffte dem 
Kapital einen erheblichen Surplus. 

Billige Arbeit bildete insofern eine grundsätzliche Basis für den Kapitalismus 
als ein System von Billiger Natur. Seine Umsetzung war allerdings weder statisch 
noch einfach. Die Zahl der Sklavinnen und Sklaven, die Jahr für Jahr in die Ame- 
rikas verbracht wurden - die meisten davon sollten in der Zuckerwirtschaft, dieser 
ersten Exportkultur der Moderne, arbeiten - nahm zwischen 1560 und 1710 
um schwindelerregende 1.065 Prozent zu. Die Preise für sie stiegen laufend, was 
eine Tributzahlung im Rahmen der kapitalistischen Zerstörung der menschlichen 
Natur darstellte, aber sie Jagen weit unter dem Niveau der europäischen Löhne. 
Dennoch profitierte die Mehrzahl der in Europa lebenden Menschen in keiner 
Weise von diesem neuen Imperialismus. Van Zanden (199: 187) diagnostiziert 
trocken das Bestehen eines „negativen Zusammenhangs zwischen der wirtschaft- 
lichen Entwicklung und den [...] Reallöhnen“. Aufder Tagesordnung stand eine 
erzwungene Unterkonsumtion. Zeitgenössische Berichte zeigen, dass es im 16. 
Jahrhundert vor dem Hintergrund einer zunehmenden Zahl von Landlosen zu 
massiven Lohnrückgängen kam, ob in Lyon oder in Modena, in Wien oder in 
Valencia, im Languedoc oder in Südengland (Seccombe 1992: 161) 
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Die Arbeitskraft galt nicht viel, solange es nicht zu einer Revolution der Pro- 
duktivität kam. Die Arbeitsproduktivität stieg in einem wichtigen Sektor der 
Warenproduktion nach dem anderen: beim Buchdruck, in städtischen Zucker- 
raflınerien, im Textilgewerbe, bei der Eisenproduktion, beim Schiffbau und in 
der Schifffahrt, auch im Bergbau und bei Wassermühlen. In dem Maß, in dem 
die Produktionskräfte nun voranschritten, verstärkte sich auch die Nachfrage 
nach billiger Energie, nach billigen Nahrungsmitteln und Rohstoffen: billige 
thermische Energie für die Metallschmelze, die Verarbeitung des Zuckerrohrs, 
und die Herstellung von Glas, Bier oder Ziegeln, und was immer der Weltmarkt 
sonst verlangte; billige Nahrungsmittel, um zu verhindern, dass der Preis der 
Arbeitskraft stieg, oder zumindest nicht zu schnell stieg; und billige Rohmate- 
rialien - Holz für den Schiffbau, Pottasche für das Färben von Textilien, Eisen 
für überhaupt alles -, um den Teufelskreis der expandierenden Warenproduktion 
am Laufen zu halten. Insgesamt musste die gesamte Natur auf entfremdende Art 
„zum Arbeiten gebracht“ werden. 


Die Ursprünge von Billiger Natur (Il): die Natur 
„zum Arbeiten bringen” 


All dies führte zu einer noch nie dagewesenen revolutionären Umgestaltung 
von Landschaft. Wenn so etwas behauptet wird, hat man selbstverständlich mit 
einer Fülle von Akteuren, Indizien oder flüchtigen Eindrücken im Rahmen eines 
größeren Prozesses zu tun, der sich einer einfachen Zusammenfassung widersetzt. 
Aufschlussreich ist hierfür die Verdoppelung der geografischen Ausdehnung der 
kapitalistischen Sphäre zwischen 1535 und 1680. In den 1680er Jahren wurden 
vier Millionen Quadratkilometer durch europäische Staaten und Reiche ver- 
waltet. Vieles davon war cher „formal“ als „real“, aber der expansive Trend war 
offensichtlich. Die Eroberung der Neuen Welt markierte nicht allein eine riesige 
Aneignung von potenziell Billiger Natur, sondern auch von Arbeitskraft, um 
diese in Kapital zu verwandeln. Für Enrique Dussel war dies „die fundamentale 
Struktur der ersten Moderne.“ (1998: 11) 

Die Eroberung der Amerikas war spektakulär, und ebenso die Umwandlung 
Europas. In den Niederlanden erlaubte eine landwirtschaftliche Revolution, dass 
drei Viertel der Arbeitskräfte nun außerhalb der Landwirtschaft tätig werden 
konnten. Es war eine „Revolution“, weil - ähnlich wie die folgende englische 
Agrarrevolution - die Arbeitsproduktivität anstieg und Arbeitskräfte aus den 
ländlichen Gegenden vertrieb. Die Erträge der Weizenernten stiegen im späten 16. 
Jahrhundert auf eine Höhe, die bis zum 19. Jahrhundert nicht mehr übertroffen 
wurde. Dabei war die holländische Agrarrevolution nicht allein die Sache neuer 
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Techniken und Spezialisierungen bei den Gartenkulturen, der Milchwirtschaft 
und den Handelsgewächsen (wie Hafer, Hopfen und Krapp), sondern es handelte 
sich auch um eine Revolution der gebauten Umwelt. Stadt und Land fanden 
sich auf diese Art zu einer „extremen Marktabhängigkeit“ verurteilt (de Vries/ 
van der Woude 1997: 204). Hatte sich in den vorangegangenen Jahrhunderten 
eine Landschaft der Windmühlen herausgebildet, so war die Zeit ab 1540 von 
Landgewinnung mittels Eindeichungen dominiert, und zwar über komplexe 
materielle und organisatorische Systeme der Kontrolle des Wassers: die Polder. 
Es entstand ein weit verzweigtes Netzwerk von „Deichen, Dämmen, Schleusen 
und Drainage-Kanälen“ (TeBrake 2002: 477). Auch dutzende Häfen wurden 
neu errichtet, und dies nicht allein in Amsterdam, sondern in den gesamten 
nördlichen Niederlanden. Es zeigten sich frühe Momente der globalen Urba- 
nisierung (Brenner 2014), die Ursache und Folge eines Energieregimes war, das 
auf heimischem Torf beruhte, dem „jüngsten aller fossilen Brennstoffe“ (Smil 
2010: 28). Dessen Abbau erreichte Mitte des 19. Jahrhunderts sein Maximum. 
Danach waren die leicht abbaubaren Vorkommen erschöpft, die Produktions- 
kosten stiegen und die Förderung ging stark zurück. Nichtsdestotrotz war der 
Torf-Abbau ein wichtiger Faktor für die Verbilligung von thermischer Energie. 
Die Urbanisierungbeschleunigte sich, genauso wie die Proletarisierung, und zwar 
in Stadt und Land. In der Mitte des 16. Jahrhunderts war die Hälfte der Erwerbs- 
bevölkerunglohnabhängig. Diese miteinander verbundenen Veränderungen von 
Arbeit, Boden und Energie führten in den nördlichen Niederlanden und - wie 
noch zu sehen sein wird — auch anderswo zu einer expansiven Dynamik. Bis 
zum 18. Jahrhundert wurden die inneren Regionen der östlichen Niederlande 
„nahezu baumlos.“ (Groenewoudt 2012: 61) 

Agrarrevolutionen sind welthistorische Ereignisse (Moore 2010c). Bedingung 
für die Revolution der Produktivität in einer Region ist die Ausweitung der 
„Akkumulation durch Aneignung“ in einem größeren Maßstab (Moore 2015). 
Alsdie holländischen Bauern den Getreideanbau zugunsten profitablerer Sorten 
aufgaben, wurde das fehlende Korn durch Importe ausgeglichen, die aus Flandern, 
Nordfrankreich und dem Rheinland kamen. Später explodierten die Importe aus 
dem Baltikum: Sie verfünffachten sich erstmaligzwischen 1470 und 1500, dann 
abermals um 1560 (de Vries/van der Woude 1997: 198). 

Die Agrarrevolution in Holland war eine notwendige, nicht aber hinreichende 
Bedingung für die Weltherrschaft des Landes, dessen Vorherrschaft durch sich ge- 
genseitig verstärkende Bewegungen der Entfaltung von Macht, der Organisation 
von Handel und Produktion sowie der erzwungenen Umwandlung von Boden 
und Arbeit im globalen Maßstab verwirklicht wurde. Die holländische Macht 
beruhte auf einer durchaus modernen Auffassung: dass Weltgeld, Weltmacht 
und Weltökologie miteinander verbunden waren. Im Jahr 1639 wurden an der 
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Amsterdamer Börse - der weltweit ersten Aktienbörse - 360 Waren gehandelt, 
1685 bereits 550. Die Börse und ein wachsendes Netzwerk von Geschäftsbanken 
verhalfen Amsterdam nicht nur dazu, die Drehscheibe des Welthandels zu wer- 
den, sondern auch das Epizentrum der globalen Umwälzungen der Umwelt. Die 
Verfügbarkeit von Geld führte zur Verbilligung der Natur, wo immer es möglich 
war, und erlaubte die Entfaltung überlegener militärischer Macht, wo immer es 
erforderlich war. Es dürfte wenig erstaunen, dass die holländische Republik ihre 
Finger in nahezu jeder wichtigen Umweltveränderung des langen 17. Jahrhun- 
derts hatte (Moore 2010a, 2010b). 

Ein entscheidender früher Moment war die holländische Unterwerfung des 
Baltikums. So wurde Polen zu einer Agrarregion der holländischen Republik. 
Im frühen 17. Jahrhundert exportierte die polnische Krone ein Drittel ihrer 
Netto-Roggenproduktion. Die Erträge wurden dadurch gesteigert, dass „von 
dem grundsätzlichen Prinzip des Fruchtwechsels bei der Bestellung des Bodens 
abgegangen wurde.“ (Szcygielski 1967: 97) Wenngleich der Mechanismus der 
Unterinvestition im Großen und Ganzen demjenigen im mittelalterlichen 
Westen ähnlich war, so diente er im frühmodernen Osten dazu, die Holländer 
mit billigen Nahrungsmitteln zu versorgen. Das ging auf Kosten der landwirt- 
schaftlichen Produktivität in Polen und die physischen Erträge fielen zwischen 
1550 und 1700 um nicht weniger als die Hälfte, ein „katastrophaler Rückgang“ 
(ebd.: 86). Gleichzeitigerfolgten diese Prozesse ungleichmäßig, denn ein Sinken 
der Arbeitsproduktivität und der Weizenernten konnte in manchen Regionen 
aufgehalten oder selbst umgekehrt werden, indem weiträumig - und in großer 
Geschwindigkeit - Wälder abgeholzt wurden. Dies geschah darüber hinaus auch 
verstärkt aufgrund der steigenden Anforderungen des industriellen Kapitals in 
Nordwest-Europa. Der Fall der Pottasche, die zum Bleichen von Kleidung ver- 
wendet wurde, ist besonders dramatisch. Im letzten Viertel des 16. Jahrhunderts 
benötigten die englischen Pottasche-Importe die „unbezahlte Arbeit“ von 12.000 
Hektar (gerodetem) Wald, und zwar jährlich. Pottasche wurde vielfach zum profi- 
tabelsten Exportsektor und ermutigte zu neuen Frontier-Bewegungen quer durch 
das Baltikum. Selbst als die Frontier sich in den nächsten zwei Jahrhunderten 
entlang der baltischen Küste gegen Norden und Osten verlagerte, begleitete die 
„Zerstörung der Wälder“ die inzwischen sinkenden Exporte (North 1996: Iff.). 
Insgesamt ergab dies zwischen 1500 und 1650 eine Entwaldung des Weichsel- 
Beckens in der Größenordnung von einer Million Hektar, möglicherweise auch 
einer doppelt so großen Fläche. 

Dank einer Revolution im Bergbau und in der Metallurgie wurde der auf- 
kommende Kapitalismus in Zentraleuropa mit der physischen Basis für Geld 
(Silber) und für die industrielle Produktion versorgt. Diese Sektoren erreichten 
ihren Zenit im halben Jahrhundert nach 1470, und hier erfolgte die Produktion 
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der wichtigsten Rohmaterialien für den Frühkapitalismus: Kupfer, Blei und 
Eisen. Vor allem der Silberbergbau expandierte enorm durch den Einsatz neuer 
Technologien, dank derer die Industrialisierung einen mindestens so gewalti- 
gen Schub erfuhr wie durch spätere Neuerungen. Auch die Produktion anderer 
Metalle wurde zwischen 1450 und 1530 erheblich gesteigert, oftmals um das 
Fünffache oder mehr. Dieser neue metallurgische Kapitalismus durchzog die 
ländlichen Gegenden quer durch Zentraleuropa und hinterließ Entwaldungen 
und Umweltverschmutzungen, wie sie etwa bereits von Agricola 1556 beschrieben 
wurden, der auch die damit verbundene Ausrottung von Vögeln und Fischen, 
die der Ernährung dienten, ansprach (Agricola 1928/1556: 6). 

In dem Maß, wie der Bergbau sich ausdehnte und die Wälder zurückgingen, 
nahmen die Einhegungen von Wäldern zu. Im Jahr 1524 prangerte der radikale 
Theologe Thomas Müntzer diese Einhegungen an und verurteilte die Logik, 
wonach „alle Kreatur zum Eigentum gemacht worden sei, die Fische im Wasser, 
die Vögel in der Luft, das Gewächs auf Erden - auch die Kreatur müsse frei wer- 
den.“ (zit. nach Marx 1843, MEW 1: 375) Im deutschen Bauernkrieg von 1525, 
der ebenso eine bäuerliche wie eine proletarische Revolte darstellte, richteten 
sich die massiven Proteste nicht nur gegen die herrschaftlichen Einhegungen 
von Wäldern, sondern auch gegen die eigentlichen Auswirkungen der rapiden 
Veränderungen von Boden und Arbeit. 

Zurzeit, als der Metallurgie-Boom in Zentraleuropa an Fahrt aufnahm, ent- 
faltete sich über den Atlantik hinweg eine andere Art der Waren-Revolution: 
der Aufstieg von „König“ Zucker, der ersten Export-Kultur der Moderne. Die 
Ökologie des Zuckerrohrs verband sich mit dem Kapital, woraus das verheerende 
System der Zuckerplantagen entstand. Der Anbau ruinierte nicht nur Wälder 
und laugte die Böden aus, er stellte auch eine Maschinerie des Massenmordes in 
Form der afrikanischen Sklaverei dar. Der Zucker-Boom begann auf Madeira, 
und mit ihm zeigte sich erstmalig die moderne Verknüpfung von Zuckeranbau 
und Sklaverei. Er setzte in den 1470er Jahren ein und vertrieb die mediterranen 
ProduzentInnen von ihren privilegierten Positionen. In den beiden Dekaden nach 
1489 expandierte die Zuckerproduktion - und mit ihr nahmen die Arbeitspro- 
duktivität ebenso wie die Entwaldungen zu. Ökonomisch gesehen ähnelte sie eher 
Hüttenwerken als bäuerlichen Betrieben. Doch in den folgenden Jahrhunderten 
sanken die Erträge, und der Anbau ging stark zurück. Dies führte zum Aufstieg 
des heutigen Inselstaats Säo Tom& im Golf von Guinea (von den 1540er bis zu 
1590er Jahren), wo durch das erste Großplantagen-System ein Drittel der Insel 
entwaldet wurde, aber auch große Sklavenaufstände folgten. Ab 1570 setzte 
sich Nordost-Brasilien an die Spitze der weltweiten Zuckerwirtschaft, was zur 
ersten großen Welle von Rodungen des atlantischen Regenwaldes führte, die 
sich danach weiter beschleunigen sollten. Bis 1640 nahm der Ertrag jährlich um 
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drei Prozent zu, und dass er profitabel blieb, verdankte sich der Billigen Arbeit 
und der Billigen Energie. Das Management der Arbeit folgte der grauenhaften 
Logik, „möglichst viel Arbeit zu möglichst geringen Kosten herauszupressen“ 
(Schwartz 1970: 317). Die Folge war eine ungeheure, in genauen Zahlen schwer 
zu erfassende Sterblichkeit der Sklaven. In der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
wurden 240.000 von ihnen aus Afrika verschifft (hierbei sind die unterwegs 
gestorbenen nicht mitgezählt), um eine Sklavenpopulation von 60.000 aufrecht- 
zuerhalten. Doch die verheerende Sklavenwirtschaft hatte auch die Folge, dass 
sich die Frontiers innerhalb von Afrika weiter verschoben. Um 1700, nachdem 
2,2 Millionen Sklaven über den Atlantik gebracht worden waren, wurde die 
Menschenjagd von der angolanischen Küste immer mehr ins Landesinnere verlegt 
(Godinho 2005: 320). 

Potosi wurde zum weltweit führenden Silberproduzenten nach 1545. Der 
Aufstieg des peruanischen Silbers verdankte sich imperialem Eroberungsdrang 
und geologischer Begünstigung, aber auch dem Rückgang der Produktion in 
den zentraleuropäischen Zentren, die unter Entwaldungen, Qualitätsverschlech- 
terungen und zunehmenden Arbeiterunruhen litten. Der erste Potosi-Boom 
brach jedoch in den 1560er Jahren zusammen, und die spanische Krone schritt 
angesichts der finanziellen Krise zu einem der ambitioniertesten Projekte von 
Billiger Natur. Wie immer stand die Frage der Arbeit im Zentrum. Der neue 
Vizekönig Francisco de Toledo führte 1569 mit der Quecksilber-Amalgamierung 
eine radikale Umgestaltung der Anden-Ökologie ein, und die direkte Kontrolle 
der Arbeitskräfte trat an die Stelle der Naturalpacht. Außerdem wurde eine 
hydraulische Infrastruktur zum Walzen der Silbererze errichtet, sodass Potosi 
von 32 Wasserbecken umgeben war, die 65 Quadratkilometer ausmachten. 

Jenseits der Minenarbeit wurde auch die Landwirtschaft restrukturiert, insbe- 
sondere durch reducciones (Umsiedlungen) und die mita (Arbeitsverpflichtung), 
um ein stetiges Angebot an billigen Arbeitskräften für die Minen zu garantie- 
ren. Bis zur Abschaffung der mita im Jahr 1819 arbeiteten dort drei Millionen 
Anden-BewohnerInnen, was vermutlich noch grob unterschätzt ist, da die zitayos 
üblicherweise von ihren Familien begleitet wurden. Dies hielt die Arbeitskosten 
trotz steigender Nachfrage nach Arbeitskräften niedrig. Ab 1571 wurden 1,5 Mil- 
lionen Menschen - also so viele, wie die heutige Bevölkerung Portugals! - in die 
reducciones gezwungen. Diese Siedlungen im spanischen Stil sorgten für gefügige 
Arbeitskräfte und mit ihnen wurde zudem das „vertikale Archipel“ der Anden 
zerstört, das aus unterschiedlichen und miteinander verbundenen ökologischen 
Zonen bestand. Es sollte durch ein neues ökologisches Modell ersetzt werden, das 
den Anforderungen des Imperiums, der Minen und des Landbesitzes entsprach. 
Der Ertrag der Minen stiegzwischen 1575 und 1590 um fast 600 Prozent. Aber 
bereits 1603 notierte ein anonymer Beobachter, dass der Bergbau auch die Wälder 
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zerstört und die Tiere vertrieben hatte, bis nur noch Schotterberge übrigblieben 
(Anonymus 1603/1957: 114f.). 

Zurück nach Europa: Im 18. Jahrhundert erreichte in England der Eisenver- 
brauch Spitzenwerte, die sich jedoch nicht der heimischen Produktion verdank- 
ten. Vielmehr wandte man sich auch hier mehr und mehr dem Weltmarkt zu; die 
Importe verdreifachten sich zwischen 1700 und 1770. Sie kamen aus Schweden, 
später aus Russland und sogar aus Nordamerika. Die Gewinnung von Eisenerz 
auf Holzkohlenbasis zerstörte die schwedischen Wälder so rasant, dass selbst dort 
räumliche Verschiebungen des Abbaus in immer weiter entfernte und bis dahin 
unberührte Gegenden erfolgten. Es ging dabei nicht nur um die Marktnachfrage, 
auch imperiale Bestrebungen spielten eine Rolle. So stimulierte die Stagnation 
der englischen Eisenerzeugung nach 1620 weitere koloniale Aneignungen. 

Nach der Gründung der Ostindischen Kompanie (VOC) setzte Holland ab 
1602 in Südwest-Asien ein neues ökologisches Regime durch. Das Land startete 
sofort eine umfassende strategische Offensive im Indischen Ozean und entriss 
Portugal die Kontrolle von Ambona, Ternate und Tidore - die Molukken - als 
wichtigste Gewürzinseln zwischen Celebes und Neu-Guinea. Unter der Führung 
von Jan Pieterszoon Coen trachtete die VOC nicht allein danach, den Handel 
zu kontrollieren, sondern zwecks größerer Profitabilität auch die Produktion zu 
reorganisieren. Anders als ein halbes Jahrhundert zuvor in Peru lag das Problem 
hier nicht in einer zu geringen, sondern in einer zu großen Produktion. Die Pro- 
fitabilität erreichte im Lauf des 17. Jahrhunderts sagenhafte 18 Prozent jährlich, 
dies aber nur unter Anwendungäußerster Gewalt gegenüber menschlichem und 
nicht-menschlichem Leben. Quer über die Inseln wurde der Pflanzenanbau mit 
der Etablierung von Privateigentum in einem „perfekt zerstörerischen“ System 
miteinander verbunden (Smith 1937: 601). Während die Produktion von Ge- 
würznelken vor 1600 auffünf „kleine vulkanische Inseln“ beschränkt war, wurde 
sie nun verlagert und auf nur noch zwei Inseln konzentriert. Die neue Geografie 
wurde durch hongitochten exekutiert, periodischen militärischen Strafexpeditio- 
nen, die das holländische Monopol absicherten, indem sie „unerlaubten Anbau 
von Gewürznelken“ vernichteten (Boxer 1965: 111f.) und viele Bewohner und 
Bewohnerinnen umgebracht oder versklavt wurden. Banda wurde ebenso wie die 
anderen Inseln einem Plantagensystem unterworfen, bei dem „jeder Aspekt des 
natürlichen und menschlichen Lebens durch die (Gewürz-)Produktion bestimmt 
wurde.“ (Loth 1998: 87) 

Andere Gründe für Verlagerungen von Produktion in Kolonialländer ergaben 
sich, als die niemals besonders üppigen mediterranen Wälder gegen Ende des 
„ersten“ 16. Jahrhunderts erschöpft waren (1450-1557). In Portugal setzte die 
„akute Krise“ der heimischen Waldbestände um 1520 ein (Devy-Vareta 1985: 
67). Im folgenden Jahrhundert verdoppelten sich die Kosten, um Schiffe für den 


Über die Ursprünge unserer ökologischen Krise 613 


Indien-Handel zu bauen und auszurüsten, weshalb ab 1582 Werften in Goa (In- 
dien) in Betrieb genommen wurden, wo Arbeits- und Materialkosten wesentlich 
niedriger lagen, oder auch in Salvador de Bahia (Brasilien) nach 1560. Ähnlich 
sah es in Spanien aus, wo der Schiffbau in den 1560er Jahren „einen Zustand der 
Krise“ erreichte (Phillips 1986: 22) und daher zu einem Großteil in die Karibik 
verlagert wurde: In Havanna (Kuba) wurden erstmals in den 1550er Jahren Schiffe 
gebaut; um 1700 war ein Drittel der spanischen Flotte kubanischen Ursprungs, 
ein anderer Teil kam von den Philippinen. An allen Orten traten ähnliche Pro- 
bleme auf: der Kampf um Holz zwischen verschiedenen Wirtschaftssektoren, 
eine relative Erschöpfung der Bestände, steigende Kosten und die erneute Suche 
nach Billigen Naturen an neuen Frontiers, sodass die Standorte der wichtigsten 
Werften sich nach Nordamerika verlagerten. 

Diese rastlose geografische Expansion war mit einer „Großen Jagd“ verbunden 
(Richards 2003). Die imperialen Mächte schickten riesige Flotten auf See, um 
Hering, Kabeljau und Wale zu fangen, also sich die nordatlantischen Quellen 
maritimen Proteins einzuverleiben. An Land eröffneten sie die transkontinentale 
Jagd nach Fellen in Sibirien und Nordamerika. Während der Pelzhandel für die 
weltweite Akkumulation nur eine relativ bescheidene wirtschaftliche Bedeu- 
tung hatte, ging sein stetiges Voranschreiten quer durch Nordamerika (und die 
systematische Ausrottung der Pelztiere) damit einher, dass die Kolonialmächte 
seit der Mitte des 18. Jahrhunderts bedeutsame Infrastrukturen schufen und 
gleichzeitig neue Krankheiten einschleppten. 

Große Frontier-Bewegungen setzten sich auch quer durch die Karibik im 17. 
und 18. Jahrhundert fort und gestalteten die Grundlagen von Nahrung, Energie 
und Arbeitsbeziehungen um. Die steigende Nachfrage nach Zucker und die 
relative Auslaugung des brasilianischen Bahia in der Mitte des 17. Jahrhunderts 
führten im Anschluss daran zu entsprechenden Umwälzungen in Westindien, 
sodass Barbados, Jamaica und Hispaniola zu Agroexport-Plattformen wurden, 
durch die sich in der Folge eine Spur der Verwüstungin Form von afrikanischen 
Gräbern und verdorrten Landstrichen zog. In Barbados waren 1665, nach nur 
zwei Jahrzehnten des Zuckeranbaus, „sämtliche Wälder, bis auf einige besonders 
abgelegene“ verschwunden (Watts 1987: 186). Infolgedessen wurde die Insel 
praktisch zu einer „biologischen Wüste“ (Watts 1995: 274), auf der zwischen 1651 
und 1775 nicht weniger als 339.000 Sklavinnen und Sklaven den Tod fanden. 

Noch umwälzender waren die Folgen der Invasion durch Kolumbus - der 
sogenannte Kolumbianische Austausch markierte einen biogeografischen Wen- 
depunkt für die Erdgeschichte. Mit ihm entstand ein „zusammengeschusterter 
kolumbianischer Super-Kontintent“, eine Art Wiederherstellung von Pangaea, 
dem zusammenhängenden „Urkontinent“ der Erde in der Zeit vor dem Jura - 


nach einer Unterbrechung von 175 Millionen Jahren (Crosby 1989: 667). Dieser 
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Austausch verlief zwischen Alter und Neuer Welt. Er betraf Pflanzen, Tiere und 
Krankheiten. Die enorme Produktivität von amerikanischen Kulturpflanzen wie 
Mais, Kartoffeln und Maniok musste für jede Zivilisation, die bereit war, sie zu 
adaptieren, enorme Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen. Die rasche Diffusion 
von Mais quer durch Europa im späten 17. Jahrhundert - genau in der Zeit, in 
der auch die Proletarisierungsich beschleunigte - führte zu einer Verdreifachung 
der Ernte-Erträge im Vergleich zu den Pflanzen der Alten Welt. 

Dagegen führte der Austausch in die andere Richtung zu erschütterndem Elend. 
Die aus der Alten Welt eingeschleppten Krankheiten dezimierten die Bevölkerung 
der Neuen um etwa 90 Prozent. Dieser biogeografische Tiefpunkt wurde im frü- 
hen 17. Jahrhundert erreicht und motivierte Lewis und Maslin (2015), vom Jahr 
1610 als Orbis Spike zu sprechen, die seitherigen Veränderungen also mit einem 
Meteoreinschlag zu vergleichen und das Anbrechen des Anthropozäns - dem 
Gegenpol zum Kapitalozän - auf diese Art zu datieren. Doch der demografische 
Kollaps war sicherlich nicht allein eine Sache der Biologie. Es war die Koloni- 
alpolitik, mit der Arbeitskräfte direkt und indirekt mobilisiert wurden, die zur 
Ausbreitung invasiver Krankheiten führten und die indigenen Bevölkerungen den 
mörderischen Tribut zahlen ließen, indem sie umgesiedelt und konzentriert sowie 
ihre traditionellen Praktiken in Landwirtschaft und Handel zerstört wurden. Diese 
Politik war mit Agroexport-Kulturen verbunden sowie mit Überwachungs- und 
Kartierungstechnologien, bei denen man davon ausging, der äußere Raum - in 
diesem Fall die Amerikas - sei zerra nullius, also Niemandsland, das für alle jene 
offen war, die es zum Wohl der Menschheit „zum Arbeiten brachten“. 


Aufstieg und anhaltender Niedergang der Billigen Natur 


Die bisherige Diskussion kann in zwei Punkten zusammengefasst werden. Zuerst 
möchte ich die empirischen und erklärenden Befunde über die Ursprünge des 
Kapitalozäns resümieren und dann dafür plädieren, eine produktivere Debatte 
über die Ursprünge der ökologischen Krise und den Aufstieg des Kapitalismus 
aufzunehmen. 

Die Revolutionierung der frühen modernen Landschaften steigerte die Ar- 
beitsproduktivität und bedeutete gleichzeitigeine wachsende Kommodifizierung 
mit Hilfe von Techniken der Aneignung Billiger Naturen, insbesondere der 
Four Cheaps Nahrung, Arbeit, Energie und Rohstoffen. Dies wurde nicht nur 
durch die Praktiken und Strukturen des europäischen Imperialismus umgesetzt, 
sondern der „neue“ Imperialismus wurde noch grundlegender durch neue Wege 
der Wahrnehmung und Ordnung von Wirklichkeit ermöglicht. Man konnte 


den Globus nur dann erobern, wenn man eine entsprechende Vorstellung von 
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ihm hatte (Ingold 1993). Auffassungen einer äußeren Natur, eines abstrakten 
Raumes und einer abstrakten Zeit versetzten Kapital und Imperien damals in 
die Lage, globale Netzwerke von Ausbeutungund Aneignung, Kalkulation und 
Kredit, Eigentum und Profit zu konstruieren (Moore 2017b). Die frühmoderne 
Revolution der Arbeitsproduktivität fand an der Great Frontier (Webb 1964) 
statt, und zwar gleichermaßen bei Boden und Arbeit wie auf der symbolischen 
Ebene. Dass der frühe Kapitalismus, um die Arbeitsproduktivität zu steigern 
und die Akkumulation im Weltmaßstab durchzusetzen, auf globaler Expansion 
beruhte, belegt seine bemerkenswerte Frühreife, nicht aber seinen vormoder- 
nen Charakter. Diese Frühreife erlaubte ihm, sich über vormoderne Muster von 
Aufschwungund Niedergang hinweg zu setzen (Brenner 1976). Nach 1450 kam 
es nie mehr zu einer systemweiten Abkehr von der Kommodifizierung - auch 
nicht während der „Krise“ des 17. Jahrhunderts. Warum? Weil die Techniken 
des frühen Kapitalismus - seine Konzentration von Werkzeugen und Macht, 
von Wissen und Produktion - spezifisch dazu entwickelt waren, um den globalen 
Raum als Basis für die Akkumulation von Reichtum anzueignen, und zwar in 
einer spezifisch modernen Form: Kapital als abstrakte gesellschaftliche Arbeit. 

Dies führt uns zur Frage der Interpretation dieser Phänomene. Wir haben 
drei Revolutionen identifiziert: beider Umwandlung von Landschaften, bei der 
Arbeitsproduktivität und bei den Techniken der globalen Aneignung - die kapita- 
listische Krise ist demnach als eine weltökologische zu erfassen. Natur ist also ins 
Zentrum unserer Überlegungen zu Arbeit zu stellen; Arbeit ins Zentrum unserer 
Überlegungen zu Natur. Es bedeutet auch, sich von Vorstellungen zu verabschie- 
den, dass menschliche Organisationen jedweder Art - von den Familienformen 
bis zu transnationalen Unternehmen - angemessen verstanden werden können, 
solange man vom Netz des Lebens abstrahiert. Daraus folgt, Billige Natur als 
ein System von Dominanz, Aneignung und Ausbeutung zu verstehen, das auf 
der Diversität von menschlichen und nicht-menschlichen Aktivitäten beruht, 
die für die kapitalistische Entwicklung notwendig sind, aber im Rahmen der 
Geldökonomie nicht unmittelbar valorisiert („bezahlt“) werden. Die Four Cheaps 
bestimmen den Pfad, auf dem die Masse des Kapitals daran gehindert wird, im 
Verhältnis zur Masse anzueignender Natur zu schnellzu wachsen: Wenn das An- 
gebot dieser Billigen Naturen sich der durchschnittlichen Wertzusammensetzung 
der weltweiten Warenproduktion annähert, geht der weltökologische Überschuss 
zurück und das Tempo der Akkumulation lässt nach. Die Zentralität der Billigen 
Natur für die endlose Kapitalakkumulation kann insofern angemessen nur im 
Rahmen eines post-kartesianischen Denkens interpretiert werden, wonach Wert 
als ein Prozess verstanden wird, um Natur zu organisieren. So gesehen wird das 
Wertgesetz durch das Netz des Lebens koproduziert. Das Wertgesetz ist das 
Gesetz der Billigen Natur. 
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Wenn es um Weltpolitik geht, ist die Debatte über den Aufstieg des Kapita- 
lismus mittlerweile wieder ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt - diesmal 
unter einer Tarnkappe, nämlich rund um die Frage der Natur. Die Argumente 
für eine globale Krise im Zeichen des Anthropozäns umfassen sowohl eine 
starke Erzählung über die Ursprünge der ökologischen Krise wie ein Auswei- 
chen vor der notwendigen historischen Arbeit, um hier tiefer zu graben. Aber 
nur auf diese Art ließe sich eine fruchtbare Diskussion über die miteinander 
verwobenen Fragen des Ursprungs der planetarischen Krise und die politischen 
Antworten des 21. Jahrhunderts führen. Das Anthropozän ist nicht so schr 
deshalb problematisch, weil es den Wendepunkt im frühen 19. Jahrhundert 
ansetzt, sondern weil es sich dem Problem mit gängigen Vorurteilen nähert, die 
traditionellen Mythen der Sozialgeschichte und der Umweltkritik entstammen. 
Diese Ihese der ökologischen Krise als Folge der Industrialisierung ist deshalb 
gefährlich, weil sie die Umwandlung der planetarischen Naturen in der frühen 
Moderne ausblendet, also Fragen der Umweltgeschichte nicht aufnimmt (anders 
Wallerstein 1974; Moore 2003). Das Thema ist so brennend, dass wir aufhören 
sollten, Debatten zu Transformation und Krise in Kategorien des Entweder/ 
Oder zu führen. 

Neuere Stellungnahmen zu den Ursprüngen des Kapitalismus haben unter- 
schiedliche Vorschläge zur Periodisierung gemacht. Ich vertrete, dass die Ent- 
stehung neuer Beziehungen von Macht, Profit, Produktion und Reproduktion 
seit dem langen 16. Jahrhundert im Mittelpunkt stehen müssen. Die wichtige 
Studie von Malm (2016) über das „fossile Kapital“ des 19. Jahrhunderts geht 
anders vor, doch liegt ein Irrtum darin, diese Periodisierungen so zu verstehen, 
dass sie sich gegenseitig ausschließen würden (Altvater 2016). Fossiles Kapital? 
Hier wird zweifellos eine zentrale Dimension unserer Wirklichkeit seit dem 
19. Jahrhundert benannt. Kapital, Macht und Natur sind miteinander verwo- 
ben. Wenn wir im Zeitalter des fossilen Kapitals leben, leben wir dann nicht 
ebenso in einem solchen des agrarischen Kapitalismus, in dem es nach wie vor 
zu Revolutionierungen beim Klassenkampf, bei den Produktivkräften und bei 
der Koordinierung von Nahrungsmittelüberschüssen - die für die erweiterte 
Reproduktion der Arbeitskraft so wichtig sind - kommt? Aber beruhen diese 
unterschiedlichen Interpretationen nicht auch auf ganz bestimmten Sichtweisen 
des Kapitalismus insgesamt? Stellt die Geschichte des fossilen Kapitals nicht eine 
von mehreren Erzählungen dar, die uns helfen, die Geschichte des Kapitalismus 
und seiner gegenwärtigen Krise zu verstehen? Zweifellos erleben wir eine massive 
Neuerfindung des Kapitalismus des 19. Jahrhunderts, ähnlich wie - wenn auch 
unter anderen Bedingungen - nach dem Zweiten Weltkriegund nach 1971. Wir 
sollten darauf achten, um Lenin (1899/1972) zu paraphrasieren, kapitalistische 
Entwicklung nicht in „stereotype“ Idealformen einzupassen. 
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Unterschiedliche Verbindungen von Natur, Staat, Klassen und Produktiv- 
kräften führen zu unterschiedlichen Bildern des Kapitalismus -— eine als Aus- 
gangspunktbanale, aber notwendige Feststellung. Niemand von uns verfügt über 
sämtliche Teile des Puzzles. Deshalb müssen wir für die Revision bisher weithin 
anerkannter Rahmenwerke grundsätzlich offenbleiben. Unsere Sichtweisen blei- 
ben auf nicht reduzierbare Weise partiell, und so ist gleichzeitig Offenheit und 
Kohärenz anzustreben. 

Die kapitalistischen Ursprünge - und die möglichen Weiterentwicklungen der 
Krise im 21. Jahrhundert - zu verstehen, ist eine tückische Arbeit. Ich wollte zei- 
gen, dass die spektakulären Bilder der Industriellen Revolution, die uns in jedem 
Schulbuch vorgesetzt werden, weder der Kreativität noch der Zerstörungskraft 
des Kapitalismus gerecht werden. Diese Bilder müssen durch jene der globalen 
Transformationen von menschlichen und nicht-menschlichen Naturen ergänzt 
werden, die sich in den letzten fünf Jahrhunderten durch die neuen Sicht- und 
Organisationsweisen der unbezahlten Arbeit von Menschen und der sonstigen 
Natur herausgebildet haben. Es steht zu viel auf dem Spiel, als dass wir uns mit 
formelhaften historischen Interpretationen begnügen könnten. Wir müssen 
tiefer schürfen. 

Aus dem amerikanischen Englisch übersetzt von Dorothea Schmidt 
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Christian Siefkes 


Produktivkraft als Versprechen 
Notwendiger Niedergang des Kapitalismus oder möglicher 
Kommunismus ohne viel Arbeit? 


Ein Abschnitt der von Karl Marx 1857/58 niedergeschriebenen sogenannten 
Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie ist als „Maschinenfragment“ in 
die spätere Debatte eingegangen (MEW 42: S90fF.). Marx überlegt hier, dass 
mit Voranschreiten der kapitalistischen Produktivkraftentwicklung materielle 
Produktionsmittel - Maschinen aller Art - und Wissen im Produktionsprozess 
zunehmend an Bedeutunggewinnen, während die lebendige Arbeit immer mehr 
zurückgedrängt wird. Im Maschinenfragment geht Marx davon aus, dass sich 
der Kapitalismus aufgrund seiner fortschreitenden Produktivkraftentwicklung 
sich selbst die Grundlage entzieht - die menschliche Arbeit. Während diese 
These in Marx’ eigener Zeit geradezu futuristisch erscheinen musste, spielt sie 
seit der vor knapp zehn Jahren begonnen großen Krise eine beachtliche Rolle 
in der Debatte um die Frage, wie es um die Zukunftsfähigkeit des Kapitalismus 
bestellt ist. Marxistisch geprägte Autor_innen wie Mason (2016) sowie Lohoff 
und Trenkle (2012) berufen sich explizit auf Marx’ Prognose, während andere 
Theoretiker_innen wie Rifkin (2014) in ähnlicher Weise argumentieren, ohne 
sich dabei auf die Arbeitswerttheorie zu beziehen. 

Es lohnt sich deshalb, die Begründung dieser Ihese kritisch unter die Lupe 
zu nehmen. Wie ich im Folgenden zeigen werde, steht sie auf dünnem Grund, 
weil sie sich nur auf bestimmte Gebrauchswertmengen bezicht. Die in einer 
Gesellschaft konsumierten Gebrauchswerte werden aber nicht durch die Pro- 
duktionsweise bestimmt, sondern hängen auch vom Konsumverhalten der 
Kapitalist_innen und den Folgen staatlicher Umverteilung ab. Diese Faktoren 
entwickeln sich nicht in einer von vornherein feststehenden Weise, weshalb 
nicht von der zwingenden Tendenz gesprochen werden kann, dass sich der Ka- 
pitalismus „selbst abschafft“. 

Während das Maschinenfragment mit diesem Argumentationsstrang nicht 
überzeugen kann, enthält esjedoch auch eine positive Vision, diein deran Marx 
angelehnten Debatte bislang selten gewürdigt wurde. Im Gegensatz zur Verherr- 
lichung der Arbeit und des Arbeiter_in-Seins im Realsozialismus skizziert Marx 
hier die Perspektive eines Kommunismus, der die Arbeit aufein Minimum redu- 
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ziert. Nicht die allgemeine Arbeitspflicht, sondern viel Muße und selbstbestimmte 
Zeit für alle sind bestimmendes Merkmal dieses Kommunismus. 

Diese bislang unterbelichtete Perspektive gilt eszu würdigen, aber auch kritisch 
unter Einbeziehungaktueller Erkenntnisse zu prüfen, etwa vor dem Hintergrund 
der bereits praktizierten kollektiven Selbstorganisation im Internet. Wichtig ist 
dies gerade in Zeiten, wo im öffentlichen Diskurs chauvinistisch-nostalgische 
Sehnsüchte nach der Wiederherstellung eines vermeintlich goldenen kapitalis- 
tischen Zeitalters vorherrschen („Make America Great Again“) — grob inspiriert 
von den 1950ern, als Männer noch sicherere Industriearbeitsplätze hatten, auch 
weil sich Frauen zuhause um die Kinder kümmerten und Ausländer_innen nicht 
ins Land kamen. Und wo die einzige verbreitete Alternative zu diesem erzreaktio- 
nären Diskurs ein teils neoliberales, teils sozialdemokratisches „Weiter so“ ist, das 
suggeriert, man müsse nur hier und da an ein paar Stellschrauben drehen - mehr 
Freihandel, aber gegebenenfalls richtig reguliert, bessere Bildung, weniger oder 
aber „richtigere“ Wirtschaftspolitik -, dann würde der Kapitalismus wieder flo- 
rieren und doch noch gut bezahlte Arbeitsplätze für zumindest alle hinreichend 
Fleißigen und Talentierten bereithalten. 

Gerade in diesen Zeiten, wo es scheinen könnte, als ob es neben der barbarischen 
und der bornierten Alternative nichts anderes mehr gäbe, braucht es die Vision 
eines arbeitsminimierten Kommunismus als elementares Kontrastprogramm. 


Sprengt sich die kapitalistische Produktionsweise selbst 
in die Luft? 


Wenden wir uns zunächst dem Widerspruch zu, den Marx in den Tendenzen 
der kapitalistischen Produktivkraftentwicklung sieht. Dieser Widerspruch rührt 
daher, dass die Kapitalist_innen einerseits versuchen (müssen), einzelne Waren 
efhizienter, mit weniger Arbeitseinsatz zu produzieren, um aber andererseits 
mehr Waren zu produzieren und möglichst zu verkaufen: „das Quantum zur 
Produktion eines gewissen Gegenstandes nötige Arbeit [wird] aufein Minimum 
reduziert, aber nur damit ein Maximum von Arbeit in dem Maximum solcher 
Gegenstände verwertet werde“ (MEW 42: 597). 

Marx sieht das Kapital dabei unfreiwillig „an seiner eignen Auflösung als die 
Produktion beherrschende Form“ (ebd.: 596) arbeiten. Denn einerseits ist das, 
was Marx später „lebendige Arbeit“ nennen wird (in den Grundrissen spricht er 
noch von „unmittelbarer Arbeit“) die einzige Quelle neuen Wertes und daher 
unabdingbar für die Aneignung von Mehrwert: „Voraussetzung ist und bleibt — 
die Masse unmittelbarer Arbeitszeit, das Quantum angewandter Arbeit als der 
entscheidende Faktor der Produktion des Reichtums“ (ebd.: 600). Andererseits 
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verliert die lebendige Arbeit bei voranschreitender Produktivkraft immer mehr 
an Bedeutung: 


In dem Maße aber, wie die große Industrie sich entwickelt, wird die Schöpfung des wirk- 
lichen Reichtums abhängig weniger von der Arbeitszeit und dem Quantum angewandter 
Arbeit als von der Macht der Agentien, die während der Arbeitszeit in Bewegung gesetzt 
werden und die selbst wieder [...] in keinem Verhältnis steht zur unmittelbaren Arbeits- 
zeit, die ihre Produktion kostet, sondern vielmehr abhängt vom allgemeinen Stand der 


Wissenschaft und dem Fortschritt der Technologie. (Ebd.) 


Mit den in Bewegung gesetzten Agentien sind hiermit die Maschinen gemeint - 
die ganze hocheffektive technische Infrastruktur, die im Produktionsprozess zum 
Einsatz kommt. Deren Herstellung erfordert zwar selbst lebendige, produktive 
Arbeit, jedoch weniger als durch ihren Einsatz verdrängt wird. Die Produktivkraft- 
entwicklung führt nicht unbedingt dazu, dass mehr Wert - finanzieller Reichtum 
- produziert wird, wohl aber dazu, dass die Menge und Qualität der produzierten 
Gebrauchswerte - sinnlich-stoffliicher Reichtum - immer weiter steigt, während 
der dafür nötige Arbeitsaufwand schrumpft. „Der wirkliche Reichtum manifestiert 
sich vielmehr - und dies enthüllt die große Industrie - im ungeheuren Mißver- 
hältnis zwischen der angewandten Arbeitszeit und ihrem Produkt“ (ebd.: 601). 
Da die Rolle der lebendigen (unmittelbaren) Arbeit im Produktionsprozess 
immer mehr zurückgeht, wird der auf Ausbeutung menschlicher Arbeit basie- 
rende kapitalistische Verwertungsprozess Marx zufolge immer prekärer: „Sobald 
die Arbeit in unmittelbarer Form aufgehört hat, die große Quelle des Reichtums 
zu sein, hört und muß aufhören, die Arbeitszeit sein Maß zu sein und daher der 
Tauschwert [das Maß] des Gebrauchswerts“ (ebd., eckige Klammern i.O.). 
Statt der unmittelbaren Arbeit sicht er als „große[n] Grundpfeiler der Pro- 
duktion und des Reichtums“ jetzt „die Aneignung seiner eignen allgemeinen 
Produktivkraft, sein Verständnis der Natur und die Beherrschung derselben 
durch sein Dasein als Gesellschaftskörper.“ Im Verhältnis des Kapitals zur Ar- 
beit sieht er einen notwendigen Widerspruch, da es einerseits „die Arbeitszeit 
auf ein Minimum zu reduzieren strebt, während es andrerseits die Arbeitszeit 
als einziges Maß und Quelle des Reichtums setzt“ (ebd.). Für das Kapital sind 
die „Produktivkräfte und gesellschaftlichen Beziehungen - beides verschiedne 
Seiten der Entwicklung des gesellschaftlichen Individuums - [...] nur Mittel, 
um von seiner bornierten Grundlage aus zu produzieren. In fact aber sind sie die 
materiellen Bedingungen, um sie in die Luft zu sprengen“ (ebd.: 602). Diese kühne 
Aussage hat Eindruck gemacht und einige an Marx orientierte Iheoretiker_innen 
entscheidend geprägt. So begründen Lohoff und Trenkle (2012: 32) und Mason 
(2016: 184ff.) ihre Thesen eines unausweichlichen Niedergangs unter Verweis 
aufdas Maschinenfragment. In einer anderen Tradition steht Rifkin (2014), der 
auf Grundlage neoklassischer Theorie argumentiert und sich nicht explizit auf 
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Marx bezieht, aber ebenfalls davon ausgeht, dass dem Kapitalismus seine eigene 
Produktivkraftentwicklung zum Verhängnis wird (vgl. Siefkes 2016). 

Im Folgenden soll es nicht um die Texte gehen, die mit dem Maschinen- 
fragment argumentieren, sondern um deren Ausgangspunkt, die kurze, aber 
einflussreiche marxsche Skizze. Die Grundrisse waren ein von Marx innerhalb 
weniger Monate abgefasster Entwurf, der nicht zur Veröffentlichung bestimmt 
war und erst posthum publiziert wurde. Im Kapital und anderen von Marx 
selbst veröffentlichten Werken fehlt jeder Bezug auf die Ihesen des Maschi- 
nenfragments, was man durchaus als Hinweis anschen kann, dass er wohl selbst 
nicht völligdavon überzeugt war. Tatsächlich fehlt im Maschinenfragment eine 
genaue Begründung, warum die permanente Produktivkraftentwicklung die 
kapitalistische Produktionsweise schließlich „in die Luft sprengen“ sollte. Marx 
führt nur aus, dass immer mehr Gebrauchswerte (sinnlich-stofflicher Reich- 
tum) mit gleichbleibendem Arbeitsaufwand hergestellt werden können oder 
umgekehrt, dass mehr oder bessere Gebrauchswerte herstellt werden müssen, 
wenn weiterhin dieselbe Menge an Arbeit verwertet werden soll. Aber warum 
sollte das dem Kapital nicht gelingen? Zahlreiche der heutigen Gebrauchswerte 
gab es zu Marx’ Zeiten noch gar nicht - Mikrowellen, elektrische Zahnbürsten, 
Smartphones, Autos, Fernseher, Klimaanlagen, Pauschalreisen etc. Grundsätz- 
lich scheint es keineswegs ausgeschlossen, dass sich diese Entwicklung fortsetzt 
und die Kapitalverwertung so auch bei ständig zunehmender Produktivkraft 
erfolgreich weitergehen kann. In der Neoklassik, dem ökonomietheoretischen 
Mainstream, ist dies die vorherrschende Annahme - Produktivitätszuwächse sol- 
len im Endeffekt sogar zu einer Ausweitung. des Arbeitsvolumens und damit der 
Kapitalverwertungsmöglichkeiten führen, da sich mehr Menschen die günstiger 
werdenden Produkte leisten können und da die „freigesetzten“ Kapitalien und 
Arbeitskräfte stattdessen in andere Märkte ausweichen und dort für Wachstum 
sorgen (vgl. Pasinetti 1981). 


Maschinenfragment versus Reproduktionsschemata 


Zum Kontrast mit den vom Maschinenfragment angeregten Zusammenbruchs- 
fantasien lohnt sich ein Blick auf ein anderes, ebenfalls erst posthum veröffent- 
lichtes Fragment, nämlich die „Reproduktionsschemata“ aus dem zweiten (von 
Engels veröffentlichten) Band des Kapitals (MEW 24: 391ff.). Dort betrachtet 
Marx die Geld- und Warenflüsse im Kapitalismus. Bei jeder einfachen Transak- 
tion (Verkaufirgendeiner Ware, inklusive der Arbeitskraft) Hießt Geld in die eine 
Richtung, die Ware in die andere; von komplexeren Transaktionen, die nicht in 
dieses Schema passen (etwa Kreditaufnahme) abstrahiert Marx an dieser Stelle. 
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Auch Veränderungen der Produktivkräfte werden nicht betrachtet, doch lässt 
sich dies, wie wir schen werden, ergänzen. 

Die folgende Kritik an den Reproduktionsschemata geht in eine etwas andere 
Stoßrichtungals die in Anlehnungan Rosa Luxemburg (1913) geführte Debatte 
(vgl. hierzu Rosdolsky 1968; Trigg 2006). Luxemburg akzeptiert grundsätzlich 
die marxsche Modellbildung, wonach der Output einer Produktionsperiode je- 
weils zum Input der nächsten Periode wird. Damit reduziert sich die Frage, ob die 
Schemata „stimmen“ bzw. zumindest unter gewissen Voraussetzungen stimmen 
können, auf ein mathematisches Problem - und mathematisch lässt sich dann 
leicht zeigen, dass Luxemburgs Kritik ins Leere geht (Stützle 2014). Ich werde 
hingegen argumentieren, dass schon die gewähnte Form des Modells zu stark 
von der Realität abstrahiert und deshalb zu unrealistischen Ergebnissen führt. 

In den Reproduktionsschemata skizziert Marx einen Kapitalismus, der the- 
oretisch krisenfrei immer weiter wachsen kann. Er unterscheidet dafür zwei 
große Abteilungen der gesellschaftlichen Produktion: die erste stellt Produkti- 
onsmittel her, die zweite Konsumtionsmittel. Bei letzteren differenziert er weiter 
zwischen notwendigen Lebensmitteln, die großteils von den Arbeiter_innen 
konsumiert werden, und Luxusmitteln, die sich nur die Wohlhabenden, d.h. die 
Kapitalist_innen leisten können. Während Marx für diese drei (Sub-)Branchen 
Nummern verwendet (Abteilung I sowie Ha und IIb), werde ich der größeren 
Klarheit halber Buchstabenkürzel verwendet: 

- Pmn für die Produktionsmittel produzierende Branche (oder deren Output) 

-— ALm für die Branche, die Lebensmittel und Konsumgüter für die Arbei- 
ter_innen produziert 

— KK für die Branche, die (Luxus-)Konsumgüter für den Privatkonsum der 
Kapitalist_innen herstellt. 


Marx’ Berechnungen werden dabei dadurch verkompliziert, dass er davon ausgeht, 
dass ein kleiner Teil der notwendigen Lebensmittel (Abt. IIa) von den Kapi- 
talist_innen konsumiert wird, die schließlich auch Alltagsgüter wie Brot und 
Klopapier verbrauchen. Es schadet den Schemata aber nicht, wenn man an dieser 
Stelle vereinfacht und die zwei Konsumtionsbranchen, wie oben vorgeschlagen, 
anhand der Endabnehmer_innen differenziert. Man kann sich hier vorstellen, 
dass die Arbeiter_innen zu Aldi gehen (AZm), die Kapitalist_innen hingegen 
in den Bioladen (KK). Marx geht davon aus, dass der Output einer Produktions- 
periode (eines Jahres) jeweils in der nächsten Produktionsperiode genutzt und 
verbraucht wird. Im Jahr 1 hergestellte Produktionsmittel werden also im Jahr 
2 im Produktionsprozess genutzt und sind am Ende dieses Jahres verschlissen 
oder obsolet. Im ersten Jahr hergestellte Konsumtionsmittel werden im Lauf des 
zweiten Jahres von Arbeitern und Kapitalist_innen verzehrt. 
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Der für den Kapitalismus übliche Fall ist die erweiterte Reproduktion (MEW 
24: 485ff.), wobei das Produktionsvolumen regelmäßig ausgeweitet wird, die 
Wirtschaft also wächst. Kapitalist_innen haben es in der Hand, wie schnell das 
Wachstum verläuft, da sie einen Teil des Mehrwerts selbst konsumieren, den 
Rest akkumulieren, d.h. neu investieren und damit das Produktionsvolumen 
vergrößern - je mehr sie akkumulieren, desto schneller das Wachstum. Innerhalb 
der Reproduktionsschemata ist dies krisenfrei möglich, sofern die innerhalb eines 
Jahres produzierten Waren der im Folgejahr bestehenden Nachfrage entsprechen. 

Werden etwa 20 Prozent Mehrwert produziert und die Hälfte davon akkumu- 
liert, dann muss der Wert der in der KK-Branche hergestellten Güter der Hälfte 
des gesamten Mehrwerts entsprechen, also 10 Prozent des insgesamt produzierten 
Wertes. Diese (Luxus-)Konsumgüter werden von den Kapitalist_innen am Ende 
des Jahres bzw. im Lauf des Folgejahres gekauft und im Lauf des Folgejahres nach 
und nach aufgebraucht. Alle übrigen Waren gehen als Input in den Produktions- 
prozess des nächsten Jahres ein, entweder als Produktionsmittel oder als von den 
beschäftigten Arbeiter_innen verbrauchte Konsumtionsmittel. Hier muss nur 
das Verhältnis stimmen, damit die Rechnung aufgeht. Beträgt das Verhältnis von 
c (konstantes Kapital) zu v (variables Kapital, d.h. Löhne) sieben zu drei, dann 
müssen 70 Prozent der restlichen Warenmenge aus Produktionsmitteln Pr beste- 
hen und die anderen 30 Prozent aus Lebensmitteln für die Arbeiter_innen ALm. 

Man kann leicht schen, dass es zu Krisen kommen kann, wenn das richtige 
Verhältnis verfehlt wird. Dann werden vielleicht mehr Luxusgüter XK produziert, 
als die Kapitalist_innen konsumieren wollen, oder es fehlt an Produktionsmit- 
teln, um die Produktion so stark auszuweiten, dass das gesamte neu akkumulierte 
Kapital verwertet werden kann. Allerdings sind solche Fehlakkumulationskrisen, 
bei denen das passende Verhältnis zwischen den drei Abteilungen verfehlt wurde, 
die einzige Art von Krise, die sich aus den Reproduktionsschemata ergibt. Wenn 
das Verhältnis stimmt, kann der hier skizzierte Kapitalismus weiter und weiter 
wachsen, sofern ihm nicht irgendwann die benötigten Inputs für die stoflliche Sei- 
te des Produktionsprozesses ausgehen (Arbeitskräfte und natürliche Ressourcen). 

In den Reproduktionsschemata geht Marx von einem unveränderten Stand 
der PK-Entwicklung aus - das Verhältnis c zu v bleibt also immer gleich. PK- 
Entwicklung besteht typischerweise in verstärktem Einsatz von Maschinen - 
ein bestimmtes Quantum lebendiger Arbeit (v+7») wird durch ein kleineres 
Quantum toter Arbeit (c) ersetzt. Unter kapitalistischen Umständen rechnet sich 
Produktivkraftentwicklung nur dann, wenn die Stückkosten sinken, also cNeu + 
vNeu kleiner ist als cAlt + vAlt. PK-Entwicklung bedeutet eine steigende organi- 
sche Zusammensetzung des Kapitals (c/v), da c zunimmt, während v abnimmt. 

Zwar hat Marx dies in den Reproduktionsschemata nicht explizit durchge- 
spielt, doch stellt es in deren Kontext kein grundsätzliches Problem dar, da sich 
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wiederum nur das Verhältnis zwischen den herzustellenden Warenarten ändert. 
Eine Produktivkraftsteigerungkönnte etwabedeuten, dass c von 70 auf 72 steigt, 
v von 30 auf 27 fällt. Entsprechend muss sich das Verhältnis der fürs Folgejahr 
produzierten Produktionsmittel Pr» zu Standard-Konsumtionsmitteln ALm auf 
72 zu 27 ändern bzw. auf 72,7 Prozent zu 27,3 Prozent. Wird dieses Verhältnis 
eingehalten, kann die Wirtschaft harmonisch weiterwachsen. 

Gleichzeitig bedeutet Produktivkraftentwicklung, dass die Menge oder 
Qualität der hergestellten Gebrauchswerte schneller wächst als die produzier- 
te Wertmenge, da der Wert eines bestimmten Gebrauchswerts gefallen ist. Im 
Rahmen der Reproduktionsschemata spielt das aber keine direkte Rolle, da sie 
nur produzierte Wertmengen und keine „Gebrauchswertmengen“ betrachten, 
wobei letzteres ohnehin kein seriöser Begriff ist, da sich Äpfel und Birnen bzw. 
Smartphones und Erfrischungsgetränke nicht auf einen Nenner bringen bzw. 
zusammenzählen lassen. 


Wirtschaftswachstum und Privatkonsum der Kapitalist_innen 


Aus diesen beiden Fragmenten, die beide zu Marx’ Lebzeiten nicht veröffentlicht 
wurden und deshalb nicht als fertig ausgearbeitete Theorien betrachtet werden 
können, ergeben sich somit sehr unterschiedliche „Zukünfte“ (vgl. Rilling 2014) 
für den Kapitalismus. Während dem Maschinenfragment zufolge der Kapitalismus 
durch die zunehmende Produktivkraftentwicklung sich selbst die Grundlage ent- 
zieht, erwecken die Reproduktionsschemata den Eindruck, dass er grundsätzlich 
immer weiter wachsen kann, sofern sich die Kapitalien nur im richtigen Verhältnis 
auf die unterschiedlichen Warenkategorien aufteilen. Ist das nicht der Fall, kommt 
es zu Fehlallokationskrisen, die aber eher temporärer Natur sein dürften. 
Hilfreich an den Reproduktionsschemata ist, dass sie den Blick weg von den 
Gebrauchswerten auf die produzierte Wertmasse lenken. Für die Kapitalien 
kommt es nicht darauf an, welche und wie viele Gebrauchswerte produziert 
werden — was zählt, ist, dass die Wertverwertung gelingt. Ob eine bestimmte 
Wertmasse einen im Vergleich zum Vorjahr verbesserten oder neu aufden Markt 
geworfenen Gebrauchswert repräsentiert, oder eine größere Menge eines ansons- 
ten unveränderten Gebrauchswerts, interessiert dabei nicht. Wichtigist nur, dass 
der neu produzierte Gebrauchswert verkauft wird. Die Reproduktionsschemata 
lenken den Blick auf die Frage, wer jeweils die Käufer_innen sind und beantwor- 
ten sie dabei zugleich, freilich nur innerhalb ihres eigenen abstrakten Rahmens. 
Naturgemäß fehlen in diesem einfachen Modell einige wesentliche Katego- 
rien, insbesondere der Staat und der durch staatliche Ausgaben oder staatliche 
Umverteilungermöglichte Konsum; ebenso fehlen Banken und die für den realen 
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Kapitalismus essenzielle Möglichkeit des (produktiven oder privaten) Konsums auf 
Kredit. Zweifellos spielen diese Faktoren für die reale Krisenhaftigkeit des Kapita- 
lismus eine Rolle und ich werde später noch kurz auf sie eingehen. Im Rahmen der 
Reproduktionsschemata scheint es aber durchaus vertretbar, von ihnen zu abstra- 
hieren. Wenn der Kapitalismus ohne Staat und ohne Kredit theoretisch krisenfrei 
wachsen könnte, ist schwer einzusehen, warum nur gerade diese Faktoren zu seinem 
Kollaps führen sollten. Zudem spielen Staat und Kredit in der Argumentation des 
Maschinenfragments ebenso wenigeine Rolle wie in den Reproduktionsschemata. 

Bleibt man im einfachen Modell der Reproduktionsschemata, ist auffällig, dass 
alle drei Kategorien des Konsums vollständig von den Kapitalist_innen abhängen. 
Am Ende jeder Produktionsperiode konzentrieren sich alle Geldmittel bei ihnen; 
einen Teil davon widmen sie ihrem Privatkonsum und den Rest stecken sie in 
den zukünftigen Verwertungsprozess und bezahlen damit Produktionsmittel 
und Arbeiter_innen. 

In der Entscheidung, wie viel sie selbst konsumieren und wie viel sie akku- 
mulieren, sind die Kapitalist_innen gemäß den Schemata völlig frei. Je mehr sie 
akkumulieren, desto schneller wächst die Wirtschaft, und das klappt krisenfrei, 
sofern nur das Verhältnis zwischen Produktionsmittel-Konsum und dem Konsum 
der Arbeiter_innen stimmt, das sich aus der organischen Zusammensetzung des 
Kapitals ergibt. Der kapitalistische Privatkonsum ist in den Reproduktionssche- 
mata streng genommen völlig unnötig - er kann stagnieren, schrumpfen oder 
völligwegfallen und das Wachstum geht daraufhin nur noch schneller vonstatten, 
weil mehr Mittel für die Akkumulation verfügbar werden. 

Dies lässt sich beispielhaft an einem Szenario durchrechnen, in dem der Privat- 
konsum der Kapitalist_innen dem Wert nach gleich bleibt. Als Ausgangspunkt 
nehme ich ein Anfangskapital von 800 (wie immer bei Marx ohne angegebene 
Einheit), dessen organische Zusammensetzung (c/v) in allen Branchen drei zu eins 
beträgt bei einer Mehrwertrate (v/) von 100 Prozent. Im Folgenden wird nicht 
gezeigt, wie sich das jährlich investierte Kapital auf die drei Branchen verteilt, 
sondern nur welche Outputmenge jede Branche zum Jahresende produziert haben 
muss, damit die Produktion im nächsten Jahr krisenfrei weiterlaufen kann. 

Der Modellrechnung liegt ein gleichbleibender Privatkonsum der Kapita- 
list_innen von 100 pro Jahr zugrunde - das ist somit auch die Wertmenge, die 
die KK-Branche jährlich produzieren muss. Das Verhältnis der anderen beiden 
Branchen entspricht der organischen Zusammensetzung, die Pm-Branche bindet 
also immer dreimal so viel Kapital und produziert dreimal so viel Output (wert- 
mäßig geschen) wie die ALm-Branche. Gerundet ergibt sich eine Entwicklung 
wie in Tabelle 1 gezeigt. 

Wie man sieht, wächst das Kapital hier krisenfrei und zunehmend schneller, 
wobei das gesamte Wachstum von den beiden Branchen PM und ALm getra- 
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Tabelle 1: Akkumulation bei konstantem Privatkonsum der Kapitalist_innen 


600c + 200v + 200m - produzierte Wertsumme 1000 
(davon 675 PM, 225 ALm, 100 KK) 


675c + 225v + 225m - Summe 1125 (769 PM, 256 ALm, 100KK) 
769c + 256v + 256m - Summe 1281 (886 PM, 295 ALm, 100 KK) 


886c + 295v + 295m - Summe 1476 (1032 PM, 344 ALm, 100 KK) 
1032c + 344v + 344m - Summe 1720 (1215 PM, 405 ALm, 100 KK) 
1215c + 405v + 405m - Summe 2025 (1444 PM, 481 ALm, 100 KK) 


gen wird, die sich gegenseitig „hochschaukeln“. PM produziert jedes Jahr mehr 
Produktionsmittel, damit die beiden Branchen im Folgejahr ihre Produktion 
ausweiten können. Parallel dazu produziert AZ» mehr und mehr Konsumgüter, 
die dann im Folgejahr von den in beiden Branchen beschäftigten Arbeiter_innen 
gekauft werden und dafür sorgen, dass diese nicht hungern oder frieren. Nur ein 
zunehmend kleiner werdender Teil der Produktions- und Arbeiter-Lebensmittel 
geht in die KK-Branche, die für den kapitalistischen Privatkonsum produziert, 
aber in diesem Szenario nicht wächst und deshalb einen immer kleineren Anteil 
am gesamten Wirtschaftsgeschehen übernimmt. 

Das Ganze funktioniert deshalb, weil in Marx’ Modell der Output eines Jahres 
erst verzögert, d.h. im nächsten Jahr zum Input wird. Dank dieser Verzögerung 
kann sich der Kapitalismus Münchhausen gleich am eigenen Schopfe aus der 
anderenfalls drohenden Krise ziehen. Obwohl c + v zusammen immer kleiner 
als die damit produzierte Wertsumme (c + v + m) sein müssen, kann dasc + v 
deskommenden Jahres fast den gesamten Output des aktuellen Jahres (abgesehen 
von einem immer kleiner werdenden Anteil des kapitalistischen Privatkonsums 
KK) verbrauchen. 

Aber ist dieses gegenseitige Aufschaukeln der beiden Wachstumsbranchen re- 
alistisch? Kapitalismus ist zwar immer spekulativ, aber zugleich tendieren Firmen 
dazu, unnötige Risiken zu vermeiden. Sie weiten ihre Produktion am liebsten 
erst dann aus, wenn die „Auftragsbücher gut gefüllt“ sind (wie es gerne heißt), sie 
also schon einen soliden Puffer an Bestellungen abzuarbeiten haben und deshalb 
damit rechnen können, bei einer gewissen Steigerung des Produktionsvolumens 
noch keine Überkapazitäten aufzubauen. Das aber bedeutet: Es muss jemanden 
geben, der den ersten Schritt macht und bestellt. 

Im beschriebenen Szenario, in dem nur Pr und ALm wachsen können, kommt 
es zu einem Patt: Ohne zusätzliche Aufträge haben die Pm-Produzent_innen 
keinen Grund, die Produktionskapazitäten auszuweiten und neue Mitarbei- 
ter_innen einzustellen. Das heißt aber auch, dass die Nachfrage nach zusätzlichen 
Arbeiter-Konsumgütern nicht wächst und die ALm-Branche ebenfalls keinen 
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Grund hat, aufeine erfolgreiche Ausweitungihrer Produktion hoffen zu können 
und ihre Produktionskapazitäten entsprechend auszuweiten. 

Da aber frisches Kapital vorhanden ist, das die Kapitalist_innen investieren 
möchten - aber nur in ein Erfolg versprechendes Unternehmen, denn niemand 
setzt das eigene Geld gern in den Sand - kommt es genau zu dem Szenario, das 
wir heute beobachten: Große Mengen ungebundenes Kapital sind global auf der 
verzweifelten Suche nach aussichtsreichen Investitionsmöglichkeiten, die sich aber 
kaum finden. „Der gängigen Theorie zufolge sollten die Unternehmen das billige 
Geld aufsaugen und es in neue Ideen und zusätzliche Kapazitäten investieren. 
Aber das geschieht kaum. [...] Echte Investitionen [...] sind rar.“ (Müller 2016) 


Die Bedeutung des Privatkonsums der Kapitalist_innen 


Wie sieht es nun aus, wenn wir dem Privatkonsum der Kapitalist_innen eine 
größere Rolle einräumen? Oben hatten wir angenommen, dass er in absoluten 
Zahlen gleich bleibt und somit relativ zum gesamten Wirtschaftsvolumen immer 
unwichtiger wird. Ein konventionelleres Modell (wie es Marx seinen eigenen Be- 
rechnungen zugrundelegt) lässt den Privatkonsum der Kapitalist_innen dagegen 
relativ zum Mehrwert wachsen und nimmt.an, dass diese einen festen Anteil des 
Mehrwerts konsumieren und den Rest neu investieren. Falls die Hälfte des Mehr- 
werts konsumiert wird, entwickelt sich das oben betrachtete Szenario wie folgt: 


Tabelle 2: Akkumulation bei proportionalem Privatkonsum der Kapitalist_innen 
zum Mehrwert 


600c + 200v + 200m - produzierte Wertsumme 1000 
(davon 675 PM, 225 ALm, 100 KK) 


675c + 225v + 225m - Summe 1125 (759 PM, 253 ALm, 113 KK) 


759c + 253v + 253m - Summe 1265 (854 PM, 284 ALm, 127 KK) 


854c + 284v + 284m - Summe 1422 (960 PM, 320 ALm, 142 KK) 
960c + 320v + 320m - Summe 1600 (1080 PM, 360 ALm, 160 KK) 
1080c + 360v + 360m - Summe 1800 (1215 PM, 405 ALm, 180 KK) 


Aufden ersten Blick sieht das Schema ähnlich wie oben aus, mit dem Unterschied, 
dass die Wirtschaft etwas langsamer wächst. Während sich in Tabelle 1 der Our- 
put innerhalb von fünf Jahren mehr als verdoppelt hat, steigt er in Tabelle2 „nur“ 
um 80 Prozent. Das etwas verlangsamte Wachstum ergibt sich daraus, dass die 
für Neuinvestitionen verfügbare Summe ab dem zweiten Jahr niedriger ist als im 
ersten Szenario. Jenseits der numerischen Werte gibt es jedoch einen wesentlichen 
Unterschied: Diesmal gibt es eine Branche, die als genuiner „Wachstumstreiber“ 
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fungieren kann, nämlich KK. Diese Branche wächst Jahr für Jahr, und zwar 
proportional zum gesamten Wirtschaftswachstum. Ihre Auftragsbücher sind gut 
gefüllt - neue Bugattis, Jachten, Luxusvillen und andere Güter für den gehobenen 
Bedarf werden bestellt und wollen produziert werden. Die KK-Branche hataallen 
Grund, ihre Produktion zur Befriedigung der steigenden Nachfrage auszuweiten, 
wofür sie zusätzliche Produktionsmittel braucht und zusätzliche Arbeiter_innen 
einstellt, die den Bedarf nach ALm erhöhen. Das Wachstum der KK-Branche 
zieht so auch Wachstum in den anderen Branchen nach sich. 

Zwar gibt es auch hier keine Gewissheit, dass das so ausgelöste Wachstum 
aller Branchen groß genug ist, um alles Verwertungsmöglichkeiten suchende 
Kapital zu binden. Grundsätzlich haben die Kapitalist_innen es jedoch in der 
Hand, dafür zu sorgen, dass alles neu akkumulierte Kapital Erfolg versprechen- 
de Anlagemöglichkeiten findet. Steigern sie ihren Privatkonsum, dann führt 
das einerseits zu einer zusätzlichen Nachfrage nach investierbarem Kapital und 
andererseits zu einem reduzierten Angebot an ebendiesem. 

Im Extremfall verkonsumieren die Kapitalist_innen den gesamten Mehrwert 
- der von Marx als „einfache Reproduktion“ bezeichnete Fall -, dann wächst 
die Wirtschaft gar nicht mehr und es kursiert überhaupt kein Kapital, das neue 
Verwertungsmöglichkeiten sucht. Lange vor Erreichen dieses Extrems dürfte 
aber schon ein Gleichgewichtspunkt erreicht sein, wo das Wachstum des kapi- 
talistischen Privatkonsums und des neu akkumulierten Kapitals im richtigen 
Verhältnis zueinandersteht, um (theoretisch) dafür zu sorgen, dass das Kapital 
Erfolgversprechende Anlagemöglichkeiten findet. Natürlich wird es auch dann 
noch zu Fehlinvestitionen und Firmenpleiten kommen, aber derartiges ist Teil 
des kapitalistischen Normalbetriebs und kein grundsätzliches Problem. 

Ist es realistisch, das seit 2007 andauernde Schwächeln des kapitalistischen 
Wachstumsals Überakkumulationskrise zu interpretieren und ein zu zögerliches 
Konsumverhalten der Kapitalist_innen als wesentliches auslösendes Element? 
Warum sollten die Kapitalist_innen ihren Privatkonsum langsamer steigern, als 
der neu produzierte Mehrwert wächst? Auch wenn ich keine Zahlen kenne, die 
diese Ihese definitiv untermauern oder widerlegen könnten, halte ich sie wegen 
der im Maschinenfragment angesprochenen unterschiedlichen Entwicklungvon 
Wert- und Gebrauchswertproduktion für plausibel: Produktivkraftsteigerungen 
führen zu einer quantitativen oder qualitativen Steigerung der produzierten 
Gebrauchswerte, auch wenn die in diesen gebundene Wertmasse gleich bleibt. 
Die Kapitalist_innen können also dank der voranschreitenden Produktivkraft- 
entwicklung Jahr für Jahr besser leben, auch wenn die für ihren Privatkonsum 
aufgewandte Wertmasse stagniert oder sogar fällt. Um dafür zu sorgen, dass 
ihr Konsum wertmäßig proportional zur produzierten Mehrwertmasse steigt, 
müssten die konsumierten Gebrauchswerte noch stärker zulegen, um auch die 


632 Christian Siefkes 


Produktivkraftsteigerungen auszugleichen. Nicht unbedingt eine plausible An- 
nahme, zumal es aus Sicht der einzelnen Kapitalist_in eine feine Sache ist, wenn 
sie einen größeren Anteil der erwirtschafteten Profite sparen und neu investieren 
kann. Erst gesamtgesellschaftlich ergeben sich daraus Probleme. 

Dieser Analyse folgend spielen Produktivkraftsteigerungen also durchaus eine 
wesentliche Rolle bei der Dauerkrise der letzten Jahre - doch zugleich steht das 
Argument, dass der Kapitalismus sich auf diese Weise selbst die Grundlage ent- 
zieht, auf dünnem Grund. Denn aus den resultierenden Verwertungsproblemen 
könnten die Kapitalist_innen ja durchaus nach und nach den Schluss ziehen, 
einen größeren Teil ihrer Profite lieber zu „verjubeln“ statt beim Versuch, sie 
zu vermehren, ihre Verminderung bis hin zum Totalverlust zu riskieren. Das 
würde einen Abbau des Überangebots an Kapital bei gleichzeitiger Steigerung 
der Nachfrage bedeuten. Auf diese Weise könnte die Überakkumulationskrise 
gelöst werden und sich eine stabilere Phase von etwas verlangsamtem, aber weniger 
krisenhaftem Wachstum einstellen. 


Staat und Kredit 


Die Reproduktionsschemata arbeitet mit Abstraktionen; es gibt hier nur Kapi- 
talist_innen und Arbeiter_innen, aber keine Arbeitslosen und keinen Staat; es 
gibt auch nur Geld als Zirkulationsmittel, aber keinen Kredit. Wie sich diese 
Phänomene aufobige Analyse auswirken, kann hier nur exemplarisch angerissen 
werden. So können Kredite eine Überakkumulationskrise zumindest temporär 
entschärfen, wenn mit dem gelichenen Geld zusätzliche Waren gekauft werden. 
Dies gilt, wenn der Staat sich Geld leiht und es ausgibt oder wenn Arbeiter_innen, 
Arbeitslose oder Kapitalist_innen kreditfinanziert ihren Privatkonsums steigern. 

Kredite können andererseits ebenso gut für produktive Zwecke eingesetzt 
werden. In diesem Fall fungieren sie als zusätzliches Kapital und verschärfen 
sogar die Überakkumulationskrise (die ja in einem Überangebot von Kapital be- 
steht). Aber auch Konsumkredite sind nur eine temporäre Lösungdes Problems, 
da sie irgendwann zurückgezahlt werden müssen (darauf hoffen jedenfalls die 
Gläubiger) - wer ein Auto auf Kredit kauft, muss in den Folgejahren mit einem 
reduzierten Konsumbudget auskommen, bis der Kredit getilgt ist. 

Staaten bauen ihre Schulden zwar in den wenigsten Fällen wieder ab, son- 
dern nehmen parallel zur Rückzahlung alter Kredite neue auf, doch auch diese 
Lösung ist nicht problemlos. Wenn die neuen Kredite nur der Rückzahlung der 
alten dienen, erhält der Staat kein zusätzliches Geld, das er ausgeben und so zur 
Stimulierung der Wirtschaft beitragen kann. Leiht er sich hingegen Jahr für Jahr 


zusätzliches Geld, dann steigt seine Schuldenlast immer weiter an. Damit riskiert 
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er, dass potenzielle Investor_innen schließlich das Vertrauen in seine Rückzah- 
lungsfähigkeit verlieren und ihm neue Kredite gar nicht mehr oder höchstens 
gegen deutlich erhöhte Zinsen gewähren, was schnell zur Zahlungsunfähigkeit 
führen kann. Dieses Dilemma - entweder die Neuverschuldung zurückfahren 
und dadurch die eigene Wirtschaft schrumpfen oder aber die Schuldenquote 
erhöhen und einen Vertrauensverlust der Gläubiger riskieren - ist insbesondere 
für die süd- und westeuropäischen Staaten seit 2009 schr real. 

Bei realer Mehrwertabschöpfung durch den Staat sieht es anders aus. Wenn 
dieser einen Teil der Profite als Steuern einzieht und entweder selbst ausgibt (etwa 
für Infrastrukturprojekte) oder an Bedürftige (beispielsweise an Arbeiter_innen 
oder Arbeitslose) umverteilt und so deren Konsummöglichkeiten erhöht, dann 
sorgt er effektiv dafür, dass mehr konsumiert wird und weniger investiert wer- 
den kann. Der Effekt solcher staatlicher Umverteilungen ist also derselbe, wie 
wenn sich Kapitalist_innen entscheiden, selbst mehr (Luxus) zu konsumieren. 
Eine Überakkumulationskrise kann auf diese Weise grundsätzlich gelöst oder 
jedenfalls abgemildert werden. 

Allerdings wird der Spielraum der Staaten zu derartigen Umverteilungen „von 
oben nach unten“ unter anderem durch die Staatenkonkurrenz um Kapital und 
Investitionen begrenzt. Kein_e Kapitalist_in lässt sich gern enteignen, weshalb 
die Kapitalien vorzugsweise in Staaten mit niedrigen Unternehmens- und Ka- 
pitalertragsteuern wandern. Staaten sehen sich deshalb eher gezwungen, durch 
Steuersenkungen gegeneinander zu konkurrieren, statt derartig umverteilend 
eingreifen zu können. 


Kommunismus ohne viel Arbeit 


Aus der gemeinsamen Betrachtungvon Maschinenfragment und Reproduktions- 
schemata ergibt sich, dass Produktivkraftentwicklung durchaus zu (schwerwie- 
genden und lang andauernden) Krisen führen kann. Gleichzeitig gibt es jedoch 
gegenläufige Faktoren, wie eine Steigerung des kapitalistischen Privatkonsums 
oder stärkere staatliche Umverteilung, die diese Krisenhaftigkeit grundsätzlich 
abmildern oder sogar beseitigen könnten. Eine grundsätzliche Tendenz des Kapi- 
talismus, seiner eigenen Abschaffung zuzustreben, lässt sich auf dieser Grundlage 
nicht begründen, auch wenn keineswegs gesagt ist, dass diese Faktoren auch 
greifen. 

Dennoch ergibt sich aus dem Maschinenfragment die Möglichkeit einer besse- 
ren Zukunft, nämlich dort, wo Marx sich von den vermeintlichen Tendenzen des 
Kapitalismus abwendet und stattdessen die mögliche Verfasstheit einer künftigen, 
kommunistischen Gesellschaft diskutiert. Im Übergang zwischen diesen beiden 
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Themensträngen sicht er den Kapitalismus als unfreiwilligen Wegbereiter einer 
kommunistischen Emanzipation: „das Kapital [reduziert] - ganz unabsichtlich - 
die menschliche Arbeit aufein Minimum [...]. Dies wird der emanzipierten Arbeit 
zugute kommen und ist die Bedingung ihrer Emanzipation“ (MEW 42: 598). 

Allerdings gilt dies wiederum nur in Hinblick auf eine bestimmte Menge 
an Gebrauchswerten. Grundsätzlich werden zwei Reaktionen ermöglicht, in- 
dem für die Herstellung bestimmter Gebrauchswerte weniger Arbeit nötig ist: 
Entweder wird die freiwerdende Arbeitskraft für die Herstellung zusätzlicher 
oder verbesserter Gebrauchswerte eingesetzt, oder die Menschen genießen mehr 
Freizeit. Für den Kommunismus hält Marx vor allem die letztere Option für 
relevant. Wesentliches gesellschaftliches Ziel wird dann „[d]ie freie Entwicklung 
der Individualitäten“ und dafür „die Reduktion der notwendigen Arbeit der 
Gesellschaft zu einem Minimum, der dann die künstlerische, wissenschaftliche 
etc. Ausbildung der Individuen durch die für sie alle freigewordne Zeit und ge- 
schaffnen Mittel entspricht“ (ebd.: 601). Ähnlich wie der Kapitalismus wird also 
auch der Kommunismus eine weitere Absenkung der Arbeitszeiten anstreben, 
doch für andere Zwecke. Während es unter der Herrschaft des Kapitals darum 
geht, die notwendige Arbeitszeit reduzieren, um Surplusarbeit zu erhöhen, also 
mehr Reichtum für die Kapitalist_innen zu produzieren, wird im Kommunis- 
mus die individuelle Entfaltung zum allgemeinen Ziel, von dem der materielle 
Produktionsprozess möglichst wenigablenken soll: „Es ist dann keineswegs mehr 
die Arbeitszeit, sondern die disposable time das Maß des Reichtums“ (ebd.: 604). 

Gleichzeitig ändert sich der Fokus der materiellen Produktionsprozesse, die 
nun „ihr Maß an den Bedürfnissen des gesellschaftlichen Individuums haben“ 
und „auf den Reichtum aller [...] berechnet“ (ebd.) sind, während zuvor nur 
zahlungskräftige Bedürfnisse befriedigt wurden und überhaupt die Bedürfnis- 
befriedigung immer nur Mittel zum eigentlichen Zweck der Kapitalverwertung 
war. Marx sieht darin keinen Widerspruch zur Ausweitung der frei verfügbaren 
Zeit, da er nach dem Ende der kapitalistischen Produktion sogar eine noch ra- 
schere „Entwicklungder gesellschaftlichen Produktivkraft“ (ebd.: 604) als zuvor 
erwartet. Warum das so sein sollte, wird allerdings nicht ganz klar. Denn würde 
doch der Stachel der Konkurrenz fehlen, der jeden kapitalistischen Produzenten 
nötigt, seine Produktionsprozesse permanent zu optimieren, um nicht gegenüber 
der Konkurrenz ins Hintertreffen zu geraten. 

Vielleicht sieht er den Grund darin, dass mit voranschreitender Automati- 
sierung „das allgemeine gesellschaftliche Wissen, knowledge, [immer mehr] zur 
unmittelbaren Produktivkraft“ wird (ebd.: 602). Dieses Wissen, dass sich in den 
Produktionsmitteln und Produktionsprozessen niederschlägt, kann sich aber 
erst im Kommunismus frei ausbreiten und von allen kollektiv weiterentwickelt 
werden. Im Kapitalismus hingegen versucht jedes Unternehmen, seinen Wissens- 


Produktivkraft als Versprechen 635 


vorsprung durch Geschäftsgeheimnisse und Patente für sich zu behalten und es 
so als Vorteil gegenüber den Konkurrenten einsetzen zu können. 

Mit dem Kommunismus endet die Aneignung von Mehrwert durch die Ka- 
pitalist_innen - die durch Produktivkraftsteigerungermöglichte Arbeitseinspa- 
rung führt so zu mehr Freizeit für alle bei hohem allgemeinem Lebensstandard. 
Der Unterschied zwischen notwendiger Arbeitszeit und freier, selbstbestimmter 
Zeit bleibt für Marx aber bestehen: „Die Arbeit kann nicht Spiel werden, wie 
Fourier [...] will“ (ebd.: 607). 

Er sieht also keinen „spielerischen“ Kommunismus heraufziehen, in dem das 
Notwendige zugleich angenehm und befriedigend ist, wohl aber einen, der die 
notwendige Arbeit auf ein Minimum reduziert. Letzteres steht im Kontrast 
zu späteren Lesarten des marxschen Werks, die das Arbeiter_in-Sein und das 
möglichst engagierte Arbeiten zum Idealbild und zum wesentlichen Lebensin- 
halt verklärten. Daraus entstanden Auszeichnungen wie „Held der (sozialisti- 
schen) Arbeit“, mit denen in den realsozialistischen Staaten besonders fleißige 
Arbeiter_innen wie die Bergleute Alexej Stachanow (Sowjetunion) und Adolf 
Hennecke (DDR) belohnt wurden. 

Gemäß Marx’ Logik, derzufolge (wie schon zitiert) die Minimierungder Arbeit 
gerade die Bedingung ihrer Emanzipation ist (ebd.: 598) - vielleicht sollte man 
lieber sagen: die Minimierung der Arbeit ist Bedingung der menschlichen Eman- 
zipation - würde cher eine Auszeichnungen für „Held_innen der Arbeitsminimie- 
rung und Freizeitsteigerung“ Sinn machen, doch dass sich sozialistisch nennende 
Staaten solche Auszeichnungen vergaben oder vergeben, ist nicht bekannt. 

Ganz verschwinden wird die Arbeit allerdings nicht, auch das macht Marx 
klar, und das bleibt auch beim heutigen Stand der Technik plausibel - vieles lässt 
sich automatisieren, aber keineswegs alles. Und gerade bei Care-Tätigkeiten wie 
Krankenpflege und Kinderbetreuung stellt sich die Frage, ob eine Delegation an 
Maschinen überhaupt wünschenswert ist. 


Wo beginnt das Reich der Freiheit? 


Wie aber steht es um die Aussage, dass die Arbeit „nicht Spiel werden“ kann? Den 
eigentlichen Reichtum der kommunistischen Gesellschaft sieht Marx in der frei ver- 
fügbaren Zeit, in der die Menschen ihre Individualitäten frei entfalten können. Dem 
scheint die Vorstellungzugrunde zu liegen, dass die verbleibende notwendige Arbeit 
auch im Kommunismus eher dröge und uninspirierend sein wird und man sich erst 
in der Freizeit wirklich erfüllenden und befriedigenden Tätigkeiten zuwenden kann. 

Jedoch sind es gerade die langweiligen Routinetätigkeiten, die sich tendenziell 
am besten automatisieren lassen. Mit Aufgaben, die Empathie oder Kreativität 
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erfordern, tun sich Computer traditionell schwer —- auch wenn die Produktiv- 
kraftentwicklung inzwischen in Bereiche vordringt, die lange den Menschen 
vorbehalten schienen. Selbstfahrende Autos sind menschlichen Fahrer_innen 
in den allermeisten Situationen heute zumindest ebenbürtig und das Compu- 
terprogramm AlphaGo beherrscht das chinesische Strategiespiel Go so gut wie 
die allerbesten Profispieler_innen - ein extrem komplexes Spiel, bei dem gute 
Spieler_innen ein hochgradig intuitives Verständnis der Spielsituation entwickeln 
und dem mit bloßer Rechenpower absolut nicht beizukommen ist. Nicht nur die 
Arbeit, auch das Spielen könnten die Menschen inzwischen mehr und mehr an 
Computer delegieren, wenn sie denn wollten. 

Andererseits sind Programme wie AlphaGo hochgradige Spezialisten, ein „Uni- 
versalroboter“, der sich beliebige menschliche Fähigkeiten aneignen kann - pro- 
grammieren, Gedichte schreiben, Kinder zu Bett bringen oder bergarbeiten - dürfte 
zumindest in den kommenden Jahrzehnten nicht realisierbar bleiben. Bis dahin 
dürfte weiterhin die Faustregel gelten: je berechenbarer eine Aufgabe, desto besser 
lässt sie sich automatisieren - und desto dröger und weniger „spielerisch“ ist sie auch. 

Marx kannte noch nicht den psychologischen Flow-Zustand, in den Menschen 
geraten können, wenn sie sich einer als interessant und herausfordernd empfundenen 
Tätigkeit intensiv und ungestört widmen können. Arbeiten im Flow-Zustand ist 
spielerisches Arbeiten, der von Marx benannte Unterschied besteht dann nicht mehr. 

Auch das heute Peer-Produktion genannte Phänomen kannte Marx noch 
nicht, das die Wikipedia und Freie Softwareprogramme wie GNU/Linux und 
Firefox hervorgebracht hat. Hierbei tragen Menschen freiwillig und oft unbe- 
zahlt zur Erstellung und Verbesserung von Wissensartefakten bei und teilen 
die Ergebnisse ihrer Zusammenarbeit mit der ganzen Welt. Aber ist unbezahlte 
Peer-Produktion überhaupt Arbeit? 

Um Erwerbsarbeit handelt es sich in solchen Fällen nicht (wobei es auch 
häufig vorkommt, dass Firmen ihre Mitarbeiter dafür bezahlten, z.B. Linux zu 
verbessern, weil sie selbst das Ergebnis einsetzen oder über Supportverträge Geld 
verdienen wollen - aber längst nicht alle Peer-Produktion lässt sich durch solche 
kapitalistischen Motive erklären). Doch wenn man unter Arbeit die Versorgung 
der Menschen mit notwendigen und nützlichen materiellen oder immateriellen 
Gütern versteht - eine Definition, die auch im Kommunismus noch Sinn machen 
dürfte —, dann handelt es sich zweifellos um solche. 

Gleichzeitig hat unbezahlte Peer-Produktion aber auch etwas Spielerisches - 
man tut etwas, weilman darauf Lust hat oder es für sinnvoll hält, nicht weil man 
durch die Notwendigkeit des Geldverdienens oder unmittelbaren Zwang (wie 
etwa die Einberufung zum Militärdienst) dazu genötigt wird. 

Marx hat also nicht ganz recht mit seiner Aussage, dass notwendige und nütz- 
liche Arbeit nicht (auch) Spiel sein kann und das Reich der Freiheit immer erst 


Produktivkraft als Versprechen 637 


nach dem Reich der Notwendigkeit beginnt - zumindest manchmal fällt beides 
zusammen. Allerdings dürfte das auch im Kommunismus nicht unbedingt auf 
alle Arbeiten zutreffen. Es ist gut möglich, dass zumindest ein Restan Aufgaben 
bleiben würde, auf die niemand besonders viel Lust hat, die aber erledigt werden 
müssen, damit es Essen und Wohnraum für alle gibt, damit Alte, Kranke und 
Kinder versorgt werden, damit Wasser- und Energieversorgung sowie Müllabfuhr 
funktionieren usw. 

Dennoch eröffnet Marx mit dem Maschinenfragment die Perspektive eines 
Kommunismus, der sich keineswegs als „Arbeiter-und-Bauern-Staat“ bezeich- 
nen lässt (wie Sowjetunion und DDR dies taten), sondern cher als „weitgehend 
arbeitsfreie Gesellschaft“. Dieser Kommunismus ist dezidiert postkapitalistisch, 
er speist sich aus der kapitalistischen Tendenz zur möglichst weitgehenden Ar- 
beitseinsparung und treibt diese noch weiter. 

Während im Kapitalismus Einsparungen notwendiger Arbeit nur zur Erhö- 
hungder unbezahlten Mehrarbeit (und damit zu verstärkter Ausbeutung) führen 
sowie zur Ausgrenzung derer, die keinen „Arbeitsplatz“ mehr finden, kommen 
sie im arbeitsminimierten Kommunismus allen zugute - niemand hat mehr viel 
zu tun und der gesellschaftlich produzierte Reichtum steht allen gleichermaßen 
zur Verfügung. Vermutlich wird dann niemand mehr im Überfluss schwimmen, 
aber es wird auch niemand hungern oder aufgrund schlechter medizinischer 
Versorgung an behandelbaren Krankheiten sterben. 

Die Aufteilung der notwendigen und nützlichen Arbeiten dürfte in vielen 
Fällen gemäß des cher spielerischen Prinzips der Selbstauswahl erfolgen, wie heute 
schon bei digitaler Peer-Produktion: Die Menschen entscheiden selbst, welche 
Aufgaben sie reizen oder welche ihnen besonders am Herzen liegen. 

Was aber, wenn das nicht klappt - wenn den Bewohner_innen einer Stadt 
oder Region bestimmte Aufgaben wichtigsind, sie aber beim besten Willen keine 
Freiwilligen dafür finden und auch keine Möglichkeiten, diese Aufgaben durch 
Automatisierung zu eliminieren oder zumindest auf eine Weise umzugestalten, 
dass sie doch noch Freiwillige anziehen? Dann braucht es andere gesellschaftlich 
vereinbarte Lösungen. Denkbar wären etwa Losverfahren - unter allen, die sich 
die fraglichen Aktivitäten wünschen, wird jeweils eine Gruppe von Personen 
ausgelost, die sie dann etwa ein halbes Jahr lang übernimmt. 

Der arbeitsminimierte Kommunismus wäre nicht ganz frei von Arbeit und 
von Dingen, die erledigt werden müssen, auch wenn niemand besonders viel 
Lust drauf hat. Aber sie würden das Leben lange nicht mehr so beherrschen wie 
heute - kaum jemand würde mehr 40 Wochenstunden oder mehr im Büro oder 
in der Fabrik verbringen, jedenfalls nicht über Jahre und Jahrzehnte hinweg. 

Es gäbe viel Muße und frei verfügbare Zeit für alle, doch auch das notwen- 
dige und nützliche Tun würde einen spielerischeren und selbstbestimmteren 
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Charakter bekommen, weil sich die Menschen freiwillig und gemäß ihren Inte- 
ressen entscheiden, wo und wie sie sich einbringen - statt durch den „stummen 
Zwang der Verhältnisse“ (Marx) zum Verkauf ihrer Arbeitskraft gezwungen zu 
sein. Arbeitslosigkeit gäbe es gar nicht mehr - wenn niemand mehr die eigene 
Arbeitskraft verkaufen muss, muss auch niemand mit dem prekären Zustand 
leben, der heute aus dem Scheitern dieses Verkaufs folgt. 

Das von Gewerkschaften gern propagierte Leitbild „guter Arbeit“ - in aus- 
reichendem Umfang vorhanden, dauerhaft abgesichert, gut bezahlt und unter 
guten Bedingungen stattfindend - wird in Zeiten zunehmender Automatisierung 
und dadurch verschärfter Konkurrenz um „Arbeitsplätze“ hingegen zunehmend 
unrealistischer. Umso wichtiger, sich auf die Perspektive einer Gesellschaft nach 
der Arbeit zu besinnen, in der es nur noch wenig notwendige Arbeit gibt und 
in der es trotzdem, und gerade deshalb, allen Menschen gut geht. Das aber geht 
nur im Kommunismus. 

Doch was nutzt uns die Erkenntnis, dass im Kommunismus alles besser sein 
könnte, solange wir im Kapitalismus feststecken, in dessen Entwicklung die reak- 
tionären und barbarischen Elemente zudem wieder verstärkt auf dem Vormarsch 
sind? Der Hoffnung, der Kapitalismus würde sich schon selber abschaffen, fehlt, 
wie wir gesehen haben, ein solides Fundament. Die Produktivkraftentwicklung 
bleibt nicht stehen, doch ob sie uns dem Kommunismus näher bringt oder nur 
zu neuen und verschärften Ausbeutungsregimen führt, ist nicht von vornherein 
ausgemacht. Der Wegins kommunistische Reich der Freiheit ist kein Selbstläufer. 
Das macht es nicht leichter, ihn zu beschreiten - aber um so dringender. 
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Zur Mitte drängt sich alles (Teil 2) 
Die Gegenwart im Lichte historischer Klassenstudien 


3. Vermessene Mitte, vergessene Klassen. Zum gegenwärtigen 
sozialwissenschaftlichen Diskurs 


Ihe social scientist usually lives in circumstances of middlingclass and status and power. 
[...] But it is his very task intellectually to transcend the milieux in which he happens to 
live... (C. Wright Mills 1959: 184) 


Nach dem Zweiten Weltkrieg wuchs mit der Entwicklung des demokratischen 
Kapitalismus in der Bundesrepublik der Anteil jener abhängig beschäftigten 
Arbeitskräfte, die über den Kernbereich der industriellen Produktion hinaus den 
gesamten für die Verwertungdes Kapitals notwendigen Reproduktionsprozess in 
Gang halten. In diesem Prozess prägten im Innern der Lohnabhängigenklasse, 
vor allem in deren mittleren Rängen, neben der sozialen Herkunft zunehmend 
auch der Bildungsgrad und die berufliche Qualifikation die Einkommenschancen 
und Arbeitsbedingungen, die Sicherheit und Planbarkeit der Lebenslage. Von 
dieser Seite her schien die in der Arbeiterbewegungverbreitete ‘einfache’ Version 
des Kampfes zwischen der ausbeutenden und der ausgebeuteten Klasse endgültig 
widerlegt. Gerade die neuen Fraktionen der abhängig Beschäftigten wurden zu 
Kronzeugen des sozialwissenschaftlichen Deutungsstreits. Wie fügten sich in 
ihm die zumeist im Angestelltenverhältnis tätigen Gruppen in die Gesellschaft 
der Bundesrepublik ein - und was geschah mit den grundlegenden Weimarer 
Einsichten in die Klassenstruktur des modernen Kapitalismus? 


3.1 Geigers Kehre und Schelskys Beitrag 


Der an Weimarer Soziologen skizzierte Erkenntnisstand zum Wandel der Klas- 
senstruktur ging mit der Entwicklung zum demokratischen Kapitalismus nach 
1945 weitgehend verloren - und die „Kohlweißlingsjagd“ in der Mitte begann 
von Neuem. Erstaunlich ist freilich der Zeitpunkt, zu dem in der hegemonialen 
Wahrnehmungdas Bild einer Gesellschaft entstand, die angeblich ihre „Arbeiter- 
klasse in die Mittelschicht integriert“ (Koppetsch 2013: 18) hat. Wie Paul Nolte 
zutreffend urteilt, setzte sich „die Vorstellung von Entklassung’ und sozialer 
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Nivellierung | ] nicht erst am Ende der fünfziger oder in der ersten Hälfte der 
sechziger Jahre durch, sondern bereits zwischen 1949 und der Mitte der fünfziger 
Jahre, | ] als die ‘Mangelerfahrung’ noch nicht der “Wohlstandsgesellschaft’ Platz 
gemacht hatte.“ Danach 1945 die Klassenstruktur nicht maßgeblich von den Wei- 
marer Verhältnissen abwich', müssen Kräfte der Selbstdeutungam Werk gewesen 
sein, die solche „Denkmuster gewissermaßen der sozialökonomischen Realität 
vorausschickten“ (Nolte 2000: 320). An der Fertigungeines Gesellschaftsbildes, 
das die "Volksgemeinschaft’ gleichsam modernisierte, war die von NS-Ideologen 
und Mitläufern keineswegs freie Nachkriegssoziologie mafsgeblich beteiligt. 

Der frühe öffentliche Diskurs stützte sich auf zwei Leitbilder, die auf verdreh- 
te Weise an die Positionen aus der Weimarer Republik anknüpften: Theodor 
Geiger (1949) gab nach dem Zweiten Weltkrieg einige Positionen seiner Studie 
von 1932 preis und rief die Klassengesellschaft im Schmelztiegel aus.” Den ver- 
meintlichen Kern seiner Diagnose brachte Helmut Schelsky (1953) dann auf 
den Begriff, der dem westlichen Nachkriegsdeutschland zu einer neuen, aus der 
bürgerlichen Soziologie freilich wohlbekannten Identität verhalf: die zivellierte 
Mittelstandsgesellschaft. Nach dieser Diagnose werden die Individuen nicht nur 
vor dem Gesetz (fast) alle gleich, sondern dank der sozialen Mobilität auch in den 
Lebenschancen und den Gewohnheiten des Konsums. Das führe „zu einem rela- 
tiven Abbau der Klassengegensätze | ] und damit zu einer sozialen Nivellierung 
in einer verhältnismäßig einheitlichen Gesellschaftsschicht, die ebenso wenig 
proletarisch wie bürgerlich ist, d.h. durch den Verlust der Klassenspannung und 
sozialen Hierarchien gekennzeichnet ist.“ (Schelsky 1953: 332) 

Das suggestive Bild der Nivellierung kann angesichts des Überlebens obrig- 
keitsstaatlich geprägter Denkweisen und rassistischer Vorurteile in der Gesell- 
schaft der Bundesrepublik als die modernisierte Fassung einer Volksgemeinschaft 
der Mitte gelten.” Während die Bundesrepublik ordnungspolitisch als soziale 
Marktwirtschaft firmiert (vgl. Ptak 2004), hilft Schelsky mit der ivellierten 
Mittelstandsgesellschaft „die Klassen durch Theorie zum Verschwinden“ zu brin- 
gen (Ritsert 1998: 88). Für die Konstruktion der Wirklichkeit bemüht er den 


1 Die relativen Anteile der (1) Arbeiter, (2) angestellten und beamteten Beschäftigten und 
(3) Selbstständigen an der Gesamtheit der Erwerbstätigen haben sich zwischen 1925 und 
1950 nicht wesentlich verschoben, wie ein Vergleich der sozialstatistischen Daten von 1925 
(Speier 1977: 161, Tab. 23) und 1950 (Statistisches Bundesamt 2006: 94, Abb. 5) zeigt. 

2 Selbst Geigers 'revisionistische’ Studie von 1949 lässt sich nicht einfach für die übliche 
Marx-Kritik reklamieren. Vor allem hält er daran fest, dass die Vereinigung von altem 
Mittelstand und ‘neuer Mittelschicht’ herrschaftsideologischen Zwecken dient. 

3 Noch Ende 1949 war für knapp zwei Drittel der Menschen in der US-Zone „der deut- 
sche Nationalsozialismus [...] eine gute, nur leider schlecht umgesetzte Idee“ (Gerhardt 


1999: 62). 
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„Mittelstand“, obwohl er die „Entdifferenzierung, der alten, noch ständisch 
geprägten Berufsgruppen“ (Schelsky 1953: 332) gar nicht leugnet. Indem er den- 
noch das historisch entleerte Attribut bemüht, fällt er hinter die von Max Weber 
eingeführte Unterscheidung von Stand und Klasse zurück. 

In welchem Maße das rück-ständische Bild einer Gesellschaft, die doch zugleich 
eine radikale Modernisierung durchlief, das öffentliche Bewusstsein weiterhin 
beherrscht, zeigt sich daran, dass noch 1955 in der deutschen Fassungvon CW. 
Mills White Collar-Studie (1951) die Menschen im Büro in den „Mittelstand“ 
zurückverwandelt werden - Mills Analyse der abhängig beschäftigten Mittel- 
klassen versinkt im kleinbürgerlichen Plüsch einer gedankenlosen Übersetzung.* 
Die Rolle der nivellierten Mittelstandsgesellschaft als öffentliches Leitbild verdankt 
sich einerseits der griffigen Beliebigkeit des Begriffs, andererseits dem auch für 
die lohnarbeitenden Klassen und Schichten steigenden Lebensstandard, den der 
- erstin weitgehend vergessenen Klassenkonflikten erkämpfte - Sozialstaat absi- 
cherte. Das Wirtschaftswunder ist noch heute Teil des kollektiven Gedächtnisses. 
Dieselbe Erzählungaus Arbeitgebermund hat ein anderes Subjekt: Demnach habe 
„die westdeutsche Wirtschaft [ ] einem ruinierten Volke wieder einen erträglichen 
Wohlstand geschaffen“ (Friedrich 1959). Auch in dieser Deutung treten alte 
und neue Mittelschichten gemeinsam als Kronzeugen für die Segnungen der 


Marktgesellschaft auf. 


3.2 Die Nivellierung geht, die Mitte bleibt 


Wenn nach wie vor die materialistische Erkenntnis gilt, dass der Gegensatz und 
das institutionalisierte Zusammenspiel von Kapital und Lohnarbeit zwei höchst 
unterschiedliche Besitzklassen, die der „Lohn- und der Profitabhängigen“ (Streeck 
2013: 48) voraussetzen, dann müssten wesentliche Veränderungen eingetreten 
sein, die in Deutschland die Entsorgung des Klassenbegriffs und die Konstruktion 
einer im Innern nach neuen Kriterien differenzierten Mitte begründen könnten. 
Die hier ausgewählten soziologischen Studien widmen sich der Frage, wohin 
die viel beschworene Mitte driftet. Die oft enttäuschend beliebigen Antworten 
verweisen auf das tiefere Problem: Wer zählt in den neuen Analysen zur moder- 
nen Mittelschicht? In welchen Begriffen wird sie vermessen, wie fügt sie sich 
in das Bild der deutschen Gesellschaft? Was ist aus dem klassentheoretischen 


4 Die standeslastige Übersetzungvon Mills Studie erschien ausgerechnet im gewerkschaft- 
lichen Bund-Verlag. Die wesentlichen Unterschiede zwischen Deutschland und den USA 
in Bezug auf die middle class belegt Kocka (1977: 2I6fF.). 

5 Diehistorischen und ökonomischen Bedingungen dieses “Wunders’ erläutert Abelshauser 


(2011: SIFF.). 
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Passepartout und den Sichtweisen geworden, die in der Weimarer Soziologie 
noch vorherrschten? 

Die meisten der neueren empirischen Studien stimmen darin überein, dass 
spätestens seit dem Ende der Systemkonkurrenz 1989 die soziale Ungleichheit 
drastisch zugenommen hat.° Der sozialwissenschaftliche Diskurs antwortet auf 
diese Entwicklung zwiespältig. Einerseits rücken aufgrund der harten Daten 
„vertikale Differenzierungen [ ] wieder stärker in den Vordergrund des Ungleich- 
heitsdiskurses“ (Burzan u.a. 2014: 13). Andererseits widmet sich die soziologische 
Diagnose auffallend häufig der ‘Mitte’, so in Gestalt der Sorge, „dass vor unseren 
Augen mit Gesellschaftsmodellen ohne Mitte und Maß experimentiert wird“ 
(Bude 2015: 18). Mit der eilfertigen Vermischung von sozialstruktureller und 
politischer Mitte lässt sich indes die ökonomische Basis der Veränderungen und 
damit die Klassengesellschaft nicht zureichend erfassen. Zu Recht klagt der 
Wirtschafts- und Sozialhistoriker Hans-Ulrich Wehler, dass der „in Deutschland 
immer noch verpönte Klassenbegriff und die Realität der in Klassen gegliederten 
Marktgesellschaft [ ] sprachkosmetisch verdrängt“ werden (Wehler 2013: 7). Der 
Vorwurf trifft nicht nur die Medien, sondern auch die Sozialwissenschaften. Er 
lässt sich nicht statistisch, aber doch exemplarisch an der Art und Weise belegen, 
wie die ‘Mitte’ auf das Ganze der Gesellschaft bezogen wird. 

In dem Diskussionsband (Un-)Gerechte (Un-)Gleichheiten (Mau/Schöneck 
2015) tritt die Deutung der gesellschaftlichen Entwicklung beispielhaft zutage. 
Auffälliges Merkmal: Der Begriff der Klasse taucht in keinem Titel der zwan- 
zig Beiträge” zum „Strukturwandel der Ungleichheit“ auf. Die vorherrschende 
Fachsprache ist eine andere: Da ist von „Ungleichheitsbegrenzungsoptimismus“ 
oder „Ungleichheitskorrekturmaßnahmen“ (Mau/Schöneck 2015a: 14) die Rede, 
und mit sozialstatistischer Gründlichkeit entdeckt ein Autor die „zunehmende 
Bifurkation zwischen den absoluten Spitzenpositionen und den darunter liegen- 
den Positionen im höheren und mittleren Bereich der Skala“ (Münch 2015: 67). 
Derart blutleere Begriffe markieren nicht nur sprachlich eine Schwundstufe der 
deformation professionelle. Auch inhaltlich schleicht die Katze um den heißen Brei. 


Heinz Budes „Brennpunkte sozialer Spaltung” 


Am Beispiel eines vielgelesenen, dem Zeitgeist stets auf der Spur bleibenden So- 
zialforschers lässt sich zeigen, wie die neue Lehre von der Mitte mit den ‘unteren’ 


6 Vgl. Fußnote2 des 1. Teils (PROKLA 184: 478). Hier können nichtalle empirischen Un- 
gleichheitsstudien aufgezählt werden. Unter ihnen sind theoretisch und klassenpolitisch 
wichtig die Beiträge von Groh-Samberg (2009), Dörre (2011), Koch (2011). 

7 Die Beiträge in diesem Band sind lesenswert, weil zu jedem Thema zwei Positionen zum 
Zuge kommen. 
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sozialen Rängen umgeht und die Gesellschaft als ganze begreift. Heinz Bude 
(2015) sorgt sich um die „Brennpunkte sozialer Spaltung“ und drohende Kon- 
flikte. Zunächst verweist er darauf, dass der frühere „Integrationsoptimismus 
einer langen Nachkriegszeit’ [ ] aufder Vorstellungeiner sich ausbreitenden und 
tief verankerten Mitte der Gesellschaft beruhte“ (ebd.: 17), er sei heute einem 
„prinzipiellen Pessimismus über die Einigungs- und Ausgleichsfähigkeit“ der 
Gesellschaft gewichen. Wo steht die Messwarte der sozialen Tektonik? „Das 
Gefühl, dass sich unsere Gesellschaft spaltet, wird zuerst und zumeist in der 
gesellschaftlichen Mitte artikuliert.“ (Ebd.: 19) Wenn Bude zudem annimmt, 
der „Puffer einer vertikal differenzierten und horizontal pluralisierten Mitte“ 
könne verhindern, dass „die Privilegierten und die Unterprivilegierten | ] direkt 
aufeinanderstoßen“ (ebd.: 18), lässt sich fragen, welche inneren Differenzierungs- 
linien, Interessenlagen und Mentalitäten diese Mitte kennzeichnen und wie sich 
die zur „deutschen Mehrheitsklasse“ (ebd.: 19) ernannte Mitte in die Gesellschaft 
insgesamt einfügt. 

Die im Innern seiner Mittelschicht-Melange neu auftretenden Spaltungslinien 
und Umschichtungen macht Bude zunächst an zwei Personen aus der sozialstatis- 
tisch unteren und oberen Mitte fest, die ‘klassenkulturell’ verwandt sind, deren 
finanzielle Ressourcen jedoch auseinanderdriften und den Zusammenhalt in der 
Mitte bedrohen: So wohnen „in einer mietpreisgeschützten Altbauwohnung die 
alleinerziehende Künstlerin mit ihrer Tochter, in der Eigentumswohnung im Da- 
chausbau der Sportarzt mit seiner fünfköpfigen Familie.“ Dieselbe Mieter-Mitte 
bevölkern ferner „viele Angestellten- und Facharbeiterhaushalte [ ], die mit den 
Eineinhalb-Einkommen der Eheleute [ ] nur über einen ‘prekären Wohlstand’ 
verfügen.“ Bude sieht durchaus, dass beide, die genötigte ‘Solounternehmerin’ wie 
die abhängigbeschäftigten mittleren Einkommensgruppen, „mit einer gewissen 
Verbitterung auf die Doppelverdiener-Haushalte von high potentials“ schauen, 
„die in den letzten dreißig Jahren erhebliche Einkommensgewinne erzielt haben“ 
(ebd.: 20f.). Aber indem er alle drei Gruppen ungeachtet ihrer unterschiedlichen 
Stellung im gesamten Reproduktionsprozess einer diffusen Mitte zurechnet, 
bleiben die tatsächlichen Veränderungen der Klassenstruktur, die sich im ‘Grenz- 
gebiet’ zwischen den sozialstatisch gefassten Unter- und Mittelschichten zutragen 
(und in den Mietverhältnissen nur spiegeln), außerhalb des Blickfelds. 

Wo sich Bude dem Kellergeschoss zuwendet, das nach unten an seine ‘Mehr- 
heits-Mitte’ grenzt, fallen ihm vor allem Unterschiede auf, die noch das ‘Unten’ 
weiter ausdifferenzieren. Hier stehen den „Angehörigen einer Gruppe der markt- 
bezogenen Proletarität, die trotz Vollzeitbeschäftigungarm bleiben“,die Mitglieder 
„eines Milieus der szaatsbezogenen Prekarität“ gegenüber, „die zwischen Beschäf- 
tigung, Quasi-Beschäftigung und Nicht-Beschäftigung hin- und herwechseln“ 
(ebd.: 22). Die seltsame Unterscheidung - als seien nicht beide Gruppen von 
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Markt und Staat betroffen - läuft darauf hinaus, zwei eng verwandte Klassen- 

fraktionen 'mentalitätspolitisch’ gegeneinander in Stellung zu bringen: Die vielen 

ServicearbeiterInnen sind als „Proletarier unserer Zeit“ angeblich stolz darauf, 
dass sie ihr Geld selbst verdienen und nicht vom Staat abhängig sind. Deshalb sind ihnen 
die Grenzgänger am Arbeitsmarkt, die sich dem Sozialstaat in die Arme werfen und auf 


die Wiederkehr der ‘goldenen Epoche’ der arbeiterlichen Respektabilität hoffen, nicht 
grün. (Bude 2015: 25) 


Mit dem empirisch ungenauen, im Ton hochmütigen Urteil fällt Bude in doppel- 
ter Hinsicht hinter Max Weber (1921/1964: 21) und die theoretischen Einsichten 
der Weimarer Klassenanalysen über typische Interessenlagen zurück: Erstens geht 
bei den für die Mitte herangezogenen Beispielen der grundlegende Unterschied 
zwischen den Grundklassen des Besitzes und der Lohnarbeit verloren. Er weicht 
einer Feingliederung nach Einflusskräften, die wichtig sein mögen, aber ihre 
Wirkung nur in der vom Klassengegensatz geprägten Abhängigkeitsstruktur 
entfalten. Bude vergisst oder hält es für wenig erheblich, dass nach wie vor der 
Klasse derer, die von Lohnarbeit leben müssen, die Klasse der Kapitaleigentümer 
samt ihrem Managementpersonal gegenübersteht, die jene zur Quelle ihres Profits 
machen können.® Auf einer zweiten Ebene vernachlässigt Bude in der Sorge um 
die schwindende Rolle der ‘Mitte’ für den Zusammenhalt der Gesellschaft die 
sozialökonomischen Gemeinsamkeiten der Lohnabhängigen als Arbeitskraft- 
besitzende. Während die große Mehrheit von Budes Mitte mit ‘denen da unten’ 
die Lohnabhängigkeit teilt, macht er im Kellergeschoss, das in seiner kulturellen 
Deutungvon den Mittelschichten scharf abgegrenzt ist, nochmals zwei ‘Kulturen’ 
aus, die sich politisch wenig zu sagen haben: Angeblich entwickeln die alten 
„Grenzgängern am Arbeitsmarkt“ (Bude 2015: 25) und das neue Servicepersonal 
der Niedriglöhner keine gemeinsamen Interessen mehr: 

Das Prekariat der vom Markt Verbannten und das Proletariat der neuen ‘Gesellschaft der 


Individuen’ stehen sich so fremd gegenüber, dass sie keine Sprache für gemeinsame Ideen, 
Interessen und normative Ansprüche haben. (Bude 2015: 25, Hervorh.: U.K.) 


Derart steile, empirisch fragwürdige Thesen dienen einer Diagnose, die Bude 
schon in seiner übergreifenden Studie zur Gesellschaft der Angst festgelegt hat: 
„Heute ist der schwelende Klassenkonflikt kein Thema mehr.“ (Bude 2014: 62) 
Der dort in der Fußnote geführte sozialstatistische ‘Beweis’, demzufolge die 
deutsche Mittelschicht in den 1920er Jahren nur rund ein Drittel, in den 1960er 
Jahren aber schon nahezu die Hälfte der (bundesdeutschen) Bevölkerungumfasst 


8  Selbstin neuen Branchen mit ihren nur scheinbar neuen Beschäftigungsformen verrichten 
die ‘freie’ crowdworkerin und der fest angestellte Informatiker Lohnarbeit (vgl. Dörre 
2011: 137ff.; Boes u.a. 2016). Auch dort sind ökonomische Ausbeutung und betriebliche 
Herrschaft die Mittel der Kapitalverwertung. 
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habe, gibt Äpfel für Birnen aus: In der berühmten Zwiebel des Soziologen Karl 
Martin Bolte bestehen die 29 Prozent der „unteren Mitte“ aus ArbeiterInnen, 
die Geiger in seiner Zählung gerade nicht zur ‘Mittelschicht’ schlägt (vgl. Geißler 
2014: 99). Ohne diese Gruppe aber erweist sich Budes behauptete Ausweitung 
der Mittelschicht in den 1960er Jahren als Phantom. 

Das Phantom verdankt sich im Grunde einem Denken in Kategorien der 
‘kulturellen’ Differenz. Damit liegt der Falleiner „bürgerlichen Umdeutungvon 
Klassentheorien“ (Baron 2014: 225) vor, in der die ökonomischen Grundlagen der 
bürgerlichen Gesellschaft fast vergessen sind. Stattdessen wird begriffsstrategisch 
eine Unterschicht konstruiert und mental — wie implizit auch moralisch - von 
den Mittelschichten abgesondert. Der unscharfe, ja ideologische Blick erscheint 
typisch für eine Sozialforschung, die auf der Suche nach Differenzierungen die 
übergreifenden Klassenverhältnisse aus dem Blick verliert, die Mitte zur eigenen 
Kultur stilisiert und dadurch von ‘denen da unten’ fernhält. 


Steffen Mau: Die Mitte als „nicht ganz exakt zu definierende Großkategorie” 


Wenn schon das erste Kapitel einer Studie, deren Untertitel fragt, wohin die 
Mittelschicht drifte, mit dem Eingeständnis beginnt: „Der Begriff der Mitte ist 
unscharf, ja geradezu schwammig. Die Mitte befindet sich irgendwo zwischen 
Oben und Unten“ (Mau 2012: 13), dann kann das Publikum vom Autor eine 
Begründung erwarten, warum er ausgerechnet das ‘Irgendwo’ für wichtig hält, 
zumal Mau zugleich vor einer „ideologischen Überhöhung‘“ (ebd.: 7) der Mitte 
warnt. Wer also gehört dazu? Mau verlegt den „gesellschaftlichen Kernbereich 
der Mittelschicht“ in ein sozialökonomisches Niemandsland. Er umfasse 
zweifelsohne den alten Mittelstand (also Handwerker, Händler, Gewerbetreibende und 


Landwirte) sowie ein neues Segment der höher qualifizierten Angestellten, Beamten und 
Freiberufler. (Mau 2012: 29) 


Für Mau ist die so konstruierte Mittelschicht „mehr denn je eine Zwischenklasse, 
ein Zwitterwesen“, für deren Mitglieder „Marktafhinität und ‘Staatsbedürftigkeit’ 
[...] gleichermaßen gelten“ (Mau 2016: 38). Dass diese Einschätzung hinter Gei- 
gers Differenzierungen zurückfällt, wird klar, wenn man bedenkt, dass abhängig 
Beschäftigte (angestellt oder beamtet) und Selbstständige (Handwerker, Händle- 
rinnen, freie Berufe) ihr Einkommen aus verschiedenartigen Quellen bestreiten. 
Sie befinden sich, was die Erwerbsformen, die Art und Höhe der Entlohnung, die 
Rolle öffentlicher Güter samt deren Finanzierung über Steuern betrifft, in gegen- 
sätzlichen objektiven Interessenlagen, gleich, ob man Marx oder Weber bemüht. 

Doch selbst dieses Zwitterwesen ist nicht genug. Mau holt aus der Etage ‘eins 
tiefer’ eine ganz maßgebliche Fraktion der Lohnarbeitsklasse in die Mitte der 
Gesellschaft: 
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Es gibt eine um die abhängige Erwerbsarbeit herum gruppierte ‘arbeitnehmerische Mitte’ 
[ ], die nicht notwendigerweise akademisch gebildet ist, sondern durch berufliche Ausbil- 
dung zur Mittelschicht aufschließt, also zum Beispiel Facharbeiter, mittlere Angestellte 
und Menschen technischer Berufe. Sie erzielen mittlere Einkommen und erreichen damit 
einen durchschnittlichen Lebensstandard. (Mau 2012: 31) 


Hier genügen die Merkmale mittleres Einkommen und durchschnittlicher Lebens- 
standard, um das Bild einer modernen Mittelschichtgesellschaft auszumalen, 
dessen Klassenfarben verblasst sind. Maus Vorschlag, selbst die FacharbeiterIn- 
nen der Mittelschicht zuzuschlagen, ist nicht einmal von der Selbstverortung 
dieser Lohnabhängigenfraktion gedeckt, auf die sich die Ungleichheitsforschung 
gerne beruft: Laut Datenreport (Statistisches Bundesamt 2016: 208, Tabelle 5) 
ordnen sich 62 Prozent der FacharbeiterInnen der „Unter-/Arbeiterschicht“ zu, 
aber nur 37 Prozent der „Mittelschicht“. Als sei der Umgang mit Begriffen ein 
Markt, beschreibt Mau ohne Reflexion und Bedauern, der Begriff soziale Schicht 
habe sich nicht nur in der öffentlichen, sondern auch „in der wissenschaftlichen 
Diskussion gegen Konkurrenten wie Klassen oder soziale Lagen“ durchgesetzt. 
Während eine theoretisch anspruchsvolle Sozialforschung dem verkündeten 
Markterfolg des Schichtbegriffs und der ‘Mitte’ gründlich zu misstrauen hätte, 
begnügt sich Mau mit der Auskunft: 

Wir wissen aus vielen Umfragen um die Anziehungskraft der Mitte: Bitten Soziologen 


die Menschen, sich selbst einzuordnen, so zeigen sich immer wieder die Sehnsucht nach 
einer Positionierung in der Mitte und eine Ablehnung der Extreme. (Mau 2012: 32). 


Methodisch verdankt sich diese Entsorgung der Klassenfrage einer seltsamen 
Erhebungstechnik: Empirische ForscherInnen fragen, die Befragten meiden 
Extreme, die begriffsblinde Soziologie bedankt sich und ruft die „Mittelschicht- 
gesellschaft“ (Burkhardt u.a. 2013: 9) aus. 

In ähnlich verengter Spur bewegt sich Mau, wenn er sich um die gesellschaft- 
liche Entwicklung insgesamt sorgt. Angesichts der Polarisierung des Reichtums 
gehe es darum, „normative und funktionale Aspekte zusammenzudenken. Dann 
sieht man schnell, dass beispielsweise die Hyperkonzentration von Vermögen 
nicht nur moralisch zweifelhaft sein kann, sondern zugleich dysfunktional — mit 
gravierenden Folgeschäden für wirtschaftliches Handeln und soziale Integration.“ 
(Mau/Schöneck 2015: 13) Der Koppelung von wirtschaftlicher Funktionalität 
und sozialer Integration liegt ein Bild der Gesellschaft zugrunde, deren soziale 


9 Ganzähnlich schon Geigers brieflicher Rat an Speier im August 1933: „Man kann auf 
den Terminus Klasse nicht ganz verzichten. Die Leute hören ihn aber nicht gern. Mir 
scheint, daß man an vielen Stellen statt seiner Schicht sagen könnte.“ (Speier 1977: 165, 
Hervorh.: U.K.) Die politischen Umstände dieses taktischen Rats von 1933 sind mit zu 
bedenken - heute verzichten viele SoziologInnen in aller Freiheit auf den Klassenbegriff. 
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Bindekräfte insbesondere vom materiellen Wohlergehen und dem normativen 
Vorbild der Mittelschicht abhängen." Implizit gilt damit das wirtschaftliche 
Handeln, kapitalistisch verfasst und marktgetrieben, wie es ist, als funktionaler 
Garant der Reichtumsverzeilung - das eigentliche Produktionszentrum der Un- 


gleichheit bleibt unbegriffen. 


Nicole Burzan u.a.: Die Mitte sicherer als gedacht - aber welche Mitte? 


Die Studie von Nicole Burzan, Silke Kohrs und Ivonne Küsters, die sich in Tonfall 
und den sorgfältigerhobenen Befunden vom Alarmismus der öffentlichen Debat- 
ten wohltuend abhebt, setzt an den „aktuellen und antizipierten Unsicherheits- 
erfahrungen in der Mittelschicht an.“ (Burzan u.a. 2014 :11). Den Hintergrund 
bilden vertraute Phänomene: die Polarisierung der Einkommen und eine weit 
stärkere der Vermögen; wachsende Absteigeranteile aus der Einkommensmitte; 
die in jungen, regelungsarmen Branchen und im Dienstleistungsbereich spürbare 
Ausbreitungbefristeter und scheinselbständiger Beschäftigungsformen, die auch 
in qualifizierte Berufe vordringen. Das fördert die Ängste, der erreichte soziale 
Status könnte im Alter gefährdet sein und die Zukunft der Kinder erst recht. 

Empirisch versuchen die Autorinnen das reale Ausmaß und die Bereiche der 
Unsicherheit mit Daten des Sozioökonomischen Panels (SOEP) zu klären, ergänzt 
um qualitative Interviews mit zwei für die modernen Mittelschichten typischen 
Berufsgruppen: qualifizierte Angestellte in der Unternehmensverwaltung und 
(festangestellte wie ‘freie’”) Medienschaffende. Weil sie wissen, zu welchen „un- 
terschiedlichen Diagnosen unterschiedliche Definitionen der Zielgruppe führen, 
[ ] wenn es um die soziale Lage und dann um das Unsicherheitsempfinden“ geht 
‚ wollen sie ausdrücklich vermeiden, „unreflektiert zwischen verschiedenen Be- 
stimmungen einer gesellschaftlichen Mitte zu wechseln“ (ebd.: 16). 

Die Soziologinnen beschreiben verschiedene Mitte-Konzeptionen, erörtern 
die Abgrenzungsprobleme nach unten wie oben und kritisieren den Versuch, als 
typisch geltende Mentalitäten oder Werte vorschnell in den Begriff der Mittel- 
schicht hineinzuziehen. Aber am Ende des Durchgangs durch die Literatur erfolgt 
keine Antwort auf die selbstgestellte Frage „Wer ist die ‘Mitte’?“ Die Kategorie 
bleibt ungeklärt. Die Autorinnen zeigen zwar, für welche Teile der Mittelschicht 
die Unsicherheiten in welchem Ausmaß gelten und fassen ihre differenzierten 
Befunde in einem vorsichtigen „sicherer als erwartet“ (ebd.: 178ff.) zusammen." 
Damit widersprechen sie überzeugend den dramatisierten Ängsten der feuille- 


10 Festzuhalten ist jedoch Maus Kritik an der ‘neuen Bürgerlichkeit’ mit ihrem vor allem 
„in der Mittelschicht verbreiteten Wertehorizont“ (Mau 2012: 30). 
11 Ähnlich die neuesten Befunde von Lengfeld/Ordemann (2016). 
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tonistischen Mitte. Aber ihre Deutung spart den Gesamtblick auf den Struk- 
turwandel der Klassengesellschaft aus, in den sich die empirischen Befunde erst 
sinnvoll einordnen ließen. Schon im Untersuchungssample landen die abhängig 
beschäftigten Mittelschichten mit den Selbstständigen bzw. dem Kleingewerbe in 
einem Boot. Diese Einebnung der sozialökonomischen Gegensätze in der Mitte 
wird nicht theoretisch, sondern nur methodisch mit Forschungskonventionen be- 
gründet, deren „Verbreitung eine gute Vergleichbarkeit unserer Befunde mit dem 
Forschungsstand gewährleistet“ (ebd.: 5). Damit prägen die im EGP-Schema’? 
schon angelegten Unklarheiten, die klassenjenseitige Anlage und die empirische 
Zusammensetzung der ‘Mitte’: 
Selbständige sind typischerweise eine schr heterogene Gruppe vom sich ausbeutenden 
Scheinselbständigen bis zum Großunternehmen, doch sollen sie hier trotz dieser Unschärfe 
einbezogen werden, um den sogenannten ‘alten Mittelstand’ nicht zu vernachlässigen. 
Durch die Kennzeichnung der beiden Gruppen, der unteren Dienstklasse und der Selb- 


ständigen als ‘Mitte’, ergibt sich einekkleine, tendenziellakademisch geprägte Mittelschicht, 
die andererseits klar konturiert ist [ ]. (Ebd.: 45f.) 


Mit der Konstruktion ihres ‘Mittelschicht’-Samples gelingt es den Forscherinnen 
zwar, deren Umfang, der in anderen Studien fast 60 Prozent der Sozialstruktur 
umfasst, einzugrenzen (im engen qualifikationsbasierten Modell auf rund 33, 
im erweiterten einkommensbasierten Modell auf 43%) und die ‘untere Schicht’ 
(52% bzw. 42%) nicht künstlich zu verkleinern. Aber für ihr Verfahren zahlen sie 
einen Preis: Die empirische Untersuchung mündet in Befunde, die - wenngleich 
auf etwas differenziertere Weise - schließlich doch das Mittelschichtbild der 
Gesellschaft reifizieren und die sozialökonomischen Klassenverhältnisse aus 


dem Blickfeld rücken. 


Schmoller Reloaded 


Das Bild der gesellschaftlichen Mitte, das die hier beispielhaft herangezogenen 
Studien vermitteln, legt die böse Frage nahe, was an dem, was da seit 1897 fort- 
schreitet, sich Erkenntnisfortschritt nennen ließe. Wie weit es die Soziologie in der 
Bestimmung der Klassen und Schichten seit der evangelischen Taufe des neuen 


12 Berufs- und sozialstatistische Analysen stützen sich zumeist auf das von Robert Erikson, 
John H. Goldthorpe und Lucienne Portocarero entwickelte Schema. Hier sind in den 
Dienstleistungs-Klassen I und II neben den abhängig Beschäftigten auch Selbstständige 
enthalten, die ansonsten den Klassen IVa-c zugeordnet sind (vgl. Brauns u.a. 2000: 23). 
Realistischer bildet Koch (2011), der sich auf ILO-Datensätze stützt, die wichtigsten 
Unterschiede ab: diezwischen UnternehmerlInnen, Selbstständigen ohne Angestellte und 
abhängig Beschäftigten, Frauen und Männern, Wirtschaftsbranchen sowie (im tertiären 
Sektor) zwischen Waren-, Finanz- und sozialen Dienstleistungen. 
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Mittelstands gebracht hat, zeigt auf fast parodistische Weise ein 110 Jahre später 
aufgesetztes Dokument: 2007 lädt die Herbert-Quandt-Stiftungvon ihr initiierte 
Forschungsprojekte zu einem „Lagebericht“ über die „gesellschaftliche Mitte in 
Deutschland“. Das Geleitwort zum Report klingt wie eine Wiederaufführung 
der Mittelstands-Arie von 1897: Gustav von Schmoller reloaded, gewürzt mit 
Modernisierungsrhetorik und einer Prise Philosophie: 
Im Blick auf die Rolle der Mitte im gesellschaftlichen Gesamtgefüge geht die Stiftung von 
der ebenso theoretisch fundierten wie historisch-empirisch erhärteten Einsicht aus, dass 
die gesellschaftliche Mitte für den Zusammenhalt und die Prosperität eines demokratisch 
verfassten Gemeinwesens zentral ist. Mit den Worten des Aristoteles: ‘Offensichtlich ist 
also die auf die Mitte aufgebaute Gemeinschaft die beste, und solche Staaten haben eine 
gute Verfassung, in denen die Mitte stark und den Extremen überlegen ist’. | ] Die Mitte 
steht einerseits für Innovation und Dynamik, andererseits für Stabilität und Dauer. Sie 


ist sowohl Stütze als auch Motor der Gesellschaft, oder besser: Sie war dies in der Vergan- 


genheit und kann es auch in Zukunft sein. (Herbert-Quandt-Stiftung 2007: 7) 


Was lehren die Beispiele? Ideologisch bleibt die leistungsorientierte, bewegliche 
Mittelschicht - oder was man dafür hält - der Kronzeuge für die motivierende 
Kraft der Ungleichheit. Zwar sorgt sich die neue Soziologie der Mitte, anders als 
der wirtschaftswissenschaftliche Mainstream, die Neoklassik, die Ungleichheit 
als Motor des marktgetriebenen Fortschritts voraussetzt, um dessen Nebenfolgen 
und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Aber sie zeigt sich erst alarmiert, wenn 
soziale Probleme in die bislang ‘gesicherten’ Zonen der arbeitnehmerischen Mitte 
vordringen und die Legitimationsprobleme des demokratischen Kapitalismus 
verschärfen. Und während man aufder Verzeilungsebene die Einkommensmitte 
samt ihrem Angstpegel penibel vermisst, bleiben die kapitalistischen Produk- 
tionsformen der Ungleichheit und damit die Grundlagen der Klassengesellschaft 
weitgehend im Dunkeln." Stattdessen gilt Ungleichheit als unabhängige Variable 
einer Marktwirtschaft, die allenfalls sozialstaatlich einzuhegen ist. 

Selbst wo ein moralisches Dilemma aufscheint, verengt sich der Blick aufden 
Imperativ des Nutzens. Das gilt auch für die Rolle des sozialen Zusammenbhalts’, 
der ohne die Mitte gefährdet wäre.'* Die Ungleichheitsforschung adressiert ihre 


13 Nicht zufällig ist die Verteilung der Vermögen empirisch weniger erforscht als die der 
Einkommen, obwohl sie den Akkumulationsprozess des Kapitals weit genauer widerspie- 
gelt: So haben drei Viertel der Deutschen geringere Vermögen als der Durchschnittswert. 
Das oberste Zehntel der Bevölkerung verfügt über mehr als 60 Prozent, die reichsten 
5 Prozent über 46 Prozent des gesamten deutschen Nettovermögens; das eine Prozent 
an der Spitze hält einen Anteil von 23 Prozent (Frick/Grabka 2009). Das Ausmaß der 
Vermögenskonzentration beunruhigt selbst die Deutsche Bundesbank (2016). 

14 Zwar verweist Nachtwey in seiner Studie Die Abstiegsgesellschaft (2016) auf gebrochene 
Aufstiegsversprechen und einen neuen „demokratischen Klassenkonflikt“ (ebd.: 13); gegen 
die „regressive Modernisierung“ setzt er das Leitbild einer „solidarischen Moderne“ (ebd.: 
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Erwartung „innerer Stabilität und Kohärenz“ (Nachtwey 2016: 151) zumeist recht 
arglos an den demokratischen Kapitalismus und sorgt sich, wenn es an beidem 
mangelt, um dessen ideologische Bindungskraft: „Die von vielen Menschen wahr- 
genommenen Verwerfungen der Ungleichheit haben ihre Akzeptanz prekärer 
gemacht.“ (Mau/Schöneck 2015: 11) Wenn die soziologische Deutung derart auf 
dem Bestehenden besteht, nimmt eskaum Wunder, dass im öffentlichen Diskurs 
die Unterschicht abgeschrieben ist und als Objekt kontrollierter Fürsorge gilt oder 
bestenfalls als Reservoir, aus dem sich der „Zustrom von Aufsteigern“ (Burkhardt 
u.a. 2012: 7) speist. Der wirklich sorgenvolle Blick bleibt auf die Mitte gerichtet: 
Als „Menschen, die das Land in Gang halten“ sind im SPD-Debattenmagazin 
Berliner Republik (Heft 3/2016) sieben Gewährsleute vorgestellt, die als typisch 
für die „Mitte“ gelten. Von ihnen sind fünf, also gut 70 Prozent, Selbstständige 
oder leitende Manager - ihr Anteil an allen Erwerbstätigen beträgt gerade mal 
15 Prozent. Derartige Zuschreibungen senden im Umkehrschluss dem Rest der 
Lohnabhängigen und vor allem denen ‘ganz unten’ die Botschaft: Ihr haltet das 
Land nicht einmal in Gang. 

Gleich, ob die neue Soziologie der „Mittelschichtgesellschaft“ die Klassen als 
Phantom, als belanglose Kategorie der vergleichenden Ungleichheitsforschung 
oder als gualite negligeable - vielleicht richtig, aber nicht so wichtig - behandelt: 
Man magkaum urteilen, welche Form des Verharmlosens fragwürdiger ist. Was 
aber, wenn der „Zustrom von Aufsteigern“ versiegt, die Integrationserzählungzur 
bloßen Beschwörung der Marktkräfte verkommt und in der ‘Mitte’ wie Unten’ 
gleichermaßen nicht mehr verfängt? 


4. Wovon wir schweigen, wenn wir von der Mitte reden 


Nur wenn der einfache, brutale Tatbestand der Klassenscheidung in aller Kompliziert- 
heit der Begriffe sich erhält, werden diese nicht zur schwindelhaften Ideologie. (Max 
Horkheimer 1945: 303) 


Auf dem Höhepunkt der ersten weltweiten Krise des modernen Kapitalismus 
hatte Theodor Geiger 1932 „das Märchen von der Uniformität des Proletariats 
aufgegeben“, ohne deshalb die Existenz einer übergreifenden Klasse infrage zu 
stellen. Für ihn war klar, „dass eine Gesellschaftsklasse auch hinsichtlich der 
klassentypischen Haltung ihrer Glieder - und gerade in dieser Hinsicht - in 
sich unendlich fein differenziert ist.“ (Geiger 1932: 14) 


233). Aber auch sein Titel zielt aufdie Ängste in der ‘Mitte’ - die niemals Aufgestiegenen 
können ja nicht gemeint sein. 
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Diese Herangehensweise des marxistisch orientierten Klassentheoretikers 
erscheint mir den gegenwärtigen soziologischen Ausforschungen der Mitte über- 
legen." Für Gesellschaftsdeuter wie Bude ist die „soziale Spaltung“ erst dann 
beunruhigend, wenn über die wachsende Kluft zwischen Reichen und Armen 
hinaus „die Nettoeinkommen der Mittelschichten stagnieren | ] und sich inden 
Schichtzwischenräumen Gruppen bilden, die sich von der gesellschaftlichen 
Entwicklung abgehängt fühlen.“ Die Mitte gilt hier als Garant eines sozialen 
Zusammenbhalts, der unter den altvertrauten, „weithin akzeptierten Verhältnis- 
sen von oben und unten“ (Bude 2015: 16) noch nicht als bedrohlich galt. Der 
Gedanke unterschlägt, dass gerade dies alte Oben und Unten den Ausgangspunkt 
für die nun auch die Mitte verstörende Entwicklung bildete. Erst wenn sich der 
starre Blick von den Mittelschichten löst, lässt sich mit den Einsichten aus der 
Weimarer Republik die fortgeltende Klassengesellschaft in ihrer Entwicklung 
bis heute studieren und jenseits bloßer „Statistiken sozialer Ungleichheit“ (Kahrs 
2016) kartieren. 


4.1 Die Mittelschichten in der Klassenstruktur - offene Fragen 


Das Bestehen auf dem Begriff der Klasse und auf Klassenverhältnissen ist keine 
semantische Rechthaberei. Die heute noch feiner differenzierte Klassenstruktur 
der industriellen Dienstleistungsgesellschaft erschließt sich nach wie vor nur über 
die kapitalistischen Produktionsverhältnisse, deren Dynamik sonst unbegrif- 
fen bliebe. Die neuen Spaltungslinien sind nicht mit denen der übergreifenden 
Klassenspaltung einfach deckungsgleich, und dennoch sind die Lebenschancen 
der Betroffenen nach wie vor „klassenstrukturell ungleich verteilt“ (Kronauer 
2004:442). Erst an ihrem Zusammenspiel ist genauer zu untersuchen,, welche 
neuen Formen der Lohnarbeit die Zusammensetzung der Klassenfraktionen, 
deren Arbeitsbedingungen, Lebensweisen und soziale Beziehungen verändern 
und beeinflussen. 

Die weitere Arbeit an einer Klassenanalyse, die der Marx’schen Theorie ver- 
pPflichtet bleibt, wäre ein notwendiger Schritt, um die Rolle der modernen lohn- 
abhängigen Mittelklassen zu klären.!° Gegenüber ‘klassenreduktionistischen’ 


15 Geiger (1930: 210) weist den gegen Marx erhobenen Vorwurf einer mechanistischen 
Klassentheorie zurück. Er werde „vom einzelwissenschaftlich denkenden Beurteiler 
hineingelesen, weil er den komplexen sozialökonomischen Gedanken [...] in einen rein 
soziologischen und einen rein ökonomischen auflöst“. 

16 Das würde den Rahmen dieses Beitrags sprengen. Die Frage der Mittelklassen/-schichten 
behandeln u.a. die Studien von Michael Mauke (1970), Nicos Poulantzas (1975); Erik Olin 
Wright (1985; 1985a), Max Koch (1994; 2011), Klaus Dörre (2011); Michael Vester (2016); 
Milios/Economakis 2014. Eine Übersicht über den Stand der an Marx anschließenden 
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Vorstellungen ist daran zu erinnern, dass im Verhältnis von Arbeit und Kapital die 
gemeinsame ökonomische Klassenlage zwar den Raum der objektiven Interessen 
konstituiert, aber nicht unmittelbar das gesellschaftliche Bewusstsein oder gar das 
politische Handeln bestimmt. Das Marx’sche Werk ist weder Ratgeberliteratur 
für ausgefeilte Klassenbündnisse noch Zensurenheft fürs „enorme Bewusstsein“ 
(MEW 23: 562). Aber eine genaue Kenntnis der Klassenverhältnisse, ihrer alten 
und neuen inneren Differenzierungslinien” bleibt eine Voraussetzung für die 
Bestimmungvon Interessenlagen und der Chancen für politische Interventionen. 

Von den modernen Schichtungsmodellen unterscheiden sich Klassentheo- 
rien vor allem darin, dass sie von Produktionsverhältnissen ausgehen, die den 
Entwicklungsgang der Gesellschaft zwar nicht ins Letzte prägen, aber die Me- 
chanismen und Institutionen der Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums 
bestimmen, aus denen klassenspezifische Lebenschancen resultieren.'* Schon 
das von Solga angeführte Ausbeutungs-Kriterium zur Bestimmung von Klassen 
zeigt implizit, was die in der soziologischen Ungleichheitsforschung ungenau 
gefasste Mitte zicht zusammenhält: „Die materielle Wohlfahrt der einen Klasse 
hängt kausal von der materiellen Benachteiligung der anderen Klasse ab.“ (Solga 
2009: 28). In diesem Sinne sind in der gegenwärtigen Klassenstruktur, die von 
veränderten Beschäftigungsformen und Arbeitbedingungen geprägt ist, auch 
die lohnabhängigen Fraktionen der Mittelschichten als Träger des gesamten 
Reproduktionsprozesses zu begreifen und als Gegenpol zur weltweit operierenden 
herrschenden Klasse." 

Die neuen Differenzierungslinien, die durch die Klasse der Lohnabhängi- 
gen gehen, erschweren unstrittig eine gemeinsame Interessenpolitik; sie haben 
dennoch einen kleinsten Nenner: der strukturell aufgenötigte, in den Inhalten 
und Formen vielfältige Kampf um gerechten Lohn, gute Arbeit und die soziale 
Absicherung der abhängig beschäftigten Klassen. Die im Kampf entstandenen 
Kräfte und Institutionen - zu denen Gewerkschaften, soziale Bewegungen und 


Klassendiskussion bieten die Beiträge im Themenband von Hans-Günter Thien (2011) 
und im Themenheft Klassentheorien der PROKLA 175 (2014). 

17 Becker (2011: 34) unterscheidet zwischen „relationalen Klassen“ (Lohnarbeiter-Kapital) 
und „aggregierten sozialen Klassen“ (nach Berufen etc.). Ich halte die Untergliederung 
nach (relationalen sozialökonomischen) Klassen und (aggregierten) sozialen Schichten im 
Sinne Geigers für sinnvoller; das ist aber eine offene und keine Glaubensfrage. 

18 Geiger fasst seinen unter den Zeitumständen von 1932 gewählten Begriff der sozialen 
Schichtungals Oberbegriff der historisch-spezifischen Klassen im Kapitalismus, während 
der nach 1945 aus der US-amerikanischen Soziologie übernommene Schichtbegriff den 
der Klasse ersetzt. 

19 Vgl. vor allem Sklair (2001), der zeigt, wie ökonomische und politische Eliten verschmel- 
zen, ohne ineinander aufzugehen. 


Die Gegenwart im Lichte historischer Klassenstudien 653 


der (Sozial-)Staat zählen - besetzen das umkämpfte Terrain, auf dem soziale 
Konflikte auch die Herrschaftsstrukturen infrage stellen. Unstrittig ist, dass mit 
dem Ende der integrierenden Klassengesellschaft (vgl. Dörre 2011: 131ff.) die 
lohnabhängigen Fraktionen in neuen Formen und auf neuen Ebenen (national 
wie transnational) gegeneinander ausgespielt werden. Aber auch die Konkurrenz 
am Arbeitsmarkt - vor allem zwischen Stammbelegschaften und prekär beschäf- 
tigten oder scheinselbstständigen Arbeitskräften - ist nur Ausdruck der zwar 
modernisierten, qualitativ jedoch keineswegs ‘neuen’ Produktionsverhältnisse, 
mit denen es die sozialen Bewegungen seit jeher zu tun hatten. 

Dass sich heute die ökonomisch konstituierten Klassen mit den beruflichen, 
kulturellen und moralischen Milieus auf vielfältige Weise durchkreuzen, ist kei- 
neswegs so neu, wie uns manche Analysen vorspiegeln. Zu erinnern ist daran, dass 
schon immer die Praxis der Solidarität über Normen und Werte vermittelt war. 
Auch in der ‘alten’, oft viel zu homogen gedachten Arbeiterklasse (vgl. Schmidt 
2014; Thien 2014) entsprang solidarisches und politisch bewusstes Handeln nicht 
einfach der bloßen Gemeinsamkeit des Lohnarbeitsdaseins. Deren Verblassen 
wirft die Frage auf, ob das alte Leitbild der Solidarität, die in der Arbeiterbewe- 
gung an die Gerechtigkeitskonzepte des Kommunismus und des Sozialismus 
gebunden war, in der Reflexion der heutigen gesellschaftlichen Voraussetzungen 
zu überprüfen ist. Es könnte, statt aufindividualistisch überzogene Ansprüche zu 
setzen, auch an den beruflichen Entfaltungsinteressen und reichen Beständen an 
Expertenwissen anschließen, die in den abhängig beschäftigten Mittelschichten 
angesammelt sind. 

Der Zugang zur Analyse schichtspezifischer Besonderheiten und übergrei- 
fender Gemeinsamkeiten von Interessen ist über bloße sozialstatistische und 
Befindlichkeits-Befunde zur sogenannten Mitte der Gesellschaft versperrt. Die 
Trennlinien zwischen ArbeiterInnen und der Mehrheit der Angestellten sind 
längst verblasst, weit wichtiger ist der differenzierende Blick auf die Rolle von 
Geschlecht und Milieus, auf Habitus und Lebensweisen, die von gegenwärtigen 
Veränderungen und von der Vergangenheit beeinflusst sind.’ Dabei können 
typische Interessenlagen sich ergänzen oder konkurrieren, solidarisches Handeln 
begünstigen oder erschweren. So wichtig für ihre Analyse die von Dörre (2011: 
131#f.) beschriebenen „neuen sozialen Spaltungen und Klassenbeziehungen“ 
sind, so ungenau erscheint mir der dafür in Anspruch genommene Begriff der 


20 In Bezug auf die Geschlechterverhältnisse (Haug 2001; Klinger u.a. 2007), den Habitus 
samt der „feinen Unterschiede“ (Bourdieu 1982) und die milieuspezifische Lebensführung 
(Vester 2016). Dasselbe gilt für historische und nationale Besonderheiten sowie für eth- 
nische Zuschreibungen, die Einfluss auf die Klassenverhältnisse, politischen Strukturen 
und Institutionen ausüben. 
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„sekundären Ausbeutung“ (ebd.: 119ff.) - er ist sogar irreführend, soweit er eine 
strukturelle Beherrschung der prekär Beschäftigten und Geringverdienenden 
durch die tarifvertraglich geschützten Arbeitskräfte suggeriert.” Die sozialen 
Grenzlinien und Interessenunterschiede innerhalb der Klasse der abhängig 
Beschäftigten lassen sich ohne die Annahme einer sekundären Ausbeutung 
entschlüsseln - und durch politische Praxis verändern. 


4.2 Die Mitte als „Klasse des marxistischen Missvergnügens”? 


Die meisten UngleichheitsforscherInnen, einerlei, ob sie die Klasse begrifllich 
noch dulden oder endgültig abschaffen, behandeln die Mitte als „eine soziale 
Klasse marxistischen Missvergnügens“ (Vogel 2009: 32). Nicht zufällig beruft 
sich der Botschafter dieses Missvergnügens auf Geigers ‘Schmelztiegel’-Ihesen von 
1949 und nicht auf die gründliche Studie von 1932. Doch selbst dieses Vergnügen 
am marxistischen Missvergnügen beruht auf einer Täuschung. Berthold Vogel, 
der Entdecker der „sozialen Fragen, die aus der Mitte kommen“, missachtet in 
seiner Studie Wohlstandskonflikte (2009) die wesentlichen Unterschiede der 
sozialökonomischen Stellung, wenn er im historischen Rückblick Geiger be- 
müht und behauptet: „Gerade die sogenannten Kleinbürger, die Angestellten und 
Staatsbediensteten, die Krämer und Einzelhändler, widersetzten sich aufgrund 
ihrer unklaren Klassenlage |...] allen antagonistischen Ordnungsversuchen.“ 
(Ebd.: 32; Hervorh.: U.K.) Seine Auskunft unterschlägt, dass Geiger selbst 1949 
auf der entscheidenden Differenz zwischen ‘altem’ Mittelstand und ‘neuen’ Mit- 
telschichten bestanden und nicht ganz verlernt hatte, in Widersprüchen und 
Ungleichzeitigkeiten zu denken. Den Fall der nezen Mittelschichten - nicht 
des alten ‘Mittelstands’ — deutete er als „Paradox der Gesellschaftsgeschichte: 
eine Klasse leugnet mit Entrüstung, Klasse zu sein, und führt einen erbitterten 
Klassenkampf gegen Wirklichkeit und Idee des Klassenkampfs“ (Geiger 1949: 
168). Was die noch heute misshandelte These vom „Extremismus der Mitte“ 
betrifft, hielt Geiger an der Erkenntnis fest: „Aus völlig verschiedenen - zum 
Teil geradezu entgegengesetzten -— Beweggründen nähren [...] die gewerbliche 
Mittelschicht sowohl als große Teile der Angestelltenschicht Widerwillen ge- 
gen das Klassenkampfmodell als solches [...].“ (Ebd: 167; Hervorh.: U.K.). Wer 
ausgerechnet ihn zum Kronzeugen des marxistischen Missvergnügens bestellt 
und faktenwidrig für das eigene Bild einer breiten, von der Angestellten bis zum 


21 Womit eine Mitverantwortung der Gewerkschaften an dieser Entwicklung nicht bestritten 
werden soll. Dörre kann sich im übrigen schwerlich auf Marx’ Begriff (MEW 25: 623) beru- 
fen, denn dort ist von der sekundären Ausbeutungder Arbeiterklasse in der Konsumsphäre 
durch die Preistreiberei von Hausvermietern und Kleinhändlern die Rede. 


Die Gegenwart im Lichte historischer Klassenstudien 655 


Einzelhändler reichenden Mitte einspannt, bezahlt das Vergnügen am Verschwin- 
den der Klassenfrage mit dem Rückfall hinter die Weimarer Erkenntnisse. 

Diejenigen, die mit der bloßen Ungleichheits-Sprache das Verschwinden för- 
dern, halten sich nicht einmalan einen Gedanken von Paul Nolte. Der historische 
Kenner des Klassenbegriffs vermerkt, dass die „ökonomischen Krisen der letzten 
zehn Jahre | ] das Sensorium für die Macht der Sozialökonomie wieder gestärkt“ 
haben (Nolte 2015: 204). Diese Erkenntnis hat im soziologischen Nachdenken 
über die inneren Verschiebungen in der Klasse der Lohnabhängigen bislang 
wenig bewirkt. Vorherrschend bleibt das Bild einer bloß empirisch vermessenen, 
als „Identitätsmarker“”* missbrauchten Mittelschicht, die normativ gegen die 
Unterschicht in Stellung gebracht wird. Die Mentalitätskluft zwischen Ant- 
riebsschwachen und Leistungsstarken ersetzt das Klassenverhältnis von Arbeit 
und Kapital. Die breite Mittelschicht beglaubigt die motivierende Kraft der 
Ungleichheit, weil hier die Erziehung der Marktgefühle’ geglückt erscheint. 
Gerade deshalb prägt die Sorge, dass diese Karte für die Mitte nicht mehr wie 
gewohnt sticht, die gegenwärtige Debatte weit stärker als die übergreifende Sorge 
um die wachsende Ungleichheit und deren Ursachen. 

Die hier vorgetragene Kritik an einer begriffslosen Soziologie der Mitte”? 
verweist auf ein ganz anderes Verhältnis von Theorie, empirischer Analyse und 
gesellschaftlicher Aufklärung. Siegfried Kracauers Blick, der die Verhältnisse 
durchdrang, ohne die Menschen herabzusetzen, die sie personifizieren, stün- 
de den heutigen Sozialwissenschaften gut an. Jene, die das Bestehende nur in 
moderner Form bewahren wollen, warnte er davor, sich in Deutungsmuster zu 
verflüchtigen, „die zuletzt doch der bestehenden Gesellschaft zugute kommen. 
Seine Wächter wären in diesem Fall Schlafmützen und ihre Synthesen selber 
Ideologien.“ (Kracauer 1929/2011: 151). Der Schlafmützigkeit ist abzuhelfen, 
wenn es gelingt, die sozialökonomische Basis der modernen Klassengesellschaft 
in ihren längst die nationalen Grenzen überschreitenden Veränderungen zu 
erfassen.” Die Arbeit daran schließt den Gebrauch vermittelnder Kategorien 
ein, will man die historisch-politischen und kulturellen, die geschlechts- und 


22 Solche „Marker“ bringen Münkler/Münkler (2016: 85ff.) als ‘Fleißpunkte’ ins Spiel, die 
nach Deutschland Geflohene sammeln sollen. Darin spiegelt sich die normative Welt der 
Mitte: „Bereitschaft zur Selbstsorge“, „Leistungswillen in Bezug auf die Gesellschaft“ 
und die Überzeugung, dass man „durch eigene Anstrengungen einen gewissen Aufstieg 
erreichen kann“. 

23 Ausdrücklich sei anerkannt, dass Burzan u.a. (2014), Koppetsch (2013), Mau (2012), 
Nachtwey (2016) und Vogel (2009) viele Seiten der veränderten Gesellschaftsstruktur 
behandeln. An ihrem Umgang mit der ‘Mitte’ zeigt sich jedoch, dass der hier kritisierte 
Umgang mit der Klassenfrage den Ertrag ihrer Erkenntnisse schmälert. 


24 Vgl. dazu die Übersichten von Koch (1994), Klinger u.a. (2007), Vester (2016). 
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berufstypischen Ausprägungen der konkreten Klassenverhältnisse begreifen und 
politisch nutzen.” Auch hier kann die Lektüre der Weimarer Soziologen helfen, 
in der Gegenwart die ‘ideologischen Äquivalente’ zu jenen Ängsten und rück- 
wärtsgewandten Hoffnungen zu entschlüsseln, die vor 1933 diskutiert wurden. 
Man würde fündig werden.” 

Nach wie vor gilt, dass die jeweilige Klassenherrschaft auch die Gegenkräfte 
hervorbringt, die ihre Profiteure das Fürchten lehren. Wenig zu fürchten hat 
die Elite samt ihrem Beratungspersonal?”, solange es ihr gelingt, der angestellten 
Krankenpflegerin wie dem tariflosen Cloudworker ein Mitte-Dabeisein vorzu- 
spiegeln und die Lehrerfamilie mit Eigenheim für das Steuervermeidungsinteresse 
der Plutokraten einzuspannen. Auf die Selbsttäuschung dieser Mitte kann die 
Bourgeoisie der Gegenwart zumindest so lange zählen, wie ihr auf dem Feld der 
Begriffspolitik die Betreiber der Ungleichheitsforschung und der Themensalons 
zur Hand gehen. 

Den Klassenverhältnissen und ihrem Wandel nachzuspüren, verspricht weder 
rasche noch verbindliche Antworten. Aber wer es nicht tut, verstellt sich den 
Zugang zur Erkenntnis der Wirklichkeit - und die Perspektive einer Gesellschaft, 
die klassenlos zu nennen wäre. Soll der Zusammenhang von kritischer Theorie und 
eingreifender Praxis gewahrt werden, sind wir genötigt, diesen Wegeinzuschlagen. 
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